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EDITORIAL/107: Friede, Freude, Hambach buchen ... (SB)





Wochendruckausgabe 107 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
13.10.2018
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Friede, Freude, Hambach buchen ...

Ihren öffentlichen und endlichen Fortgang fand die Ausgrenzung der
ursprünglichen Aktivisten, nämlich der Waldbesetzer, nicht erst,
nachdem sich die Umweltorganisationen den Anschein des Sieges in
fundamentalen Naturschutzangelegenheiten am Beispiel des vorläufigen
Rodungsstopps im Hambacher Forst aufgrund ihrer gerichtlichen Klagen
an die eigene Brust geheftet hatten. Daß diese auch in anderen
übergreifenden Zusammenhängen aktiven Umweltverbände auf solche Weise
nicht nur vollends die publizistische Aufmerksamkeit erhielten,
sondern, wie es sich einer dem Betriebsrat in Konzernen am ehesten
verwandten Einrichtung geziemt, die harmonie- und
übereinstimmungsgestützte Regulation auch dieses speziellen Falles wie
immer in ihre kompetenten und gesellschaftlich wie wirtschaftlich
akzeptierten Hände nahmen, liegt in der Logik ihrer selbstgewählten
Aufgabenstellung.

Das verbindet sich natürlich aufs beste mit dem Umstand, daß im
Schatten echten Aktivisten entwendeter Scheinerfolge die
wirtschafts- und profitorientierte Überlebensmehrheit und Kapitalmacht
aufs fröhlichste und ungestört ihre mittel- bis langfristig
lebensbedrohlichen Projekte wie die Planung weiterer Kohle- und
Kernkraftwerke, Fabrik- und Fertigungszentren und den Ausbau dazu
erforderlicher Strukturen und damit ihr existenzeinschränkendes
Geschäft fortsetzen können.

Die von den ursprünglichen Aktivisten, den Waldbesetzern und
-bewohnern, aufgeworfenen Widersprüche mit ihren alternativen Fragen
an zukünftige Lebensformen und Produktionsweisen wurden auf diese
Weise sicher gegen die Wand gefahren, jedoch ganz gewiß nicht aus der
Welt geschafft.

Ihre Schattenblick-Redaktion


12. Oktober 2018
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ATOM/177: Halbwertzeit - erinnern an die Pflichten ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 18. Oktober 2018

Samstag (20.10.2018) Anti-Atom-Treck vom Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) in Salzgitter-Lebenstedt zur Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE)
in Peine

Auch der BBU ruft zur Teilnahme auf



(Bonn, Hannover, 18.10.2018) Neben zahlreichen Initiativen und Verbänden
ruft auch der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) für den
kommenden Samstag (20.10.2018) zur Teilnahme an einem Anti-Atom-Treck in
Niedersachsen auf. Der Treck wird vom Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) in
Salzgitter-Lebenstedt zur Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) in Peine
führen. Veranstalter der Aktion ist ein Bündnis aus rund 15 Organisationen.
Mit vielen Menschen wollen sie gemeinsam aufbrechen, um die BGE als Betreiber
der Anlagen ASSE II und Schacht KONRAD aufzufordern, ihre Aktivitäten auf
den Schachtneubau an der ASSE zu konzentrieren und das sinnlose Projekt
KONRAD endlich aufzugeben. Der Treck wird ca. 30 km lang werden und aus
Treckern, Fahrrädern, Autos und Motorrädern bestehen. Mit der Aktion soll
der gemeinsamen Forderung "ASSE leerräumen - KONRAD aufgeben" Nachdruck
verliehen werden.

Der BBU betont, dass angesichts der zum Teil noch bis Ende 2022 laufenden
Atomkraftwerke und der bisher unbefristeten Laufzeit der Uranfabriken in
Gronau und Lingen weiterhin erheblicher Atommüll anfallen wird. Udo
Buchholz vom BBU-Vorstand fordert daher grundlegend, "dass alle AKW und
Uranfabriken stillgelegt werden müssen, damit die bereits vorhandenen
Atommüll-Mengen nicht noch weiter vergrößert werden".

Erfreut ist der BBU darüber, dass auch gewerkschaftliche Organisationen wie
die IG Metall Fraktion im VW-Werk Salzgitter den Anti-Atom-Treck mit
organisieren.

Ablauf des Trecks

Der Treck beginnt am Samstag mit einer Auftaktkundgebung in 
Salzgitter-Lebenstedt um 10 Uhr vor dem Bundesamt für Strahlenschutz, 
Willy-Brandt-Str. 5. Die Hauptkundgebung findet um 12.15 Uhr in Vechelde statt (Platz
vor dem Bürgerzentrum, Hildesheimer Str. 5). Mit der Abschlusskundgebung in
Peine vor dem Sitz der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE),
Eschenstraße 55, von 15.30 Uhr bis 16 Uhr endet die ganze Veranstaltung. Es
ist auch möglich, nur an einzelnen Abschnitten des Trecks teil zu nehmen
und man muss auch nicht an allen kundgebungen teilnehmen. Sinnvoll ist es
aber schon, möglichst an allen Etappen des Trecks dabei zu sein.

Ausführliche Informationen über den Ablauf des Trecks, über die
Redebeiträge bei den Kundgebungen sowie über Anreisemöglichkeiten findet
man unter:

https://www.anti-atom-treck.de

Im Aufruf zur Teilnahme an dem Treck heißt es u. a.:

"Im Frühjahr dieses Jahres gab der Betreiber von Schacht KONRAD - die
Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) - bekannt, dass sich die
Inbetriebnahme des geplanten Endlagers für schwach- und mittelradioaktiven
Atommülls zum wiederholten Male verschieben würde: Von 2022 auf 2027. Es
dauert länger, es wird teurer, die Diskrepanz zwischen Plan und Realität
wird immer größer und bei alldem geraten Sicherheitsaspekte immer weiter in
den Hintergrund. Zusätzlich wird das Projekt augenfällig immer sinnloser:
fehlende Rückholbarkeit, ungeklärte Transportfragen und für große Mengen
schwach- und mittelradioaktiven Mülls wird ein weiteres Lager notwendig
werden.

Gleichzeitig kommt die Rückholung des Atommülls aus der ASSE nicht voran
obwohl die Zeit angesichts des drohenden Absaufens des Bergwerks
davonläuft. Das zentrale Bauwerk für die Rückholung ist der neu zu
errichtende Schacht 5. Dessen Fertigstellung ist erst für 2028 geplant und
muss dringend beschleunigt werden. Aus dem Desaster mit der ASSE hat die
Bundesregierung Konsequenzen für den zukünftigen langfristigen Umgang mit
dem Atommüll gezogen: Für ein Endlager darf kein vorhandenes Bergwerk
genutzt und der Atommüll muss für einen langen Zeitraum rückholbar gelagert
werden. Dies muss auch für Schacht KONRAD gelten!"

Quelle und vollständiger Text:

https://www.anti-atom-treck.de/aufruf.

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände
und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn.
Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte Privatpersonen sind
aufgerufen, dem BBU beizutreten um die themenübergreifende Vernetzung der
Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für
menschen- und umweltfreundliche Verkehrskonzepte, für den sofortigen und
weltweiten Atomausstieg, gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen
Fracking und für umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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ATOM/176: Halbwertzeit - für die Stillegung Mehrheiten schaffen ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 17. Oktober 2018

Nach Anhörung im Bundestags-Umweltausschuss: 

Bemühungen zur Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen gehen
weiter



(Bonn, Düsseldorf, Hannover, 17.10.2018) - Die Stilllegung der
Urananreicherungsanlage in Gronau (NRW) und der Brennelementefabrik in
Lingen (Niedersachsen) ist rechtlich möglich. In dieser Kernaussage waren
sich die meisten Juristen einig, die heute (17.10.2018) als Sachverständige
an einer Bundestagsanhörung in Berlin teilgenommen haben. "Jetzt muss
weiterhin Überzeugungsarbeit geleistet werden, um die nötigen politischen
Mehrheiten für die Stilllegung der beiden Uranfabriken zu bekommen. Und
natürlich wird es weiterhin Demonstrationen und andere Protestaktionen
geben - bis die Anlagen außer Betrieb sind und nicht länger mit
angereichertem Uran und Brennelementen den Betrieb von Atomkraftwerken in
Belgien, in der Schweiz und anderswo gewährleisten können", so der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) in einer ersten
Stellungnahme nach der Anhörung.

Die Anhörung des Umweltausschusses des Bundestages fand auf Initiative der
Bundestagsfraktionen der Linken und von Bündnis 90/Die Grünen statt. Sie
hatten entsprechende Gesetzesentwürfe zur Stilllegung der Uranfabriken
ausgearbeitet.

Eine Delegation der Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Umfeld der
strittigen Uranfabriken, aus der Grafschaft Bentheim, aus dem Emsland, aus
dem Münsterland sowie aus dem Wendland (dort wird Atommüll aus Gronau
gelagert), nahm an der Anhörung teil und beobachtete deren Verlauf. Nach
der Anhörung erklärte Peter Bastian vom Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen: "Die Auseinandersetzung um die umstrittenen Uranfabriken ist
auf höchster politischer Ebene angekommen. Die Politik kann und muss jetzt
handeln. Der Atomausstieg in der Bundesrepublik Deutschland auf der einen
Seite und die unbefristete Versorgung von Atomkraftwerken in Belgien,
Frankreich und anderswo mit angereichertem Uran und Brennelementen aus
Deutschland passen nicht zusammen. Der Atomausstieg muss in Gronau und
Lingen vollendet werden - das ist auch eine Frage der politischen
Glaubwürdigkeit."

Schon vor der Anhörung veranstalteten Anti-Atomkraft-Initiativen eine
Mahnwache in Berlin vor Paul-Löbe-Haus, in dem die Anhörung anschließend
durchgeführt wurde. Mit Fahnen und Transparenten wurde die Forderung nach
Stilllegung der Uranfabriken unterstrichen; etwa 20 Personen beteiligten
sich an der Aktion.

Im Vorfeld der Anhörung hatten Anti-Atomkraft-Initiativen und der BBU in
einer gemeinsamen Stellungnahme den im Umweltausschuss der Bundesregierung
vertretenen Abgeordneten ihre Einschätzung der Uranfabriken mitgeteilt.
(Mehr dazu unter [1])

Udo Buchholz, Vorstandsmitglied des BBU und Anwohner der Gronauer
Urananreicherungsanlage betont: "Die Sachverständigen der
Bundestagsfraktionen haben bei der Anhörung sicherlich kontrovers
diskutiert. Aber noch vor gar nicht langer Zeit wäre solch eine
Expertenanhörung in Berlin zur Stilllegung der Uranfabriken undenkbar
gewesen. Mit dieser Anhörung wurde eine weitere Etappe auf dem Weg zur
Stilllegung der Uranfabriken bewältigt. Die Bürgerinitiativen werden jetzt
nicht mehr locker lassen".

Die Anti-Atomkraft-Initiativen und der BBU sehen in der Bevölkerung einen
breiten Rückhalt für ihre Forderungen. Eine Forsa-Umfrage hatte im Frühjahr
2018 ergeben, dass etwa zwei Drittel der Bevölkerung sowohl in
Nordrhein-Westfalen als auch in Niedersachsen Uranexporte ablehnt und die
Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen einfordert [2].


Hintergrundinformationen zur Anhörung:

https://www.bundestag.de/ausschuesse/a16_umwelt/oeffentliche_anhoerungen#url=L2F1c3NjaHVlc3NlL2ExNl91bXdlbHQvb2VmZmVudGxpY2hlX2FuaG9lcnVuZ2VuL29lZmZlbnRsaWNoZS1hbmhvZXJ1bmctMjAtc2l0enVuZy1hdG9tZ2VzZXR6LzU3MTE5OA==&mod=mod544426

Ein Mitschnitt der Anhörung wird in Kürze in der Mediathek des Bundestages
veröffentlicht unter:

https://www.bundestag.de/mediathekveröffentlicht.

Ende Spaltenformat


Anmerkungen:

[1] https://bbu-online.de/Stellungnahmen/Stellungnahme%20Aenderung%20Atomgesetz.pdf

[2] http://www.umweltinstitut.org/presse/presse-details/aspresse/129/forsa-umfrage-in-niedersachsen-breite-mehrheit-gegen-brennelement-exporte-und-fuer-stilllegung-der.html?tx_aspresse_pi1%5Bpage%5D=1&cHash=52ee2d54b3d70bdd2929fc0f9d996f74

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/493: Klimakampf und Kohlefront - unterstellte Rücksichtslosigkeit ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zu Aktivitäten von Betriebsratsvorsitzenden der
IGBCE und RWE in Keyenberg und vor ihrem Privathaus im Grubenranddorf
Kerpen-Buir

Tagebaubetroffene und deren Familien sind keine Betroffenen zweiter 
Klasse 



Buir, 18.10.2018. Am Sonntag, dem 14.10.2018, traten
Betriebsratsvorsitzende von RWE und Mitglieder der IGBCE bei einem
öffentlichen Dorfspaziergang in Keyenberg mit einem Plakat auf, das u.a.
meinen Namen, mein Konterfei und den Zusatz "Der Arbeitsplatzfeind No. 1"
trug. Nur drei Tage später, am 17.10.18 zog einer dieser
Betriebsratsvorsitzenden mit ca. 80 Mitarbeitern und IGBCE-Fahnen lautstark
und Böller zündend in einem von der Polizei des Rhein-Erft Kreises
geduldeten Aufzug vor meinem privaten zu Hause auf, in dem neben meinem
Partner auch meine Kinder wohnen.

Während der Vorsitzende der IGBCE, Michael Vassiliadis, sich vom Vorgehen
seiner Mitglieder distanzierte und sich entschuldigte, veröffentlichte die
RWE AG über ihren Twitter-Account @RWE_Presse einen Brief des
Betriebsratsvorsitzenden Zentrale Köln RWE Power an mich. Darin heißt es
u.a.: "Was wir wollten, ist zu zeigen, dass es nicht nur um Bäume geht,
sondern um Menschen und deren Familien, die ganz konkret von
Arbeitsplatzverlusten bedroht sind."

In diesem Kontext bitte ich um Berücksichtigung meines persönlichen
Statements als Tagebaubetroffene, Mutter dreier Töchter und in die
"Kohlekommission" berufene Interessenvertreterin der Region und der
betroffenen Anwohner*innen im Rheinischen Revier:

"Wir von den Auswirkungen des Braunkohletagebaus Betroffene und unsere
Familien sind keine Betroffenen zweite Klasse. Wir sind direkt betroffen
durch massive Wertverluste unserer Immobilien, Heimatverlust durch
Zwangsvertreibung und Zwangsenteignung, durch die von der Kohleförderung
und -verstromung ausgehenden Gesundheitsgefahren, und massive
Beeinträchtigungen unserer Lebensqualität. Sowohl in Deutschland als auch
weltweit vernichtet Kohle direkt und indirekt Existenzen, und die
Klimakrise gefährdet Menschenleben.

Mit dieser erneuten Entgleisung des Betriebsratsvorsitzenden, der seine
verantwortungsvolle Position in unverantwortlicher Weise ausnutzt, um
Mitarbeiter*innen gegen eine Tagebaubetroffene und ihre Familie
aufzuwiegeln, muss personelle Konsequenzen haben. Eine Entschuldigung von
Michael Vassiliadis reicht in diesem Fall nicht aus."

Unbenommen dieses Vorfalls werde ich mich weiterhin dafür einsetzen, dass
in Zeiten der Klimakrise und des notwendigen nachhaltigen Strukturwandels
in Richtung einer decarbonisierten Zukunft die Interessen der Beschäftigten
nicht gegen die Sorgen und Nöte der betroffenen Anwohner*innen und des
Klimaschutzes ausgespielt werden. Wir müssen die Menschen in den
Mittelpunkt unserer Überlegungen stellen.

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/492: Klimakampf und Kohlefront - Emmissionskonflikt ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Neue Studie: Kohlekraftwerke stoßen zu viel Stickoxide aus



Klima-Allianz Deutschland und BUND fordern: Klima- und Gesundheitsschutz
müssen Hand in Hand gehen. Betreiber sollen nachrüsten oder Kraftwerke
abschalten.

In einer neuen Studie haben die Klima-Allianz Deutschland und der Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland untersuchen lassen, wie viel Stickoxide
(NOx) die größeren deutschen Kohlekraftwerke ausstoßen und wie der Ausstoß
des giftigen Gases gesenkt werden könnte. Das Ergebnis der Ökopol-Studie:
73 Prozent der Braunkohlekraftwerke, darunter Blöcke von Neurath und
Niederaußem am Tagebau Hambach, schaffen nicht einmal das Mindestniveau der
neuen EU-Standards. Würden die Blöcke mit einem Katalysator ausgestattet,
könnten ihre Stickoxid-Emissionen um mehr als die Hälfte oder 55.700 Tonnen
pro Jahr gesenkt werden. Die Studie zeigt, dass die ältesten
Kraftwerksblöcke auch die dreckigsten und gesundheitsschädlichsten sind.
Für Klima-Allianz Deutschland und BUND folgt daraus, dass diese Blöcke im
Zuge eines Kohleausstiegs als erstes vom Netz gehen sollten.

"Jeder PKW muss die Stickoxide in seinen Abgasen mindern. Für
Braunkohle-Kraftwerke gilt dies bislang nicht. Die deutsche
Energiewirtschaft hat seit zwanzig Jahren nichts getan, um ihren
Stickoxidausstoß zu mindern. Braunkohlekraftwerke verursachen zwei Drittel
des Gesamtausstoßes an Stickoxiden der Kohlewirtschaft. Die
Kraftwerksbetreiber versuchen nun, eine ambitionierte Umsetzung der neuen
EU-Schadstoffgrenzen zu verhindern. Wenn die Bundesregierung dem nachgibt,
schadet sie der Umwelt und setzt die Gesundheit der Bevölkerung aufs Spiel.
Kohlekraftwerke müssen entweder strenge Schadstoffgrenzen einhalten oder
abgeschaltet werden", erklärt Fabian Hübner, Kohle-Experte der
Klima-Allianz Deutschland.

Die Ergebnisse der Studie dürften auch die Mitglieder der Kohlekommission
interessieren. "Die Entscheidung über einen Fahrplan für den Kohleausstieg
muss Hand in Hand mit den neuen EU-Vorschriften zur Luftreinhaltung gehen.
Die Kohlekommission braucht konkrete Angaben von der Bundesregierung, wie
ambitioniert die neuen EU-Schadstoffgrenzen in Deutschland umgesetzt
werden. Dies wäre ein wichtiger Baustein für den Ausstiegsfahrplan, den die
Kommission vorschlagen soll. Aber die Bundesregierung lässt ihre Kommission
weiter im Dunkeln tappen", erklärt Tina Löffelsend, Energie-Expertin beim
BUND. Mit Katalysatoren können die Stickoxide aus der Braunkohleverbrennung
auf weniger als ein Drittel der heutigen Emissionen reduziert werden. Nur
Kraftwerke, bei denen sichergestellt wäre, dass sie nur noch wenige Jahre
laufen, könnten mit weniger aufwendigen Maßnahmen davonkommen. "Das
bedeutet aber zugleich mehr Schadstoffausstoß", warnt Löffelsend.

Auch Steinkohlekraftwerke könnten der Ökopol-Studie zufolge ihre
NOx-Emissionen noch einmal um knapp die Hälfte mindern, wenn sie ihren
Katalysator voll ausschöpften. Für sie ist ein Katalysator bereits seit den
1980er Jahren Pflicht. Die Kosten für zusätzliche Maßnahmen zur
Entstickung, sei es durch Katalysator-Technik oder nur durch die Eindüsung
von Harnstoff oder Ammoniakwasser, sind insgesamt sehr gering. Sie bewegen
sich im Bereich von 0,036 Cent pro Kilowattstunde, wenn jeweils nur die
eine oder andere Technik eingesetzt würde. "Das sind äußerst geringe Kosten
für einen großen Gewinn für die Gesundheit der Bevölkerung. Ausnahmen von
der Regel sind daher nicht zu rechtfertigen," so Hübner. "Scheuen die
Betreiber den technischen Aufwand, sollten sie ihre Anlagen vorzeitig
stilllegen."

Für die Studie wurden die NOx-Emissionsdaten von 40 Braunkohlekraftwerken
und 68 Steinkohlekraftwerken ab 100 MW elektrischer Leistung bei den
Betreibern abgefragt und vom Beratungsinstitut Ökopol ausgewertet. Sie
enthält neben den Kostenabschätzungen auch Empfehlungen für die Umsetzung
der neuen EU-Schadstoffgrenzen in deutsches Recht. Die technische Umsetzung
muss mit einem klaren Ausstiegsfahrplan verbunden werden. In alle
Kraftwerke, die noch mehrere Jahre laufen, sollten die Betreiber einen
Katalysator einbauen, damit sie die ambitioniertesten Schadstoffgrenzen
einhalten.


Hintergrund:

Die deutschen Kohlekraftwerke stoßen erhebliche Mengen giftiger Stoffe wie
Schwefel, Stickoxid und Quecksilber aus und belasten damit die Luft und
Gesundheit der Menschen in ganz Europa. Die EU-Mitgliedsstaaten haben
deshalb neue Schadstoffgrenzen für Kohlekraftwerke beschlossen. Diese
müssen ab 2021 eingehalten, in Deutschland aber zuvor konkretisiert und in
nationales Recht umgesetzt werden. Die Bundesregierung hat die gesetzliche
Umsetzungsfrist im August verstreichen lassen.



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 123 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Verbraucherschutz, Jugend und
Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte Klimapolitik und eine
erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer und
internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen repräsentieren
zusammen rund 25 Millionen Menschen.

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) arbeitet auf allen
politischen Ebenen und wird von rund 593.000 Menschen unterstützt.
Bundesweit gibt es über 2.000 ehrenamtliche BUND-Gruppen, die direkt in
ihrer Region die Themen anpacken, die dort wichtig sind. Pflege von
Naturschutzflächen, Mobilisierung gegen Massentierhaltungsanlagen oder
Aufklärungsarbeit mit Kampagnen sind dabei nur ein Teil. Er engagiert sich -
 zum Beispiel - für eine ökologische Landwirtschaft und gesunde
Lebensmittel, für den Klimaschutz und den Ausbau regenerativer Energien,
für den Schutz bedrohter Arten, des Waldes und des Wassers. Er ist einer
der großen Umweltverbände in Deutschland.


Die Studie können Sie hier herunterladen.

https://www.klima-allianz.de/fileadmin/user_upload/Dateien/Bilder/Content/Mitglieder/Dokumente/Studie_%C3%96KOPOL_NOx-aus-Kohlekraftwerken.pdf

 * 

Quelle:

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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GEFAHR/034: Brandsatz Fukushima - Meeresentsorgung ... (SB)
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Brandsatz Fukushima 
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Der Atomkonzern TEPCO hat laut Reuters zugegeben, daß, entgegen
seinen früheren Behauptungen, ein erheblicher Teil des auf dem
Gelände des Akw Fukushima Daiichi in Tanks gelagerten Wassers über
die zulässigen Grenzwerte hinaus kontaminiert ist. Demnach hat die
als Wundermaschine gepriesene Dekontaminationsanlage ALPS, die
angeblich viele Dutzend verschiedene radioaktive Elemente
gleichzeitig aus dem Wasser entfernen kann, nur unzureichend
funktioniert. Ein TEPCO-Sprecher hat sich für das Versagen
entschuldigt und angekündigt, man werde das Wasser noch einmal durch
die Anlage laufen lassen, bevor man es - falls das genehmigt wird -
ins Meer abläßt.

Um die Bemühungen, die Nuklearkatastrophe in den Griff zu bekommen,
ist es in den Medien inzwischen ziemlich still geworden. Gleichzeitig
hat die japanische Regierung Betriebsgenehmigungen für weitere Meiler
erteilt, die aufgrund des dreifachen GAUs im März 2011 im Akw
Fukushima Daiichi abgeschaltet worden waren. Japans Premierminister
Shinzo Abo hatte zwar behauptet, man habe bei dem havarierten Akw
alles im Griff, weil er die Olympischen Sommerspiele 2020 in sein
Land holen wollte, aber, politikerschlau wie er ist, hat er nicht
dazu gesagt, in wessen Griff sich das Akw befindet. So bleibt also
sieben Jahre nach Beginn der Dauerkatastrophe und dem zigfach nach
immer gleichem Schema ablaufenden Entschuldigungen für diese oder
jene Untertreibung, wenn nicht gar Lüge festzustellen, daß sich der
Nuklearkomplex weiterhin nicht im Griff der Betreibergesellschaft, sondern
der vielen Folgeschäden der dreifachen Kernschmelze befindet.

Ein Erdbeben und dann ein Tsunami hatten das Akw Fukushima Daiichi am
11. März 2011 schwer getroffen. In drei von sechs Meilern setzte eine
unkontrollierte nukleare Kettenreaktion ein, einige Stunden später
gefolgt von Wasserstoffexplosionen. Ein Abklingbecken für
Brennelemente bei einem vierten Meiler geriet in Schieflage und es
brach ein Feuer aus, bei dem radioaktive Partikel freigesetzt wurden.
Über Jahre hinweg flossen jeden Tag Hunderte Tonnen teils stark
radioaktiv kontaminiertes Grundwasser ins Meer. Darüber hinaus müssen
die havarierten Meiler ständig gekühlt werden.

Das mit Radionukliden befrachtete Kühlwasser und Teile des
verseuchten Grundwassers werden abgepumpt und in Tanks auf dem
Gelände gelagert. Inzwischen reicht der Platz nicht mehr, um weitere
Tanks zu errichten. TEPCO hat stets behauptet, mittels seiner
leistungsfähigen Dekontaminationsanlage ALPS 62 verschiedene
radioaktive Isotope aus dem Wasser herausfiltern zu können. Lediglich
bei Tritium gelänge das nicht, aber das stelle kein Problem dar, denn
Tritium käme auch natürlicherseits im Wasser vor. Deshalb habe man
geplant, den Inhalt der Tanks ins Meer abzulassen.

Davon wollen die örtlichen Fischer nichts wissen, sie fürchten um
ihren Ruf. Zu recht, wie sich herausgestellt hat. Die Entschuldigung
des TEPCO-Sprechers am 1. Oktober vor einem Ausschuß des Ministeriums
für Wirtschaft, Handel und Industrie muß in den Ohren der Fischer
zynisch klingen, nachdem doch das Unternehmen jahrelang erklärt
hatte, ALPS funktioniere zuverlässig. Wie Reuters berichtete, geht
aus Regierungsdokumenten hervor, daß auf dem Gelände des Akw
Fukushima Daiichi 890.000 Tonnen Wasser gelagert werden. Davon sind
750.000 Tonnen bzw. 84 Prozent stärker radioaktiv belastet als vom
Gesetzgeber erlaubt. Obwohl das Wasser angeblich dekontaminiert
wurde, weisen 65.000 Tonnen eine mehr als das Hundertfache über dem
Grenzwert liegende Strahlenbelastung auf. In einigen Tanks hat das
"Knochenbrecher" genannte Strontium-90 eine Radioaktivität von
600.000 Becquerel pro Liter - das ist 20.000mal über dem Grenzwert.

Die Nachrichtenagentur AP weiß zu berichten, daß TEPCOs
Generalmanager Junichi Matsumoto eine Erklärung für das Versagen der
Dekontaminationsanlage hat: Besonders zu Beginn der Krise hätten die
Arbeiter so sehr unter Zeitdruck gestanden, um die Unmengen an
kontaminierten Wasser zu bewältigen, daß sie keine Zeit gehabt
hatten, die Anlage anzuhalten und die Filter zu wechseln. "Wir mußten
Prioritäten setzen, große Mengen an Wasser so schnell wie möglich zu
behandeln, um das Gesamtrisiko zu senken", so Matsumoto [2].

Das erklärt natürlich alles. Deshalb hatte TEPCO partout keine Zeit
gehabt, die Öffentlichkeit darüber zu informieren, daß das mutmaßlich
gereinigte Wasser noch jede Menge radioaktives Cäsium, Strontium,
Jod, Tritium enthält ...


Fußnoten:


[1] tinyurl.com/yd2rzcor

[2] tinyurl.com/yc5568da


18. Oktober 2018
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KOHLEALARM/491: Klimakampf und Kohlefront - das grenzt an Bedrohung ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

++ Umweltverbände verurteilen aggressiven Protest von Bergbau-Beschäftigten ++



Berlin. Nach der aggressiven Demonstration von Bergbaubeschäftigten vor dem
Privathaus von Antje Grothus, Klimaschützerin und Mitglied der
Kohlekommission, am gestrigen Mittwoch fordern die in der Kohlekommission
vertretenen Umweltverbände die Industriegewerkschaft Bergbau Chemie Energie
(IG BCE) und den Energiekonzern RWE auf, Konsequenzen zu ziehen. Der
Vorsitzende des Bund Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) Hubert
Weiger, der Präsident des Deutschen Naturschutzring (DNR) Kai Niebert und
der Greenpeace-Geschäftsführer Martin Kaiser appellieren an IGBCE-Chef
Michael Vassiliadis und RWE-Chef Rolf-Martin Schmitz, sicherzustellen, dass
sich Mitglieder und Beschäftigte von IGBCE und RWE nicht weiter an
Hetzkampagnen und übergriffigen Protesten gegen Mitglieder der
Kohlekommission und Vertreter des Bürgerprotestes im Rheinland beteiligen.
Beide müssten mäßigend auf ihre Leute einwirken, um eine Eskalation am
Rande der kommende Woche stattfindenden Sitzung der Kohlekommission im
Rheinland zu vermeiden.

Rund 100 Bergbaubeschäftigte, teilweise mit IGBCE-Fahnen und RWE-T-Shirts,
hatten mit Trillerpfeifen und Plastikflaschen vor dem Wohnhaus und auf dem
Grundstück der Familie Grothus gelärmt, gegen Fenster geklopft und Parolen
skandiert wie "Hambi weg, Grothus raus". Grothus ist Sprecherin der
Bürgerinitiative "Buirer für Buir", die sich für den Erhalt des vom
Kohletagebau bedrohten Hambacher Waldes und die Interessen der Anwohner
einsetzt. Sie und andere Kritiker des Braunkohleabbaus werden seit langem
von Gewerkschaftsmitgliedern und RWE-Beschäftigten mit Beleidigungen und
Drohungen öffentlich unter Druck gesetzt.

Grothus und Vassiliadis sind Mitglieder der von der Bundesregierung
eingesetzten Kommission, die bis Jahresende einen Vorschlag für einen
sozialverträglichen Ausstieg aus der Kohleverstromung vorlegen soll.
Vassiliadis hatte sich gestern in einem Brief, der auch an die Medien
gespielt wurde, bei Grothus entschuldigt. Dagegen gab es seitens RWE
gestern keine Entschuldigung, im Gegenteil behauptete der
Betriebsratsvorsitzende auf Twitter, dass niemand bedroht worden sei. Für
die nächste Sitzung der Kommission am 24. Oktober hat die IG BCE bereits zu
einer Demonstration am Tagungsort in Bergheim aufgerufen, zu der sie rund
20.000 Demonstranten erwartet. Die Umweltverbände fordern Vassiliadis und
Schmitz auf, sicherzustellen, dass es dort zu keinen übergriffigen oder gar
gewalttätigen Aktivitäten von IG BCE- und RWE-Vertretern gegen Mitglieder
der Kohlekommission kommt. Die Verbände fordern eine Rückkehr zum
respektvollen Dialog, um eine gesellschaftliche Einigung in der Kohle-Frage
zu ermöglichen.

Mit der gestrigen Aktion ist für die Umweltverbände eine rote Linie
überschritten: Wer Mitglieder der Kommission derart unter Druck setzt und
öffentlich verunglimpft, wahrt nicht den Anstand des demokratischen
Diskurses. Die Verbände betonen, dass die Ängste der in der Kohlewirtschaft
Beschäftigten ernst genommen werden müssen und Lösungen für einen
sozialverträglichen Ausstieg zu den Aufgaben der Kommission gehören. Gerade
deswegen aber sei es völlig inakzeptabel, Mitglieder der Kommission
persönlich zu attackieren. RWE-Chef Schmitz hatte letzte Woche die
Umweltverbände mit Blick auf die Auseinandersetzungen um den Hambacher Wald
aufgefordert, mit RWE eine "Kampagne gegen Gewalt" zu starten. Nach
Auffassung der Verbände sollte Schmitz jedoch erst einmal im eigenen
Unternehmen dafür sorgen, dass RWE-Mitarbeiter sich nicht an diffamierenden
Aktionen beteiligen.




Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.bund.net/themen/waelder/hambacher-wald/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/490: Klimakampf und Kohlefront - Aktion ziviler Ungehorsam ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 18. Oktober 2018

Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, Campact, 350.org,
NaturFreunden Deutschlands und Umweltinstitut München

Umweltverbände zeigen sich solidarisch mit "Ende Gelände"

Solidaritäts-Demonstration am 27. Oktober am Hambacher Wald



Buir, 18. Oktober 2018 - Umwelt- und zivilgesellschaftliche
Organisationen rufen für den 27. Oktober zu einer
Solidaritäts-Demonstration mit den friedlichen Aktionen zivilen
Ungehorsams des Protest-Netzwerks Ende Gelände auf. Aktivist*innen von
Ende Gelände wollen sich am letzten Oktober-Wochenende
(25.-29.10.2018) vor Kohlebagger im Rheinischen Braunkohlerevier
setzen und sie so zum Stillstand bringen. Die
Solidaritäts-Demonstration wird am 27. Oktober um 10:30 Uhr am
S-Bahnhof Buir in der Nähe von Köln beginnen und mit einer
Abschlusskundgebung an der Tagebaukante nördlich von Morschenich (alt)
enden. Die Veranstalter der Demonstration erwarten Tausende Menschen.

"Wir fordern einen ambitionierten Kohleausstieg sowie die dauerhafte
Rettung des Hambacher Waldes und der vom Tagebau bedrohten Dörfer",
erklären die Veranstalter. "Am 27. Oktober wird ein kraftvolles Bild
der Verbundenheit zwischen Menschen in und am Rand der Kohlegrube
entstehen. Gemeinsam senden wir das Signal an Bundesregierung und RWE:
Die Kohle gehört ins Museum, der Zukunft gehören Sonne und Wind." Die
Solidaritäts-Demonstration wird von der Initiative Buirer für Buir,
Campact, 350.org, den NaturFreunden Deutschlands und dem
Umweltinstitut München getragen.

Fünfzehn Organisationen haben außerdem eine Solidaritäts-Erklärung mit
Ende Gelände unterzeichnet. Darin heißt es: "Wir können angesichts der
bedrohlichen Klimakatastrophe nachvollziehen, wenn sich jetzt Menschen
zum zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen."

Der Hambacher Wald ist zum bundesweiten Symbol des Widerstands gegen
die Braunkohle geworden. Am 5. Oktober stoppte ein Gericht vorläufig
die von RWE geplante Abholzung. In der bisher größten Demonstration im
Rheinischen Revier protestierten am 6. Oktober mehr als 50.000
Menschen für den Erhalt des Hambacher Waldes und den schnellen
Kohleausstieg.


Hinweise:


Informationen zur Soli-Demonstration:

www.kohle-soli-demo.de


Informationen zur Protestaktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion



Solidaritäts-Erklärung mit dem "Ende Gelände"-Protest gegen die
Kohleverstromung im Oktober 2018

Die Ziele des Pariser Abkommens können ohne Kohleausstieg nicht
erreicht werden


Die Regierungen dieser Welt haben in Paris beschlossen: Der Großteil
der fossilen Energien muss im Boden bleiben. Denn die Verbrennung von
Kohle, Öl und Gas ist die Hauptursache der globalen Klimakrise. Sie
verursacht Dürre und Hunger, Artensterben, Wetterextreme und Überflutungen.
Millionen Menschen, besonders im Globalen Süden, bedroht der Klimawandel
schon heute in ihrer Existenz und zwingt sie zur Flucht.

Ob es wirklich einen Wendepunkt in der internationalen Klimapolitik gibt,
entscheidet sich auf der nationalen Ebene der Länder, die historisch wie
aktuell die größten Verursacher der Klimakrise sind. Ein zügiger
Kohleausstieg in Deutschland ist eine der Voraussetzungen dafür, dass die
globale Erwärmung auf deutlich unter zwei Grad bzw. 1,5 Grad begrenzt
werden kann, wie es die Weltgemeinschaft mit dem Pariser Abkommen
festgelegt hat. Doch Deutschland versagt beim Klimaschutz: Die
Bundesregierung droht am Klimaziel für 2020 zu scheitern, weil sie den
Kohleausstieg seit Jahren hinauszögert. Statt endlich das Aus für die
dreckige Kohle zu beschließen, schiebt sie die Entscheidung darüber in eine
Kommission ab - und lässt die Schlote weiter qualmen und die Kohlebagger
weiter graben.

Gegen die zerstörerische Braunkohle wehren sich seit langer Zeit Menschen
vor Ort ebenso wie Umweltverbände und andere Organisationen. Sie fordern
einen nachhaltigen Strukturwandel für die Kohlereviere und zukunftsfähige
Arbeitsplätze statt Kohleindustrie, denn eines ist sicher: Die
Kohleverstromung hat keine Zukunft! Gleichzeitig verstehen sich immer mehr
Menschen als Teil einer globalen Bewegung für Klimagerechtigkeit. Denn sie
halten es für falsch, dass wenige Menschen von dem mit Hilfe fossiler
Energien erzeugten Wohlstand profitieren, viel mehr Menschen aber unter den
durch ihre Emissionen verursachten Klimawandelfolgen leiden. Weltweit
finden Proteste gegen fossile Infrastruktur statt.

Wir, die unterzeichnenden Organisationen, sind erschüttert über die Politik
des Wegschauens und die existenzielle Gefährdung von weltweit Millionen
Menschen durch den Klimawandel.

Wir können angesichts der bedrohlichen Klimakatastrophe nachvollziehen,
wenn sich jetzt Menschen zum zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau
gezwungen sehen.

Der Konsens der Kampagne "Ende Gelände" betont Sicherheit und Transparenz
für alle Beteiligten und schließt die Zerstörung von Infrastruktur und eine
Gefährdung von Menschen durch die Aktion aus. Ziviler Ungehorsam gegen
existenzielle Gefahren und Missstände hat eine lange und bedeutende
demokratische Tradition. So würde es ohne den - auch ungehorsamen -
Widerstand gegen Atomkraft keinen Atomausstieg geben. Die entschlossene,
aber friedliche Aktion "Ende Gelände" in den vergangenen Jahren hat diese
Tradition eindrucksvoll aufgenommen.

"Ende Gelände" ist ein aufrüttelndes Signal zum Ausstieg aus einer
zerstörerischen Technologie, für den globalen Erhalt der Umwelt und für
gelebte Solidarität mit unseren Mitmenschen weltweit, insbesondere denen,
die schon heute von der Klimakrise bedroht sind. Daher erklären wir uns
solidarisch mit allen Menschen in ihrem friedlichen Protest gegen die
Kohle.

Unterzeichner der Erklärung:

Anti-Atom Bayern, Bayern Allianz für Atomausstieg und Klimaschutz (BAAK),
Bündnis für Atomausstieg und erneuerbare Energien Regensburg (BüfA),
BürgerBegehren Klimaschutz, Bundeskoordination Internationalismus (BUKO),
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, INKOTA,
Konzeptwerk Neue Ökonomie, NaturFreunde Deutschlands, Oxfam, PowerShift,
Robin Wood, Umweltinstitut München, Urgewald

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.10.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/489: Klimakampf und Kohlefront - ein Mittel im Kampf ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 17. Oktober 2018

Grüße aus der Friedensstraße!



Hinter uns liegen nun anstrengende Wochen des Kampfes um den Hambacher
Forst, welche erfüllt waren von Szenen der Gewalt und Eskalation
seitens der Polizei gegen friedliche Besetzer*innen und
Demonstrant*innen.

Trotz des vorläufigen Rodungsstops und der etwas einziehenden Ruhe um
den urigen Wald ist der Kampf für eine lokale und globale
Klimagerechtigkeit noch längst nicht vorbei! Die Baumhäuser, der
Lebensraum so vieler Menschen im Wald wurden gefühlskalt zerstört,
doch die Erinnerungen bleiben und wir sind noch hier!

Denn RWE und die Politik bleiben weiterhin ihrer vernichtenden und
lebensverneinenden Agenda treu und versuchen stets, die Menschen und
die Öffentlichkeit vor vollendete Tatsachen zu stellen. Obwohl noch
völlig unklar ist, ob die Grube jemals durch Manheim erweitert wird,
werden täglich dringend benötigte Häuser dem Erdboden gleichgemacht.
Wohnraum, welcher durch den Gentrifizierungswahn in den Großstädten
immer dringender gebraucht wird. Die Angst der Arbeiter*innen vor
Arbeitslosigkeit wird instrumentalisiert, um Profitinteressen des
Großkonzerns und der Politik zu sichern. Des Weiteren wird sowohl
psychischer als auch finanzieller Druck auf die noch hier lebenden
Manheimer*innen ausgeübt, die das Dorf noch nicht hinter sich ließen.

Deshalb besetzen wir nun seit vergangenem Samstag den alten
Eichengarten und die daran angrenzenden Häuser in der Frieden- und
Forsthausstraße, um aufmerksam zu machen auf die Ungerechtigkeiten,
die hier von statten gehen und einen weitreichenden Effekt auf den
Planeten und alle Lebewesen haben.

Hier werden kollektive Freiräume von den unterschiedlichsten Menschen
selbstorganisiert und in Kooperation gestaltet. So bietet sich der Ort
für jegliche Veranstaltungen und zur Vernetzung an, es kann ein
Kultur- und Nachbar*innenschaftszentrum entstehen und die Tradition
des ehemaligen Tierrefugiums des alten Forsthauses kann fortgeführt
werden. Und so wird Manheim weiter- und wiederbelebt, um ein Ort des
Widerstandes zu sein!

Wir sind uns dessen bewusst, dass unser Protest einigen hier
involvierten Personen ein Dorn im Auge ist und die realistische Gefahr
eines physischen Angriffs auf uns wahrscheinlich ist. Dies entnehmen
wir feindseligen Denunziationen und Kommentaren im Internet und auf
dem Gehweg vor den Häusern. Wir erfahren jedoch auch sehr viel
positive, unterstützende Kraft seitens der Bürger*innen Manheims und
Umgebung, worüber wir sehr froh sind und was uns in unseren Kämpfen
immer wieder Stärke und Motivation gibt! Trotzdem sehen wir uns
gezwungen, alle Maßnahmen zur Selbstverteidigung zu ergreifen, lassen
uns aber nicht auf mutwillige Provokationen ein.

Wir sehen uns entschlossen in der Tradition der Proteste und
Besetzungen des Hambacher Forstes, nur sind die Räume, um die wir
kämpfen andere, der Boden, unsere Intentionen und Ziele indes die
selben. So stehen wir in Solidarität mit allen Einwohner*innen der
zerstörten und bedrohten Dörfer im Braunkohlegebiet und fordern
Gerechtigkeit für all jene, die unter den Handlungen RWEs und mit
Unterstützung des Staates leiden mussten und müssen.

Wir appellieren besonders an alle Menschen, die von RWE unter Druck
gesetzt werden, ihre Häuser und Grundstücke zu verkaufen, kommt
vorbei, wir freuen uns über Besuche und konstruktive Gespräche. An
alle anderen, kommt natürlich auch vorbei, zum Anpacken, Reden,
Kochen... Gestalten wir uns unsere Welt selbst, nach unserem eigenen
Ermessen!

Bis dahin, anarchistische und widerständige Grüße aus der
Friedensstraße!

Manheim lebt.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/488: Klimakampf und Kohlefront - der stete Spaziergang ... (Michael Zobel)


Dorf- und Waldspaziergänge - wir kommen wieder - na klar...

von Michael Zobel, 15. Oktober 2018



Guten Abend zusammen,

Montagabend, der Tag nach dem Dorf- und Waldspaziergang in Keyenberg.

Danke an 880 (!) kleine und große TeilnehmerInnen, Danke an Alle, die
diesen wunderbaren Spaziergang möglich gemacht haben. Ingo Bajerke mit
seinen kenntnisreichen Details zur Ortsgeschichte, Gerd Schinkel und
Reiner Weiss mit ihren unnachahmlichen musikalischen Beiträgen, das
Küchenteam der WAA Düren, die vielen Wortbeiträge...

Und nicht zuletzt geht der Dank auch an die besonnene Art der anwesenden
Polizei. Sie hat mit dafür gesorgt, dass die Pläne der RWE- und
IGBCE-Angehörigen nicht aufgehen konnten. Die niederträchtigen Plakate
gegen Antje und mich mussten verschwinden, die Druckluft-Hupen konnten
nicht eingesetzt werden. Gut so, diese üble Art der Auseinandersetzung
brauchen wir nicht!

Und wenn der Betriebsratsvorsitzende von RWE aus Köln das besagte Plakat
stolz in die Höhe hält, dann zeigt das sehr deutlich, wie schwach die
Argumente wirklich sind und auf welchem Niveau die
Braunkohle-Befürworter angekommen sind. Danke dafür, Herr Butterweck.

[...]


Wir machen weiter, wir kommen wieder - nach Keyenberg und in den
Hambacher Wald

Samstag, 10. November, 12 Uhr, 2. Dorf- und Waldspaziergang in und um
Keyenberg

Sonntag, 11. November, 11.30 Uhr, Wald statt Kohle, Waldspaziergang im
Hambacher Wald, Treffpunkt Kieswerk Collas

25. bis 29. Oktober, Ende Gelände 2018 im Rheinischen Revier, mehr auf:


https://www.ende-gelaende.org/de/aktion/

Schon unterschrieben?

https://weact.campact.de/petitions/rucktritt-von-innenminister-herbert-reul-in-nordrheinwestfalen-1

Hier noch ein paar wichtige Links:

Erste Fotos + Eröffnungsreden von gestern:

http://www.mutbuergerdokus.de/html/aktionen/2018_10_14_wald-und-dorfspaziergang-keyenberg.htm

Auch die Galerie der großen Demo macht sich langsam. Wenn ihr herunter
scrollt, findet ihr einige wichtige Reden als Audio.
http://www.mutbuergerdokus.de/html/aktionen/2018_10_06_demonstration-stop-kohle.htm

"Mein Gesicht"- eine tolle Aktion auf www.verheizte-heimat.de

Bitte mitmachen, als Beispiel der (im Moment) jüngste Beitrag:

http://verheizte-heimat.de/stories/?p=750

Ganz viele wichtige Informationen zum aktuellen Geschehen auf:
https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://hambacherforst.org/

Filmtipp:

Wir empfehlen den 75 minütigen Film 'Eine Reise in die UnteRWElt'.
Er schildert eindrücklich die Zusammenhänge im rheinischen
Braunkohlerevier mit Szenen aus dem Hambacher Forst und von den
Zerstörungen und Umsiedlungen durch RWE.

https://vimeo.com/240797566

Und das war's für heute, es gibt viel zu tun, wir machen weiter und
kommen wieder,

Danke für die großartige Unterstützung,

Michael Zobel und Eva Töller



Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang - nach dem
Dorfspaziergang ist vor dem Dorfspaziergang:

Aktuelle Informationen bitte auf meiner Webseite verfolgen:

http://naturfuehrung.com/hambacher-forst/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Oktober 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/487: Klimakampf und Kohlefront - den Finger drauf behalten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Gemeinsame Pressemitteilung von GRÜNE LIGA und Rosa-Luxemburg-Stiftung
Brandenburg vom 16. Oktober 2018

31. Oktober: Tagebaukritiker führen im bedrohten Proschim Debatte zur
Zukunft der Kohleregion



Am 31. Oktober treffen sich im vom Braunkohletagebau bedrohten Dorf Proschim
Kritiker der Abbaggerung zu einer symbolischen Aktion für den Erhalt des
Dorfes und diskutieren anschließend mit kompetenten Gästen über den
Strukturwandel im Kohlerevier.

Unter dem Titel "Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz
entwickeln" veranstalten ab 14 Uhr die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg
und die GRÜNE LIGA Cottbus eine Gesprächsrunde im Proschimer Kulturhaus.
Dort können alle Interessierten aus der Region ins Gespräch kommen mit
Hannelore Wodtke (Grüne Zukunft Welzow, Mitglied der Kohlekommission des
Bundes), Daniel Häfner (Lehrbeauftragter für sozialwissenschaftliche
Umweltfragen an der BTU Cottbus-Senftenberg) und Jörg Staude (Journalist).
Dr. Gerd-Rüdiger Hoffmann vom RLS-Regionalbüro Lausitz moderiert die
Veranstaltung und wird versuchen, gemeinsam mit den Teilnehmenden, Ansätze
für eine von unten kommende und lokal spezifische Strategie für den
Strukturwandel zu sammeln.

Zuvor laden um 12 Uhr Bürgerinitiativen und Umweltgruppen zu einer
symbolischen Aktion für die Zukunft des Ortes ein.

Bereits um 11 Uhr führt die Welzower Kirchgemeinde in der Proschimer Kirche
eine Andacht zum Reformationstag durch.

Treffpunkt und Veranstaltungsort ist das Proschimer Kulturhaus, Welzower
Str. 53, 03119 Proschim/Prožym

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/486: Klimakampf und Kohlefront - Schulterschluß von unten ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 16. Oktober 2018

Aktion Marximale Verwirrung



Gestern, am 15.10. wurden die Tagebaue und Kraftwerke von RWE
bestreikt. Es ist unklar, ob der halbwilde Streik so geplant war oder
ob die Blockade der Werkseinfahrten und Zufahrtsstraßen spontan
passierte (so stellt es die Gewerkschaft offiziell dar, um nicht für
die Leitung einer unangemeldeten Versammlung belangt werden zu
können).

Leider hatten die Streikposten kein Durchhaltevermögen, so dass sie ab
11:00 Uhr der Aktionsgruppe Marximale Verwirrung das Feld allein
überließen, obwohl ihre Mahnwache bis 14:00 Uhr angekündigt war.

Die Aktionsgruppe Marximale Verwirrung war mit einem Banner mit der
Aufschrift "RWE-Bonzen enteignen - 300.000 EUR Abfindung für jeden
Kumpel" und Flyern mit dem kurz vor der Räumung
erschienenen Offenen Brief (siehe unten) an die Angestellten von RWE und die IGBCE
vor Ort, um die Angestellten des Tagebaus an die großen
Bergarbeiter*innenstreiks von 1997 zu erinnern und ihnen Unterstützung
bei (gern auch wilden) Streiks anzubieten, wenn sie die übertriebene
Loyalität zu ihrem Arbeitgeber überwinden und anfangen, für gute
Abfindungen und einen Sozialplan zu streiken. Der Sozialplan muss
jetzt erkämpft werden, wenn die RWE-Angestellten nicht plötzlich auf
der Straße stehen wollen - sei es in zwei, fünf oder 20 Jahren. Denn
die Manager werden Abfindungen erhalten und sich ohne den Druck von
der Straße einen Scheißdreck um ihre Arbeiter*innen kümmern.

Da es auf einem toten Planeten keine Jobs gibt, muss der Kohleausstieg
jetzt kommen - ob er sozialverträglich gestaltet wird, hängt von der
Streikkraft der Kumpel ab.

Sowohl gestern am Tagebau als auch heute in Niederzier gab es
Arbeiter, die uns angepöbelt haben. Aber auch sehr konstruktive
Gespräche - und eine offizielle Einladung, auch morgen ab 7:00 Uhr am
Bahnhof Buir das Gespräch zu suchen. Wir haben versprochen, da zu sein
und bringen Kaffee und einen Ankettworkshop mit.

Update: Wir waren zu spät. Zwar waren noch viele Interessierte an der
Mahnwache, als wir wie versprochen um kurz nach neun mit Ankettworkshop,
Bannermalutensilien und Frühstück auftauchten. Jedoch fürchtete der Anmelder der
Mahnwache um unsere Sicherheit, da noch eine Demonstration mit ca. 200 Kumpel durch
den Ort Richtung Mahnwache zog. Aus diesem Grund luden wir ihn und alle an
Streikunterstützung interessierten auf das Camp in Manheim ein.

Und auch wenn zu befürchten ist, dass einige Demoteilnehmer*innen nicht schnell
genug verstanden hätten, dass wir auf ihrer Seite stehen, finden wir es prinzipiell
sehr lobenswert, dass sie mittlerweile so auftreten, dass die Polizei mit zehn
Wannen und Kamerawagen vor Ort war. Falls hier noch weitere Repression (in Form von
böser Post etc.) auftritt, vermitteln wir gerne Fachanwält*innen mit Erfahrung u.a.
von G20. Auch das Legalteam ist unter 030 340 60 313 auch für die Kumpel da.

Folgender Flyer hing leider nur kurz an der Mahnwache:

Streikunterstützung

Für wilde Streiks!

Für einen sofortigen Sozialplan!

Für 300.000EUR Abfindung für jeden Kumpel!

• Blockadetraining

• Klettertraining

• Workshop Pressearbeit

• Rechtshilfe

   • Workshop Versammlungsrecht

   • Polizeikontakttraining

   • Ermittlungsausschuss

• Demosanitätsdienst

• psychosoziale Notfallunterstützung

• weitere Workshops möglich

Meldet euch bei

streik@riseup.net


Offener Brief an die Angestellten von RWE und die IGBCE

vom 6. September 2018

Dieser Brief wurde unter Anderem an Gewerkschaftler verteilt.


Liebe Gewerkschafter*innen, liebe Angestellten von RWE,

ich schreibe euch als eine Aktivistin aus dem Hambacher Forst. Ich
weiß, zwischen uns gab es in der Vergangenheit beinahe ausschließlich
böse Worte. Aber wir fragen uns, ob das so sein muss.

Im Grunde habt ihr doch nur Angst, euch und eure Familien nicht mehr
versorgen zu können, wenn ihr euren Job verliert. Das ist mehr als
verständlich. Und wir wollen, dass unsere Kinder und Enkelkinder auch
noch einen lebenswerten Planeten haben. Das ist für euch vielleicht
auch ein Stück weit verständlich.

Eigentlich haben doch ihr wie wir Angst vor RWE. Wir, dass sie unser
Zuhause und unsere Zukunft zerstören. Ihr, dass sie euch nicht mehr
das geben, was ihr zum Leben braucht. Wir könnten einen gemeinsamen
Gegner haben. Eigentlich war es doch immer die Rolle einer
Gewerkschaft, die Interessen von Arbeitnehmer*innen auch gegenüber
ihrer Firma zu vertreten? Und sind wir mal ehrlich, wir wissen alle,
was die nächsten Jahre passieren wird. Früher oder später wird RWE die
Kohle fallen lassen und Millionen an Abfindungen kassieren. Ihr als
einfache Angestellte werdet davon nichts sehen. Und ihr könnt euch
sicher sein, dass niemand aus der Führungsetage in existenzielle Nöte
geraten wird.

Also fangt an zu tun, was eine Gewerkschaft tun sollte. Fordert, an
den Abfindungen beteiligt zu werden, nach dem Kohleausstieg weiter
bezahlt zu werden, auch wenn eure Arbeitskraft nicht mehr notwendig
ist (denn mal ehrlich, wer arbeitet denn schon gerne). Verschafft
euren Forderungen mit Streiks oder Sabotage Gewicht. Die
40-Stunden-Woche und das Wochenende wurden schließlich auch nicht
dadurch erkämpft, dass die Gewerkschaften sich bei den Konzernen
eingeschleimt haben.

Vielleicht könnt ihr einfach mal zu Besuch kommen und wir reden bei
einem Tee, Bier oder Saft darüber, wie wir uns gegenseitig helfen
können, eure und unsere Existenzgrundlagen zu erhalten? Vielleicht
können wir uns gegen den Konzern verbünden, der uns angreift und euch
unterjocht? Und wenn nicht, können wir zumindest versuchen, unsere
gegenseitigen Ängste zu verstehen und persönliche Feindschaft
abzubauen, selbst wenn wir danach wieder auf unterschiedlichen Seiten
stehen?

Und vielleicht merken wir ja, dass wir beide die selbe Welt wollen?
Eine Welt, auf der ihr auch ein Recht auf ein gutes Leben habt, wenn
ihr eure Arbeitskraft gerade nicht verkaufen wollt oder könnt?

Ich will nicht, dass ihr unser Feind seid. Unsere Feinde tragen die
Namen RWE und Kapitalismus. Und ihr leidet genauso wie wir unter
diesen.

Aber wenn ihr kommt, um unser Zuhause zu zerstören, werden wir uns
wehren. Nicht aus Hass auf euch. Sondern aus Notwendigkeit. Ich bin
sicher, ihr versteht das. Ich bin sicher, wenn jemand zu euch nach
Hause kommen, euer Haus abreißen und eure Familie bedrohen würde, dann
würdet ihr euch auch mit allen Mitteln, die euch zur Verfügung stehen,
wehren. Und wenn jemand versucht, mein Zuhause zu zerstören und meine
(Wahl-)Familie bedroht, werde ich ebenfalls zu jedem Mittel greifen,
mich dagegen zu stellen. Ich hoffe, dass es dadurch nicht zu
Auseinandersetzungen zwischen uns kommen muss.

Optimistische Grüße, eine Aktivistin

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/485: Klimakampf und Kohlefront - Fortsetzung und Ausweitung des Klimastreites ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 15. Oktober 2018

Hambi geht weiter und die Bagger stehen still

Unsere Motivation für den Grubenspaziergang vergangenen Sonntag



Lange, intensive, anstrengende und traurige Wochen liegen hinter uns.
Der Beschluss des Gerichtes in Münster kühlt den Konflikt um den
Hambacher Forst vorerst ab. Uns ist wichtig zu betonen, dass dies
nicht bloß ein Ergebnis der Gerichte ist, sondern vor allem eines des
Widerstandes, des jahrelangen Kampfes und der Aktivist*innen, die sich
auf vielen Ebenen entschlossen für den Erhalt des Waldes eingesetzt
haben.

Wir wollen zeigen, dass der Kampf um den Hambi über die Waldgrenzen
hinausgeht.

Er ist Teil einer viel größeren Vision von Klimagerechtigkeit und
einer verantwortungsvollen und selbstbestimmten Zukunft. Deswegen sind
wir gestern gemeinsam in die Grube des Tagebaus Hambach gegangen, wo
einst der Hambacher Forst stand. Wir haben die großen Maschinen
blockiert, die den Wald, viele Dörfer mit tausenden Geschichten und
unsere Zukunft wegbaggern.

Wir brauchen ein schnelles Ende der Braunkohle und einen Ausstieg aus
fossilen Energieträgern. RWE bezieht immer noch Subventionen und
zerstört Lebensräume. Fordern wir doch, dass RWE den immensen
Polizeieinsatz der letzten Wochen selber zahlen soll!

Auch wenn der Braunkohleabbau zurückgeht, importiert Deutschland
massiv Steinkohle aus Kolumbien, Südafrika und Russland. Unter den
Abbaubedingungen dort leiden die Menschen und bezahlen z.T. mit ihrem
Leben. Grund dafür ist die Ausblendung von globaler Verantwortung und
das kapitalistische Wirtschaftssystem. Es ermöglicht noch immer, dass
Industrienationen andere Gesellschaften ausbeuten. Menschen leiden
global unter den Folgen der rückwärtsgewandten Klimapolitik vieler
Länder.

Die Verleumdung durch Polizei und RWE in den letzten Jahren zeigt, wie
sehr diese Instanzen hier im Rheinland einer friedlichen, lebenswerten
Zukunft im Weg stehen. Dagegen müssen wir Widerstand leisten und
Alternativen zu diesen oberflächlichen und ausbeuterischen
Gesellschaften suchen. Wir kämpfen für unserer aller Lebensgrundlage.

Solange die Bagger weiter graben, sind die Hambis der Welt noch nicht
gerettet. Wir können gewinnen, denn wir waren schon erfolgreich.
Deshalb machen wir weiter!

Hambi geht weiter!

https://twitter.com/hambigehtweiter

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/484: Klimakampf und Kohlefront - in Tierkostümen nachgesetzt ... (#hambigehtweiter)


#hambigehtweiter - Pressemitteilung vom 14. Oktober 2018

Aktion Hambacher Tagebau

+++ Aktivisten unternehmen Grubenspaziergang im Tagebau Hambach +++ Nach dem Rodungsstop im Hambacher Forst fordern sie eine Gesellschaft ohne fossile Energien +++



Buir: Am Sonntagmorgen ist eine Gruppe von Klima-Aktivist*innen in
Tierkostümen und mit bunten Transparenten in der Nähe des Hambacher
Waldes in den Tagebau Hambach eingedrungen. Die Aktivist*innen wollen
mit ihrer Aktion die Kohlebagger zum Stillstand bringen und zeigen,
dass trotz des Rodungsstops die Forderung nach einer fossilfreien
Energiegewinnung nicht eingelöst wird.

Gut eine Woche, nachdem das Oberlandesgericht Münster einen
vorläufigen Rodungsstop über den Hambacher Forst verfügte, machen die
Aktivist*innen deutlich, dass es ihnen um mehr geht als nur den Wald:
"Der Hambi geht weiter", erklärt der Aktivist Mike, "RWE, der graue
Dinosaurier der deutschen Energiegewinnung, strauchelt." "Wir brauchen
politische Entscheidungen, die die Gesellschaft in eine fossilfreie
Energiegewinnung führen. Es muss endlich Verantwortung übernommen
werden für die globalen Katastrophen, die unser massiver Energiekonsum
zur Folge hat", erläutert Aktivistin Louisa Michels die Forderungen
der Grubenspaziergänger*innen.

Die Aktion schließt an wochenlange Proteste im Hambacher Wald an. Der
Konflikt um den Wald, der vom Energiekonzern RWE gerodet werden
sollte, eskalierte in den letzten Wochen zusehends. Am letzten
Wochenende versammelten sich 50.000 Menschen zu einer
Großdemonstration am Hambacher Wald.

Durch die vielfältigen Proteste der letzten Wochen sehen die
Aktivist*innen den Rückhalt für Braunkohle in der Bevölkerung
schwinden. Sie stellen ihre Aktion gleichzeitig in größere
wirtschaftliche Zusammenhänge: "Mir geht es bei dieser Aktion auch
darum, die größeren Verbindungen aufzuzeigen. Das bedeutet einerseits
für Klimagerechtigkeit einzustehen, und andererseits ist für mich
völlig klar, dass wir keine tragfähigen Lösungen in der
Energieversorgung finden, solange unser kapitalistisches
Wirtschaftssystem uns zu Wachstum und Ausbeutung endlicher Ressourcen
zwingt", so die Klima-Aktivistin Freya.

 * 

Quelle:

#hambigehtweiter

E-Mail: baggerfahren@riseup.net 
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KOHLEALARM/483: Klimakampf und Kohlefront - Forderungskonsequenzen ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 13. Oktober 2018

Manheim Besetzung



Wir haben Manheim besetzt.

Zwei Wochen ist es jetzt her, dass Menschen gewaltsam aus ihren
Lebensräumen im Hambacher Forst vertrieben wurden. Während sich die
öffentliche Aufmerksamkeit vor allem auf die Proteste im Forst
konzentriert, werden schon seit Jahren Menschen aus ihren Lebensräumen
in den umliegenden Dörfern vertrieben. So auch hier in Manheim. Der
Kohleabbau hier im rheinischen Braunkohlegebiet hat jedoch nicht nur
Auswirkungen auf die unmittelbare Umgebung, sondern ist ein globales
Problem.

Egal, ob die Haselmaus ihre alte Eiche fallen sieht, der*die
rheinische Bauer*Bäuerin seine*ihre Felder vertrocknen und
seinen*ihren Hof zerstört sieht, ob Menschen die Straßen hinter sich
lassen müssen, auf der sie das erste mal Fahrrad gefahren sind oder ob
peruanische Dörfer von schmelzenden Gletschern bedroht sind: Der
Schmerz, den alle Lebewesen dahingehend fühlen, ist überall der
Gleiche. Genau wie die Verursacher.

Großkonzerne wie zum Beispiel RWE und Politiker*innen sind dafür in
Verantwortung zu ziehen. Wenn diese nicht bereit sind, eine
Veränderung in ihren Vorgehensweisen zur Energiegewinnung zu leisten,
müssen wir unsere Verantwortung erkennen, sie zu stoppen.

Wir können und wollen diese Zerstörung von Lebensräumen so nicht
hinnehmen und fordern deshalb die Häuser in den Dörfern zurück.

Mit den Hausbesetzungen in Manheim wollen wir Platz schaffen für ein
freies und selbstorganisiertes Leben. Hier sollen Lebensräume
gestaltet werden, die Kreativität und Lebensqualität zulassen. Wir
wollen ein neues Gefühl für Dorfgemeinschaft schaffen, in der wir
füreinander da sind und uns gegenseitig im Kampf für unsere
Lebensräume und gegen RWE unterstützen. Wir fordern von RWE die
Zurückgabe der Häuser an diejenigen, die zurückkommen wollen. Sollte
dies geschehen, werden auch wir die Wünsche der ursprünglichen
Bewohner*innen respektieren.

Das Landleben ist attraktiv. Weg von unbezahlbaren, winzigen Wohnungen
im Großstadtdschungel, hin zu einem Dorfleben, in dem sich die
Menschen untereinander helfen und auch generationsübergreifende
Wohnprojekte möglich werden. Dies möchten wir gemeinsam schaffen. Mit
Menschen, die seit Jahrzehnten hier leben. Mit Menschen, die hier mit
ihren Familien lebten und schon gegangen sind. Mit Menschen, die
hierhergekommen sind, um sich gegen die Zerstörung der Natur zu
stellen. Und mit Menschen, die gezwungen wurden, erst ihr Zuhause zu
verlassen und sich auf eine lebensgefährliche Flucht zu begeben, nur
um jetzt wieder von hier vertrieben zu werden.

Gegen die respektlose Zerstörungswut jeglicher Lebensräume. Leerstand
zu Wohnraum. Lasst uns gemeinsam neue Perspektiven für uns alle
schaffen!

Samstag 13. Oktober ab 14:00

Friedenstrasse 44, 50170 Manheim

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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LESUNG/4164: Hamburg - Delphine de Vigan, "Loyalitäten", 22.11.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Donnerstag, 22.11.2018, 19.30 Uhr

Delphine de Vigan

stellt ihren Roman »Loyalitäten« vor

Moderation: Judith Heitkamp

Deutsche Lesung: Marta Dittrich



Seine Haut ist frei von blauen Flecken. Doch auch wenn die
Schulkrankenschwester keine offenen Wunden ausmachen kann, ist sich
Hélène sicher, dass der 12-jährige Théo Gewalt erleidet. Viel zu
vertraut sind ihr die kleinen Verhaltensänderungen, die Verpanzerung,
das unauffällige Verstummen. So beobachtet sie ihn genau während ihres
Unterrichts.

Mit Mathis, seinem besten Freund, kriecht Théo auf dem Schulhof in
eine uneinsehbare Nische und macht vergessen, wie kaputt alles ist.
Mit jedem Schluck Alkohol wird das hohe Surren in seinem Kopf ein
wenig gedämpft. Mit einer ganzen Flasche dieser scharf brennenden
Flüssigkeit, so hofft er, lässt sich alles vollständig taub machen.
Théo ist ein Grenzgänger. Alle sieben Tage packt er seine Sachen, um
zwischen den Wohnungen seiner getrennt lebenden Eltern zu pendeln. Für
seine Mutter schürt er als Feindesabbild den Hass, bei seinem Vater
versucht er verzweifelt der verdreckten Wohnung beizukommen. Er
spricht darüber nicht. Mit niemandem.

Delphine de Vigan reißt das vordergründig rein positiv besetzte Netz
aus zugewandten Verbindungen auf. Sie legt Loyalität als Falle frei,
als Zusage von Deckung und Hilfe über die eigenen Kräfte hinaus.

Nach »Tage ohne Hunger« und »Nach einer wahren Geschichte« weiß die
vielfach prämierte Autorin in »Loyalitäten« (DuMont; Übersetzung:
Doris Heinemann) erneut durch Wörter zu erschüttern.

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/4163: Hamburg - Richard J. Evans, "Das europäische Jahrhundert", 05.11.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Montag, 5.11.2018, 19.30 Uhr

Richard J. Evans

stellt sein Buch »Das europäische Jahrhundert« vor

Moderation: Martin Doerry



»Das europäische Jahrhundert - Ein Kontinent im Umbruch (1815-1914)«
(DVA; Übersetzung: Richard Barth) entwirft ein außergewöhnlich
facettenreiches, überraschendes und unterhaltsames Panorama des 19.
Jahrhunderts in Europa. Der Kontinent durchlief zwischen 1815 und 1914
eine drastische Transformation mit grundstürzenden Veränderungen in
Kultur, Politik und Technik. Großstädte schossen innerhalb einer
Generation aus dem Boden, und neue europäische Länder gründeten sich.
In der Zeit zwischen der Schlacht von Waterloo und dem Ausbruch des
Ersten Weltkriegs beherrschte Europa den Rest der Welt wie niemals
zuvor oder je wieder danach.

Richard J. Evans taucht tief ein in die Revolutionen und Kriege des
19. Jahrhunderts, schreibt aber auch über gesellschaftliche
Verwerfungen, über Religion und Philosophie. »Das europäische
Jahrhundert« ist ein in jeder Hinsicht epochales Werk und erklärt uns
auf einzigartige Weise das vergangene und das heutige Europa.

Evans war von 1998 bis 2017 Professor für Neuere Geschichte an der
Cambridge University, 2008 wurde er zum Regius Professor ernannt. Er
ist mit bahnbrechenden Publikationen zur deutschen Geschichte des 19.
und 20. Jahrhunderts und zum Nationalsozialismus hervorgetreten. 2012
wurde er von Queen Elizabeth II. zum Ritter ernannt.

Kulturpartner NDR Kultur, Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 14,-/10,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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VORTRAG/8402: Leibniz Uni Hannover - Gasthörenden- und Seniorenstudium startet ins Wintersemester


idw - Pressemitteilung: Leibniz Universität Hannover

Gasthörenden- und Seniorenstudium startet ins Wintersemester

Auftaktveranstaltung am 22. Oktober 2018 / Anmeldungen bis 1. November
möglich



Wer sich wissenschaftlich weiterbilden oder Kenntnisse in einzelnen
Fachgebieten erwerben oder auffrischen möchte, kann dies - unabhängig
vom Alter oder Schulabschluss - im Gasthörenden- und Seniorenstudium
der Leibniz Universität Hannover tun. Anmeldungen für das
Wintersemester sind noch bis zum 1. November 2018 möglich. Die
Teilnahmegebühr für das Sommersemester beträgt 128 Euro. Interessierte
können sich das Vorlesungsverzeichnis zuschicken lassen. Das Angebot
umfasst Veranstaltungen aller Fakultäten sowie ein umfangreiches
Seminarprogramm speziell für Gasthörende - beispielsweise aus den
Bereichen Geschichte, Philosophie, Literatur, Politik oder
Religionswissenschaft. Auch Exkursionen und Studienfahrten zu
Kunstausstellungen, Kulturstätten und Kirchen sind dabei.

Zur Semestereröffnungsveranstaltung des Gasthörenden- und
Seniorenstudiums im Wintersemester 2018/2019 sind alle Interessierten
herzlich eingeladen:

Wann? Montag, 22. Oktober 2018, 14:15 Uhr

Wo? Hörsaal Kesselhaus (A001), Schloßwender Straße 5, 30167 Hannover

Ablauf: Grußworte:

Prof. Dr. Joachim Escher, Vizepräsident für Berufungsangelegenheiten,
Personalentwicklung und Weiterbildung

Prof. Dr. Steffi Robak, Beauftragte für das Gasthörenden- und Seniorenstudium

Wie werde ich Gasthörer/in?

Informationen zum Einstieg ins Gasthörenden- und Seniorenstudium von
Thomas Bertram, Christina Handschug, Frederick Köllner, der
Studentischen Interessenvertretung des Gasthörenden- und
Seniorenstudiums (StIV) und dem Verein Campus Cultur e.V.

Am Gasthörenden- und Seniorenstudium nehmen in jedem Semester zwischen
800 und 950 Menschen teil. Eine Altersgrenze gibt es nicht. Die
meisten Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind zwischen 60 und 75 Jahre
alt, aber auch jüngere Menschen finden den Weg in die Leibniz
Universität. Aktuell liegt das Altersspektrum zwischen 19 und 91
Jahren.

Weitere Informationen gibt es unter www.ghs.uni-hannover.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8401: Berlin - Ringvorlesungen an der HU im Wintersemester 2018/19


idw - Pressemitteilung: Humboldt-Universität zu Berlin

Ringvorlesungen an der HU im Wintersemester 2018/19

Vorträge zu Nachhaltigkeit, Fake News oder Open Access



An der Humboldt-Universität zu Berlin (HU) werden im Wintersemester
2018/19 erneut öffentliche Ringvorlesungen angeboten. Die
Vorlesungsreihen widmen sich jeweils einem Oberthema, welches die
Dozentinnen und Dozenten aus unterschiedlichen Blickwinkeln und
Theorie- oder Praxisansätzen behandeln.

So hat etwa das Nachhaltigkeitsbüro - eine studentische Initiative an
der HU - mit "Der Grüne Faden - Ein integrierter Blick auf
Nachhaltigkeit" eine eigene Reihe konzipiert: ab Donnerstag, 18.10.,
immer donnerstags, 16 - 18 Uhr.

Die einzelnen Vorträge der Ringvorlesungen behandeln interessante
Themen und bringen teils Überraschendes zutage. Hier eine Auswahl:

Dienstag, 13.11.2018: Dr. Christina Riesenweber

Wer schafft den Zugang? Akteure der Open-Access-Bewegung

aus der Reihe: Berliner Bibliothekswissenschaftliches Kolloquium

Montag, 03.12.2018: Sir Paul Lever

Berlin Rules: Europe and the German Way

aus der Reihe: Ringvorlesung des Großbritannien-Zentrums

Donnerstag, 10.01.2019: Prof. Dr. Wolfgang Merkel

Wie nachhaltig sind unsere Demokratien?

aus der Reihe: "Der Grüne Faden - Ein integrierter Blick auf Nachhaltigkeit"

Montag, 04.02.2019: Anke te Heesen

Eine kurze Wissenschaftsgeschichte der Fake News

aus der Reihe: Fake News

Das gesamte Angebot der Ringvorlesungen an der HU in diesem Semester:

https://hu.berlin/ringvorlesungenWiSe18

Änderungen sind vorbehalten. Bitte informieren Sie sich aktuell über
den angegebenen Link auf der Übersichtsseite.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/277: Bochum - Big Beautiful Buildings, Sanierung einer Stadt, 26.10.2018


idw - Pressemitteilung: Ruhr-Universität Bochum

Big Beautiful Buildings: Sanierung einer Stadt



Sie ist ein Kind der Boomjahre und von ihren Ausmaßen her eine Stadt
in der Stadt: Die RUB mit ihren rund 43.000 Studierenden und 6.000
Beschäftigten ist erst kürzlich als Big Beautiful Building
ausgezeichnet worden. Gleichzeitig verändert die Modernisierung den
Campus. Ein Widerspruch? Darum geht es auf einer öffentlichen
Podiumsdiskussion unter dem Titel "Big Beautiful Buildings - Sanierung
einer Stadt" am Freitag, 26. Oktober 2018, um 11 Uhr im Foyer des
Audimax. Alle Interessierten sind herzlich willkommen, der Eintritt
ist frei.

Zentrale Fragen, die bei der Veranstaltung auch mit Beteiligung des
Publikums erörtert werden, lauten:

- Lässt sich das Bauwerk erhalten und doch Neues wagen?

- Wie groß ist der Spielraum?

- Welche Rolle spielt die Universität bei der Stadtentwicklung?

Das Podium vereint verschiedene Sichtweisen, beispielsweise die
Nutzersicht der RUB, die des Bau- und Liegenschaftsbetriebs (BLB) als
Eigentümer, der Kampagne Stadtbaukultur NRW und der
Wirtschaftsentwicklung Bochum, die des Denkmalschutzes und die der
Wissenschaft aus unterschiedlichen Fachrichtungen - etwa
Kunstgeschichte oder Städtebau. Auch studentische Stimmen kommen zu
Wort. Der Journalist Sebastian Wellendorf moderiert die Diskussion
mit:


	Gabriele Willems, Geschäftsführerin des BLB

	Ralf Meyer, Geschäftsführer der Wirtschaftsentwicklung Bochum

	Cornelia Jöchner, Professorin für Kunstgeschichte, RUB

	Hans Hanke, Landschaftsverband Westfalen-Lippe - Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen

	Sebastian Pewny, Kommunalpolitiker, Student und Berater des RUB-Asta

	Eckhard Gerber, Architekt, Professor, Inhaber von Gerber-Architekten

	Ina Schwarz, Dezernentin für Bau und Liegenschaften der RUB

	Christa Reicher, Professorin für Städtebau, Technische Universität Dortmund, und Mitinitiatorin von Big Beautiful Buildings



Am Musischen Zentrum der RUB prangt gut sichtbar ein riesiges gelbes
Label. Die drei überlappenden Bs stehen für Big Beautiful Buildings.
Im Europäischen Kulturerbejahr 2018 sind das beispielhafte Bauwerke im
Ruhrgebiet, die in besonderer Weise von einer Zeit erzählen, die die
Region geprägt hat: die 1950er- bis 1970er-Jahre. Viele davon sind
inzwischen buchstäblich in die Jahre gekommen - so auch die RUB, die
mit erheblichem Aufwand modernisiert wird.

"Big Beautiful Buldings - Als die Zukunft gebaut wurde" ist eine
gemeinsame Kampagne von Stadtbaukultur NRW und der Technischen
Universität Dortmund, Fachgebiet Städtebau, Stadtgestaltung und
Bauleitplanung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://bigbeautifulbuildings.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6216: Hamburg - Bildbeschreibungen (3), Selbstporträts, Terézia Mora über Maria Lassnig, 29.11.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Donnerstag, 29.11.2018, 19.00 Uhr

Bildbeschreibungen (3) - Selbstporträts

Terézia Mora spricht über Maria Lassnigs »Selbstporträt als
Prophet« (1967)



Von 2009 bis 2013 luden das Literaturhaus Hamburg und die Hamburger
Kunsthalle zwanzig namhafte deutsche Autorinnen und Autoren ein, sich
mit ihrem Lieblingsbild aus den Beständen der Kunsthalle zu befassen
und ihren persönlichen Zugang in einem Essay niederzuschreiben. Die
Erträge erschienen 2013 in Buchform: »Erstaunliche Einsichten«
(Wachholtz). Die neue Folge dieser »Bildbeschreibungen« widmet sich
einem konkreten Sujet: dem Selbstporträt. Wo in der Literatur von Karl
Ove Knausgård bis Gerhard Henschel seit Jahren eine Tendenz zum offen
autobiografischen Schreiben sichtbar wird, lohnt sich die Frage, wie
die Malerei, wie andere Künste mit diesem Thema umgehen. Und so werden
sich Schriftsteller und Essayisten in ihren »Bildbeschreibungen« nun
mit den Selbstbildnissen aus den Beständen der Hamburger Kunsthalle
auseinandersetzen, gefördert wiederum von der Hans-Kauffmann-Stiftung.

Gast des dritten Abends ist die Schriftstellerin Terézia Mora, die
2018 mit der bedeutendsten literarischen Auszeichnung im
deutschsprachigen Raum, dem Georg-Büchner-Preis, gewürdigt wurde.
Bereits 2004 erhielt sie für ihren Debütroman »Alle Tage« den
Mara-Cassens-Preis. Zuletzt erschienen der mit dem Deutschen Buchpreis
ausgezeichnete Roman »Das Ungeheuer« und die Erzählungen »Die Liebe
unter Aliens«. Sie widmet sich an diesem Abend Maria Lassnigs
»Selbstporträt als Prophet« und spricht mit Brigitte Kölle, die die
Sammlung Kunst der Gegenwart in der Hamburger Kunsthalle leitet.

In Kooperation mit der Hamburger Kunsthalle, mit freundlicher
Unterstützung der Hans-Kaufmann-Stiftung

Eintritt: EUR 14,-/10,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6215: Hamburg - Christian-Geissler-Abend, "Kamalatta - Romantisches Fragment", 27.11.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Dienstag, 27.11.2018, 19.30 Uhr

Christian-Geissler-Abend

Robert Stadlober liest aus Geisslers »Kamalatta - Romantisches
Fragment«,

Oliver Tolmein stellt Autor und Werk vor



Vor dreißig Jahren erschien Christian Geisslers Roman »Kamalatta -
Romantisches Fragment« im Rotbuch Verlag, für den er den erstmals
vergebenen Irmgard-Heilmann-Preis erhielt. »Hamburg ist meine Stadt.
Das kann man nachlesen« formulierte Geissler es in seiner Dankesrede.
Geissler, in Hamburg 1928 geboren und 2008 gestorben, bezog sich damit
auf seine Familiengeschichte, seine Arbeitsgeschichte, seine rund 30
Filme für den NDR, zum großen Teil Dokumentarfilme zu Hamburger
Themen. 2013 startete der Verbrecher Verlag eine Werkausgabe, zu
Geisslers 90. Geburtstag erscheint »Kamalatta« mit einem Nachwort von
Oliver Tolmein.

Hamburg in den 1970er-Jahren: Der politische Aufbruch, der mit den
Kämpfen gegen die atomare Rüstung, gegen die Notstandsgesetze und mit
der Studentenbewegung begonnen hatte, differenziert sich aus. Für die
einen ist die DDR ein Vorbild, andere kämpfen mit der Waffe in der
Hand gegen die Repräsentanten "des Systems". »Kamalatta« schließt an
»Das Brot mit der Feile« an und erzählt von den wilden 1970ern.

»Vom Film kennt Geissler den harten Schnitt. Montage ist seine
Methode, und übergangslos wechselt er von einer Perspektive in die
andere, von einem Jargon in den anderen«, schrieb die »Frankfurter
Rundschau«. »Verschlossen und eindeutig, beklemmend und befreiend,
bizarr schön und von ruhiger Trauer. Nichts ist leicht an "Kamalatta",
aber auch nichts unfassbar«, befand die »taz«.

In Kooperation mit der Christian-Geissler-Gesellschaft und mit
freundlicher Unterstützung der Behörde für Kultur und Medien der
Freien und Hansestadt Hamburg

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6214: Hamburg - Birgit Lahann, Wir sind durchs Rote Meer gekommen, ..., 12.11.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Montag, 12.11.2018, 19.00 Uhr

Ort: Freie Akademie der Künste, Klosterwall 23

Birgit Lahann
stellt ihr Buch »Wir sind durchs Rote Meer gekommen, wir werden
auch durch die braune Scheiße kommen« vor

Moderation: Michael Jürgs



Vier Monate nach der Befreiung 1945 schreibt Victor Klemperer in sein
Tagebuch: »Ich sehe einen neuen Hitlerismus kommen, ich fühle mich
durchaus nicht in Sicherheit.« 70 Jahre später heben Nazis wieder die
Rechte zum Hitlergruß, beschimpfen Politiker, jagen Flüchtlinge,
verprügeln Juden. Viele Dichter und Denker waren im Dritten Reich die
geistigen Wegbereiter und Begleiter der braunen Mörderbande. Birgit
Lahann hat in ihrem Buch »Wir sind durchs Rote Meer gekommen, wir
werden auch durch die braune Scheiße kommen - Schriftsteller in Zeiten
des Faschismus« (Dietz) eine Anatomie dieser Literaten geschrieben.
Arnolt Bronnen wurde schon während der Weimarer Republik zu Goebbels'
bissigem Hofhund; Ernst von Salomon bereitete den Mord an Walther
Rathenau mit vor; Gottfried Benn bekannte sich zum Dritten Reich, und
Gerhart Hauptmann hisste die Hakenkreuzfahne.

Die Autorin und preisgekrönte Reporterin Birgit Lahann erzählt zudem
vom Exodus des Geistes in die Emigration, der schon vor der
Bücherverbrennung 1933 begann, aber begründet auch, warum die
Demokratie heute stark genug ist, dem Pöbel die Stirn zu bieten.

In Kooperation mit der Freien Akademie der Künste Medienpartner NDR
Info

Eintritt: EUR 12,-/8,-

Ort: Freie Akademie der Künste, Klosterwall 23

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6213: Hamburg - Literaten im Hotel, Schweizer Buchpreis, H. Helle, J. v. Lucadou, G. Molinari, 04.11.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Sonntag, 4.11.2018, 17.00 Uhr

Ort: Hotel Wedina, Gurlittstraße 23

Literaten im Hotel

Heinz Helle, Julia von Lucadou und Gianna Molinari lesen aus ihren
für den Schweizer Buchpreis nominierten Romanen

Moderation: Vera Kaiser



Auch in diesem Herbst reisen drei für den Schweizer Buchpreis
nominierte Schriftstellerinnen und Schriftsteller nach Hamburg, um den
Nordlichtern einen Einblick in das schweizerische Literaturschaffen
der Gegenwart zu vermitteln: Heinz Helle, Julia von Lucadou und Gianna
Molinari lesen aus ihren aktuellen Büchern. Ebenso nominiert für die
wichtigste literarische Auszeichnung der Schweiz sind Peter Stamm und
Vincenzo Todisco. Eine unabhängige Jury prämiert am 11. November das
beste essayistische oder belletristische Werk eines Schweizer Autors.

Heinz Helle, geboren 1978, ist Absolvent des Schweizerischen
Literaturinstituts und legt mit »Die Überwindung der Schwerkraft«
(Suhrkamp) einen ergreifenden Roman vor, in dessen Zentrum zwei
Halbbrüder stehen. Virtuos verknüpft er eine Spurensuche mit den
großen Fragen des Lebens. Gianna Molinari, geboren 1988, studierte
ebenfalls Literarisches Schreiben in Biel. Mit ihrem Debüt »Hier ist
noch alles möglich« (Aufbau) gelangte sie bereits auf die Longlist des
Deutschen Buchpreises und erhielt den Robert-Walser-Preis. Es handelt
von einer ebenso gespenstischen wie subtilen Geschichte um Bedrohung
und Grenzen. In dem Debüt »Die Hochhausspringerin« (Hanser Berlin)
inszeniert Julia von Lucadou einen packenden Drahtseilakt zwischen
totalitärer Überwachung und Freiheitsdrang. Sie wurde 1982 geboren und
ist promovierte Filmwissenschaftlerin.

In Kooperation mit dem SBVV und der Kulturstiftung Pro Helvetia

Eintritt: EUR 6,-

Ort. Hotel Wedina, Gurlittstraße 23

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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SEMINAR/328: Mönchengladbach - "Günter Grass - eine Doppelbegabung" am 2. November


Günter Grass - eine Doppelbegabung



Günter Grass hatte eine der größten schriftstellerischen Begabungen
der deutschen Sprache nach dem Zweiten Weltkrieg und ist darüber
hinaus auch Bildhauer und Zeichner gewesen. Grass hat für nahezu all
seine Bücher eindrucksvolle Bildzyklen angefertigt. Das Behauen der
Worte und das Formen des bildnerischen Materials ergeben zusammen ein
Ganzes. Neben dem dazu gehörigen Bildmaterial werden in diesem Seminar
vor allem zwei seiner literarischen Hauptwerke behandelt: Der Roman
'Die Blechtrommel' (1959), sowie der Roman 'Die Rättin' ( 1986).

2.11.2018, 9:30 - 12:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182D2010F

Kosten: 16 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung sind www.vhs-mg.de oder Tel. 02161
/ 25-6400 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSICHTEN/8431: Und morgen, den 19. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.10.2018 bis zum 20.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8431 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






'Spürbar kühler',

ruft 's ins Kissen,

Jean, der Wühler,

muß das wissen.
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TREFF/700: Hamburg - Philosophisches Café mit Leander Scholz, Zusammenleben, 07.11.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Mittwoch, 7.11.2018, 19.00 Uhr

Philosophisches Café

Thema: Zusammenleben

Gast: Leander Scholz

Gastgeber: Reinhard Kahl



Leander Scholz hat Romane geschrieben. Er hat einen Verlag
mitgegründet (Tropen). Er lehrt Philosophie auf befristeten Stellen
und publiziert Akademisches. Er ist Zeitgenosse der Patchwork- und
Projektewelt. Und dann kündigte sich ein Kind an. Seine Frau will ihre
neue Stelle nicht gefährden. Der Vater geht in Elternzeit und erlebt
erst einmal sein blaues Wunder. »An manchen Tagen war ich derart
aggressiv, dass ich am liebsten auf der Straße wahllos irgendjemanden
angebrüllt hätte.«

Aber dann geschehen auch ganz andere Wunder. Die übliche Zeitstruktur
und das Funktionieren im Modus des Um-zu lösen sich auf: »Im
beruflichen Alltag war ich es gewohnt, Projekte lange im Vorhinein in
Gang zu bringen. Jetzt wurden meine Vorhaben ständig durchkreuzt.« Er
erfuhr, was es heißt, ganz da zu sein. »Wenn das eigene Herz nicht
mehr nur im eigenen Körper schlägt.« In seinem Buch »Zusammenleben -
Über Kinder und Politik« (Hanser Berlin) beschreibt Leander Scholz
seine neue Erfahrung, die doch die älteste ist. Die des Seins im
Unterschied zum Vermitteln, Verwerten und Funktionieren. Wovon ist
dieser alte Boden bedroht? Weshalb ist er uns fast fremd geworden? Und
wie könnte er wieder fruchtbar werden?

»Kinder halfen bei der Bewältigung der eigenen Sterblichkeit. Familien
haben einen anderen Zeithorizont als Einzelmenschen.«

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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HÖRFUNK/462: WDR 5/KIRAKA - "Der Räuber Hotzenplotz und die Mondrakete" von Otfried Preußler, 20.+21.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der Räuber Hotzenplotz und die Mondrakete 

Hörspiel-Premiere

von Otfried Preußler

ab 6 Jahren

Bearbeitung: Ulla Illerhaus

Regie: Petra Feldhoff

Produktion: WDR 2018

Samstag, 20.10.2018, 19.05-20.00 Uhr, WDR 5/KiRaKa

Sonntag, 21.10.2018, 14.05-15.00 Uhr, WDR 5 und KiRaKa-Digitalprogramm



Am 20. Oktober 2018 wäre Hotzenplotz-Erfinder Otfried Preußler 95
Jahre alt geworden - am Tag seines Geburtstags ist im WDR 5 KiRaKa die
neue Hörspiel-Adaption "Der Räuber Hotzenplotz und die Mondrakete" zum
ersten Mal zu hören. Otfried Preußlers Tochter hatte Textfragmente
dieses Stücks im Nachlass ihres Vaters gefunden und die Geschichte
vervollständigt, der WDR hat daraus nun das vierte Hörspiel über den
Kinderbuchklassiker produziert - zu hören am 20.10. ab 19.05 Uhr bei
KiRaKa und zum Nachhören in der WDR Mediathek.


Der Räuber Hotzenplotz und die Mondrakete

Nachdem der dritte Hotzenplotz-Band mit dem wenig reißerischen Titel
"Hotzenplotz 3" im Jahr 1973 veröffentlicht wurde, war allen Lesern
der Kasperl-Trilogie klar, das ist nun also das Ende der Geschichte.
Hotzenplotz ist rehabilitiert! Er hat das Räuberleben an den Nagel
gehängt und eine Gastwirtschaft mit guter Küche im Wald eröffnet.
Jedoch entstand die Geschichte "Der Räuber Hotzenplotz und die
Mondrakete" noch bevor Preußler diesen versöhnlichen Schluss
geschrieben hatte. Ein schlichtes, kleines Kinder-Theater-Stück mit
Regiehinweisen: Wieder ist es Hotzenplotz gelungen aus dem
Spritzenhaus auszubrechen. Die Erwachsenen, Oberwachtmeister
Dimpfelmoser und Kasperls Großmutter, sind außer sich; er vor
Empörung, sie vor Sorge. Und natürlich sind es Kasperl und Seppel die
Hotzenplotz mal wieder listig dingfest machen. Diesmal eben mit einer
Mondrakete. Wie? Das verrät das WDR5-Hörspiel im KiRaKa.

Ulla Illerhaus, Dramaturgin und Leiterin des WDR-Kinderradioprogramms,
schrieb aus der Druckfassung noch vor Erscheinen des Buches eine
liebevolle Hörspielfassung. Die Aufnahmen mit Max von der Groeben als
Kasperl, Daniel Rothaug als Seppel und Waldemar Kobus als Räuber
Hotzenplotz fanden im Juni 2018 im WDR-Hörspielstudio statt. Traute
Hoess ist als Großmutter und Felix Vörtler als Oberwachtmeister
Dimpflmoser zu hören. In weiteren Rollen: Sigrid Burkholder als die
Fee Amaryllis und Alexander Hauff als Zauberer Zwackelmann. Udo
Wachtveitl führt als Erzähler durch die Geschichte. Regie führte Petra
Feldhoff, die Chefregisseurin des WDR Hörfunks.

Das Hörspiel steht nach der Sendung für 7 Tage zum Nachhören in der
WDR Mediathek.

Redaktion: Ulla Illerhaus

 * 

Quelle:

Programmtip vom 11. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1794: Hamburg - STA*-CLUB, Thomas Klupp, »Wie ich fälschte, log und Gutes tat«, 13.11.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Dienstag, 13.11.2018, 11.00 Uhr

STA*-CLUB

Thomas Klupp liest aus seinem neuen Roman »Wie ich fälschte, log
und Gutes tat«



»Meine Erkenntnis des Tages heute: Kriminalität zahlt sich aus. Ich
meine aber gar nicht so Riesenfische, die ernsthaft Kohle
beiseitescheffeln, sondern eher so windige Kleinstadtganoven, wie sie
heute Mittag bei uns um den Pool rumstanden.«

Benedikt Jäger - Zehntklässler, Tennischampion, Schulniete, Trickser
und Fälscher, Drogenkonsument (und gleichzeitig flächendeckend
plakatierter Protagonist einer Anti-Drogen-Kampagne) lebt, wie auch
seine besten Kumpels Vince und Prechtl, im bayrischen Provinzstädtchen
Weiden nahe der tschechischen Grenze. Während ihn seine Mutter öfter
mal für Charity-Aktionen und die Inszenierung kleiner Lebenslügen
einspannt, ist sein Chefarzt-Vater meist abwesend. In rasantem Tempo,
mit bitterbösem Humor und teilweise politisch total unkorrekt erzählt
Benedikt von den amourösen, sportlichen, schulischen und, ja,
unbedingt auch kriminellen Herausforderungen einer Jugend in einer so
idyllisch gelegenen wie abgründigen Kleinstadt.

Fast zehn Jahre nach der Veröffentlichung seines umjubelten Debüts
»Paradiso« (2009) ist endlich der zweite Roman »Wie ich fälschte, log
und Gutes tat« (Berlin Verlag) von Thomas Klupp erschienen. Auch Klupp
ist wie Benedikt Jäger in der Oberpfalz aufgewachsen und lehrt heute
Literarisches Schreiben an der Universität Hildesheim. Im STA*-Club
des Jungen Literaturhauses liest er aus seinem neuen Roman und kehrt
damit zurück an den Ort, an dem er vor Jahren auch als
Schreiblabor-Dozent tätig war.

Mit freundlicher Unterstützung der Hamburger Literaturstiftung

Information: 14 +

Eintritt frei

Anmeldung für Schulklassen erforderlich: per Mail an

service@literaturhaus-hamburg.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFFEN/156: Hamburg - Gedankenflieger mit Miriam Holzapfel, Was ist wirklich wahr?, 27.11.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im November 2018

Dienstag, 27.11.2018, 9.00/11.00 Uhr

Gedankenflieger - Was ist wirklich wahr?

Miriam Holzapfel philosophiert mit Kindern über Wirklichkeit und
Wahrheit



Den November nannte man früher auch stimmungsvoll Nebelmonde schöne
Jahreszeit also, sich Zeit für Gedanken zu nehmen und deren Vertiefung
nicht zu scheuen. Dass dies auch äußerst vergnüglich sein kann,
beweisen immer wieder die Veranstaltungen der Gedankenflieger.
Erstaunlichste Gedanken besuchen uns im Literaturhaus, fliegen frech
um Kinderköpfe herum, tauschen sich aus, necken einander und finden
sich dann einträchtig oder auch miteinander ringend zu der einen oder
anderen Erkenntnis zusammen. Gemeinsam suchen wir nach Fragen und
scheuchen scheinbare Gewissheiten auf - jeder Gedanke zählt!

Die Kulturwissenschaftlerin Miriam Holzapfel philosophiert mit
Grundschulkindern zum Thema »Was ist wirklich wahr?« Wer hat nicht
schon einmal etwas gesagt, obwohl er es gar nicht so gemeint hat?
Welche Gründe kann es dafür geben - und welche Folgen hat es? Müssen
wir immer die Wahrheit sagen? Ziel der Gedankenflieger ist es nicht,
endgültige Antworten zu geben, sondern Lust am Selber- und
Weiterdenken zu wecken.

Miriam Holzapfel freut sich darauf, gemeinsam viele kleine und große
Wahrheiten zu entdecken, nach ihrem Ursprung zu fragen und ihren
Konsequenzen nachzuspüren. Handfest kreativ wird es dann beim Malen
und Basteln im Gedankenflieger-Magazin, wo es viel Luft und Raum,
Farben und Formen für unsere eigene Wahrheitsfindung gibt. Denken
macht Spaß - wirklich wahr!

In Kooperation mit der Bundeszentrale für Politische Bildung

Information: ab 6 +

Eintritt: EUR 80,- pro Klasse

Anmeldung erforderlich: per Mail an gedankenflieger@literaturhaus-hamburg.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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MUSEUM/098: Neue Bühne für die Kunst - Kunstmuseum der Philipps-Universität Marburg (idw)


Philipps-Universität Marburg - 16.10.2018

Neue Bühne für die Kunst

Kunstmuseum der Philipps-Universität Marburg wurde feierlich wieder
eröffnet



Die Philipps-Universität Marburg lässt Kunstschätze in neuer Umgebung
erstrahlen. Nach mehrjähriger Sanierung wurde das Kunstmuseum der
Universität am Dienstag, 16. Oktober 2018, wieder eröffnet. Zur Eröffnung
kamen Wissenschaftsminister Boris Rhein und Finanzminister Dr. Thomas
Schäfer nach Marburg.

"Heute macht die Philipps-Universität der Universitätsstadt Marburg und
ihren Gästen, vor allem aber sich selbst ein großes Geschenk: ein
Kunstmuseum mit herausragenden Werken in historischen und zugleich
modernen Räumen. Dass dies möglich wurde, ist der Begeisterung und dem
finanziellen Engagement vieler Freundinnen und Freunde des Museums und der
Universität zu verdanken", sagte Universitätspräsidentin Prof. Dr.
Katharina Krause. "Ihnen gebührt unser aller sehr herzlicher Dank!
Besonders freue ich mich über die erstmals vollständige Präsentation der
bedeutenden Sammlung Hilde Eitel, die Kunst der internationalen Avantgarde
nach 1945 für das Marburger Publikum zugänglich macht."

Der Hessische Minister für Wissenschaft und Kunst, Boris Rhein,
unterstützte die Spendenkampagne für das Museum als Schirmherr: "Ich freue
mich sehr, dass dieses so bedeutende Gebäude rechtzeitig vor der
500-Jahrfeier der Universität wiedereröffnet werden kann. Mit dem
Hochschulbauprogramm HEUREKA hat das Land Hessen gerne einen Beitrag zur
Außensanierung geleistet, um das historische Gebäude zu erhalten. Damit
die Kunst künftig auch in einem angemessenen und zeitgemäßen Rahmen
präsentiert werden kann, hat sich die Universität Marburg mit
Unterstützung von zahlreichen Spendern der Innensanierung angenommen. Mein
Dank gilt daher auch allen Spendern, die dies ermöglicht haben. Die
Kampagne 'Kunst braucht Raum - Mehr Museum für Marburg' habe ich gerne als
Schirmherr unterstützt. Denn Kunst und Kultur geht uns alle an."

Hessens Finanzminister Dr. Thomas Schäfer freut sich über die
Wiedereröffnung des Museums: "Das Kunstgebäude nimmt in der
Architekturgeschichte der Weimarer Zeit einen herausragenden Platz ein.
Viele Kräfte haben daran mitgewirkt, dass dieses Marburger Juwel nun in
neuem Glanz erstrahlen kann: Neben den Mitteln des Landes in Höhe von rund
10,8 Millionen Euro haben zahlreiche Bürgerinnen und Bürger großzügig für
das Bauvorhaben gespendet. Vielen Dank dafür! Nur folgerichtig finde ich,
dass sich das Museum nun neben seiner Funktion für Lehre und Forschung
auch für die Allgemeinheit öffnet. Ich bin gespannt darauf, wie dies den
Dialog über Kunst und Wissenschaft anregen wird."

Architektur und Sanierung

Die Erneuerung erfolgte in zwei Schritten. In einem ersten Schritt wurde
2013 bis 2015 das gesamte Kunstgebäude außen mit Mitteln des Landes Hessen
denkmalgerecht saniert. Das 1927 zum 400. Jubiläum der Universität
eingeweihte Gebäude zählt zu den bedeutenden Bildungsbauten der Weimarer
Republik und spielt in der Marburger Architekturgeschichte eine
herausragende Rolle. Der so genannte "Marburger Zackenstil" gibt dem
Gebäude seine charakteristische Erscheinung, bei der Elemente des
Neoklassizismus mit Bauornamentik im Stil des Art Déco verbunden wurden.
Auch die Ausstattung wurde 1927 stimmig gestaltet, mit vielen Details -
von den Fenstergittern bis zum Mobiliar.

In einem zweiten Schritt erfolgte ab 2016 die Innensanierung des
Kunstmuseums. Ein großer Teil der Baukosten in Höhe von 3,9 Millionen Euro
wurde aus Spenden finanziert. In der universitären Spendenkampagne "Kunst
braucht Raum" kamen knapp 1,3 Millionen Euro zusammen. Auch dies ist eine
schöne Tradition, finanzierten doch bereits 1927 Marburger Bürgerinnen und
Bürger einen großen Teil der Baukosten mit ihren Spenden.

Bei der Sanierung wurden alte Rundgänge wieder hergestellt und neue
Durchblicke geschaffen. So wurden im Foyer die Fenster zum Innenhof wieder
mit klarem Glas versehen, wodurch das Museum transparenter wirkt und der
Raum mehr Tiefe bekommt.

Das Kunstmuseum hat im Zuge der Sanierung wichtige neue Elemente erhalten.
Unter anderem mit Hilfe einer großzügigen Spende der Stadt Marburg wurde
das Gebäude durch Einbau eines Aufzugs und einer Rampe barrierefrei
zugänglich gemacht. Ein Raum für museumspädagogische Aktivitäten sowie ein
Projektbereich öffnen das Museum zudem für neue Zielgruppen und
Nutzungsmöglichkeiten.

Bei der technischen Sanierung wurde neben der neuen Aufzuganlage eine neue
Heizung eingebaut, das Haus erhielt ein modernes Beleuchtungssystem, eine
neue Lüftungsanlage sowie neue sanitäre Einrichtungen.

Alle Oberflächen im Museum sowie sämtliche innenarchitektonischen Elemente
der 1920er Jahre wurden denkmalgerecht aufgearbeitet. Der
expressionistische Zackenstil findet sich in der Stuckatur der
Treppenhäuser ebenso wie in den Messingleuchten im Stil des Art Déco, den
Türgriffen und Fenstergittern wieder.

Neues Konzept

Museumsdirektor Dr. Christoph Otterbeck verknüpft bei seiner Hängung zur
Wiedereröffnung eine Reflektion der Geschichte des Hauses mit einer
Horizonterweiterung, die durch eine neu hinzugekommene Sammlung möglich
geworden ist: "Es ist eine große Freude, im Marburger Museum nun Werke der
modernen Kunst in großer Vielfalt zeigen zu können. Die Sammlung Hilde
Eitel ergänzt in hervorragender Weise die bisherigen Bestände. Die
Eröffnungsausstellung konzentriert sich auf die Entwicklungen der Kunst
nach 1945 und zeigt daneben insbesondere Werke der 1920er Jahre als
Fundament der Museumssammlung."

Präsentiert wird die Sammlung nun in Themenräumen oder auch in anregenden
dialogischen Hängungen, die dem Publikum neue Fragen und Antworten
ermöglichen. Gesprächsorientierte Formate des Museumsprogramms runden
dieses dialogische Konzept ab - wie zum Beispiel der "Bilder-Dialog"
zwischen ausgewählten Gästen und Publikum. Zum ungezwungenen, spontanen
Zugang regen Kurzformate wie die "Kunstpause" an, die jeweils mittwochs
von 14 bis 14:30 Uhr pointierte Impulse vor ausgewählten Kunstwerken gibt.

Die Sammlung Hilde Eitel

Mit der Sammlung Eitel präsentiert das Kunstmuseum Marburg ein breites
Panorama wichtiger Tendenzen moderner Kunst der zweiten Hälfte des 20.
Jahrhunderts. Für Hilde Eitel (1915-2010), die an der Kunstgewerbeschule
in München Textil- und Tapetenentwurf studiert hatte, waren
zeitgenössische Kunst und Design selbstverständlicher Teil ihres privaten
und beruflichen Lebens.

Hilde Eitel stieg 1960 in das elterliche Familienunternehmen, die
Marburger Tapetenfabrik, mit ein. Bereits ab den 1950er Jahren kaufte sie
Kunst, vor allem Druckgrafik, aber auch einige Gemälde und kleine
Plastiken. Bei der späteren Ordnung und Fokussierung ihrer Sammlung auf
den Schwerpunkt Abstrakte Malerei nach 1945 stand ihr der Kunsthistoriker
und Sammler Ludwig Rinn zur Seite. Hilde Eitel vermachte ihre Sammlung dem
Universitätsbund der Philipps-Universität, damit sie der Allgemeinheit
zugänglich gemacht werde. Die Sammlung Hilde Eitel wird nun erstmals
vollständig im ersten Obergeschoss des Kunstmuseums gezeigt

Museumspädagogik und neue Zielgruppen

Die Entwicklung von innovativen museumspädagogischen Angeboten der Bildung
und Vermittlung wird durch einen eigens ausgestatteten Raum im Museum und
durch die Besetzung einer Projektstelle ermöglicht, zu deren Finanzierung
die Universitätsstadt Marburg, die Sparkassen-Kulturstiftung
Hessen-Thüringen und die Sparkasse Marburg-Biedenkopf in entscheidender
Weise beitragen. Der neue Projektbereich im Museum soll ebenfalls dazu
beitragen, neue Zielgruppen anzusprechen.

Würdigung der Spenderinnen und Spender

Die mehr als 800 Spenderinnen und Spender der Aktion "Kunst braucht Raum"
finden ihre Namen auf einer Wand im Besucherbereich neben dem neu
gestalteten Foyer des Museums. Zur Würdigung der Unterstützerinnen und
Unterstützer der Online-Spendenaktion "Faceroom" wurde die temporäre
Rauminstallation "3P KunstRaum" geschaffen, die bis Februar 2019 im
Projektbereich des Museums zu sehen ist.

Museum feiert Eröffnung mit großem Fest am Wochenende

Das Kunstmuseum feiert die Wiedereröffnung mit einem großen Fest am
Sonntag, 21. Oktober, von 11-18 Uhr. Themenführungen, Musik und
museumspädagogische Angebote stehen auf dem Programm - und natürlich
können alle Besucherinnen und Besucher das Museum an diesem Tag selbst
erkunden, bekannte Kunstwerke neu betrachten und Neues entdecken. Der
Eintritt ist frei.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-marburg.de/de/museum

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg, 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUFBAU/549: "Ich will Gleichheit, alles andere interessiert mich nicht"


aufbau Nr. 94, September/Oktober 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

"Ich will Gleichheit, alles andere interessiert mich nicht"



ISRAEL-PALÄSTINA Wir haben mit einem jüdischen Marxisten aus Israel
über die dortige Situation gesprochen. Die Lage ist nicht rosig, doch
regt sich auch Widerstand.


(az) Frage: Kannst du dich kurz vorstellen?

Ich bin in erster Linie Marxist und palästinensischer Jude. Ich mag
mich nicht als Israeli bezeichnen, da ich Israel als koloniales
Projekt betrachte, als einen Apartheidstaat, den ich in dieser Form
ablehne. Und wenn ich von Israel spreche, dann meine ich das Gebiet
von 1948. Jude bin ich hingegen, nicht aus religiösen Gründen, sondern
durch meine Familiengeschichte bedingt und durch meinen Status
innerhalb der Gesellschaft. Heute ist "Jude" eine sehr komplexe
Identität, der Zionismus hat sie noch komplexer gemacht.

Frage: Kannst du etwas über die Situation der Linken in den
vergangenen Jahren erzählen? Wie sieht die Zusammenarbeit der
palästinensischen Linken mit jenen in Israel aus?

Im Jahr 2000, beim Ausbruch der zweiten Intifada, brachen die Kontakte
zwischen palästinensischen Kräften und jenen im offiziellen Israel
fast völlig ab. Die Repression machte den Kontakt fast unmöglich. Und
dies hatte durchaus Folgen. Es kam ein gegenseitiges Misstrauen auf,
die PalästineserInnen verloren an Zuversicht, bis 2004 war die
schlimmste Periode diesbezüglich.

Mit der Intensivierung des Mauerbaus begannen sich die anarchistischen
Kräfte in der Gruppe "Anarchists Against the Wall" zu organisieren.
Sie brachen das Eis für eine erneute Aufnahme der Kontakte. Sie
besuchten die palästinensischen Dörfer und bauten ihren Protest gegen
den Mauerbau auf. Die AnarchistInnen sind eine kleine, aber wichtige
Kraft. Sie sind gut organisiert, kreativ und sehr engagiert und sie
werden gehört. Anarchists Against the Wall ist eine Gruppe und
zugleich ein Pamphlet, denn die Mauer steht sinnbildlich für die
Gefängnissituation Palästinas. Die Westbank ist heute dreigeteilt, es
gibt keine Bewegungsfreiheit, die Mauer wurde sogar durch Dörfer
hindurch gelegt. Die Trennung ist radikal. Das meine ich, wenn ich
sage, dass wir in einem Apartheidstaat leben.

Die Antwort des zionistischen Regimes auf die Anarchos war brutal,
auch die Autonomiebehörde reagierte repressiv. Doch das Resultat war
sehr positiv. Der Dialog der Linken auf den beiden Seiten der Mauer
konnte aufgrund dieser Arbeit wieder aufgenommen werden. Der
gemeinsame Protest half das Vertrauen wieder herzustellen, dass es
jüdische Leute gibt, die anders denken als der israelische Staat.

Frage: Wie ist die Situation der traditionellen Linken in
Israel?

Die ZionistInnen haben eine reformistische Linke auf ihrer Seite, doch
wie in andern bürgerlichen Staaten sind diese staatstragend, sie
lassen sich beispielsweise für den sogenannten Kampf gegen den Terror
einspannen. Ich sehe auch wenig Perspektive für das sogenannte
"Friedenslager". Sie wollen die Besetzung beenden, das ist ernst
gemeint. Doch ihr Plan resultiert in einer Neukonfiguration des
Kolonialismus, das heisst in einem Schutz des Zionismus und letztlich
im Wunsch, in einer Gesellschaft nach westlichem Vorbild leben zu
können. Die Vorstellungen des Friedenslagers sind dadurch sehr
eurozentristisch. Aber Israel ist ein rassistisches und
kolonialistisches Regime. Ich will Gleichheit, alles andere
interessiert mich nicht.

Frage: Und wie steht es um die Linke in den palästinensischen
Gebieten?

Auch dort ist die Linke sehr schwach, desorientiert sogar. Die
ehemalige KP ist sozusagen der linke Arm der Fatah geworden. Die PFLP
ist in einer schweren Krise, genauso wie die DFLP. Obwohl die PFLP
nicht auf sowjetischer Linie war, steckt die Partei seit dem Untergang
der Sowjetunion in einer Krise. Dies hat natürlich auch mit der
Repression zu tun. Kaum bildet sich eine starke Führung, wird diese
von der zionistischen Regierung umgebracht.

Noch unterscheidet sich die Repression in Gaza und in der Westbank,
doch die israelische Regierung arbeitet hart daran, das
Repressionsniveau in der Westbank auf das Niveau von Gaza anzuheben.
Ihr Argument ist die Verteidigung der jüdischen Siedlungen. Besonders
zugespitzt ist die Situation in Hebron. Die israelischen Siedler
besetzen in der Altstadt Häuser und vertreiben die jetzigen
BewohnerInnen. Das Militär hilft ihnen dabei, dadurch können die
Siedler tun und lassen, was immer sie wollen. Die Gemeinde von Hebron
verhält sich ziemlich klug, sie hat öffentlich gesagt, die Siedler
seien das Problem, mit JüdInnen würde die arabische Bevölkerung
eigentlich gerne zusammen leben. Sie kritisiert die koloniale
Unterdrückung. In Hebron gibt es auch eine interessante
Basis-Organisation: "the peoples comitee for defending Hebron". Deren
AktivistInnen sind mehrheitlich palästinensisch, haben aber viele
BündnispartnerInnen, auch in der Anti-Besatzungs-Bewegungen in Israel.
Von diesen Menschen bin ich enorm beeindruckt, denn sie sinnen trotz
der groben Unterdrückung nicht auf Rache und bleiben überzeugt
internationalistisch. Sie behalten die Vision eines harmonischen
Zusammenlebens und bemühen sich, Druck aufzubauen, damit die
israelische Regierung das Militär und die Siedler rauswirft. Das ist
eine wahnsinnige Leistung.

Frage: Und wie steht es um deine politische Organisation?

Meine Organisation ist Teil der National Democratic Assembly Party
(Balad / Tajamoa), das ist ein linkes Bündnis. Die palästinensische
Bevölkerung stellt innerhalb der Balad die Mehrheit dar. Leider ist
die Klassenbasis nicht eindeutig, dennoch ist Balad wohl die
wichtigste Kraft im Moment. Sie wird massiv angegriffen, auch intern
gibt es grosse Differenzen, zum Beispiel ob es richtig ist, in der
Regierung zu verbleiben. Wir sind jedoch die einzige Kraft innerhalb
des offiziellen Israels, die ein antikoloniales Programm hat und eine
Einstaaten-Lösung mit gleichen Rechten für alle fordert. Das neue Land
- wie immer dieser Staat heissen wird - soll ein Staat für alle sein.

Frage: In welcher Tradition verortet ihr euch und wo steht ihr
aktuell?

Die Schwäche der kommunistischen Partei hat zu Beginn der 1990er
Jahren ein Vakuum hinterlassen. Das hat dazu geführt, dass Mitte der
1990er Jahre dieses Bündnis gegründet wurde. Sehr viele Ehemalige der
kommunistischen Partei sind darin, ebenfalls ein Teil der PFLP. Unsere
Führungskräfte werden dauernd angegriffen und vor Gericht gezerrt,
weil sie angeblich den "Terrorismus" unterstützen sollen. Die Partei
wird als 5. Kolonne bezeichnet, als Verräter. Natürlich wird sie von
Reaktionären auch militant angegriffen. Zudem gibt es bürokratische
Schikanen. So wird aktuell behauptet. dass unsere Buchhaltung nicht
richtig geführt werde.

Die Partei ist relativ klein, deshalb dachte die Regierung, sie sei
einfach zu bekämpfen. Aber das hat sich als falsch erwiesen, denn sie
ist gut verankert, insbesondere in der arabischen Community. Die
jüdischen Militanten wie ich hingegen haben es schwerer. Wir werden
von den jüdischen Communities offen verachtet und angegriffen.

Frage: In Zusammenhang mit Kolonialismus und Besatzung arbeitet
ihr auch zu anderen Themen, beispielsweise zur Gentrifizierung. Kannst
du da etwas darüber erzählen?

In den Israelischen Städten herrscht Wohnungsnot. Häuser sind rar und
teuer: Gentrifizierung hat die gleichen ökonomischen Ursachen wie
überall, aber der zionistische Staat erlaubt in dieser Frage ein
besonders ruchloses Vorgehen. Gentrifizierung bedeutet hier stets auch
ethnische Säuberung, sie ist klassistisch und rassistisch. Jaffa und
andere mehrheitlich arabische Städte sollen vollständig gentrifiziert
und eine jüdische, bourgeoise Bevölkerung eingeführt werden. Dagegen
gibt es Aktionskomitees. Es läuft beispielsweise gerade ein
spezifischer Kampf um einen arabischen Friedhof, auf dem sie einen
Luxuskomplex bauen wollen. Anders, aber auch heftig, ist es in Haifa.
Da ist die Bevölkerung gemischt, in den Kaffees sitzen die Leute
zusammen, du siehst auf der Strasse arabische und jüdische Kinder
zusammen spielen. Das ist nicht üblich, an anderen Orten leben alle
getrennt. Ausserdem fährt in Haifa am Samstag auch der öffentliche
Verkehr, was im restlichen Land am Sabbat nicht der Fall ist. Deshalb
wird Haifa von den Reaktionären angegriffen. Es wird versucht,
reaktionäre AktivistInnen anzusiedeln, welche
religiös-nationalistische Propaganda machen, sie propagieren z.B. die
Bewahrung der "jüdischen Blutreinheit" und schüchtern gemischte Paare
ein.

Ich führe das Beispiel der Gentrifizierung auch aus, weil dadurch
etwas anderes klar wird. Die jüdischen Leute in Israel haben sehr
westliche Probleme, beispielsweise Sozialkürzungen, Lohnkürzungen
usw.. Das sind schlimme Probleme. Aber die PalästinenserInnen kämpfen
gleichzeitig darum, überhaupt atmen zu können. Der Fall der
Gentrifizierung zeigt, dass sich der Kolonialismus auch auf andere
Themenfelder auswirkt. Entsprechend müssen wir die grossen politischen
Konzepte wie den Kolonialismus in den täglichen Kampf integrieren
können, dann hat unser Kampf auch Potential.

Frage: Welche Bücher kannst du den Leuten empfehlen, die sich
vertieft mit der Geschichte Palästinas auseinandersetzen wollen?

Spontan fällt mir Ilan Pappe ein, der gute historische Arbeit leistet.
Er hat deshalb auch seinen Job verloren und unterrichtet jetzt
auswärts. Benny Morris hat sich, um seinen Job an der Uni zu behalten,
von der Linken distanziert und sagt viel reaktionären Mist. Aber seine
Werke sind wichtig, er hat viel Archivarbeit geleistet. Auch Avi
Shlaim ist ein interessanter Historiker. Moshe Zuckermann ist
natürlich immer gut, allerdings ist er kein klassischer Historiker.

Deborah Bernstein ist auf Frauengeschichte spezialisiert, sie hat
ausserdem ein lesenswertes Buch über die gemeinsamen Kämpfe arabischer
und jüdischer Arbeiter unter britischem Mandat geschrieben.
Schliesslich kommt mir noch Zachary Lockman in den Sinn, ein Professor
aus New York, politisch würde ich ihn als Eurokommunisten bezeichnen,
doch sein Buch über die ArbeiterInnenklasse im Mittleren Osten hat mir
sehr gefallen.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 
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Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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DA/628: "Betrifft: Anarchismus" von Nicolas Walter - Die optimistische Synthese


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

"Betrifft: Anarchismus" von Nicolas Walter - Die optimistische
Synthese

Eine Rezension von Jochen Knoblauch, 26. September 2018



Das Jahr 1968 wird zur Zeit hoch und runter bejubelt. Wir wollen daran auch
teilhaben: 1968 begann der englische Anarchist Nicolas Walter am
Küchentisch, während er seine jüngste Tochter im Kinderwagen schaukelt, den
inzwischen zum Klassiker avancierten Text "Betrifft: Anarchismus" nieder zu
schreiben, der später in 15 Sprachen übersetzt wurde.

Nicolas Walter (1934-2000) war studierter Historiker und als Publizist
tätig, der seit den 1950'er Jahren der anarchistischen und
anti-militaristischen Bewegung in England angehörte. Sein Text "About
Anarchism" erschien erstmals 1969 als Sondernummer der 100. Ausgabe der
Zeitschrift "Anarchy" und bald darauf im Verlag Freedom Press als
Broschüre, erlebte bis 1977 fünf Auflagen und 1979 erschien die erste
Auflage in deutscher Sprache im West-Berliner Libertad Verlag als
kleinformatiges Taschenbuch mit beigefügter Bibliographie. Jetzt liegt die
dritte deutsche Auflage vor, die neu übersetzt auf der letzten englischen
Ausgabe von 2002 basiert.

Walter hat, im Gegensatz jedweder historischen Gepflogenheiten, seinen Text
nicht mit Jahreszahlen und Lebensdaten bespickt, sondern sein
Einführungstext in die Ideenwelt des Anarchismus basiert auf vier
Themenschwerpunkte: Was glauben Anarchist*innen, wie unterscheiden sie
sich, was wollen sie und was tun die Anarchist*innen. In einem lockeren Ton
arbeitet Walter seine eigenen Erfahrungen, Träume und Wünsche heraus, die
z.T. recht angenehm an die Sprache von Horst Stowasser erinnert. Keine
Besserwisserei, kein Klugscheissen. Obwohl der Text jetzt 50 Jahre alt ist
(und zwischendurch schon mal erweitert wurde), gibt die Tochter Natasha
Walter im Nachwort die Bedenken ihres Vaters zum Ausdruck, der darauf
hinwies, dass die zwischenzeitlichen Entwicklungen der Neuen Sozialen
Bewegungen, wie etwa Feminismus oder die Öko-Bewegung, noch unbedingt
hätten mit eingearbeitet werden müssen, bildet dieser Grundlagentext immer
noch ein solides Fundament für jede am Thema interessierte Person. Das
Problem, dass meist Anarchist*innen anscheinend "Einführungen" lesen und
kritisieren, ist wohl weit verbreitet, aber "Einführungen" werden in erster
Linie für Menschen geschrieben, die nicht im Thema stecken und einen
möglichst kurzen und prägnanten Text lesen wollen, um dann bei Bedarf sich
tiefer mit dem Thema zu beschäftigen. Und dafür scheint mir doch der
Walter-Text bis heute eine gute Basis zu sein.

Am besten gefiel mir persönlich bei dem Kapitel "Was tun die
Anarchist*innen?" der erste Satz: "Das erste, was die Anarchisten und
Anarchistinnen tun, ist denken und reden." Selbstverständlich folgen noch
andere Tätigkeiten, aber dieser erste Satz fand ich humorvoll und prägnant -
und wenn der vor jeder Aktion auch angewendet wird, erscheint er mir recht
sinnvoll zu sein.

Über die Hälfte des Buches macht jener Teil aus, der in der zweiten
deutschen Ausgabe mit zum Buch gehörte, nämlich eine vom Verleger Jochen
Schmück zusammengestellte und kommentierte Bibliographie von rund 250
Buchtiteln, die hier natürlich aktualisiert wurde und bis in die neuesten
Entwicklungen in den USA reichen. Eine strenge Strukturierung der
Bibliographie hindert manchmal etwas beim stöbern, aber für eine gezielte
Suche ist ja das Inhaltsverzeichnis da, die dann nach Themen geordnet einen
raschen Zugriff auf die Titel bietet.

Wer sich also bei dem Walter-Text angesprochen fühlt, kann sich ohne
weiteres gleich mit entsprechender Literatur versorgen. Und es ist dem Text
hoch anzurechnen, dass er keine Richtungen bevorzugt, sondern eher eine
gemeinsame Sache in den Vordergrund stellt, die uns heutigen Aktivist*innen
auch dazu anregen sollten, öfter mal über den eigenen Tellerrand hinaus zu
sehen und uns doch - zumindest Stückweise - als eine (kämpferische) Einheit
zu sehen. Dieses Buch, nun seit knapp vierzig Jahren, erneut zu lesen, war
durchaus ein Gewinn. Auf der anderen Seite war es eine Freude für mich
persönlich, dass der Libertad Verlag (inzwischen ja von West-Berlin nach
Potsdam verzogen), nach Jahrzehnten der Beschäftigung mit dem Internet
(Aufbau der DadA-Website, Digitalisierung des "Lexikon der Anarchie" usw.),
sich nun auch wieder dem Buch zuwendet. In einem recht persönlichen
Geleitwort schildert Jochen Schmück seinen Weg, als Hauptschüler und
Mitglied der "Rote Garde" (Jugendorganisation der maoistischen KPD/ML) zum
Anarchismus und der Gründung des Libertad Verlages, Mitte der 1970'er Jahre
im Herzen der West-Berliner Bestie, Neukölln. Alles für meinen Geschmack
etwas zu kurz, genauso wie die biographische Notiz über Nicolas Walter von
seiner Tochter Natasha, aber alles sehr interessant zu lesen. Es ist die
Leichtigkeit des Anarchismus, die wir unbedingt brauchen in diesen Zeiten.

Nicolas Walter, Betrifft: Anarchismus / Jochen Schmück, Leitfaden in die
Herrschaftslosigkeit. Mit einem biografischen Nachwort von Natasha Walter.
Herausgegeben, neu aus dem Englischen übersetzt, mit einem Geleitwort,
Anmerkungen und einer kommentierten Anarchismus-Bibliographie versehen von
Jochen Schmück. Libertad Verlag Potsdam 2018, 198 S. 12,80 Euro


URL:

https://direkteaktion.org/betrifft-anarchismus-von-nicolas-walter-die-optimistische-synthese/

 * 

Quelle:

DA - Direkte Aktion

Redaktion: da-kontakt(ätt)fau.org

Herausgeber: Geschäftskommission der FAU

Ludwigstraße 37, 06110 Halle (Saale)

Telefon: +49 (0) 151 555 595 63

E-Mail: geko(ätt)fau.org

Internet: https://direkteaktion.org
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GRASWURZELREVOLUTION/1797: Gewaltfrei gegen Despotismus


graswurzelrevolution Nr. 432, Oktober 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Gewaltfrei gegen Despotismus

von Darth Korth



"Auch die Toten werden vor dem Feind, wenn er siegt, nicht sicher
sein, und dieser Feind hat zu siegen nicht aufgehört." (Walter
Benjamin)

"Im Kampf gegen die Tyrannei" ist ein Buch des Verlags
Graswurzelrevolution über gewaltfrei-revolutionäre Bewegungen in
arabischen und islamischen Gesellschaften. Der erste Teil ist dem
gewaltfreien Aufstand in Syrien gewidmet, der im Frühjahr 2011
versuchte das Regime Bashar al-Assads zu stürzen und im Bürgerkrieg
unterging.

Der zweite Teil des Buches erinnert an Ustad Mahmud Muhammad Taha und
die Bewegung der "Republikanischen Brüder" im Sudan 1983-1985.

Wer waren die Menschen, die im Frühjahr 2011 den gewaltfreien
Aufstand und in den folgenden Jahren den zivilen Widerstand sowohl
gegen Assad als auch den Islamischen Staat führten?

Das Buch erzählt von den freien Frauen Darayyas, die eine
Schlüsselrolle im Anfangsstadium des Aufstands spielten; dem
Mazaya-Frauenzentrum, das sich in Kafranbel gegen die Vereinnahmung
der Revolution durch islamistische Milizen zur Wehr setzte; der
Bewegung "Die Straße gehört uns", die bis Mitte 2012 in Salamiyya
gegen die Repression der Sicherheitskräfte auf die Straße ging; Ahmed
Zaino, der im Oktober 2011 gemeinsam mit anderen gewaltfreien
Aktivist*innen das Wasser der Springbrunnen Damaskus rot färbte. Es
geht außerdem um Suad Nofel, die im Juli 2013 vor dem Hauptquartier
des "Islamischen Staates" in ar-Raqqa eine "Eine-Frau-Demonstration"
durchführte. Gewürdigt wird auch Fadwa Suleiman, die syrische
Schauspielerin, die am 17. August 2017 in Paris starb.

Wir lernen Omar Aziz kennen, den syrischen Anarchisten, dessen
"Diskussionspapier über lokale Räte" die Selbstorganisation der
Bewegung inspirierte, den das Regime zusammen mit vielen anderen ins
Gefängnis werfen ließ und der dort im Februar 2013 an Herzversagen
starb.

Schließlich muss noch Jawdat Said erwähnt werden, dessen gewaltfreie
Interpretation des Islams das Gesicht des Aufstands prägte, bis
Deserteure der syrischen Armee in der zweiten Hälfte des Jahres 2011
unter dem Eindruck der brutalen Repression des Regimes zur Gegengewalt
übergingen und sich der Traum von einer sozialen Revolution in einen
Alptraum verwandelte.

"Wenn Du deine Hand erhebst, um mich zu töten, dann erhebe ich
nicht meine Hand, um Dich zu töten" (Koran, Sure V, Vers 28)

Ebenso wie Jawdat Said in Syrien, lebte und lehrte Ustad Mahmud
Muhammad Taha im Sudan einen gewaltfreien und herrschaftskritischen
Islam.

Islamischen Fundamentalist*innen und christlichen Kulturkriegern zum
Trotz zeigen ihre Beispiele, dass nicht die Religion entscheidet, ob
Menschen zu Heiligen oder Fanatiker*innen werden, sondern die
Interpretation der Religion durch die einzelnen Individuen. So hielt
Taha im Gegensatz zur herrschenden Lehrmeinung die früheren
Koranverse, die der Prophet in Mekka geäußert hat, für essentieller
als die Koranverse aus Medina, wo der Prophet als Staatsgründer und
Krieger auftrat. Die Verse der medinensischen Phase, denen er den
Jihad in seiner Form als bewaffneten Kampf, die Sklaverei, den
Kapitalismus, die Scharia und die Unterdrückung der Frau zuordnete,
seien nur für das Siebte Jahrhundert gültig und der geringen geistigen
Entwicklung der Zeit geschuldet, während das grundlegende Prinzip der
mekkanischen Predigten die individuelle Freiheit in Verbindung mit
sozialer Gerechtigkeit sei. Politisch traten Taha und die
Vereinigungen der republikanischen Brüder und Schwestern für einen
demokratischen, föderalistischen, weltlichen und sozialistischen Sudan
und die Gleichstellung von Mann und Frau ein. In einem von Bürgerkrieg
zerrissenen Land boten sie eine gewaltlose Alternative zu
Militärdiktatur und islamischen Fundamentalismus.

Aufgrund seines Protestes gegen die Einführung der
traditionell-islamistischen "Hadd"-Strafen im Sudan wurde Mahmud
Muhammad Taha am 18. Januar 1985 wegen Apostasie, also dem "Abfallen
vom Islam", hingerichtet.


Guillaume Gamblin, Pierre Sommermeyer, Lou Marin (Hg.):

"Im Kampf gegen die Tyrannei."

Gewaltfrei-revolutionäre Massenbewegungen in arabischen und
islamischen Gesellschaften: der zivile Widerstand in Syrien 2011-2014 und die
"Republikanischen Brüder" im Sudan 1983-1985,

Verlag Graswurzelrevolution, Heidelberg 2018,

144 Seiten, 13,90 Euro, ISBN 978-3-939045-34-2

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 47. Jahrgang, Nr. 432, Oktober 2018

Beilage libertäre buchseiten, S. 9

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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VORWÄRTS/1412: Gegen die Prämienbelastung


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 31/32 vom 4. Oktober 2018

Gegen die Prämienbelastung

von Tarek Idri



Die SP will eine Initiative lancieren, die die Krankenkassenprämien
auf maximal 10 Prozent des Einkommens beschränken soll. Angesichts
ständig steigender Prämien und immer weniger Prämienverbilligung
scheint das Vorhaben in die richtige Richtung zu gehen.


Im Laufe der letzten 20 Jahre haben sich die
Krankenkassenprämien mehr als verdoppelt, während die Löhne und Renten
nur leicht angestiegen sind. Die Frage, wie man die Prämien bezahlen
kann, ist zu einem der Hauptprobleme für viele Menschen in der Schweiz
geworden.

Das soziale Ziel bei der Einführung des Krankenversicherungsgesetzes
- also, dass die Prämienbelastung eines Haushalts nicht mehr als acht
Prozent des steuerbaren Einkommens betragen darf - wurde nie wirklich
erreicht. Im Gegenteil: Die Prämienbelastung nahm seit 2010 im
Durchschnitt über alle Kantone hinweg von 10 auf knapp 12 Prozent zu.
Es gibt sogar Haushalte, die mehr als 20 Prozent ihres Einkommens für
Krankenkassenprämien ausgeben müssen. Die individuellen
Prämienverbilligungen hätten Abhilfe schaffen sollen. Auch Personen,
die nicht auf Sozialhilfe angewiesen sind, werden unterstützt.
Allerdings wurden die Kantone damit beauftragt, für die Umsetzung der
Prämienverbilligung zu sorgen. In der Folge resultieren beträchtliche
kantonale Unterschiede, unter anderem bezüglich des Einkommens, das
zur Berechnung der individuellen Prämienverbilligung verwendet wird.

Die eigene Beteiligung der Versicherten an den Gesundheitskosten
machen fast 30 Prozent der gesamten Gesundheitsausgaben aus und
drücken neben den Prämien, den hohen Mieten und den Steuern auf das
Einkommen der Bevölkerung. Während die Prämienverbilligung laufend
reduziert wird, erhöht sich die Prämienbelastung. Die Verarmung von
vielen Menschen in der Schweiz ist Folge, da vom Einkommen nichts mehr
zur Reserve übrigbleibt. Eine andere Folge ist, dass viele
Versicherten dann nicht mehr zum Arzt/zur Ärztin gehen (können). Eine
Studie des Schweizerischen Gesundheitsobservatoriums zeigte, dass die
Anzahl Personen, die aus Kostengründen nicht mehr zum Arzt/zur Ärztin
gehen, von 6,2 Prozent (2010) innerhalb von sechs Jahren auf 16,2
Prozent (2016) gestiegen ist! Damit ist die Schweiz nach den USA das
OECD-Land, in dem dieser Grund am häufigsten genannt wird.


Harmonisierte Prämienverbilligung

Die Sozialdemokratische Partei der Schweiz (SP) möchte nun eine
Initiative zu diesem Thema lancieren. Die Ziele sind hochgesteckt:
Untere und mittlere Einkommen sollen durch eine Begrenzung der
Krankenkassenprämien auf maximal 10 Prozent - unter Berücksichtigung
des Vermögens - entlastet werden. Die Prämienverbilligung unter den
Kantonen soll harmonisiert und die Mittel für die Prämienverbilligung
erhöht werden. Bei den Kosten der Beiträge soll der Bund fix zwei
Drittel und die Kantone einen Drittel tragen. Neben dem sehr kurzen
Initiativtext formuliert die SP in einem Umsetzungskonzept, wie die
Initiative angewendet werden soll. Damit zeige die Partei die Richtung
der Ausgestaltung auf. Allerdings legen die SozialdemokratInnen die
Umsetzung der Vorlage in die gefühllosen Finger der zum Zeitpunkt der
Umsetzung wahrscheinlich immer noch bürgerlichen Mehrheit von
Parlament und Regierung. In ihrem Konzeptpapier macht die SP gewisse
Präzisionen, was die Definition von Einkommen betrifft, und empfiehlt
eine Anspruchsobergrenze: Wenn das massgebende Einkommen oberhalb
dieser Grenze liegt, soll kein Anspruch mehr auf Prämienverbilligung
bestehen, auch wenn die Prämienlast höher als 10 Prozent des
Einkommens ist. Als mögliche Obergrenze beziffert das Konzeptpapier
der SP ein Jahreseinkommen von 148 200 Franken. Bei Annahme der
Initiative geht die SP von Mehrkosten im Umfang von rund 3,6
Milliarden Franken aus.

"Wir wollen der Untätigkeit des Parlaments bei der Reform des
Gesundheitssystems und den wiederholten Angriffen auf die Interessen
der Versicherten begegnen", sagte Nationalrätin und SP-Vizepräsidentin
Marina Carobbio bei der Präsentation des Initiativtextes vor den
Medien in Bern. "Die
Prämienentlastungs-Initiative wird es den Haushalten erleichtern, ihre
Prämien zu bezahlen. Und sie zwingt die Politik, etwas gegen die
Kosten im Gesundheitswesen zu tun."

Pünktlich zum Wahljahr 2019 soll die Initiative auf den Beinen stehen:
Am SP-Parteitag Anfang Dezember wird sie lanciert, im Frühjahr kann
gesammelt werden.

 * 
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MELDUNG/947: Neu und forschungsorientiert - Uni Halle präsentiert Wissenschaftsmagazin "scientia halensis" (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 17.10.2018

Neu und forschungsorientiert: Uni Halle präsentiert Wissenschaftsmagazin
"scientia halensis"



Die "scientia halensis", das Wissenschaftsmagazin der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU), erscheint heute mit einer
neuen und bildstarken Optik. Das Magazin widmet sich in Zukunft
schwerpunktmäßig den Themen aus Forschung und Wissenstransfer an der MLU.
Titelthema der ersten Ausgabe nach dem Relaunch ist die Proteinforschung in
Halle und das neue Charles-Tanford-Proteinzentrum am Weinberg Campus.

Viel Platz für Bilder und anspruchsvolle Geschichten aus dem
Wissenschaftsbetrieb der MLU bietet das neue Layout der "scientia
halensis", das gemeinsam mit der Agentur Kappa GmbH aus Halle entwickelt
wurde. Mit dem grafischen Relaunch ist auch eine neue Ausrichtung des
Magazins verbunden: Aus dem bisher thematisch breit aufgestellten
Unimagazin wird ein reines Wissenschaftsmagazin, das allgemein
verständlich über spannende Projekte und Themen der Geistes- und
Naturwissenschaften an der MLU berichtet. Neu ist auch eine Übersicht zu
aktuellen Drittmittel-Projekten, die an der MLU in den vergangenen Monaten
eingeworben wurden.

Der Fokus der aktuellen Ausgabe der "scientia halensis" liegt auf dem
Charles-Tanford-Proteinzentrum, das in der vergangenen Woche mit einem
Festsymposium eröffnet wurde. Hier arbeiten 255 Beschäftige aus den
Naturwissenschaftlichen Fakultäten I und II sowie der Medizinischen
Fakultät gemeinsam an Fragen der Proteinbiochemie, die zu den
Forschungsschwerpunkten der MLU gehört. Die Forscherinnen und Forscher
untersuchen zum Beispiel Proteine, die in Zusammenhang mit Alzheimer- und
Tumorerkrankungen stehen. Über den Namensgeber des Zentrums Charles
Tanford, die Idee dahinter sowie konkrete Forschungsprojekte berichten
mehrere Beiträge im Heft.

Weitere Themen dieser Ausgabe: Prof. Dr. Armenuhi Drost-Abgarjan leitet
die deutschlandweit einmalige Mesrop-Arbeitsstelle für armenische Studien
an der MLU, die in diesen Tagen ihr 20-jähriges Bestehen feiert.
Deutschlands ältester landwirtschaftlicher Dauerversuch, der "Ewige
Roggen", wird seit 140 Jahren an der Uni Halle durchgeführt. Und: Die
Juristin Dr. Carina Dorneck hat in ihrer Promotion die rechtlichen
Herausforderungen der modernen Fortpflanzungsmedizin analysiert und
Vorschläge für Neuregelungen entwickelt.

Abgerundet wird das Heft durch bereits etablierte Rubriken, wie
Buchvorstellungen, Kurzporträts neuer Professorinnen und Professoren oder
etwa das "Schlussstück", das einen humoristischen Blick hinter die
Kulissen der größten Hochschule des Landes Sachsen-Anhalt gewährt.

Das Printheft liegt an vielen Stellen an der Universität und auch in der
Tourist-Information im Marktschlösschen am halleschen Markt aus. Im
Onlinemagazin "campus halensis" (http://www.campus-halensis.de) der MLU
gibt es das Heft wie gewohnt auch im PDF-Format sowie englische Fassungen
der Artikel aus der aktuellen Ausgabe.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 17.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/1119: WDR 3 - Russische Dämonen. Warum der Kreml Dostojewski feiert, 20.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Russische Dämonen - Warum der Kreml Dostojewski feiert

von Manuel Gogos

Produktion: WDR 2018

WDR 3 Kulturfeature

Samstag, 20.10.2018, 12.04 - 13.00 Uhr | WDR 3



Der amerikanische Diplomat Henry Kissinger nannte den russischen
Präsidenten Wladimir Putin einen "Charakter aus einem
Dostojewski-Roman". Auch der Kreml bedient sich des Schriftstellers
als nationaler Ikone. Ist Dostojewski aktueller denn je?

Im Jahr 2021 wird in Russland der 200ste Geburtstag des
Schriftstellers Fjodor Michailowitsch Dostojewski gefeiert. Schon
jetzt hat der russische Präsident Wladimir Putin zur Vorbereitung der
Geburtstagsfeier ein Festkomitee berufen. Welches Interesse könnte der
russische Präsident in seiner vierten Amtszeit haben, Dostojewski zu
einem nationalen "Säulenheiligen" zu verklären? Dostojewski ist nicht
nur der große Romanautor und Schöpfer des "Idioten" oder der
"Dämonen"; Dostojewski war auch Journalist und Publizist. Verfechter
eines russischen Imperialismus. Lässt sich Dostojewski gegen die
Instrumentalisierung durch Putins Machtelite verteidigen? Und wer
verteidigt die Polyphonie von Dostojewskis Werken gegen Dostojewski
selbst?

Redaktion: Leslie Rosin

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. Oktober 2018

Herausgeber:
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MUSIK/2730: Deutschlandfunk - Der Geiger Daniel Sepec, 20.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Der Geiger Daniel Sepec

Samstag, 20. Oktober 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Daniel Sepec ist ein ausnehmend vielseitiger Musiker. Der 53-Jährige
führt als Konzertmeister die Deutsche Kammerphilharmonie Bremen und
als Gast-Konzertmeister diverse andere herausragende Orchester,
daneben hat er eine Professur an der Musikhochschule in Lübeck inne
und macht mit großem Engagement Kammermusik. Als Solist ist er unter
anderem mit der Academy of Ancient Music und dem Orchestre des
Champs-Elysées aufgetreten. Daniel Sepec hat in seiner Heimatstadt
Frankfurt und in Wien Violine studiert und war Stipendiat der
Studienstiftung des Deutschen Volkes und der Alban-Berg-Stiftung Wien.
In "Klassik-Pop-et cetera" erzählt der Geiger, welche
außergewöhnlichen Vorlieben er jenseits von Monteverdi und Biber hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1610: Deutschlandfunk Kultur - Fragen an Phil Murphy, den Gouverneur von New Jersey, 20.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Phil Murphy, Gouverneur von New Jersey, stellt sich den Fragen von
Annette Riedel

Kennedy-Saal, Rathaus Schöneberg, Berlin

Aufzeichnung vom 16.10.2018

Tacheles

Samstag, 20. Oktober 2018, 17.30 - 18.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der demokratische US-amerikanische Politiker, Diplomat,
Investmentbanker und Obama-Freund Phil Murphy war von 2009 bis 2013
Botschafter der Vereinigten Staaten in Deutschland. Er ist seit Januar
Gouverneur von New Jersey. Kurz vor den Wahlen zum US-Kongress im
November, den richtungsweisenden mid-terms, stellt sich Murphy den
Fragen von Deutschlandfunk Kultur in Kooperation mit dem
Aspen-Institut Berlin. Was erhoffen sich die Demokraten von den Wahlen
für den Senat und für das Repräsentanten Haus - eine Abrechnung mit
Präsident Trump zu ihren Gunsten? Oder macht der Mann im Weißen Haus
aus Sicht seiner Anhänger so viel richtig, dass sie dessen Partei, den
Republikanern, an den Wahlurnen in größerer Zahl die Treue halten, als
mancher vielleicht glaubt?
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KURSUS/1841: Bielefeld - "Outlook-Grundkurs kompakt" am 27. Oktober 2018


Outlook-Grundkurs kompakt



Bielefeld (bi). Die VHS bietet am Samstag, 27. Oktober, einen
Microsoft Outlook Grundkurs an. In dem Tagesseminar lernen
Interessierte von 9 bis 16 Uhr Kontakte zu erstellen, E-Mails zu
versenden oder Termine und Aufgaben zu notieren und verwalten. Für den
Kurs in der Ravensberger Spinnerei werden Windowskenntnisse
vorausgesetzt. Informationen und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de
oder Telefon 0521/51 35 85.

 * 

Quelle:
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BILDUNG/1128: Die Uhr tickt - Neue Regeln der Medizinstudienplatzvergabe müssen bald vereinbart werden (idw)


MFT Medizinischer Fakultätentag der Bundesrepublik Deutschland e. V. - 16.10.2018

Die Uhr tickt: Neue Regeln der Medizinstudienplatzvergabe müssen bald vereinbart werden



In seinem NC-Urteil hatte das Bundesverfassungsgericht den Ländern eine
enge Frist bis Ende 2019 vorgegeben, um ein verfassungskonformes
Zulassungsverfahren umzusetzen. Dafür müssen sie bis Ende 2018 einen neuen
Staatsvertrag vereinbaren. Von einer Lösung scheinen Kultusminister jedoch
weit entfernt.

Die Kultusministerkonferenz (KMK) hatte auf ihrer Sitzung am 12.10. auch
die Vereinbarung von Eckpunkten für einen neuen Staatsvertrag für das
Zulassungsverfahren auf der Tagesordnung. Mit Sorge sieht der Medizinische
Fakultätentag (MFT), dass bislang keine Ergebnisse dieser Sitzung
bekanntgegeben wurden. Medienberichten zufolge lässt eine Entscheidung
weiter auf sich warten, da sich die Länder nicht einig sind, in welchem
Umfang die Abiturnote künftig berücksichtigt werden soll. Wenn ein neues
Zulassungsverfahren durch alle Universitäten bis Ende 2019 rechtssicher
umgesetzt sein soll, muss der neue Staatsvertrag noch in diesem Jahr
ausgehandelt sein. Nur dann können alle 16 Landesparlamente diesen
fristgerecht verabschieden. Auch für die zukünftigen Bewerberinnen und
Bewerber muss endlich Klarheit über die zukünftigen Verfahren und
Kriterien herrschen. Dabei darf der Streit um den Umfang einer
Abiturbestenquote nicht zu Lasten der Auswahlverfahren der Hochschulen
gehen. "Die einzelnen Quoten müssen in einem vernünftigen Verhältnis
zueinanderstehen", mahnt Frank Wissing, MFT-Generalsekretär. "Eine
Überbetonung der reinen Abiturnote verringert die Möglichkeiten für die
Fakultäten, individualisierte Auswahlverfahren unter Hinzunahme weiterer
Kriterien zu gestalten." Der MFT und die Bundesvertretung der
Medizinstudierenden in Deutschland e.V. (bvmd) hatten bereits im
vergangenen Jahr einen gemeinsamen Vorschlag zur Neugestaltung des
Auswahlverfahrens vorgelegt, der auch den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts im Rahmen des NC-Urteils entspricht.

Die gemeinsame Stellungnahme ist unter dem Titel "Verfassungskonformes
Modell der Studierendenauswahl in der Medizin" auf den Webseiten der bvmd
und des MFT abrufbar:

http://medizinische-fakultaeten.de/wp-content/uploads/2018/03/neues-Zulassungsverfahren-nach-BVerfG-MFT-bvmd_final.pdf

https://www.bvmd.de/fileadmin/user_upload/2018-03_Verfassungskonformes_Modell_der_Studierendenauswahl_in_der_Medizin.pdf

Über den MFT

Der Medizinische Fakultätentag ist der Dachverband der Medizinischen
Ausbildungs- und Forschungsstätten Deutschlands. Sie verantworten in über
70 verschiedenen Studiengängen die Ausbildung von rund 93.000 Studierenden
der Human- und Zahnmedizin sowie der Gesundheitswissenschaften.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution847
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FORSCHUNG/3920: Biochemie - Antiblockiersystem in Arterien schützt vor Herzinfarkt (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 16.10.2018

Antiblockiersystem in Arterien schützt vor Herzinfarkt

Forschende der Universität Tübingen entdecken einen körpereigenen
Mechanismus, der gefährliche Blutgerinnsel hemmt



Tübinger Biochemiker haben einen körpereigenen Mechanismus entdeckt, der
die Entstehung gefährlicher Blutgerinnsel im Inneren von Blutgefäßen,
sogenannter Thrombosen, verhindern kann. Bislang wurde dieses natürliche
Antiblockiersystem für Arterien vor allem an Mäusen untersucht. Erste
Untersuchungen mit menschlichen Zellen haben die Ergebnisse bestätigt, so
dass sie sehr wahrscheinlich auf Menschen übertragbar sind. Thrombosen
zählen weltweit zu den häufigsten Todesursachen, weil sie Blutgefäße
verstopfen und damit zu Herzinfarkt oder Schlaganfall führen können. Der
neuentdeckte Mechanismus könnte künftig die Therapiemöglichkeiten
verbessern. Durchgeführt wurde die Studie von einem Team um Dr. Lai Wen
und Professor Robert Feil vom Interfakultären Institut für Biochemie der
Universität Tübingen in Zusammenarbeit mit dem Universitätsklinikum
Tübingen sowie den Universitäten Lübeck und Würzburg. Sie wurde kürzlich
in der Fachzeitschrift Nature Communications veröffentlicht.


[image: © Susanne Feil]

Je größer das Blutgerinnsel, desto weniger Platz hat das Blut zum Fließen. Die erhöhte Schubspannung löst einen Mechanismus aus, der das Blutgerinnsel auf natürliche Weise hemmt. 

© Susanne Feil



Wunden schließt unser Körper, indem Blutplättchen die beschädigten
Gefäßwände verkleben; das Blut gerinnt. Das geschieht äußerlich, wenn wir
uns in den Finger schneiden, aber auch bei kleinen Verletzungen innerhalb
von Adern. Letzteres wird zum Problem, wenn das Blutgerinnsel zu groß wird
und das Blutgefäß verstopft.

"Wir haben in Blutplättchen von Mäusen und Menschen einen
selbstregulierenden Mechanismus entdeckt, der das unkontrollierte Wachstum
eines Blutgerinnsels verhindern kann", erklärt Lai Wen, der Erstautor der
Studie: Wenn ein Blutgerinnsel wachse, müsse das Blut das Hindernis
umfließen. Je größer das Gerinnsel, desto mehr Kraft übe das
vorbeiströmende Blut darauf aus: die sogenannte Schubspannung steige. Das
setze einen Mechanismus in Gang, der bewirke, dass in den verklebten
Blutplättchen mehr cyclisches Guanosinmonophosphat (cGMP) gebildet werde.
"Dieser Botenstoff verhindert, dass weitere Blutplättchen haften bleiben
und das lebensbedrohliche Gerinnsel löst sich langsam auf", beschreibt
Wen. Fließe das Blut wieder ungehindert, sinke die Schubspannung und der
Mechanismus stoppe. Ein kleines Gerinnsel bleibe bestehen und verschließe
weiterhin die Verletzung in der Gefäßwand. Das cGMP wirke somit als eine
Art Antiblockiersystem für Blutgefäße, das sich je nach Bedarf über die
Schubspannung selbst ein- oder ausschalte.

"Studien haben gezeigt, dass Menschen, die aufgrund eines genetischen
Defekts weniger cGMP bilden, häufiger einen Herzinfarkt erleiden - der
neuentdeckte Mechanismus wäre eine Erklärung dafür", erläutert Feil. Die
Entdeckung des cGMP Antiblockiersystems lasse uns aber nicht nur besser
verstehen, wie Herzinfarkte entstehen; sie eröffne auch neue Möglichkeiten
bei der Therapie von Thrombosen. Es gebe bereits Medikamente, die den
Körper bei der Bildung von cGMP unterstützen. "Sie wurden für andere
Zwecke entwickelt, könnten aber möglicherweise auch zur Behandlung bei
Thrombosegefahr eingesetzt werden", sagt Feil. Dazu gehörten
beispielsweise Präparate mit den Wirkstoffen Riociguat oder Sildenafil;
letzteres wird oft in Potenzmitteln eingesetzt.

"Herkömmliche Medikamente gegen Thrombosen verursachen häufig Blutungen,
weil sie die Blutgerinnung im gesamten Körper hemmen. Medikamente, die am
cGMP-Mechanismus ansetzen, sollten dagegen weniger lebensgefährliche
Nebenwirkungen haben", erläutert Feil. Sie wirken nur bei erhöhter
Schubspannung und die gebe es außerhalb von Blutgefäßen nicht. Um dies
endgültig für den menschlichen Körper zu bestätigen, müssen jedoch noch
klinische Studien folgen. "Darüber hinaus könnte das Zusammenspiel von
mechanischer Krafteinwirkung auf Zellen und der Bildung von cGMP auch bei
vielen anderen Krankheiten eine Rolle spielen", vermutet Feil.
"Interessante Aspekte für künftige Forschungen sind beispielsweise die
Auswirkungen des neuentdeckten Mechanismus auf Blutdruck, Osteoporose oder
Krebs."


Originalpublikation:

Lai Wen, Susanne Feil, Markus Wolters, Martin Thunemann, Frank Regler,
Kjestine Schmidt, Andreas Friebe, Marcus Olbrich, Harald Langer, Meinrad
Gawaz, Cor de Wit, Robert Feil: A shear-dependent NO-cGMP-cGKI cascade in
platelets acts as an auto-regulatory brake of thrombosis. Nature
Communications. 

DOI 10.1038/s41467-018-06638-8.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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AUSLAND/2508: Kanada - Legalisierung von Cannabis und die möglichen Konsequenzen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Cannabis auf Rezept: Weitere Engpässe in Deutschland durch 
Legalisierung in Kanada?

Von Cannabis-Ärzte, 12. Oktober 2018



Ab dem 17. Oktober können Erwachsene in Kanada bis zu 30 Gramm legales
Cannabis besitzen und teilen. Kanada ist somit das erste Land aus der
G-7- und der G-20-Gruppe, das den Konsum von Cannabis für Erwachsene
legalisiert. Die Bundesregierung legte die Grundzüge des
Legalisierungsgesetzes fest, überließ es aber den Provinzen und
Territorien selbst, weitere Details zu definieren. Dazu zählt das
legale Erwerbsalter von 18 oder 19 und ob der Verkauf nur durch
städtische oder staatlich lizenzierte Händler vertrieben werden soll.


Kanadisches Institut befürchtet Engpass

Laut renommierten Fachzeitschriften dürfte die aktuelle Angebotslage
von Cannabis in Kanada nur 30 bis 60 Prozent des Bedarfs decken. Dem
Bericht des C.D. Howe Instituts* zufolge werde die Nachfrage im Land
bei mehr als 610 Tonnen liegen. Jedoch seien im vierten Quartal nur
etwas mehr als 146 Tonnen verfügbar. Die Produzenten im Land sollen
dem Bericht zufolge im ersten Jahr der Legalisierung eine Produktion
von 210 Tonnen erreichen. Das sind gerade einmal gut ein Drittel des
Bedarfs. In der Folge, so die Autoren, sei vor allem in der ersten
Jahreshälfte mit Engpässen zu rechnen, was auf eine langsame
Lizenzierung der Produzenten zurückgeführt wird. Die Zahl der
lizenzierten Produzenten wird zum Ende des vierten Quartals auf 97
geschätzt.


Was ist erlaubt?

Das neue kanadische Cannabis-Gesetz ermöglicht es Einwohnern ab 18
Jahren, Marihuana online oder im Einzelhandel von städtischen oder
staatlich lizenzierten Händlern zu erwerben. Die meisten Provinzen
haben das Mindestalter jedoch auf 19 angehoben, um sich dem Alter für
den Alkoholkonsum anzupassen. Das Gesetz legt eine 30-Gramm-Grenze
fest, wie viel eine Privatperson maximal kaufen kann und in der
Öffentlichkeit besitzen darf. Allerdings wird durch diese
Gesetzesänderung nicht definiert, welche Menge an Cannabis zu Hause
gelagert werden darf. Es wird lediglich darauf verwiesen, dass pro
Wohnhaus für den persönlichen Gebrauch bis zu vier Pflanzen angebaut
werden dürfen. Zwei Provinzen - Quebec und Manitoba - haben
entschieden, den Anbau zu Hause dennoch zu verbieten.


Regierungsbeteiligung

Ein wesentlicher Unterschied zwischen den kanadischen und
amerikanischen Modellen ist die Beteiligung der Regierung. Die
wichtigsten föderalen Bemühungen der Vereinigten Staaten sind die
Durchsetzung von Drogengesetzen, die Marihuana immer noch als
kontrollierte Substanz behandeln. In Kanada reguliert die
Bundesregierung die Produzenten. Kanada hat bisher etwa 120 Züchter
lizenziert. Die Provinzen haben die Aufgabe, die Verteilung zu
überwachen. Einige werden Marihuana im Großhandel kaufen und es an
Einzelhandelsgeschäfte und über die Bundespost an Online-Kunden
liefern. Die Beteiligung der Regierung an der Verteilung könnte dazu
beitragen, die Preise zu kontrollieren und sie auf einem Niveau zu
halten, das mit dem Schwarzmarkt konkurrieren kann, ohne dass eine
Überproduktion die Lebensfähigkeit der lizenzierten Produzenten
gefährden könnte, sagen Experten. In einigen US-Bundesstaaten,
insbesondere in Oregon, hat ein Überangebot an legalen Käufern
Bedenken ausgelöst, dass Produkte in andere Staaten umgeleitet werden.


Das Regulierungsspektrum

Das einzige andere Land, das Marihuana legalisierte, ist das
südamerikanische Uruguay, das einen äußerst bewussten und strengen
Ansatz verfolgt. Dort verkaufen Apotheken an Erwachsene über 18, die
bis zu 40 Gramm pro Monat kaufen können. Diese Menge wird mit
Fingerabdruckerkennung jedes Mal überprüft. Auch sind dort nur zwei
Sorten von Cannabis erhältlich. Eine Indica, genannt Alpha I (2% THC
und 7% CBD) und eine Sativa, namens Beta I (2% THC und 6% CBD). Am
anderen Ende des Regulierungsspektrums sind die US-Bundesstaaten, wo
die Legalisierung eine Art "grünen Rausch" ausgelöst hat, wobei
Unternehmen versuchen, reich zu werden, indem sie diverse
Gebrauchsgüter für den Cannabismarkt verkaufen. Kanada befindet sich
irgendwo in der Mitte. Einige lizenzierte Hersteller sind riesige
Unternehmen, aber es gibt auch strenge Vorschriften für Verpackungen,
um zu vermeiden, dass Jugendliche angesprochen werden und viele Arten
von Marihuana-Werbung sind verboten, einschließlich solcher, die von
Jugendlichen gesehen werden können oder Darstellungen von Prominenten
verwenden.


Beeinträchtigung, Grenzübergänge und Strafen

Neue Gesetze sehen strenge Strafen für den Verkauf von Marihuana an
Minderjährige, illegale Verteilung oder Verkauf und Fahren bei
eingeschränkter Mobilität vor. Die Abgabe oder der Verkauf von
Marihuana an Jugendliche unter 18 Jahren und die Produktion von
Cannabis, die über die persönlichen Anbauvorschriften hinausgehen,
sind mit einer Höchststrafe von 14 Jahren geahndet.

Die Polizeibeamten werden sich vorerst auf traditionelle Beobachtungen
bei der Durchsetzung der Verkehrsgesetze verlassen. Allerdings meinen
die Provinzen, dass sie Speicheltests durchführen könnten, wenn dies
von der Bundesregierung genehmigt wird.

Cannabis nach Kanada einzuführen bleibt illegal, selbst wenn man von
Orten reist, an denen die Gesetze über Marihuana gelockert wurden,
warnt die Regierung. Beamte der Canada Border Services Agency sagen,
dass sie Besucher und zurückkehrende Kanadier fragen werden, ob sie
Cannabis bei sich haben. Sie hoffen, dass die Frage das Risiko
unbeabsichtigter Gesetzesverstöße reduzieren wird. Wenn Sie bei der
Einreise nach Kanada Cannabis mit sich führen, muss dieser bei der
Grenzbehörde angemeldet werden.


Probleme für den deutschen Markt?

Nachdem im vergangenen Jahr das Ausschreibungsverfahren zum Anbau von
Medizinalhanf gestartet und die Vergabekriterien bekannt wurden,
standen die deutschen Unternehmen bereits vor unüberwindbaren
Hindernissen. Die Vorgaben der Cannabis-Ausschreibung waren für sie
schlichtweg nicht erfüllbar. Auf eine kurzfristige Verfahrensänderung
hin klagte einer der 118 Bieter und fand damit beim Oberlandesgericht
Düsseldorf Gehör. Diese Klage wurde im Endeffekt abgewiesen und ließ
den eigentlich für 2019 vorgesehenen Beginn des deutschen
Cannabisanbaus in weite Ferne rücken. Das treibt den deutschen Markt
(laut Bundesinstitut für Arzneimittel und Opiate) bis 2020 weiter in
die Abhängigkeit von Importen. Berücksichtigt man hierbei, dass sechs
der GMP-zertifizierten Unternehmen aus Kanada und nur eins aus den
Niederlanden nach Deutschland importieren, wird es wirklich knapp.

Während die Patientenzahlen in Deutschland (ca. 14.000) immer weiter
ansteigen und die Nachfrage von Cannabis für den Konsumgenuss in
Kanada explodieren wird, lässt sich für schwerkranke Menschen wirklich
nichts Gutes erhoffen. Ob die Importmenge aus Kanada erhöht werden
kann oder sogar rückläufig wird, bleibt abzuwarten. Die 1,5 Tonnen
Cannabis (zuvor 700 KG), die künftig aus den Niederlanden jedes Jahr
nach Deutschland geliefert werden sollen, sind nur ein Tropfen auf dem
heißen Stein.


Anmerkung:

* Ein unabhängiges, gemeinnütziges Forschungsinstitut in Kanada,
dessen Ziel es ist, den Lebensstandard durch die Förderung einer
wirtschaftlich gesunden öffentlichen Politik zu erhöhen. Das Institut
ist eine vertrauenswürdige Quelle grundlegender politischer
Erkenntnisse, die sich durch eine überparteiliche, evidenzbasierte
Forschung auszeichnen, die einer endgültigen Expertenprüfung
unterzogen wird.

Cannabis-Ärzte ist eine Onlineplattform für Patienten, die Ärzte,
Apotheken, Lieferanten und Anwälte aufführt, die mit Cannabis als
Medikament zu tun haben. Sie hat auch eine Petition ins Leben gerufen,
die die Schaffung eines Onlinearchivs als Anlaufstelle für Kassen- und
Privatärzte fordert, um die Patientenversorgung mit medizinischem
Cannabis zu gewährleisten. Die Petition richtet sich an Dr. Ralf
Brauksiepe, Jens Spahn und das Bundesgesundheitsministerium und kann
unterzeichnet werden unter: 

https://www.change.org/cannabis-aerzte


Weitere Informationen unter:

https://www.cannabis-aerzte.de

Erstveröffentlicht bei:

https://www.cannabis-aerzte.de/engpaesse-legalisierung-kanada/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AUSLAND/2507: Profite statt Gesundheit - In Österreich werden die Krankenversicherten enteignet (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 41 vom 12. Oktober 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Profite statt Gesundheit

In Österreich werden die Krankenversicherten enteignet

Von Anne Rieger



Unter dem Vorwand, eine Milliarde Euro bis 2023 im System "zu sparen",
die angeblich den Patienten zugute kommen soll, will die
ÖVP/FPÖ-Regierung in Wahrheit die Selbstverwaltung der Krankenkassen
aushöhlen, die Unternehmerbeiträge senken und die Privatisierung
vorantreiben.

Das System der Krankenversicherung in Österreich soll in seinen
Grundfesten erschüttert werden. Die 21 Sozialversicherungsträger -
darunter u.a. die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (AUVA) und die
Pensionsversicherung - sollen auf fünf zusammengeschmolzen werden. Ein
Hauptteil ist die Zusammenlegung der Gebietskrankenkassen (GKK). Statt
der neun eigenständigen Landeskassen soll es nur noch eine
Österreichische Gesundheitskasse (ÖGK) geben, die die Beiträge
einzieht und Budget- und Personalhoheit hat. Die GKKs sollen zu
Landesstellen degradiert werden.

Damit wird das Ende der Selbstverwaltung eingeläutet. Die Eigentümerin
der Versicherung ist nicht die Regierung, sondern es sind die 8,7
Millionen Versicherten. Der Großteil der Beiträge - ca. 90 Prozent -
stammt aus ihren Löhnen und Gehältern. Deswegen wurden die Kassen
bisher vor allem von deren Interessenvertretung verwaltet. Jetzt wird
diese - und damit die Versicherten - entmachtet. Bisher hatten die
Versichertenvertreter in den Entscheidungsgremien die Mehrheit, nur im
Kontrollgremium waren die Unternehmer in der Überzahl. Künftig werden
in dem neuen zentralisierten Entscheidungsgremium der ÖGK die
arbeitenden Menschen nur mehr die Hälfte der Vertreter stellen dürfen.
Im übergeordneten Dachverband erhalten die Dienstgeber eine 6:4
Mehrheit. Die Vertreter der Wirtschaft bekommen damit enorme Macht in
der Krankenkasse, in der sie selbst gar nicht versichert sind.

"Künftig würde also die Wirtschaft entscheiden, ob Arbeiternehmern
eine medizinische Versorgung zusteht, ob eine Rehabilitation bewilligt
wird oder wie mit erkrankten Kindern, Alten und Pflegebedürftigen zu
verfahren sein wird", kritisiert der Präsident der Arbeiterkammer
Oberösterreich die Zerschlagung der gesetzlichen Kassen. Es drohen
Leistungskürzungen, Teilkrankenstand, Teilprivatisierungen durch
Selbstbehalte, Privatisierungen von Krankenhäusern.

Einsparungen im System zweifeln u.a. Rechnungshofpräsidentin und
Gesundheits-Ökonom des unternehmernahen "Instituts für Höhere Studien"
an. In den Begleitunterlagen zum Gesetz hat das FPÖ-geführte
Sozialministerium selber bis 2023 lediglich Einsparungen von 33
Millionen angeführt, von der eine Milliarde Einsparung meilenweit
entfernt. Bei den Verwaltungskosten ist nicht zu sparen, denn bei den
gesetzlichen Krankenversicherungen liegen sie in Relation zu den
Gesamteinnahmen unter drei Prozent, bei privaten weit über 30 Prozent.

Also sind die Stellenstreichungen bereits vorgesehen: In den nächsten
drei Jahren sollen zehn Prozent der Stellen durch
Nicht-Nachbesetzungen gekürzt werden, in zehn Jahren 30 Prozent. Alle
Patienten sollen angeblich gleiche Leistungen für gleiche Beiträge
erhalten. Da aber weitere Kassen vorgesehen sind, unter andrem für
Selbständige, Beamte und Bauern, werden alle, die keine oder nur
kleine Finanzierungsbeiträge leisten können, in der neuen ÖGK
versichert. Da kein Risikoausgleich vorgesehen ist, gilt zukünftig
noch mehr: In der ÖGK wird es die geringsten Leistungen geben.

Hinzu kommt, dass die Regierung bereits beschlossen hat, den Beitrag
der Unternehmer, die die Unfallversicherungsanstalt alleine bezahlen,
jährlich um 430 Millionen zu senken. Leistungen, die dort bisher
erbracht wurden, werden nun entweder gestrichen oder auf die ÖGK
übertragen. Dort müssen sie zur Hälfte von den Beschäftigten
finanziert werden.

Die KPÖ-Steiermark fordert ein Verschlechterungsverbot für die
Versicherten und eine Garantie, dass es zu keinen Leistungskürzungen
und neuen Selbstbehalten kommt. Auch Privatisierungen müssen
ausgeschlossen werden. "Wenn es wirklich nur um eine Vereinfachung der
Verwaltung geht, soll die Regierung eine Garantie abgeben. Leider ist
zu befürchten, dass es in Wirklichkeit um politische Umfärbung und um
eine Leistungskürzung geht. ÖVP und FPÖ wollen auf Kosten des
öffentlichen Gesundheitssystems private Gesundheitskonzerne fördern",
so die steirische KPÖ-Klubobfrau Claudia Klimt-Weithaler.

Ihre Befürchtungen sind berechtigt: Schon berichten Medien, die
Regierung plane im Zuge der Sozialversicherungsreform mit 146 Mio.
Euro den Fonds der Privatkrankenanstalten mitzufinanzieren. Damit
könne auch die Privatklinik Währing des Schönheitschirurgen Worseg,
dem ein Naheverhältnis zu Vizekanzler Strache nachgesagt wird, in den
Genuss dieser Förderungen kommen.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 50. Jahrgang,
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DEMENZ/394: Leben in einem Pflegeheim - Mit Kommunikation gelingt vieles (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Mit Kommunikation gelingt vieles

von Monika Kaus



Menschen mit Demenz wollen nach der Diagnose so lange wie möglich
selbstständig bleiben und weiterhin zuhause leben. Bei meiner Mutter
war es ganz genauso. Aber irgendwann war es nicht mehr möglich, zumal
eine räumliche Distanz von 400 km zwischen ihrem und meinem Wohnort
bestand. Damit war auch die erste Frage: Wo ein Heim suchen? In
welcher Stadt? In beiden Orten haben wir uns diverse demenzfreundliche
Heime angesehen. Die Hinweise der örtlichen Alzheimer-Gesellschaften
haben uns dabei sehr geholfen. Die Entscheidung fiel nach langer
Überlegung auf den Ort, in dem mein Mann und ich leben. Zumal keine
Verwandten und nur noch wenige Freunde im Heimatort meiner Mutter
lebten. Damit war Ärger vorprogrammiert: Länderwechsel! Meine Mutter
zog von Niedersachsen nach Hessen. Heime werden aber in der Regel für
Bewohner vor Ort von den Trägern gebaut. Es gehörte schon
Überredungskunst dazu, eine Einrichtungsleiterin davon zu überzeugen,
meine Mutter auf die Warteliste zu setzen. Wir hatten Glück. Es hat
nicht lange gedauert und wir sind mit meiner Mutter und ihren
Möbelstücken, die ihr das Leben in der neuen Umgebung erleichtern
sollten, umgezogen. Alles war nach ihren Wünschen: Einzelzimmer,
eigenes Bad, durchgängiger Balkon, Gemeinschaftsräume und jede Menge
Aktivitäten: Konzerte, Sport, Ausflüge auf dem Rhein usw.

Meine Mutter war gewohnt, allein ihre Freizeit zu gestalten. Das
sorgte erneut für Probleme in der Einrichtung: Sie läuft weg! Auch
hier war Überzeugungskraft von Nöten: Sie läuft nicht weg - sie ist
aktiv und lebt ihr Leben wie bisher. Dazu gehören Spaziergänge und hin
und wieder ein Ausflug in ein Weinlokal, gemeinsam mit einer anderen
Bewohnerin. Wir haben diese Angelegenheit vertraglich geregelt, indem
ich die Verantwortung für ihre Ausflüge übernommen habe. Sie war oft
unterwegs, aber schon nach kurzer Zeit war sie in dem kleinen Vorort
bekannt und wurde oftmals von netten Einheimischen wieder in das Heim
zurückbegleitet.

Inzwischen lebt sie dort seit fast 14 Jahren. Wir haben viel erlebt:
mehrere Einrichtungsleiterinnen, eine nicht mehr überschaubare Anzahl
von Pflegepersonen, jede Menge engagierte Ehrenamtliche und auch viele
Angehörige, die sich intensiv um die Bewohner kümmern.

Wie überall gibt es Positives und Negatives aus dem Heimleben zu
berichten. Aber mit der richtigen Kommunikation können viele Dinge,
Kritik und Lob, angebracht werden.

Erschüttert hat mich allerdings ein Vortrag vom Träger des Heims über
die Zeit, die Pflegekräften für die Bewohner zur Verfügung steht. Der
Geschäftsführer und sein Referent für EDV und Verwaltung brachen die
Zahl der Beschäftigten herunter, die laut hessischem Ministerium für
Pflegeheime vorgeschrieben sind: 37,5 Minuten pro Bewohner pro
Schicht! Und zwar für alle nachstehenden Aufgaben: Grundpflege,
Behandlungspflege, Einzüge und Aufnahmen, Übergabezeiten, tägliche
Dokumentation und Planung der Pflege- und Betreuungsleistungen,
Notfallversorgung, Palliative Versorgung und Sterbebegleitung,
Angehörigenkontakt, Beratung, Gespräche und Begleitung, Anreichen bei
Schluckstörungen, Schlucktraining, Medikamentenmanagement, Kontakte
mit dem Arzt, Begleitung des Medizinischen Dienstes bei
Höherstufungen, Begleitung bei Besuchen von Behörden, Teamgespräche,
Gespräche im Haus, Fallbesprechungen, Pflegevisiten, Ausbildung von
Altenpflegeschülern ... usw.

Ich benötige alleine für die Anreichung des Essens bei meiner Mutter
bereits 45 Minuten. Nur mal so als Vergleich!

Monika Kaus, 1. Vorsitzende der Deutschen Alzheimer Gesellschaft



INFO

Übersicht: Qualitätssiegel für Pflegeeinrichtungen

Es gibt in Deutschland unterschiedliche Siegel und Zertifikate, mit
denen die Qualität von Pflegeeinrichtungen geprüft werden kann. Wer
sich dafür interessiert, stellt schnell fest, dass diese Siegel sehr
vielfältig und uneinheitlich sind. Eine Übersicht im PDF-Format bietet
das Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) jetzt zum kostenlosen
Download auf seiner Webseite.

www.zqp.de / Wissensangebot → Ratgeber und Hilfe → Siegel und
Zertifikate in der Langzeitpflege

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/18, S. 7

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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FORSCHUNG/766: Neue Studie zum Zusammenhang von Schlaganfall und Herzschädigung (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 16.10.2018

Neue Studie zum Zusammenhang von Schlaganfall und Herzschädigung



Warum treten Herzerkrankungen und Schlaganfälle so häufig gemeinsam auf?
Wie kann die Versorgung von Schlaganfallpatienten mit Herzinfarkt
verbessert werden? Das untersuchen Neurologen und Kardiologen gemeinsam in
der PRAISE-Studie. Diese wird unter Leitung der Charité -
Universitätsmedizin Berlin durchgeführt und ist die erste Kooperation des
Deutschen Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) und des Deutschen
Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE). Die beiden deutschen
Gesundheitsforschungszentren fördern die Studie über zwei Jahre mit rund
einer Million Euro.

Schlaganfälle und Herzerkrankungen treten häufig gemeinsam auf. Zum einen
ist bekannt, dass Herzerkrankungen oder Herzrhythmusstörungen einen
Schlaganfall verursachen können. Andererseits sind kardiale Komplikationen
die zweithäufigste Todesursache nach einem Schlaganfall. Bei vielen
Patienten mit akutem Schlaganfall ergeben sich bereits in den ersten
Stunden und Tagen nach einem Schlaganfall Hinweise für eine begleitende
Schädigung des Herzens. Dies wird beispielsweise durch die Messung des
Blutwertes Troponin nachgewiesen, der standardmäßig in der
Herzinfarkt-Diagnostik verwendet wird. Patienten mit erhöhtem Troponin-Wert erholen
sich schlechter vom Schlaganfall und versterben häufiger.

"Bei rund 30 Prozent aller Patienten mit akutem Schlaganfall finden sich
erhöhte Troponin-Werte im Blut. Bei ihnen ist die Sterblichkeit erhöht.
Wie diese Patienten am besten versorgt werden können, ist aktuell jedoch
völlig ungeklärt", sagt Studienleiter Prof. Dr. Matthias Endres, Direktor
der Klinik für Neurologie der Charité und Leiter des Centrums für
Schlaganfallforschung Berlin. Studienleiter Prof. Dr. Ulf Landmesser,
Direktor der Klinik für Kardiologie am Campus Benjamin Franklin, fügt
hinzu: "Aus Vorarbeiten wissen wir, dass bei rund 25 Prozent der
Schlaganfallpatienten mit erhöhten Troponin-Werten eine akut
behandlungsbedürftige Erkrankung der Herzkranzgefäße, das sogenannte akute
Koronarsyndrom, vorliegt."

Ziel der Studie PRediction of Acute coronary syndrome In acute ischemic
StrokE (PRAISE-DZHK19/DZNE B001) ist die Etablierung eines klinischen
Algorithmus, der die Vorhersage eines akuten Koronarsyndroms
beziehungsweise eines Herzinfarktes bei Schlaganfallpatienten ermöglicht.
Das Studienergebnis wird Einfluss auf die Leitlinien zur Behandlung des
akuten Schlaganfalls und des akuten Koronarsyndroms haben.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://kardio-cbf.charite.de/ - Klinik für Kardiologie der Charité

https://neurologie.charite.de/ - Klinik für Neurologie der Charité

https://www.schlaganfallcentrum.de/ - Centrum für Schlaganfallforschung Berlin

https://dzhk.de/ - Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK)

https://www.dzne.de/ - Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LEBER/250: Hepatitis - Leberentzündungen bleiben häufig unbemerkt (idw)


Deutsche Leberstiftung - 16.10.2018

Hepatitis: Ist Ihre Leber gesund? - Leberentzündungen bleiben häufig unbemerkt



Lebererkrankungen zählen weltweit zu den größten Gesundheitsproblemen -
und zu den häufigsten Todesursachen. Die Ursachen für Lebererkrankungen
sind vielfältig: Häufigste Ursache für eine Hepatitis (Leberentzündung)
ist die Fettleber durch Übergewicht, Diabetes mellitus oder Alkohol,
gefolgt von Virusinfektionen. Daher steht der diesjährige Lebertag unter
dem Motto: "Ist Ihre Leber gesund?". Um mehr Aufmerksamkeit für die
Gesundheit der Leber zu schaffen, thematisieren die Ausrichter des 19.
Deutschen Lebertages - Gastro-Liga e. V., Deutsche Leberstiftung und
Deutsche Leberhilfe e. V. - bereits im Vorfeld des bundesweiten
Aktionstages am 20. November 2018 das Thema Hepatitis.

Allein in Deutschland gehen Experten von mindestens fünf Millionen
Leberkranken aus. Das lebenswichtige Organ Leber ist schmerzunempfindlich,
deswegen verlaufen Erkrankungen der Leber über einen langen Zeitraum
häufig unbemerkt.

Als Hepatitis - im Plural Hepatitiden - wird eine Entzündung der Leber
bezeichnet, umgangssprachlich wird eine Hepatitis auch Gelbsucht genannt.
Allerdings tritt eine Gelbsucht nicht zwangsläufig auf und kann im Fall
einer chronischen Hepatitis bereits eine sehr fortgeschrittene Erkrankung
bedeuten. Außerdem kann eine Gelbsucht auch andere Gründe haben. Man
unterscheidet akute und chronische Leberentzündungen. Von einer
chronischen Hepatitis spricht man, wenn die Entzündung länger als sechs
Monate anhält. Zu den häufigsten Verursachern zählen neben der
nicht-alkoholischen Fettleber (NAFL) und der alkoholischen Fettleber (AFL) die
Hepatitis-Viren A, B, C, D und E. Weitere Ursachen für eine Hepatitis sind
Giftstoffe, Medikamente, angeborene Störungen wie beispielsweise
Autoimmunerkrankungen, Entzündungen der Gallenwege, Bakterien oder
Parasiten.

Bei einer chronischen Hepatitis wächst die Gefahr weiterer schwerer
Folgeerkrankungen wie Leberzirrhose oder Leberzellkrebs. Viele
Leberentzündungen lassen sich jedoch gut therapieren, wenn sie frühzeitig
erkannt werden. Besonders wichtig ist daher eine frühe Diagnose, die
beispielsweise durch die Bestimmung der Leberblutwerte erfolgen kann.

Fettleberhepatitis - Therapie durch Lebensstil-Modifikation
Eine Fettleberhepatitis (Steatohepatitis) wird unterschieden in eine
"nicht-alkoholische Fettleberentzündung" (NASH) und eine durch
Alkoholkonsum verursachte "alkoholische Fettleberentzündung" (ASH). Beide
Formen der Fettleberhepatitis können durch eine konsequente
Lebensstil-Modifikation - die gesunde Ernährung, Gewichtsreduktion, Sport und
Alkoholverzicht umfasst - therapiert werden. Medikamentöse Therapien der
NASH und ASH befinden sich aktuell noch in Entwicklungsstadien.

Virushepatitis - Impfschutz und medikamentöse Therapie
Die Virushepatitis ist eine durch Viren verursachte akute Leberentzündung.
Abhängig vom Virustyp erfolgt eine Ansteckung über Lebensmittel und
infiziertes Wasser oder über Blut und andere Körperflüssigkeiten. Wenn
nicht die in Deutschland vorgeschriebenen hohen Hygienevorschriften
eingehalten werden, bergen auch Spritzen, Bluttransfusionen, Tätowierungen
und das Stechen von Piercings ein Hepatitis-Risiko. Ein Impfschutz ist nur
gegen die Virustypen Hepatitis A (HAV) und Hepatitis B (HBV) möglich. Die
Impfung gegen Hepatitis B schützt auch vor Hepatitis D (Delta), da diese
Virusinfektion nur mit einer Hepatitis B gemeinsam vorkommen kann.

Die Hepatitis C wird vom Hepatitis-C-Virus (HCV) verursacht und ist die
gefährlichste Hepatitis. In Deutschland sind etwa 250.000 bis 500.000
Menschen mit dem HCV infiziert. Die chronische Hepatitis C zählt nach der
Fettleberhepatitis zur zweithäufigsten Ursache von Leberzirrhose und
Leberzellkrebs in Deutschland. Eine Impfung gegen das HCV existiert noch
nicht. Seit 2014 sind in Deutschland zahlreiche Medikamente zur Behandlung
der Hepatitis C zugelassen, die direkt in den Vermehrungszyklus des Virus
eingreifen (sogenannte DAAs - Direct Acting Antiviral Agents) und ohne
Interferon auskommen. Damit kann die chronische Hepatitis C bei sehr
vielen Patienten in kurzer Zeit und nahezu nebenwirkungsfrei geheilt
werden. Die Heilungsraten dieser Interferon-freien Therapien mit acht bis
zwölf Wochen Therapiedauer sind sehr hoch, sie liegen in der Regel bei
über 90 Prozent.

Neue Therapieregime - gesteigerte Therapie-Effizienz
Aktuell gibt es neu zugelassene Hepatitis-C-Therapieregime, die es
ermöglichen, beispielsweise Patienten mit Begleiterkrankungen zu
behandeln. "Bei der Therapie mit den seit 2014 zugelassenen direkt
wirkenden antiviralen Wirkstoffen zur Behandlung von Hepatitis C standen
in der ersten Zeit vor allem Patienten im Vordergrund, bei denen die
Lebererkrankung bereits fortgeschritten war", erklärt Professor Dr.
Christoph Sarrazin, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Leberhilfe e. V.,
und ergänzt: "Bei den neuesten Zulassungen konnte die Therapie-Effizienz
noch gesteigert werden. Die sehr gut verträglichen Substanzen sind hoch
effektiv, gegen alle HCV-Genotypen gleichermaßen aktiv und können auch bei
Patienten mit Niereninsuffizienz oder unter Dialysetherapie eingesetzt
werden."

Spezielle Patientengruppen - neue Chancen in der HCV-Therapie
"Die Verbreitung der Hepatitis C ist unter Drogengebrauchern und
Substitutionspatienten deutlich höher als in der allgemeinen Bevölkerung.
Aktuelle Daten belegen, dass bei guter Betreuung die gleiche
Therapie-Effektivität erzielt werden kann wie bei nicht-substituierten Patienten.
Darüber hinaus wurde gezeigt, dass die Bereitschaft zur aktiven Mitwirkung
an der Therapie auch bei dieser Patientengruppe gegeben ist", sagt
Professor Sarrazin.

Unabhängig von der Patientengruppe und dem Alter sollte sich jeder
Einzelne mit der Frage "Ist Ihre Leber gesund?" beschäftigen und nach
Möglichkeit mit einem Arzt eine individuelle Antwort finden. Bundesweit
wird diese Frage von den Ausrichtern und allen Aktionsinitiativen am 20.
November 2018 im Rahmen des 19. Deutschen Lebertages gestellt. Das
Besondere in diesem Jahr: Bei zwei kostenfreien Telefonaktionen werden
Leber-Experten als persönliche Ansprechpartner die individuellen Fragen zu
Hepatitis und allen weiteren Leberthemen und Lebererkrankungen
beantworten. Die Details zu diesen Lebertag-Telefonaktionen werden
rechtzeitig veröffentlicht.

Mehr Infos zum 19. Deutschen Lebertag unter:

http://www.lebertag.org

Die Ausrichter des Deutschen Lebertages am 20. November 2018:

Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Krankheiten

von Magen, Darm und Leber sowie von Störungen des

Stoffwechsels und der Ernährung (Gastro-Liga) e. V.


Friedrich-List-Straße 13, 35398 Gießen

geschaeftsstelle@gastro-liga.de

http://www.gastro-liga.de


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.lebertag.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Leberstiftung - 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/097: Uruguay - Stigmatisierung von ganz oben ... Protest aus dem "Irrenhaus" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Uruguay

Protest aus dem "Irrenhaus"

Von Radio Vilardevoz



(Montevideo, 12. Oktober 2018, comcosur) - Mitteilung des Radio
Vilardevoz aus dem Psychatrischen Krankenhaus Vilardebó vom 2. Oktober
2018: "Ja, die Welt ist ein Irrenhaus, aber leider wird sie nicht von
ihren Patient*innen regiert."

Erneut hat unser Präsident Tabaré Vázquez gesagt, dass die Welt ein
Irrenhaus sei, das von seinen Patient*innen regiert werde - dieses Mal
auf der Generalversammlung der Vereinten Nationen. Wir verstehen seine
Aussagen so, dass er als Arzt der Auffassung ist, dass ein Irrenhaus
von fähigen Professionellen regiert werden soll.

Traurigerweise müssen wir ihm aber sagen, dass die Leiter*innen der
uruguayischen Irrenhäuser zugelassen haben, dass "ihre Patient*innen"
eingesperrt und fixiert werden und einige wurden auf die grausamste
und unwürdigste Art behandelt. Wir erinnern als Beispiel an den Tod
von Carlos Grecco im Jahr 2016 durch eine Hundemeute in der
Psychiatrischen Einrichtung Etchepare oder den Tod von Soledad in 2017
in einer "Beruhigungszelle" im Psychatrischen Krankenhaus Vilardebó.
Wir erinnern den Präsidenten Vázquez auch daran, dass in Uruguay ein
Gesetz zur Geistigen Gesundheit verabschiedet wurde, welches sowohl
die Partizipation der Nutzer*innen vorsieht als auch die Garantie,
dass ihre Menschenrechte nicht verletzt werden.


Stigmatisierung von ganz oben

Die ungeduldigen Patient*innen von Vilardevoz (Radio aus dem
Psychatrischen Krankenhaus Vilardebó, Anm.d.Ü.), weisen die Auffassung
von Tabaré Vázquez zurück, weil wir es als persönliche Abwertung
verstehen und es auch nicht dazu beiträgt, dass die Regierenden - in
ihrem vermeintlichen Zustand geistiger Gesundheit - die Verantwortung
für den Mist übernehmen, den sie anrichten.

Gewisse Machtausübungen machen krank und einige Personen halten den
Status Quo - versteckt hinter Diagnosen - aufrecht, damit sie sich
nicht eingestehen müssen, dass sie eigentlich wollen, dass die Welt
auf diese Weise funktioniert. Wir echten Verrückten können uns darum
nicht kümmern und verlangen vom Präsidenten Vázquez, diesen Satz nicht
mehr zu benutzen, weil er nur dazu führt, dass Personen, die an
psychischen Krankheiten leiden, stärker stigmatisiert werden.

Radiobeitrag zum Radio Vilardevoz: Stimmen aus der Psychatrie in
Montevideo

https://www.npla.de/podcast/radio-vilardevoz-stimmen-aus-der-psychiatrie-in-montevideo/


URL des Artikels:


https://www.npla.de/poonal/protest-aus-dem-irrenhaus/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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PFLEGE/745: "Zu viel Arbeit auf zu wenigen Schultern" (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

"Zu viel Arbeit auf zu wenigen Schultern"

Interview von Astrid Lärm mit Johanna Knüppel



Der Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) ist der größte
Pflegeberufsverband in Deutschland und vertritt die beruflichen
Interessen der Gesundheits- und Krankenpflege, der Altenpflege und der
Gesundheits- und Kinderkrankenpflege. Sprecherin Johanna Knüppel
beschreibt im Interview die schwierigen Arbeitsbedingungen in der
Pflege und was nötig wäre, um die Situation zu verbessern.

Alzheimer Info: Der DBfK vertritt als Berufsverband u.a. die
Interessen von Pflegefachkräften, die in Altenpflegeheimen arbeiten.
Was sind zurzeit deren dringendste Probleme?

Johanna Knüppel: Es lastet zu viel Arbeit auf zu wenigen
Schultern. Tausende von Pflegefachkraftstellen sind nicht besetzt,
weil es an Bewerbern fehlt, die unter den gegebenen Bedingungen diesen
Beruf ausüben wollen. Die Arbeit muss aber trotzdem erledigt werden.

In der Altenpflege gibt es vergleichsweise hohe berufsbedingte
Krankheitsausfälle. Die Branche fällt in den Gesundheitsreports der
Kassen immer mit stark steigenden stressbedingten, vor allem
psychischen Erkrankungen auf. Grund ist die seit Jahren anhaltende
chronische Überlastung. Die hohen Krankenstände verschärfen die
ohnehin angespannte Personalsituation.

Pflegefachkräfte werden außerdem mit immer komplexeren und
anspruchsvolleren Pflegesituationen konfrontiert. Die Verweildauer der
BewohnerInnen und Bewohner in Pflegeheimen ist inzwischen recht kurz,
sie ziehen erst dort ein, wenn aufwändige Pflege und Betreuung
notwendig sind, die in der häuslichen Umgebung nicht mehr erbracht
werden können. In der Regel liegen gleich mehrere chronische und
behandlungsbedürftige Erkrankungen vor, der Bedarf an Unterstützung
ist groß. Zudem gibt es nach wie vor einen sehr hohen Bürokratie- und
Kontrollaufwand, mit dem Pflegefachkräfte viel Zeit verbringen.

Sehr belastend ist für Pflegekräfte die Diskrepanz zwischen dem, was
professionelle Pflege eigentlich für Menschen leisten will und könnte
- und dem, was unter den gegebenen Bedingungen möglich ist. Hier
stehen professionell Pflegende in einem ständigen Konflikt - unter
anderem auch mit den Erwartungen, die pflegebedürftige Menschen und
deren Angehörige an sie richten.

Grundsätzlich kämpfen Pflegekräfte mit der fehlenden Wertschätzung,
die dem Beruf entgegen gebracht wird und die sich auch in
vergleichsweise niedrigen Löhnen ausdrückt.

Was müsste passieren, damit sich die Situation der Pflegekräfte
verbessert?

Das Problem wird nicht gelöst, indem man das Bildungsniveau absenkt,
Fachkräfte durch Helfer ersetzt oder auf Zuwanderung aus Fernost
wartet. Solange die Arbeitsbedingungen in der Altenpflege für
Fachkräfte nicht deutlich besser werden, wird man keine jungen
Menschen mit guten Schulabschlüssen in den Beruf locken können.
Solange man die, die bereits im Beruf sind, chronisch überlastet und
gravierende berufsbedingte Erkrankungen in Kauf nimmt, kann
Mitarbeiterbindung nicht gelingen. Für Investoren sind Pflegeheime
offenbar lukrativ - Geld wird hier aber sehr häufig durch riskantes
Sparen am Personal erwirtschaftet. Das muss aufhören!

Warum ist es schwierig, die Interessen der Beschäftigten in der
Altenpflege politisch durchzusetzen?

Pflege ist zwar die größte Berufsgruppe im deutschen
Gesundheitssystem, in den Entscheidungsgremien aber nicht mit Sitz und
Stimme vertreten. Hinzu kommt, dass Pflegende es nicht gewohnt sind,
eigene Interessen in den Vordergrund zu stellen. Ihr Ziel ist es,
pflegebedürftigen Menschen zu helfen. Das tun sie oft unter großem
Einsatz und Hintenanstellen eigener Bedürfnisse. Das Erstreiten
besserer Arbeitsbedingungen hat auch deshalb in der Pflege keine
Tradition. Der Organisationsgrad professionell Pflegender in
Berufsverbänden und Gewerkschaften ist in Deutschland mit rund 8
Prozent äußerst gering. Eine Hoffnung sind daher die allmählich auch
in Deutschland entstehenden Pflegekammern, die als Körperschaften
öffentlichen Rechts künftig politisch beteiligt werden müssen.

Die Zahl der Pflegebedürftigen wird in Zukunft weiter steigen. Was
ist aus Sicht des DBfK notwendig, um den Altenpflegeberuf attraktiver
zu machen?

Der Altenpflegeberuf bietet in seiner heutigen Form nur ein sehr
eingeschränktes Tätigkeitsfeld und entspricht dadurch nicht den
Erwartungen vieler junger Menschen. Auch deshalb setzt sich der DBfK
seit vielen Jahren für eine generalistische Pflegeausbildung ein, die
auf Basis einer breit angelegten gemeinsamen Grundausbildung für die
Alten- und für die Krankenpflege ein großes Spektrum an
Tätigkeitsfeldern und Spezialisierungsvarianten eröffnet.

Die Wertschätzung für diesen anspruchsvollen Beruf muss größer werden.
Für die pflegerische Versorgung alter Menschen braucht man mehr als
flinke Hände und Füße und ein warmes Herz - auch wenn die Politik seit
Jahren eine "Pflegen kann jeder"-Strategie verfolgt und gern jeden
arbeitsmarktpolitischen Problemfall in die Pflege lotsen möchte.

Die Arbeit in der Altenpflege muss besser vergütet werden, Dienstpläne
müssen verlässlich sein, Arbeitsanfall und Personalkapazität müssen
qualitativ und quantitativ gut aufeinander abgestimmt werden. Die
Arbeit in der Altenpflege muss wieder Freude machen und am Ende einer
Schicht eine innere Befriedigung zurücklassen. Dann sprechen
Berufsangehörige mit Begeisterung darüber. Solch eine Werbung kann
keine Imagekampagne leisten.

Das Interview führte Astrid Lärm, DAlzG 

Internet: www.dbfk.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/18, S. 5 - 6

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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SEMINAR/115: Hamburg - Grundfragen der Ethik in der Medizin. Ein interdisziplinäres Seminar, 01.11.18-24.01.19


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf und

Fachbereich Informatik, Ethik in der Informationstechnologie, Universität Hamburg

Wintersemester 2018/2019

GRUNDFRAGEN DER ETHIK IN DER MEDIZIN

Ein interdisziplinäres Seminar



Wintersemester 2018/2019

GRUNDFRAGEN DER ETHIK IN DER MEDIZIN

Ein interdisziplinäres Seminar

donnerstags: 16.15 - 18.30 Uhr

UKE, Campus Lehre, N 55, Seminarraum 310/311 (3. OG)

und wechselnde Orte

Das Seminar ist öffentlich; für das Fortbildungszertifikat der
Ärztekammer Hamburg werden die einzelnen Veranstaltungen mit je 3
Punkten bewertet


Themen und Termine

1. November 2018

Do's and Don'ts - Verantwortung bei Klinischen Studien

Thomas Fischer, Silke Schrum

Veranstaltung gemeinsam mit dem Dekanat,

Qualitätsmanagement Klinische Studie

Ort: Hörsaal Physiologisches Institut, N 43

15. November 2018 (16:00 bis 19.30 Uhr)

Auf Augenhöhe aushandeln: Dialoge im klinischen Alltag -
und was die Ethik dazu beitragen kann

Ralf Stoecker, Gerd Richter und verschiedene Referenten aus dem UKE

Symposium im Rahmen des "2. Tag der Ethik am UKE"

(Programm: siehe Flyer)

Ort: Hörsaal Fritz-Schumacher-Haus, N 30b

29. November 2018

Aktuelle Entwicklung in der Pränataldiagnostik: Bluttest als Kassenleistung - wer entscheidet?

Silke Koppermann, Sabine Könninger, Regine Sahling

13. Dezember 2018

Verhaltens- und verhältnispräventive Ziele setzen: Der Gesundheitskiosk in Billstedt/Horn

Alexander Fischer, Thomas Zimmermann

17. Januar 2019

Lebenssorge ist mehr als Arbeit. Ein Beitrag zur aktuellen Pflegediskussion

Cornelia Klinger

24. Januar 2019

Symposium zum 40-jährigen Bestehen des Ethikseminars

(Nähere Angaben zum Programm erhalten Sie später)

Cornelius Borck, Christoph Bührer, Martin Fischer, Nikola Kaatsch,
Siegfried Scharrer, u.a.

Ort: Erikahaus, W 29


Referierende des Interdisziplinären Ethikseminars:


	Prof. Dr. med. Cornelius Borck, Institut für Medizingeschichte und Wissenschaftsforschung,

	Prof. Dr. med. Christoph Bührer, Klinik für Neonatologie, Charité

	Dr. med. Nikola Kaatsch, Fachärztin für Kinder- und Jugendmedizin, -psychiatrie und Psychotherapie, Hamburg

	Prof. Dr. Cornelia Klinger, apl. Professorin für Philosophie an der Universität Tübingen, Hamburg

	Dr. Sabine Könninger, Politikwissenschaftlerin, Philosophisch-Theologische Hochschule Vallendar

	Silke Koppermann, niedergelassene Frauenärztin, Hamburg, Netzwerk gegen Selektion durch Pränataldiagnostik

	Prof. Dr. med. Martin Fischer, Studiendekan der Medizinischen Fakultät der LMU München

	Dr. med. Thomas Fischer, Senior Expert Klinische Prüfungen, Bonn

	Alexander Fischer, Projektleiter von "Gesundheit für Billstedt/Horn UG"

	Prof. Dr. Gerd Richter, Internist, Vorsitzender des Klinischen Ethik-Komitees des Universitätsklinikums Gießen und Marburg

	Regine Sahling, Geschäftsführerin von KIDS Hamburg e.V., Kontakt- und Informationszentrum Down-Syndrom

	Prof. Dr. theol. Siegfried Scharrer, Evangelische Hochschule Nürnberg

	Dr. Silke Schrum, Qualitätsmanagement Klinische Studie, Dekanat, UKE

	Prof. Dr. Ralf Stoecker, Professor für Praktische Philosophie, Universität Bielefeld

	Dr. Thomas Zimmermann, Institut und Poliklinik für Allgemeinmedizin, UKE



 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf und

Fachbereich Informatik, Ethik in der Informationstechnologie, Universität Hamburg

Martinistr. 52, 20246 Hamburg

Telefon: 040 / 40 7410-0

E-Mail: info@uke.de

Internet: www.uke.de
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VORTRAG/829: Witten - Widerständiges Verhalten ... Die französische Ärztin Adélaïde Hautval in Auschwitz, 25.10.18


Universität Witten/Herdecke - 16.10.2018

Widerständiges Verhalten: Die französische Ärztin Adélaïde Hautval in Auschwitz und danach

Vortrag in der Universität Witten/Herdecke bildet Auftakt zur
Veranstaltungsreihe "Ärztliche Bewusstseinsbildung und Ethik am Beispiel
der Medizin im Nationalsozialismus"



Das Thema "Ärztliche Ethik" ist ein zentrales Thema des Medizinstudiums an
der Universität Witten/Herdecke (UW/H). Ihre Veranstaltungsreihe
"Ärztliche Bewusstseinsbildung und Ethik am Beispiel der Medizin im
Nationalsozialismus" hat die UW/H nun überarbeitet und dazu ein Curriculum
für die kommenden drei Jahre entwickelt. Den Auftakt bildet der
Einführungsvortrag von Prof. Dr. Peter Selg. Er trägt den Titel:
"Widerständiges Verhalten: Die französische Ärztin Adélaïde Hautval
(1906-1988) in Auschwitz und danach" und findet statt am 25. Oktober 2018
(18 Uhr, Audimax).

Welche inneren Haltungen gegenüber dem Menschen und dem eigenen Beruf
trugen Ärztinnen und Ärzte im Dritten Reich? Was folgte daraus? Und was
kann an diesem Extremfall für heutige Fragestellung und Herausforderungen
der medizinischen Ethik gelernt werden? Um Fragen wie diese wird es in der
dreijährigen Veranstaltungsreihe gehen, die in Zusammenarbeit zwischen dem
Integriertem Begleitstudium Anthroposophische Medizin (IBAM), dem Ita
Wegman Institut für anthroposophische Grundlagenforschung, dem Studium
fundamentale und dem neuen Curriculum Berufliche
Persönlichkeitsentwicklung und Innere Arbeit des Modellstudiengangs
Humanmedizin angeboten wird.

In der öffentlichen Auftaktveranstaltung befasst sich Prof. Selg mit Dr.
med. Adélaïde Hautval (1906-1988), die 1933 über posttraumatische
psychische Störungen an der Universität Strassburg promovierte. Sie kam
als nichtjüdische Gefangene am 27. Januar 1943 nach Auschwitz-Birkenau,
nachdem sie im besetzten Frankreich gegen die Misshandlung von Juden
protestiert und sich selbst einen gelben (Papier-)Stern angesteckt hatte.
In Auschwitz-Birkenau arbeitete sie im Häftlingskrankenbau unter
katastrophalen Bedingungen, aber mit hohem therapeutischem Einsatz.
Nachdem sie im April 1943 ihre Mithilfe an medizinischen Experimenten an
weiblichen Gefangenen in Block 10 verweigert hatte, entging sie nur unter
denkwürdigen Umständen dem Gaskammer-Tod. Sie wurde im August 1944 in das
KZ Ravensbrück verlegt, arbeitete auch dort als Ärztin für die Gefangenen
und erlebte die Lagerbefreiung. Nach dem Kriegsende wirkte sie als
Schulärztin in Besançon und bei Paris (Groslay), war Zeugin im Nürnberger
Ärzteprozess sowie im Prozess gegen die führenden SS-Ärzte Clauberg,
Schumann und Dering. Der Richter des Londoner Dering-Prozesses sprach von
ihr als "vielleicht einer der eindruckvollsten und mutigsten Frauen, die
jemals vor einem englischen Gericht ausgesagt haben". In ihrem Engagement
für Menschenrechte und Demokratie beteiligte sich Adélaïde Hautval auch an
tagespolitischen Vorgängen, protestierte gegen den französischen
Kolonialismus und die Folter in Algerien. 1988 beging sie im Alter von 82
Jahren Suizid. Ihre wichtigen Aufzeichnungen "Médecine et crimes contre
l'humanité" wurden erst posthum veröffentlicht.


Zum Hintergrund

Ärztinnen und Ärzte trafen in Auschwitz-Birkenau die
Selektionsentscheidungen über Leben und Tod, überwachten den
Tötungsvorgang in den Gaskammern und führten qualvolle medizinische
Experimente aus. Andere Ärztinnen und Ärzte, die der Gruppe der Gefangenen
angehörten, versuchten dagegen alles zu tun, um den Opfern beizustehen,
wobei sie oftmals in unlösbare Situationen gerieten. Das Seminar führt in
die Innenwelt des Konzentrationslagers Auschwitz-Birkenau ein, beschäftigt
sich mit einzelnen Lebensgeschichten und wirft aktuelle Grundsatzfragen
der Medizinethik und des handelnden ärztlichen Selbstverständnisses auf.

Das auf drei Jahre ausgelegte Curriculum "Ärztliche Bewusstseinsbildung
und Ethik am Beispiel der Medizin im Nationalsozialismus" hat in jedem
Jahr einen thematischen Schwerpunkt, in dessen Zentrum der Besuch eines
Konzentrationslagers oder Ortes der Vernichtung im Dritten Reich steht.
Dazu erfolgen reflexive und inhaltliche Vorbereitungen sowie eine
Aufarbeitung unter der Aufgabenstellung des Transfers in die Gegenwart.

Jahresthemen und Exkursion-Orte



	2018/19: 
 SS-Ärzte und Häftlingsärzte - ärztliches Verhalten in Grenzsituationen. Vom Selbstverständnis der Medizin zwischen Vernichtung, Instrumentalisierung und Heilung des Menschen - Grenzerfahrungen des ärztlichen Selbstverständnisses heute. Exkursion zum Konzentrationslager Auschwitz/Birkenau

	2019/20: 
 Politisch-soziale Diskriminierung und Verfolgung. Das entstellte Bild des Menschen. Exkursion zum Konzentrationslager Buchenwald/Weimar

	2020/21: 
 Die Freigabe der "Vernichtung lebensunwerten Lebens". Das negierte Lebensrecht des Anders-Seienden. Exkursion zur Tötungsanstalt Grafeneck (und voraussichtlich Hadamar)




Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.500 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke - 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4997: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 18.10.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
42. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch das neue Album von SOTIRIA, die
gemeinsam mit Der Graf von Unheilig an ihrem Soloalbum gearbeitet
hat. Zudem gibt es die "Complete Edition" von Dua Lipas Debütalbum
und neue Singles von Cher Lloyd, Leoniden, David Garrett sowie
Neuigkeiten von Don Diablo, Element of Crime, Lewis Capaldi und Sugar
MMFK.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

SOTIRIA veröffentlicht ihr Soloalbum "Hallo Leben" ++
Zusammenarbeit mit DER GRAF von UNHEILIG

Als geheimnisvolle Frontfrau der Pop-Rock-Formation Eisblume hat
Sotiria ein europaweites Publikum verzaubert. Nach einer kurzen
Schaffenspause beginnt für die charismatische Sängerin nun ein völlig
neues Kapitel: Mit "Hallo Leben" legt Sotiria ihr Soloalbum vor, auf
dem sie sich heute als eine der faszinierendsten deutschsprachigen
Künstlerinnen präsentiert. Unterstützt wird die Berlinerin dabei von
niemand Geringerem als Der Graf von Unheilig.

Der Graf und Sotiria kennen sich bereits seit 2011. Es beginnt ein
Gedankenaustausch über die gemeinsame Liebe zur Musik, über die
Schattenseiten, aber auch über die kostbaren Momente des Lebens. "Der
Graf hat mir Mut gemacht, das zu tun, wofür mein Herz schlägt und mir
dabei geholfen, meine Gefühle in Musik zu übersetzen."

Das war der erste Schritt zu einem gemeinsamen Album. Sotiria ist
angetreten, das unheilige Erbe weiterzutragen. "Hallo Leben" heißt
das erste gemeinsame Studioalbum, welches Der Graf gemeinsam mit und
für Sotiria geschrieben und produziert hat. Und auch wenn er sich
selbst aus der Öffentlichkeit zurückgezogen hat, gibt es als ganz
besondere Überraschung zwei Duette mit Sotiria - eine kleine
Sensation.

Ebenso feiert am Freitag das Video zu Sotirias zweiter Single "Ein
Licht für Dich" Premiere. Ein Song, in dem die Künstlerin ihre ganz
persönliche Suche nach ihrer Identität und das schwierige Verhältnis
zu ihrem leiblichen Vater beschreibt. "Ich hatte sehr viele offene
Fragen. Wer bin ich? Wo gehör ich hin? Was ist wichtig für mich? Ich
wollte nichts mehr, als ihn wirklich kennenzulernen. "Licht für dich"
beschreibt die Suche nach ihm und seiner Liebe, um mich selbst besser
zu verstehen und zu finden".

http://www.sotiria-musik.de

https://www.universal-music.de/sotiria


DUA LIPA veröffentlicht die "Complete Edition" ihres
Debütalbums ++ Neue Single "Kiss And Make Up" feat. BLACKPINK

Am Freitag, dem 19. Oktober wird Dua Lipa - Complete Edition
veröffentlicht, eine neue Extended-Version ihres Debütalbums, die
unter anderem den neuen Song "Electricity" enthält, den sie zusammen
mit Silk City (Mark Ronson und Diplo) aufgenommen hat, den Welthit
"One Kiss" mit Calvin Harris, ihre Hits "Want To" und "Running", die
zusammen mit Martin Garrix und Sean Paul entstanden sind, sowie den
brandneuen Track "Kiss and Make Up" mit den K-Pop-Superstars
BLACKPINK.

Nach einem Jahr voller Nummer-Eins-Hit-Singles, ausverkauften Shows
und rekordverdächtigen Streamingquoten ist Dua Lipa zur weltweit
erfolgreichsten Newcomerin geworden. Dua ist die meistgestreamte
Künstlerin auf Spotify und die erste und einzige Künstlerin, die es
jemals geschafft hat, 4 Leadsongs mit mehr als 500 Millionen
Spotify-Streams zu erreichen. In Großbritannien hat sie außerdem
diesen Sommer mit ihrem millionenfach verkauften Hit "One Kiss" 8
Wochen lang die Spitze der Charts angeführt - solange wie noch keine
andere Künstlerin in diesem Jahrhundert. Das Video zu ihrer
Smashhit-Single "New Rules" wurde bereits mehr als 1,3 Milliarden Mal
auf YouTube angeschaut. 2018 hat sie schon mehrere bedeutsame
Auszeichnungen erhalten und nun hat Dua obendrein noch zwei
BRIT-Awards eingeheimst, nachdem sie in fünf Kategorien nominiert
war, beim UEFA-Champions-League-Finale vor 85 Millionen Menschen
aufgetreten ist und über 3 Millionen Alben und 32 Millionen Singles
weltweit verkauft hat.

http://dualipa.com/

http://www.universal-music.de/dua-lipa/home


Don Diablo feat. Emeli Sandé & Gucci Mane präsentieren
Video zu "Survive" ++ Neuer Remix "Survive VIP" ab Freitag

Er wird als einer der kreativsten Köpfe hinter der explosiven
Erfolgswelle des Future House Movements gehandelt und schnell wird
klar, wieso der niederländische DJ/Produzent Don Diablo als Pionier
der Dance Music Welt bezeichnet wird. Während der letzten Jahre hat
Dons Popularität noch nie dagewesene Höhen erreicht, was u.a. dadurch
belegt wird, dass er mittlerweile fester Bestandteil der größten
Festivals weltweit ist und seine Dezember Headline-Show FUTURE XL im
renommierten Venue AFAS Live bereits jetzt restlos ausverkauft ist.

Nun präsentiert Don Diablo das Video zu seiner neuen Mega-
Kollaboration mit Emeli Sandé und dem Hip-Hop Mogul Gucci Mane.

https://www.youtube.com/user/DonDiablo/

https://www.instagram.com/dondiablo/

https://www.facebook.com/OfficialDonDiablo/


LEONIDEN präsentieren ihre neue Single "People" aus dem
kommenden Album "Again"

Mit der vierten Single aus dem am 26. Oktober erscheinenden
Leoniden-Album "Again" wächst die Vorfreude: "People" ist ein clever
verschachtelter Instant-Hit, der von seiner fiebrigen Energie ebenso
profitiert wie von einem Refrain für die Ewigkeit.

Handclaps, Fingerschnippen und dann direkt zurück auf den Dancefloor:
Mit der vierten Single - zuvor erschienen "Kids", "River" und "Alone"
- aus ihrem Zweitwerk "Again" belegt die Kieler Band Leoniden in
knapp über drei Minuten ihre eindrucksvolle Bandbreite, ohne jemals
den Song selbst aus dem Blick zu verlieren. Im Gegenteil: "People"
findet von einer introvertierten Strophe über eine French
House-Bridge in einen strahlenden Refrain, der sich auf Anhieb in
Herz und Hirnwindungen fräst.

Es gibt nur wenige Bands da draußen, die ihre musikalische Vision mit
einer vergleichbaren Dosis Leben, Kreativität, Neugierde und
Radikalität befeuern. Wie weit sich Leoniden inzwischen in alle
denkbaren Richtungen geöffnet haben, zeigen die hektisch zuckenden
Beats von "People" in Verbindung mit der einmaligen fiebrigen Energie
des Songs in jeder Sekunde. Nicht zuletzt konterkariert die Musik
hier trefflich die Orientierungslosigkeit und Verzagtheit, die Sänger
Jakob Amr im Text besingt.

Ja, Leoniden sind auch eine Band der Gegensätze - und gerade deshalb
sind sie so gut.

LEONIDEN

"Kids Will Unite" Tour 2018

Präsentiert von: DIFFUS, Noisey, Spotify und taz

01.11.2018 Bremen, Tower (ausverkauft)

02.11.2018 Göttingen, Musa 

03.11.2018 Münster, Sputnikhalle (hochverlegt + ausverkauft)

07.11.2018 Hamburg, Knust (ausverkauft)

08.11.2018 Berlin, Lido (ausverkauft)

09.11.2018 Leipzig, Naumanns (ausverkauft)

10.11.2018 Chemnitz, Atomino 

12.11.2018 Wien (AT), B72

14.11.2018 Graz (AT), Forum Stadtpark

15.11.2018 Salzburg (AT), Rockhouse

16.11.2018 Linz (AT), Posthof

17.11.2018 Lustenau (AT), Carinisaal 

20.11.2018 Augsburg, Kantine

21.11.2018 Zürich (CH), Exil

22.11.2018 Bern (CH), Rössli

24.11.2018 Freiburg, ArTik

25.11.2018 Heidelberg, Halle 02 Club 

27.11.2018 Stuttgart, ClubCann (ausverkauft)

28.11.2018 Luxemburg (LU), Rotondes

29.11.2018 Wiesbaden, Schlachthof (ausverkauft)

04.12.2018 Aachen, Musikbunker

05.12.2018 Köln, Gebäude 9 (ausverkauft)

06.12.2018 Oberhausen, Druckluft

07.12.2018 Hannover, Musikzentrum

08.12.2018 Rostock, Peter Weiss Haus 

14.12.2018 Kiel, Max (hochverlegt aus der Pumpe)

https://leonidenmusik.de/

https://www.facebook.com/leonidenleoniden/

https://www.instagram.com/leonidenleonidenleoniden/

https://www.universal-music.de/leoniden


Cher Lloyd veröffentlicht ihre neue Single "None Of My
Business"

Mit einer unerschütterlichen Fanbase von über 20 Millionen Social
Media Followern und nahezu einer Milliarde Aufrufe auf Youtube kehrt
die mehrfach ausgezeichnete Chartstürmerin und Songwriterin Cher
Lloyd mit ihrer brandneuen Single und dazugehörigem Video "None Of My
Business" zurück.

Produziert von Hitimpulse (Rihanna, Alma, Sam Smith, Ellie Goulding,
Zara Larsson), ist 'None Of My Business' Chers erstes Solo-Projekt
seit zwei Jahren und die erste Veröffentlichung seit dem jüngsten
Plattenvertrag mit dem Label-Riesen Universal Music. Cher sagt
selbst: "Ich habe so lange darauf gewartet, dass die Leute endlich
meine neue Musik hören, an der ich lange Zeit so hart gearbeitet habe
und denke, dass 'None Of My Business' ein perfekter Vorgeschmack ist
für das, was noch folgt - Ich war noch nie in meinem Leben so
begeistert, meine neue Musik zu präsentieren".


David Garrett veröffentlicht neue Single "The Show Must Go
On" aus dem kommenden Album "Unlimited - Greatest Hits"

Am 26. Oktober veröffentlicht Crossover-Superstar DAVID GARRETT sein
Best-Of-Album "UNLIMITED - Greatest Hits". Darauf präsentiert der
Star-Violinist seine größten Hits aus den vergangenen 10 Jahren sowie
sechs neue und fünf neu arrangierte Songs! Die Deluxe-Edition bringt
es mit einer Bonus-CD auf insgesamt 37 Songs! Der Clou: Nach einem
Facebook-Aufruf sendeten Fans aus allen Erdteilen ein Foto von sich
ein und sind nun in einem Mosaik aus über 5000 Bildern verewigt, das
den Virtuosen zeigt und im neuen CD-Booklet abgedruckt sein wird. Ein
absolutes Highlight für alle Fans des charismatischen Musikers.

Das Album kann bereits vorbestellt werden. Am Freitag erscheint die
neue Single "The Show Must Go On", die man bei Vorbestellung des
Albums direkt als Download erhalten kann.

http://www.universal-music.de/david-garrett/home


ELEMENT OF CRIME live beim Rolling Stone Weekender +
Rolling Stone Park 2018

Mit ihrem aktuellen Album "Schafe, Monster und Mäuse" haben Element
Of Crime direkt Platz 2 der Offiziellen Deutschen Albumcharts
erreicht. Jetzt dürfen sich die Fans auf zwei besondere
Live-Highlights freuen, denn Element of Crime werden beim Rolling
Stone Weekender und Rolling Stone Park live auf der Bühne stehen.

Alle Infos zu den beiden Festivals gibt es hier:

10.11.2018 ROLLING STONE WEEKENDER (Weissenhaeuser Strand near
Luebeck, Germany)

17.11.2018 ROLLING STONE PARK (Europa-Park Rust, Germany)

Rolling Stone Weekender:

www.rollingstone-weekender.de

www.facebook.com/rollingstoneweekender

Rolling Stone Park:

www.rollingstone-park.de

www.facebook.com/rollingstoneparkfestival

https://www.element-of-crime.de/


Lewis Capaldi präsentiert "Grace" in der "The Circle -
Offshore"-Live Session

Mit der neuen Single "Grace" präsentiert Lewis Capaldi einmal mehr
einen packenden Song, den man nicht mehr aus dem Kopf bekommt. Im
Rahmen der "The Circle"-Offshore Live Session performte Lewis Capaldi
die Single in einer Akustikversion.

Nachdem der Schotte mit dem Song "Bruises" im vergangenen Jahr über
Nacht zur Sensation wurde, folgte die EP "BLOOM" und erreichte über
160 Millionen Streams weltweit. Seine ersten Live-Tourneen waren
restlos ausverkauft. Zuletzt tourte er als Support von Sam Smith
durch die größten Hallen Europas, auch Niall Horan (One Direction) &
Rag'n Bone Man sind bekennende Fans und nahmen ihn bereits mit auf
Tour.

LEWIS CAPALDI live

20.11.18 Frankfurt, Gibson Club

22.11.18 Berlin, Gretchen

23.11.18 Köln, Bürgerhaus (ausverkauft)

30.11.18 München, Technikum (ausverkauft)

https://www.universal-music.de/lewis-capaldi


Sugar MMFK veröffentlicht "Allô Allô"

Mit "Allô Allô" veröffentlicht Sugar MMFK am Freitag sein Tape mit 7
unverwechselbaren starken Tracks und ist weiter auf Erfolgskurs! Im
Frühjahr 2018 öffnete sich für Sugar ein weiteres,
erfolgsversprechendes Kapitel in seiner Karriere: Er unterschrieb
einen Vertrag beim Label Bantu Nation. Nur kurze Zeit später wurde
das Label von Chapter ONE/ Universal Music unter Vertrag genommen.
Mit seiner neuen Labelheimat im Rücken zeigt Sugar direkt, was
Deutschrap von ihm zu erwarten hat und trumpft mit seinen starken
Singles wie "Gut vernetzt" und "Trikot von Paris" auf. Das
Markenzeichen von Sugar MMFK und Banu Nation ist gesetzt und man darf
gespannt sein, was sie Deutschrap in Zukunft präsentieren werden.


NILSEN präsentiert die Halloween-Hymne: "Gruselparty"
erscheint am 19. Oktober

Wer meint, Gespenster, Zombies und Hexen gäbe es nur in Gruselfilmen,
der irrt. Denn zumindest einmal im Jahr werden die schaurigen
Gestalten lebendig. In der Nacht, in der Geister niemandem etwas
Böses, sondern nur miteinander feiern wollen: An Halloween!

Den passenden Soundtrack zur Kostüm-Fete hat Nilsen im Gepäck. Mit
seinem neuen Lied "Gruselparty" stimmt der junge DJ auf die wilde
Halloween-Feier ein: Ob als Skelett, Vampir oder Ritter, bei Nilsen
ist jeder eingeladen mitzufeiern: Je gruseliger, desto besser.

Der Refrain von "Gruselparty" geht direkt ins Ohr und in die Beine.
Wummernde Bässe und Beats voller Energie laden zum Mitsingen und
Abtanzen ein.
Hier bleibt garantiert kein Geist ruhig sitzen.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Sotiria / Hallo Leben / 19.10.2018

Dua Lipa / Complete Edition / 19.10.2018

Eno / Wellritzstrasse / 26.10.2018

The BossHoss / Black Is Beautiful / 26.10.2018

The Teskey Brothers / Half Mile Harvest / 26.10.2018

FAELDER / Unheilbar / 09.11.2018

Singles

Angus & Julia Stone / Chateau / 19.10.2018

David Garrett - The Show Must Go On / 19.10.2018

Bengio / Wunderschönes Chaos / 19.10.2018

Cher Lloyd / None Of My Business / 19.10.2018

Hearts & Colors / LA on a saturday night / 19.10.2018

102 Boyz / Hallo /19.10.2018

Musso / So oder so / 26.10.2018

Leoniden / People / 19.10.2018

THE IRONIX / I wanna dance with somebody / 19.10.2018

Martin Jensen / Valhalla / 19.10.2018

MoTrip / Mohamed Ali / 19.10.2018

THE IRONIX / I wanna dance with somebody / 19.10.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert! 

23.10.2018 / 20:15 Uhr / BR / Gesundheit! Die Show

26.10.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Bosse 

26.10.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

30.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party

13.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Christina Stürmer

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Ein Herz für Kinder 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala 

14.12.2018 / 19:30 Uhr / BR / Sternstunden-Gala

Clueso

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

26.10.2018 / 22:00 Uhr / NDR / 3nach9 

15.11.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4 

29.11.2018 / 17:30 Uhr / BR / Abendschau 

29.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter 

05.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die größten Weihnachts-Hits

06.12.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

10.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Element Of Crime

20.10.2018 / 23:40 Uhr / ARD / Inas Nacht

Glasperlenspiel

14.11.2018 / 18:00 Uhr / ARD / Wer weiß denn sowas?

Julia Engelmann

25.10.2018 / 00:20 Uhr / MDR / Jetzt Baby! Musik und Poesie - Live aus dem Admiralspalast Berlin

Michelle

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert!

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres

Lewis Capaldi

18.10.2018 / 22:40 Uhr / Pro7 / Late Night Berlin

Nico Santos

26.10.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 / LUKE! Die 2000er und ich

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

PUR

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert!

27.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Verstehen Sie Spaß?

02.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

09.11.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Rea Garvey

09.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Tietjen und Bommes

01.12.2018 / tba / RTLII / The Dome

Sasha

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert!

Sotiria

26.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Monats

The BossHoss

26.10.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

30.10.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

03.11.2018 / 18:00 Uhr / Sat1 / Endlich Feierabend

03.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

30.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

 * 
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In dieser Woche präsentieren wir Euch das Debütalbum von Greta van
Fleet, neue Musik von Lil Yachty, Luis Fonsi, Shawn Mendes und Post
Malone sowie Neuigkeiten von Tory Lanez, Mumford & Sons, Dermot
Kennedy, The 1975 und Eros Ramazzotti.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Greta van Fleet veröffentlichen ihr Debütalbum "Anthem Of The
Peaceful Army" ++ Deutschland-Tour ausverkauft

Es gibt wenige Bands, die vorab bereits für einen solchen Hype und
Spannung sorgen können, einfach, weil jeder ahnt, dass sie ein ganz
besonderes Debütalbum abliefern werden. Greta Van Fleet, bestehend
aus den Zwillingen Josh (Gesang) und Jake (Gitarre), sowie ihrem
jüngeren Bruder Sam Kiszka (Bass und Keyboard) und Danny Wagner
(Schlagzeug), sind die heißesten Rock & Roll-Newcomer des Jahres.
Greta Van Fleet haben in diesem Jahr weltweit live auf den größten
Bühnen gespielt, heizten als Support von Guns N Roses dem Publikum
ein und lieferten eine grandiose EP ab, die verdeutlichte: Greta van
Fleet sind gekommen, um zu bleiben. Jetzt erscheint ihr erstes Album
"Anthem Of The Peaceful Army". Zudem gibt es die Band bald live zu
sehen!

Das Publikum quittiert die Spielfreude und das Herzblut, das Greta
Van Fleet in jede Show legen mit einem Run auf die Tickets zur
nächsten Tour. Bisher hatten Greta Van Fleet alle Deutschland-Shows
ausverkauft - so auch die kommenden Konzerte im November. Einzig für
die gerade verkündete Welttournee 2019, um genauer zu sein: die Show
in München, kann man noch Tickets ergattern.

GRETA VAN FLEET

30.10.18 Hamburg, (verlegt in die) Sporthalle (ausverkauft)

01.11.18 Palladium, Köln (ausverkauft)

07.11.18 Columbiahalle, Berlin (ausverkauft)

25.02.19 Zenith, München

https://www.universal-music.de/greta-van-fleet


POST MALONE liefert mit "Sunflower" den Titelsong zum neuen
Kinoblockbuster "Spider-Man: Into the Spider-Verse" ++ Heute ab 18
Uhr erhältlich

Vor kurzem war Post Malone bei Jimmy Fallon "The Tonight Show" zu
Gast und präsentierte exklusiv einige Sekunden von seinem neuen Song
"Sunflower" als kleine Weltpremiere. Bereits bei seinem Auftritt
enthüllte er, dass "Sunflower" auf dem Soundtrack des kommenden
Animations-Blockbusters "Spider-Man: Into The Spider-Verse" enthalten
sein wird.

Für "Sunflower" hat sich Post Malone den Kollegen Swae Lee ins Studio
eingeladen, einer der beiden Köpfe von Rae Sremmurd. Und dass in den
letzten Tagen Post Malone und auch Swae Lee auf den Social Media
Kanälen weitere Andeutungen gemacht haben, das hatte seinen Grund,
denn heute um 18 Uhr deutscher Zeit erscheint der Track nun weltweit!


Shawn Mendes veröffentlicht Benefiz-Cover und Hommage and
Queen & Freddie Mercury: "Under Pressure" ab sofort erhältlich

Der Countdown bis zum Kinostart des Kinofilms "Bohemian Rhapsody"
läuft bereits herunter - und die Fans freuen sich u.a. auf die
Weltpremiere in London und natürlich den Soundtrack zum Kinofilm!
Aber es gibt noch ein weiteres Highlight, das man sich auf keinen
Fall entgehen lassen sollte: Als Hommage an der großen Freddie
Mercury und Queen hat Superstar Shawn Mendes den Kultsong "Under
Pressure" neu interpretiert und veröffentlicht. Die Einnahmen gehen
an den Mercury Phoenix Trust, der von den Queen-Mitgliedern gegründet
wurde, um den Kampf gegen den HIV Virus zu unterstützen.

Shawn Mendes, der aktuell mit seiner Single "Lost In Japan" für
Aufsehen sorgt, über die Cover-Version von "Under Pressure": "Ich
fühle mich geehrt, dass ich das unglaubliche Vermächtnis von Freddie
und Queen unterstützen kann, indem ich eine neue Version eines meiner
Lieblingslieder, 'Under Pressure', aufgenommen habe. Es war so
aufregend für mich, dies mit meinem engen Mitarbeiter und einer
meiner besten Freunde, Teddy Geiger, zu machen - für eine Sache, die
uns sehr am Herzen liegt."

Die Single "Under Pressure" ist bereits erhältlich.

http://www.universal-music.de/shawn-mendes/home


Eros Ramazzotti veröffentlicht neues Album "Vita ce n'è" am
23. November ++ Duett mit Helene Fischer

Er zählt zu den erfolgreichsten und beliebtesten italienischen
Solokünstlern und hat mit seinen Veröffentlichungen ganz Europa und
darüber hinaus die Herzen der Fans erobert: Die Rede ist natürlich
von Eros Ramazzotti! Der Sänger, Songwriter und Musiker kündigt jetzt
sein neues Album "Vita ce n'è" an, das am 23. November veröffentlicht
wird!

Die erste Single, der Titelsong des Albums, "Vita ce n'è" erscheint
am Freitag und ist der perfekte Vorbote auf ein grandiosen, neues
Werk des Musikers. Für das Album "Vita ce n'è" arbeitete Eros
Ramazzotti mit hochkarätigen Künstlern zusammen: Neben Luis Fonsi
("Despacito") lud Eros auch den kanadischen Shootingstar Alessia Cara
ein, gemeinsam an Songs zu arbeiten. Zu den absoluten Highlights auf
dem neuen Album zählt die Zusammenarbeit mit Deutschland
erfolgreichster Solokünstlerin aller Zeiten: Helene Fischer nahm mit
Eros Ramazzotti ein Duett auf! "Sie hat eine unglaubliche Energie und
ist einfach eine großartige Künstlerin! Ich wusste sofort, dass ich
den Song mit Helene aufnehmen wollte - es passt einfach perfekt",
beschreibt Eros Ramazzotti die Zusammenarbeit. Das Ergebnis gibt es
ab dem 23. November zu hören.

Und noch ein Highlight erwartet die Fans, denn im Frühjahr kommt Eros
Ramazzotti wieder auf Tour! Alle Daten im Überblick gibt es hier.

http://www.universal-music.de/eros-ramazzotti/home


Lil Yachty veröffentlicht am Freitag sein neues Album
"Nuthin' 2 Prove" ++ Inkl. "Who Want The Smoke?" feat. Cardi B &
Quavo

"Just in dem Moment, wenn alle dachten, die Segelsaison sei
vorbei...", ist Lil Yachty zurück: Der 21-Jährige Rapper, der erst im
Frühjahr mit seinem Vorgängeralbum "Lil Boat 2" die #2 in den
US-Charts erobert und zuletzt noch das Mixtape "Birthday Mix 3.0"
abgeliefert hatte, legt in dieser Woche sein neuestes Werk "Nuthin' 2
Prove" vor. Das dritte Album von Lil Yachty vereint 15 Tracks und ist
ab Freitag bei allen digitalen Partnern als Stream und Download
erhältlich.

Highlights des neuen Albums, auf dessen Cover sich der einstige "King
of Teens" selbstverständlich auf einem Boot (und mit Pfeife)
präsentiert, sind u.a. "Get Dripped" (feat. Playboi Carti),
"SaintLaurentYSL" (feat. Lil Baby), "Forever World" (feat. Trippie
Redd), wobei auch Juice WRLD, Young Nudy, Kevin Gates und Gunna zu
den Gästen zählen, die zum "exzentrisch, verspielt-naiven Swag"
beitragen, wie die US-Vogue es vor ein paar Monaten formulierte.

https://www.universal-music.de/lil-yachty


Tory Lanez kündigt neues Album "LoVE mE NOw" für den 26.
Oktober an

In etwas mehr als einer Woche (26.10.) präsentiert Tory Lanez sein
neues Album "LoVE mE NOw" und damit den Nachfolger zu seinem letzten
Werk "Memories Don't Die". Vorab gibt es ab heute den neuen Track
"Drip Drip Drip" feat. Meek Mill!

Das Album-Artwork von "LoVE mE NOw" hat Tory Lanez via Instagram
enthüllt und auch direkt die Puppe "Lil Tory" der Welt vorgestellt.
Der Kanadier hat zudem einen Teaser zu "Drip Drip Drip"
veröffentlicht.

Tory Lanez hat mit seinem Debütalbum "I Told You" Platz 4 der
US-Billboard-Charts erobert. Die Singles "Say It" und "LUV" schossen
auf Platz 1 und bescherten Tory neben Platin-Auszeichungen auch eine
Grammy-Nominerung. Mit "Memories Don't Die" knüpfte er in diesem Jahr
an den Erfolg an und legt nun sein neues Album "LoVE mE NOw" vor.

http://www.universal-music.de/tory-lanez/home


Schulterschluss der größten Latin-Hitmaker:
Guinness-Buch-Abräumer Luis Fonsi und Ozuna veröffentlichen am
Freitag gemeinsame Single "Imposible"

Nachdem er sich erst in dieser Woche über gleich sieben Einträge (!)
im nächsten Guinness-Buch der Rekorde freuen konnte, meldet
sich #1-Chartstürmer Luis Fonsi ("Despacito") diese Woche mit dem
nächsten Hitkandidaten zurück: "Imposible" heißt die brandneue
Single, die der 40-Jährige zusammen mit seinem Kollegen Ozuna
aufgenommen hat - noch so ein Latin-Überflieger, der aktuell
unaufhaltsam die Welt erobert und den Latin-Siegeszug vorantreibt.
"Imposible" ist ab morgen bei allen Streaming- und Downloadpartnern
verfügbar.

"Ich freue mich riesig, der Welt diese neue Zusammenarbeit mit meinem
Freund Ozuna zu präsentieren - sein Part ergänzt diesen melodischen,
romantischen Song perfekt, weil Ozuna diesen Urban-Faktor ins Spiel
bringt. 'Imposible' ist allen Frauen gewidmet, schließlich sind sie
das Wichtigste in unserem Leben. Ich hoffe, der Song gefällt euch
allen!", kommentierte der fünffache Latin-Grammy-Gewinner Luis Fonsi
die Veröffentlichung, während sein Gast Ozuna die Chemie zwischen den
beiden schlicht und treffend als "das ultimative Erfolgsrezept"
bezeichnete - "aus Puerto Rico, gemacht für die ganze Welt."

Laut Luis Fonsi, der obendrein auch schon für drei Grammy Awards
nominiert wurde, "geht es bei dem Song um eine Beichte, die ein Mann
gegenüber seiner Frau macht. Er denkt dabei zurück an den Moment, an
dem ihm klar wurde, dass ein anderer sie unmöglich so sehr lieben
kann wie er. Manchmal müssen wir Männer einfach so ehrlich sein, alle
Gefühle offenlegen - und ich find's super, bei so einem romantischen
Song auch ein bisschen mehr Beats und einen anderen Vibe ins Spiel zu
bringen."

http://www.universal-music.de/luis-fonsi/home


Mumford & Sons präsentieren das Video zu "Guiding Light"
aus dem kommenden Album "DELTA"

Gestern Abend feierte das Video zu "Guiding Light" Premiere! Die
Single ist der erste Vorbote auf das neue Album "Delta", das am 16.
November veröffentlicht wird.

Zudem haben Mumford & Sons ihre Deutschland-Tour angekündigt. Alle
Infos gibt es hier: 

http://www.universal-music.de/mumford-and-sons/home


The 1975 veröffentlichen Video zu "Love It If We Made
It"

Bevor am 30. November ihr neues Album "A Brief Inquiry Into Online
Relationships" veröffentlichen, gibt es jetzt die bereits erschienene
Single "Love It If We Made It" auch mit Video zu erleben.

The 1975 veröffentlichen mit "A Brief Inquiry Into Online
Relationships" ihr drittes Studioalbum. Ganze 15 Tracks vereint das
neue Album, das in Oxford und Los Angeles aufgenommen wurde. Der
Nachfolger zum 2016er Album "I Like It When You Sleep, For You Are So
Beautiful Yet So Unaware Of It" mixt verschiedene musikalische und
popkulturelle Einflüsse, kommentiert das aktuelle Geschehen und ist
auf die schönste Art und Weise sozialkritisch ­- ohne überladen oder
scheinheilig zu wirken. Alles andere als das: Auf "Give Yourself A
Try" heulen die Punk-Rock Gitarren, auf "TOOTIMETOOTIMETOOTIME" geht
Matt Healy fremd (aber nur ein, zwei Mal) und auch auf "Sincerity Is
Scary" zeigt er sich bewusst nicht von seiner sympathischen Seite.
Doch das ist okay ­- denn ganz nebenbei klingen die Tracks auch noch
unheimlich gut.

http://www.universal-music.de/the-1975/home


Dermot Kennedy veröffentlicht neue Single "Power Over
Me"

Der irische Singer-Songwriter Dermot Kennedy präsentiert mit "Power
Over Me" seine neue düster-hymnische Single "Power Over Me", die
vorgestern bei Annie Macs Radio1 UK-Show Premiere feierte. Der Track
wurde von Dermot, Koz und Scott Harris geschrieben und von Koz
produziert. Mit seinen bisherigen Veröffentlichungen hat Dermot
Kennedy weltweit über 300 Millionen Streams erreicht. Über die neue
Single sagt Dermot: "Das ganze Lied entstandt mit genau dieser einen
Idee, der Zeile 'Du hast diese Macht über mich '. Die Idee, von
jemandem völlig verhext zu sein, ganz in seinem Bann zu stehen, auf
eine wirklich gute Art und Weise. Einfach total verliebt."

https://www.facebook.com/dermotkennedymusic/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Greta Van Fleet / Anthem Of The Peaceful Army / 19.10.2018

Tory Lanez / LoVE mE NOw / 26.10.2018

The Rolling Stones / VOODOO LOUNGE UNCUT / 16.11.2018

Mumford & Sons / Delta / 16.11.2018

Vanessa Paradis / Les Sources / 18.11.2018

Amy Macdonald / Woman Of The World: 2007-2018 / 23.11.18

Eros Ramazzotti / Vita ce n'é / 23.11.2018

Take That / Odyssey / 23.11.2018

The 1975 / A Brief Inquiry Into Online Relationships / 30.11.18

The Struts / Young & Dangerous / 11.01.2019

Maggie Rogers / Heard It In A Past Life/ 18.01.2019

Catalogue

Bee Gees / One Night Only + One For All Tour: Live In Australia 1989 (DVD) / 19.10.2018

Genesis / Sum Of The Parts + Three Sides Live (DVD) / 19.10.2018

Lindsey Stirling / Warmer In The Winter (Deluxe CD) / 19.10.2018

Anthrax / State Of Euphoria (30th Anniversary Edition) (2LP/2CD) / 19.10.2018

David Sylvian / Dead Bees On A Cake (2LP) / 19.10.2018

R.E.M. / Best Of R.E.M. At The BBC (CD Box/2LP/2CD) / 19.10.2018

The Cranberries / Everybody Else Is Doing It, So Why Can't We? (CD Box/LP/2CD/CD) / 19.10.2018

Queen / Bohemian Rhapsody - Original Soundtrack (CD) / 19.10.2018

Bee Gees / Timeless - The All-Time Greatest Hits (2LP) / 26.10.2018

Paul Williams / Bugsy Malone (OST) (LP) / 26.10.2018

The Charlatans / Wonderland (2LP) / 26.10.2018

The Charlatans / Up At The Lake (LP) / 26.10.2018

Barry White / The 20th Century Records Albums (1973-1979) (LP Box/CD Box) / 26.10.2018

Barry White / diverse LPs / 26.10.2018

Blondie / Heart of Glass (LP) / 26.10.2018

Terry Callier / The New Folk Sound Of Terry Callier (Deluxe CD) / 26.10.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (CD) / 26.10.2018

Amy Winehouse / Back To Black (DVD/BD) / 02.11.2018

Orchestral Manoeuvres In The Dark / diverse LPs / 02.11.2018

The Traveling Wilburys / The Traveling Wilburys, Vol. 1 (LP) / 02.11.2018

Metallica / ...And Justice for All (LP Box/2LP/3CD/CD/MC) / 02.11.2018

Mott The Hoople / Mental Train - The Island Years 1969-71 (CD Box) / 02.11.2018

Richard Ashcroft / Alone With Everybody (2LP) / 02.11.2018

Steven Wilson /Home Invasion: In Concert At The Royal Albert Hall (CD+DVD/CD+BD/DVD/BD) / 02.11.2018

The Moody Blues / In Search Of The Lost Chord (CD Box/LP/CD) / 02.11.2018

Various Artists / Stax '68: A Memphis Story (CD Box) / 09.11.2018

Various Artists / The Complete Cuban Jam Sessions (LP Box/CD Box) / 09.11.2018

The Weeknd / Kiss Land (2LP) / 09.11.2018

Elton John / Here And There (Remastered) (LP) / 09.11.2018

Elton John / Live In Australia (Remastered) (2LP) / 09.11.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (2LP) / 09.11.2018

The Beatles / The Beatles (White Album) (CD Box, 3CD, 4LP, 2LP) / 09.11.2018

The Revivalists / Take Good Care (CD) / 09.11.2018

The Teskey Brothers / Half Mile Harvest (LP) / 09.11.2018

Various Artists / Motown Magic (CD) / 16.11.2018

Glen Campbell / Sings For The King (CD/LP) / 16.11.2018

Marc Almond / Hits And Pieces - The Best Of Marc Almond & Soft Cell (2LP) / 16.11.2018

Brian Eno / diverse LPs / 16.11.2018

Chris Cornell, Soundgarden,Temple Of The Dog / Chris Cornell (LP/4CD/CD) / 16.11.2018

Massive Attack / Mezzanine (2CD) / 16.11.2018

Rush / Hemispheres (LP Box/ 3LP/ 2CD) / 16.11.2018

Siouxsie And The Banshees / The Scream / 16.11.2018

Sublime / Greatest Hits / All You Need / 16.11.2018

The Police / Every Move You Make: The Studio Recordings (LP Box) / 16.11.2018

The Rolling Stones / Beggars Banquet (LP Box/ CD) / 16.11.2018

The Rolling Stones / Voodoo Lounge Uncut (DVD/ BD/ CD+BD/ CD+DVD/ 3LP) 16.11.2018

Tom Petty And The Heartbreakers / The Best Of Everything - The Definitive Career Spanning Hits Collection 1976-2016 (2CD) / 16.11.2018

 * 

TV-Termine

Black Eyed Peas

Late Night Berlin

Do., 25.10., 22:40 Uhr, ProSieben

Dermot Kennedy 

Inas Nacht

Sa., 27.10., 23:40 Uhr, ARD

Mark Knopfler

ttt - Titel, Thesen, Temperamente

So., 18.11., 23:05 Uhr, ARD

Alex Aiono

KiKa Live

Mo., 26.11., 20:00 Uhr, KiKa

Jacob Banks

Morgenmagazin

Mo., 26.11., 05:30 Uhr, ARD

Imagine Dragons

Konzert (Lollapalooza 2018)

Fr., 30.11., Uhrzeit, ARTE

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10139: Kassel - 3 x Requiem mit dem Chor und dem Orchester der Musikakademie, 26./27. und 28.10.


Drei Mal Requiem mit dem Chor und dem Orchester der Musikakademie



Die wohl bekannteste Totenmesse der Musikgeschichte, Wolfgang Amadeus
Mozarts Requiem d-Moll (Köchelverzeichnis 626), führen der Chor und
das Orchester der Musikakademie unter der Leitung von Thomas Pieper zu
Beginn des Wintersemesters 2018/19 in Kassel und der Umgebung auf:

Der erste Termin ist am Freitag, 26. Oktober, 19 Uhr, in der
Evangelischen Liebfrauenkirche Witzenhausen, Am Kirchplatz 2. Am Tag
darauf, Samstag, 27. Oktober, sind die jungen Musikerinnen und Musiker
ab 15 Uhr, im Dom Sankt Peter zu Fritzlar, Domplatz, zu hören.

Das letzte Konzert findet am Sonntag, 28. Oktober, ab 16 Uhr in der
Kirche Sankt Maria, der "Rosenkranzkirche" in Kassel,
Kirchweg/Bebelplatz, statt.

Als Solistinnen und Solisten des Abends konnten größtenteils
Absolventinnen und Absolventen der Musikakademie gewonnen werden, die
inzwischen ihren erfolgreichen Start ins Berufsleben geschafft haben:
Ava Malekesmaeili (Sopran), Michaela Krusche (Alt, als Gast), Akihiro
Nagaki (Tenor) und Hyung Hee Park (Bass).

Um das unvollendet gebliebene Werk, das Mozarts Schüler Franz Xaver
Süßmayr nach dessen Tod im Auftrag der Witwe Konstanze zu Ende
schrieb, ranken sich viele Legenden, die in jüngerer Zeit noch durch
die eindrücklichen Szenen des Films "Amadeus" bestärkt wurden, der
1984 in die Kinos kam. Unzweifelhaft ist, dass das Werk zu den letzten
des Komponisten gehört und die Handschrift nach den Seufzern der 1.
Violinen im Lacrimosa abbricht. Die restlichen Sätze schrieb Süßmayr
nach eigenen Angaben auf der Grundlage von mit Mozart kurz vor dessen
Tod geführten Gesprächen. Die Pläne des Meisters für die restlichen
Sätze des Werks habe er sich ebenfalls unter Verwendung von
Notizzetteln erschlossen, die allerdings nicht überliefert sind. Im
Sommersemester stand das Werk auf dem Arbeitsplan der Studierenden der
Musikakademie der Stadt Kassel "Louis Spohr".

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger und -Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage
eines entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten 7.
Lebensjahr zahlen vier Euro.

Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten bei
der Musikakademie unter 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41
88 oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10138: Wiesbaden - Klassische Konzertreihe im Pariser Hof, 26. und 27.10.2018


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Ein musikalische Wochenende steht bevor!

Carl-Maria-von-Weber-Trio und Weltmusik von Yuliya Lonskaya



Carl-Maria-von-Weber-Trio Wiesbaden (Konzert)

Datum: Fr., 26. Oktober 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 16 / erm. 11 Euro

Retrospektive

Das Carl-Maria-von-Weber-Trio ist seit 2009 fester Bestandteil der
Kulturszene Wiesbadens. Das Trio mit Alice Levy-Janicaud (Flöte),
Barbara Marsch (Violoncello) und Sabine Schulz-Lediger (Klavier)
begann seine Arbeit mit dem Flötentrio von Carl-Maria von Weber. Sein
umfangreiches Repertoire umfasst neben den gängigen Flötentrios auch
Werke zeitgenössischer Musik: 2 Uraufführungen mit Werken von Ulrich
Leyendecker und Dr. Markus Frank Hollingshaus in 2017 zeigen die
Präsenz und Innovationskraft des Trios.

Im Theater im Pariser Hof stellt das Carl-Maria-von-Weber-Trio wie
gewohnt ein komplett klassisches Programm vor mit Werken von Robert
Schumann, Claude Debussy und Frank Martin.

 * 

Yuliya Lonskaya - Von Sibirien nach Brasilien (Konzert)

Datum: Sa., 27. Oktober 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / erm. 14 Euro

Yuliya Lonskaya präsentiert im Theater im Pariser Hof ihr neues
Programm mit Weltmusik. Sie ist eine herausragende universelle
Musikerin und Sängerin mit einer Gastspiel-Reichweite, die sich
bereits über mehrere Kontinente streckt: hier findet man USA und
Puerto Rico, Deutschland und Österreich, Russland und die Ukraine,
Zypern und Bulgarien, Polen und Moldawien, Spanien und Italien. Yuliya
ist die erste Gitarristin aus Weissrussland, die im
Tschaikowski-Konzertsaal der anspruchsvollen Moskauer Philharmonie
spielte. Sie ist Preisträgerin mehrerer internationaler
Gitarrenwettbewerbe.

"Von Sibirien nach Brasilien" ist eine musikalische Reise. Sie beginnt
mit russischen Romanzen aus den Tiefen der russischen Seele und
sibirischen Weiten. Sie geht weiter über Europa mit elegantem
französischen Chanson und der bekannten spanischen Klassik wie
"Aranjuez" und "Recuerdos de la Alhambra" über den Atlantik nach
Argentinien mit sinnlichem Tango und endet in Brasilien mit feurigen
Sambas.

Yuliya gehört zu den Stammkünstlerinnen des Theaters im Pariser Hof
und verzaubert seit Jahren unsere Gäste!

Im Konzert wird Yuliya von einem Überraschungsgast begleitet, der mit
seinem Instrument der musikalischen Reise eine besondere Klangfarbe
verleiht.

Der Überraschungsgast an diesem Abend ist der armenische
Multiinstrumentalist und Komponist Valeri Tolstov, der extra zu diesem
Konzert aus Moskau anreist. Er beherrscht Flöte und verschiedene
ethnische Blasinstrumente, mit denen er der musikalischen Reise an
diesem Abend eine besondere Klangfarbe verleiht. Valeri Tolstov ist
Gründer von Authentic Light Orchestra http://www.alo-music.com und
Teilnehmer diverser Projekte und Bands.

Valeri ist durch zahlreiche Auftritte bei Radio, Fernsehen und
internationalen Musikfestivals bekannt.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8858: Aus aller Welt - 18.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Proteste gegen Korruption in Haiti

Zehntausende Menschen haben am Mittwoch in den Straßen der
haitianischen Hauptstadt Port-au-Prince gegen die grassierende
Korruption im Land protestiert. Die Demonstranten forderten den
Rücktritt von Präsident Jovenel Moise, dem Untätigkeit bei der
Ahndung von Regierungsvertretern vorgeworfen wird, die Hilfsgelder
für den verarmten Karibikstaat unterschlagen haben sollen. Als sich
der Protestzug dem Präsidentenpalast näherte, verschoß die Polizei
Tränengasgranaten, um die aufgebrachte Menge zu vertreiben. Die
Protestler reagierten darauf mit Steinwürfen. Mindestens eine Person
sei bei den anschließenden Ausschreitungen getötet und Dutzende
verletzt worden, berichtete das französische Auslandsfernsehen
France24.

18. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8858: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Münchner Polizei schießt auf mutmaßlichen Automatensprenger

Die Polizei hat nach eigenen Angaben eine Geldautomatensprengung in
der Kreisstadt Germering westlich von München verhindert. Ein
Sondereinsatzkommando schlug demnach am frühen Mittwochmorgen zu, als
vier Personen Utensilien für eine Sprengung in den Vorraum der Bank
schafften. Die Tatverdächtigen versuchten zu fliehen. Einer wurde von
den Beamten angeschossen und kam ins Krankenhaus. Die drei anderen
mutmaßlichen Automatensprenger wurden später von
Spezialeinsatzkräften in einer Wohnung im benachbarten Gilching
gefaßt. Laut Behördenangaben sollen die Vier einer internationalen
Bande angehören, die in den Niederlanden und in Deutschland Hunderte
Geldautomaten geknackt und geplündert hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8855: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO-Oberbefehlshaber Miller entging Anschlag in Kandahar

Bei einem hochrangig besetzten Sicherheitstreffen in der
südafghanischen Provinzhauptstadt Kandahar, an dem der neue
NATO-Oberbefehlshaber in Afghanistan, General Scott Austin Miller,
sowie der berüchtigte Polizeichef der Provinz Kandahar, General Abdul
Rasik Atschiksai, teilgenommen hatten, haben Angreifer lokalen
Medienberichten zufolge den Polizeichef Atschiksai sowie den
Geheimdienstchef von Kandahar, Abdul Momin, getötet. Zudem sollen der
Gouverneur von Kandahar, Sulmai Wesa, sowie zwei US-Soldaten bei dem
Feuergefecht im Gouverneurspalast verwundet worden sein. Die Taliban
übernahmen die Verantwortung für den Anschlag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8857: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Hessens Liberale wollen mitregieren - aber nicht um jeden Preis

In Hinblick auf die guten Umfrageergebnisse der Grünen elf Tage vor
der Landtagswahl in Hessen stellte die FDP klar, daß sie sich nicht
an einer Regierung unter Führung der Grünen beteiligen wird. Das sei
schwer vorstellbar und werde von seiner Partei auch nicht angestrebt,
sagte der FDP-Fraktionsvorsitzende und Spitzenkandidat René Rock am
Donnerstag in Wiesbaden. Die Liberalen beabsichtigen, sich an der
nächsten Landesregierung zu beteiligen. Ein Bündnis mit der CDU wäre
ihnen am liebsten, zumal sich die Christdemokraten nach Angaben von
Rock in den vergangenen Wochen stark auf die FDP zubewegt haben
sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8856: Tragisches und Kurioses - 18.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gräberfeld der Wikinger im Süden Norwegens entdeckt

Mit Hilfe eines hochauflösenden Bodenradars haben Archäologen in der
Nähe der südnorwegischen Stadt Halden Spuren eines Wikingerschiffs
aus der Eisenzeit entdeckt. Die Überreste des rund 20 Meter langen
Schiffes liegen etwa einen halben Meter unter dem Boden eines vom
Pflügen abgetragenen Grabhügels. Neben dem Schiff fanden die Forscher
vom norwegischen Institut für Kulturgüterforschung (NIKU) auch Spuren
von mindestens sieben weiteren Grabhügeln und fünf Langhäusern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7941: Aus Forschung und Technik - 18.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



USA starten militärischen Kommunikationssatelliten

Auf der Luftwaffenbasis auf Cape Canaveral in Florida startete am
Mittwoch eine Atlas-V-Trägerrakete mit dem sechseinhalb Tonnen
schweren Kommunikationssatelliten AEHF 4 (Advanced Extremely High
Frequency 4) ins All. Nach Informationen der Startgesellschaft United
Launch Alliance (ULA) wurde der Satellit nach rund
dreieinhalbstündiger Flugzeit auf eine Transferbahn ausgesetzt. Aus
dieser Bahn heraus soll AEHF 4 aus eigener Kraft seine Position im
geostationären Orbit (GEO) erreichen. Der vom Luft- und
Raumfahrtkonzern Lockheed Martin in Kalifornien hergestellte Satellit
soll die US-Streitkräfte sowie militärische Nutzer aus
Großbritannien, den Niederlanden und Kanada in den nächsten 14 Jahren
unter anderem mit Echtzeitvideobildern, Karten und Zieldaten aus
globalen Kampfgebieten versorgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7954: Aus aller Welt - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Washington stellt Weltpostvertrag in Frage

Die US-Regierung plant nach eigenen Angaben die Aufkündigung des
internationalen Postabkommens der Vereinten Nationen. Die Regelung
geht auf den 1874 gegründeten Weltpostverein zurück. 1969 beschlossen
die inzwischen 192 Mitglieder, armen Ländern und Entwicklungsländern
im internationalen Postverkehr deutlich bessere Konditionen
einzuräumen, als den wohlhabenden Ländern etwa in Europa. Die
Volksrepublik China gehörte damals zu den armen Ländern und kann
heute noch Päckchen unter zwei Kilogramm zu stark reduzierten
Versandkosten in die USA schicken. Die New York Times schrieb unter
Berufung auf Regierungskreise, die Absicht Washingtons, den
Weltpostverein (Universal Postal Union - UPU) zu verlassen, richte
sich vor allem gegen chinesische Unternehmen, welche den US-Markt mit
billigen Konsumgütern überschwemmten. Die US-Regierung hat sich eine
Frist von einem Jahr gesetzt, in der ein für die USA günstigeres
Postabkommen ausgehandelt werden soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7913: Medizin und Gesundheitswesen - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Ebola-Ausbruch im Kongo weiterhin nicht unter Kontrolle

Der Ebola-Ausbruch im Kongo ist noch lange nicht unter Kontrolle. Wie
dpa meldete, sind in den letzten Tagen sechs neue Ansteckungen und
drei neue Todesfälle gemeldet worden. Trotzdem sollen die
Seuchenwächter der Weltgesundheitsorganisation WHO überzeugt sein,
daß die Behörden und die internationalen Nothelfer eine Ausweitung
der gefährlichen Infektionskrankheit verhindern können. Der Grund:
Ein Impfstoff, der vielversprechende Ergebnisse gebracht hat. 18.000
Menschen wurden im Kongo bereits geimpft, darunter medizinisches
Personal sowie Angehörige von Kranken und deren Kontakte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7942: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Feuer in türkischem Restaurant von Chemnitz

In einem türkischen Restaurant von Chemnitz ist in der Nacht auf
Donnerstag offenbar Feuer gelegt worden. Eine Augenzeugin beobachtete
nach einem lauten Knall drei Personen, welche von dem Lokal zu einem
Auto liefen, und informierte die Polizei. Feuerwehrleute konnte die
Flammen im Gastraum schnell eindämmen. Die 17 Bewohner des
Mehrfamilienhauses mußten vorübergehend ihre Wohnungen verlassen. Der
von dem Feuer verursachte Sachschaden wird mit mindestens 30.000 Euro
angegeben. Das Dezernat Staatsschutz übernahm die
kriminalpolizeilichen Ermittlungen, weil ein fremdenfeindliches Motiv
nicht ausgeschlossen werden konnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7865: Sprache, Kunst und Medium - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Gemeinsame Anstrengung zum Erhalt des Deutschen Filmerbes

Nach einer Studie und jahrelangen Verhandlungen sind der Bund, die
Länder und die Filmförderungsanstalt (FFA) übereingekommen, das
deutsche Filmerbe von der Stummfilmzeit bis heute zu sichten und zu
digitalisieren.

Wie Kulturstaatsministerin Monika Grütters laut Deutschlandfunk Kultur
erklärte, werden für dieses gewaltige Vorhaben ab 2019 zehn Jahre lang
jeweils zehn Millionen Euro bereitgestellt. Ziel sei es, das Kulturgut
Film für die kommenden Generationen zu bewahren und zur Verfügung zu
stellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7932: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Grad-Rakete trifft Wohnhaus im israelischen Beersheva

Am Mittwochmorgen ist vom Gazastreifen aus eine Grad-Rakete auf die
40 Kilometer entfernte israelische Stadt Beersheva abgefeuert worden.
Das Geschoß traf ein Wohnhaus und richtete großen Schaden an. Die
Bewohner, eine Mutter und ihre drei Kinder, hatten sich aufgrund des
Raketenalarms rechtzeitig in Sicherheit bringen können.

Die israelische Luftwaffe griff daraufhin rund 20 Ziele im
Gazastreifen an. Ein von der Enklave nach Israel führender Tunnel
wurde zerstört. Ein Mann wurde getötet, sieben weitere wurden
verletzt. Generalstabschef Eizenkot beendete vorzeitig seinen Besuch
der USA und kehrte nach Israel zurück.

Am Vortag hatte Verteidigungsminister Liberman für Mittwoch eine
Kabinettsvorlage zu einem umfangreichen Angriff auf den Gazastreifen
angekündigt.

Die Splittergruppe Mudschaheddin-Brigade übernahm die Verantwortung
für den Raketenabschuß. Die in Gaza regierende Hamas und andere
Gruppierungen gaben eine gemeinsame Erklärung heraus, in der sie eine
Beteiligung an dem Raketenangriff bestritten und Aktionen, welche die
ägyptische Vermittlung einer Annäherung von Hamas und Israel
sabotieren sollen, verurteilten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7946: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Arbeitgeberbeteiligung an Krankenkassenzusatzbeitrag beschlossen

Der Bundestag hat ein Gesetz zur finanziellen Entlastung gesetzlich
Versicherter beschlossen. Demnach soll vom kommenden Jahr an der von
den Kassenmitgliedern alleine zu leistende Zusatzbeitrag wieder je
zur Hälfte von Beschäftigten und Arbeitgebern gezahlt werden. Der
Zusatzbeitrag macht durchschnittlich ein Prozent der
Krankenversicherung aus. Den allgemeinen Beitragssatz in Höhe von
14,6 Prozent bringen Arbeitgeber und Arbeitnehmer weiterhin zu
gleichen Teilen. Außerdem wird der Mindestbeitrag für Selbständige um
mehr als die Hälfte auf rund 156 Euro heruntergesetzt. Für die
Novelle stimmten die Koalitionsfraktionen sowie die Grünen. Dagegen
war die FDP-Fraktion. AfD und Linke enthielten sich. Die Neuregelung
soll verhindern, daß Patienten von den erwartungsgemäß steigenden
Gesundheitskosten allein belastet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7915: Tragisches und Kurioses - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Rhein-Pegel stellenweise auf Rekordtief

Der Rhein ist bekanntlich eine der wichtigsten deutschen
Wasserstraßen. Doch wegen der seit Monaten anhaltenden Dürre zeigen
die Pegel besonders im Mittel- und Oberlauf teils selten oder nie
gemessene Niedrigwasser an. So fiel der Hafen von Emmerich fast
trocken.

Zwar kann der Schiffsverkehr zwischen den Niederlanden und dem für das
gesamte Ruhrgebiet wichtigen Binnenhafen Duisburg-Ruhrort noch
aufrechterhalten werden, aber bei einem Pegel von 169 Zentimetern
(normal 5 Meter) wurde ein neuer Tiefststand gemessen.

Laut WDR1 bedeutet das für den Transport von Massengütern, daß größere
Schiffe kaum noch die Hälfte der sonst üblichen Fracht aufnehmen
können. Offenbar werden deshalb am Mittelrhein bereits einige
Treibstoffsorten knapp.

Weil die meisten Landungsbrücken und Pontons auf dem Trockenen liegen,
hat die Schifffahrtsgesellschaft Köln-Düsseldorfer ihren
Personen-Linienverkehr für dieses Jahr vorzeitig eingestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7943: Arbeit, Soziales und Familie - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



RWE-Mitarbeiter marschieren zum Haus von Antje Grothus in Buir

Einige hundert RWE-Mitarbeiter und Buirer Bürger haben am Mittwoch
auf der Landstraße zwischen Buir und Morschenich eine Mahnwache für
den Erhalt ihrer Arbeitsplätze abgehalten. Ihr Unternehmen droht mit
dem Abbau von 4500 Arbeitsplätzen, weil der Braunkohletagebau Hambach
vorerst nicht in Richtung Hambacher Forst erweitert werden kann. Etwa
hundert Teilnehmer der Mahnwache begaben sich zum Haus von Antje
Grothus in Buir, wo sie zehn Minuten lang ein Trillerpfeifenkonzert
mit Sprechchören anstimmten. Grothus ist Mitglied der Kohlekommission
der Bundesregierung und hat als Mitglied der Initiative "Buirer für
Buir" den Protest gegen die klimaschädliche Braunkohleverstromung
mitorganisiert. Grothus und ihr Partner hielten sich in dem Haus auf,
als davor lauthals "Grothus raus" gerufen wurde. Nach eigenen Angaben
hat sie sich bedroht gefühlt. Als einer der Protestierenden an das
Küchenfenster schlug, griff Polizei ein, wie Grothus berichtete. Die
Gewerkschaft IG BCE distanzierte sich von der spontanen Veranstaltung
ihrer Kundgebungsteilnehmer. Der IG-BCE-Bundesvorsitzende Vassiliadis
entschuldigte sich in einem Brief an Grothus für die unüberlegte und
unangemessene Aktion.

18. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7924: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Hitzesommer läßt Schweizer Gletscher schwinden

Wenig überraschend hat der Hitzesommer 2018 erheblichen Schaden an
den etwa 1500 Gletschern in der Schweiz angerichtet. Experten
schätzen den Verlust dpa zufolge auf 1,4 Milliarden Kubikmeter.
Allein der ausgesprochen schneereiche Winter soll eine noch
dramatischere Entwicklung verhindert haben. Nach Auskunft des
Glaziologen Andreas Bauder sollen die Gletscher in den letzten zehn
Jahren ein Fünftel ihres Volumens verloren haben. Das Sommerhalbjahr
von April bis September war das wärmste seit Beginn der Messungen
Mitte des 19. Jahrhunderts. Außerdem: Noch nie hat es zwischen dem
17. Mai und 4. September so wenig Neuschnee gegeben wie in diesem
Jahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7931: Märkte und Finanzen - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Volkswagen stellt Umtauschkonzept für Dieselfahrzeuge vor

Volkswagen will nach eigenen Angaben Dieselfahrzeuge, welche die
Abgasnormen Euro 1 bis Euro 4 erfüllen, aus dem Verkehr ziehen und
verschrotten. Die Eigentümer sollen mit Kaufprämien von bis zu 8000
Euro zum Umstieg auf ein weniger die Umwelt belastendes Neufahrzeug
oder wenig gebrauchtes Fahrzeug der Marken Audi, Seat, Skoda oder
Volkswagen bewegt werden. Die Prämienhöhe richtet sich nach dem
Modell des Dieselfahrzeugs. Für 14 Städte mit besonders hoch
belasteter Luft schreibt Volkswagen Umstiegsprämien für Fahrzeuge der
Normen Euro 4 und Euro 5 aus. Die Prämie von bis zu 7000 Euro wird
zusätzlich zum Restwert der Fahrzeuge gezahlt. Darüber hinaus will
Volkswagen günstige Finanzierungen anbieten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7947: Aus Forschung und Technik - 18.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Amazons neuer eBook-Reader

Auch wenn Händler und Verleger darauf setzen, daß das Buch eine
Renaissance feiern wird, befinden sich eBook-Reader unvermindert auf
dem Vormarsch. Auf dem heiß umkämpften Markt haben vor allem drei
Reader die Nase vorne: Amazons Paperwhite, der Tolino Shine 3 und
Pocketbooks Touch HD 3. Laut t-online.de soll Amazons neuer Kindle
Paperwhite mit 8,18 Millimeter dünner und mit 182 Gramm leichter sein
und doppelt so viel Speicherplatz bieten wie das Vorgängermodell. Das
Gerät hat einen matten 6-Zoll-Display und läßt sich in der
4G-LTE-Version per Mobilfunk gratis mit dem Internet verbinden, um
Inhalte zu kaufen und zu laden. Außerdem lassen sich auf allen
Paperwhite-Modellen mit Audible Hörbücher synchron zum eBook - per
Bluetooth-Kopfhörer oder -Lautsprecher - abspielen. Der Akku soll
mehrere Wochen halten. Zu den Millionen von Büchern, Zeitungen und
Zeitschriften, die man über den Online-Shop kaufen kann, bietet
Amazon auch Gratis-Titel unter Prime Reading und Kindle Unlimited.
Das Kontingent soll in naher Zukunft ausgebaut werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/662: Reise zum Merkur mit Berner Beteiligung (idw)


Universität Bern - 17.10.2018

Reise zum Merkur mit Berner Beteiligung



Am Samstag, 20. Oktober 2018 um 03:45 Uhr MEZ soll die Raumsonde
BepiColombo vom Weltraumbahnhof Kourou in Französisch-Guayana ihre Reise
zum Merkur antreten. Mit an Bord der Raumsonde der europäischen
Weltraumorganisation ESA und der japanischen Weltraumorganisation JAXA
sind Instrumente, die am Physikalischen Institut der Universität Bern
konzipiert und gebaut wurden: Das Laser Altimeter BELA - das grösste und
heikelste Instrument der Mission - und das neuartige Massenspektrometer
STROFIO.




[image: Bild: © Universität Bern]

BELA am Physikalischen Institut der Universität Bern.

Bild: © Universität Bern



Die 6,40 Meter hohe und 4,1 Tonnen schwere Raumsonde BepiColombo wird mit
einer Ariane 5 Trägerrakete ihre Reise zum Merkur antreten. Die Sonde
selbst besteht aus zwei Raumfahrzeugen: dem von der europäischen
Weltraumorganisation ESA konstruierten Mercury Planetary Orbiter MPO und
dem von der japanischen Weltraumorganisation JAXA konstruierten Mercury
Magnetospheric Orbiter MMO. Die beiden Raumfahrzeuge fliegen in einem
gekoppelten System gemeinsam zum Merkur, werden dort aber auf
unterschiedliche Umlaufbahnen gebracht. Der MMO wird die magnetosphärische
Wechselwirkung zwischen dem Planeten und dem Sonnenwind untersuchen. Der
MPO wird auf eine Umlaufbahn abgesenkt werden, die optimal für die
Fernerkundung der Planetenoberfläche ist.

3D-Bild des Merkurs und Analyse der Atmosphäre dank Berner
Instrumenten

Das Laser Altimeter BELA ist eines der wichtigsten und heikelsten
Experimente an Bord des MPO. Das Instrument wurde von einem
internationalen Konsortium unter der Leitung der Universität Bern und dem
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt DLR entwickelt. Zielsetzung ist
die Vermessung der Form, der Topographie, und der Morphologie der
Oberfläche von Merkur. «Im Wesentlichen können wir mit BELA ein 3D-Bild
des gesamten Planeten erstellen», erklärt Nicolas Thomas, Co-Projektleiter
von BELA und Direktor des Physikalischen Instituts der Universität Bern.

Das zweite Berner Instrument an Bord von BepiColombo ist STROFIO, ein
neuartiges Massenspektrometer. Projektleiter ist Peter Wurz, Professor am
Physikalischen Institut der Universität Bern und Co-Leiter der Abteilung
für Weltraumforschung und Planetologie. Er sagt: «Wir werden mit STROFIO
die sehr dünne Atmosphären von Merkur - man spricht von einer Exosphäre -
erfassen und die chemische Zusammensetzung analysieren.» Wie Wurz weiter
sagt, ist STROFIO speziell für die dünne Atmosphäre von Merkur und deren
Messung auf der MPO Umlaufbahn gebaut. «STROFIO ist zudem in der Lage, das
Signal der Atmosphäre der Raumsonde selbst effektiv zu unterdrücken»,
erklärt Wurz.




[image: Bild: © ESA]

Künstlerische Impression von BepiColombo beim Merkur.

Bild: © ESA



Peter Wurz und Nicolas Thomas waren bereits von Anfang an in die
BepiColombo-Mission involviert: Die beiden Berner Weltraumforscher waren
Teil der ESA-Arbeitsgruppe (Science Advisory Group), die diese Mission
konzipiert hat. «Zu den grössten Herausforderungen der Mission zählt die
Hitze, die uns beim Merkur aufgrund seiner Nähe zur Sonne erwartet», sagt
Nicolas Thomas. Die Berner Forschenden mussten die Instrumente so
konzipieren und bauen, dass diese die Hitze der Sonne aushalten können,
die beim Merkur zehnmal so gross sein kann wie auf der Erde.

Eine lange und risikoreiche Reise

Sieben Jahre wird die Reise der europäisch-japanischen Raumsonde zum
Merkur, dem kleinsten Planeten unseres Sonnensystems, dauern. «BepiColombo
fliegt dabei unter anderem zweimal an der Venus und sechsmal am Merkur
vorbei, um abzubremsen, da die Sonde sonst auf die Sonne stürzen würde»,
erklärt Nicolas Thomas. Diese Manöver müssen sehr präzise ausgeführt
werden, wie Peter Wurz sagt: «Zuletzt findet das Manöver zur Einkoppelung
in eine Merkurumlaufbahn statt; diese wird mit einem chemischen Antrieb
durchgeführt wird. Unsere Nerven werden sicher sehr angespannt sein.»

Hat BepiColombo die Zielumlaufbahn einmal erreicht, wird die
Datenübertragung zur Erde etwa 15 Minuten in Anspruch nehmen. Die
wissenschaftlichen Untersuchungen und Experimente bei Merkur sollen
schliesslich ein bis zwei Jahre dauern.


Berner Weltraumforschung: Seit 50 Jahren an der Weltspitze mit
dabei

Die Berner Weltraumforschung in Zahlen ergibt eine stattliche Bilanz:
25mal flogen Instrumente mit Raketen in die obere Atmosphäre und
Ionosphäre (1967-1993), 9mal auf Ballonflügen in die Stratosphäre
(1991-2008), 33 Instrumente flogen auf Raumsonden mit, und ein Satellit
wurde gebaut (CHEOPS, Start 1. Hälfte 2019).

Die erfolgreiche Arbeit der Abteilung Weltraumforschung und Planetologie
(WP) des Physikalischen Instituts der Universität Bern wurde durch die
Gründung eines universitären Kompetenzzentrums, dem Center for Space and
Habitability (CSH), gestärkt. Der Schweizer Nationalsfonds sprach der
Universität Bern zudem den Nationalen Forschungsschwerpunkt (NFS) PlanetS
zu, den sie gemeinsam mit der Universität Genf leitet.

Mehr Informationen zur Mission BepiColombo auf der ESA-Webseite:

https://www.cosmos.esa.int/web/bepicolombo/home

Mehr Informationen zu BELA auf der ESA-Webseite:

https://www.cosmos.esa.int/web/bepicolombo/bela

Mehr Informationen zu STROFIO auf der ESA-Webseite:

https://www.cosmos.esa.int/web/bepicolombo/serena

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, 17.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1118: Sex oder Essen? Entscheidungsfindung bei Einzellern (idw)


Max-Planck-Institut für chemische Ökologie - 16.10.2018

Sex oder Essen? Entscheidungsfindung bei Einzellern



Einzellige Kieselalgen sind in der Lage, ihr Verhalten auf verschiedene
äußere Reize auszurichten und dabei eigene Bedürfnisse abzuwägen. Dies
fanden Wissenschaftler der Friedrich-Schiller-Universität Jena und des
Max-Planck-Instituts für chemische Ökologie zusammen mit Partnern aus
Belgien heraus. Die Algen sind zur Vermehrung auf Nährstoffe angewiesen,
brauchen aber auch Paarungspartner. Diese finden sie indem sie
Pheromonspuren folgen. Je nach Sättigung mit Nährstoffen oder der
Notwendigkeit, sich sexuell zu vereinigen, lässt sich die Kieselalge
Seminavis robusta entweder von Nährstoffen oder Sexualpheromonen anlocken
und zeigt damit tatsächlich eine primitive Verhaltensbiologie.

Kieselalgen oder Diatomeen sind einzellige Kleinstlebewesen. Sie sind ein
Hauptbestandteil des Meeresphytoplanktons, das in unseren Ozeanen
allgegenwärtig ist. An Ufern und Stränden kann man sie als Schmier- oder
Biofilm auf Steinen und anderen Oberflächen beobachten. Sie sind nicht nur
Nahrungsgrundlage für viele Meerestiere, sondern auch für eine überaus
wichtige Ökosystemleistung verantwortlich: Sie tragen ganz erheblich zur
globalen Fotosynthese und somit zur Produktion von Sauerstoff in der
Erdatmosphäre bei. Darüber hinaus sind sie als potenzielle Produzenten von
Biokraftstoffen in der Diskussion.

Die Kieselalge Seminavis robusta eignet sich gut als Modellorganismus, um
im Labor Verhaltensuntersuchungen durchzuführen: Sie kann sich sexuell
vermehren, und reagiert empfindlich auf unterschiedliche
Umweltbedingungen. Die Arbeitsgruppe um Georg Pohnert, Lehrstuhlinhaber
für Instrumentelle Analytik/Bioorganische Analytik an der
Friedrich-Schiller-Universität und Leiter der Max-Planck-Fellow-Gruppe am
Max-Planck-Institut für chemische Ökologie, wollte herausfinden, ob die
winzigen Lebewesen in der Lage sind, eine Entscheidung darüber zu treffen,
was sie dringender benötigen: Nahrung oder einen Paarungspartner.

Dazu wurden die Zellen unter verschiedenen Bedingungen kultiviert;
insbesondere wurden sie mit unterschiedlichen Mengen von Nähr- sowie
Sexualpheromonen konfrontiert. Da sich Kieselalgen in erster Linie
ungeschlechtlich durch Zellteilung vermehren, ist ein sexueller Vorgang
vor allem dann überlebensnotwendig, wenn die Zellen nach fortlaufender
Teilung immer kleiner werden, denn die Einzeller sterben, wenn sie eine
Mindestgröße unterschreiten. Kieselalgen suchen aber auch aktiv nach
Nährstoffen, die sie für den Aufbau ihrer Zellwand benötigen. Sie können
Silikate in ihrer Umgebung wahrnehmen und dann zielsicher ansteuern. Dabei
werden sie vom "Duft" dieser Mineralien angezogen (siehe Pressemeldung Der
Duft der Steine vom 4. Februar 2016).

"Es ist bemerkenswert, dass einzellige Lebewesen, die ganz offensichtlich
kein Nervensystem haben, in der Lage sind, verschiedene Reize zu
verarbeiten und sogar ihre individuell unterschiedlichen Bedürfnisse
abzuwägen. Unsere Untersuchungen ergaben, dass die Kieselalgen ihr
Verhalten flexibel an die Umweltbedingungen anpassten, und je nach
Bedürfnis zur sexuellen Vermehrung anders reagierten. Wir konnten
beobachten, dass die Einzeller sich zu Pheromonen oder Nahrungsquellen
bewegen, je nachdem wie hungrig sie nach Sex oder Nähstoffen sind. Diese
Art von Entscheidungsfindung wurde bislang nur höheren Organismen
zugeschrieben", fasst Studienleiter Georg Pohnert die Ergebnisse zusammen.

Die Entscheidungsfindung der Algen bestimmt nicht nur das Schicksal
einzelner Zellen, sondern ist auch für die Dynamik von Biofilmen, zu denen
sich unzählige Kieselalgen in Lebensgemeinschaften zusammenschließen,
entscheidend. Mittels mathematischer Modelle berechneten die
Wissenschaftler Wechselwirkungen zwischen Zelldichte und der Verfügbarkeit
von Nährstoffen (Silikat) und Paarungspartnern (Pheromon). Aufgrund der
Ergebnisse können sie nun besser erklären, wie Biofilme organisiert sind,
und warum sie oft ungleichmäßig sind und Muster aufweisen.

Wie die Einzeller in der Lage sind, chemische Signale aufzunehmen, zu
verarbeiten und zu bewerten, müssen die Wissenschaftler noch herausfinden.
"Die Suche nach entsprechenden Rezeptoren und Signalverarbeitungswegen ist
natürlich unser Ziel. Allerdings wird das ein sehr komplexes Unterfangen,
denn wir wissen immer noch zu wenig über diese wichtigen Kleinstlebewesen
aus dem Meer", sagt Georg Pohnert.


Originalpublikation:

Bondoc, K. G. V., Lembke, C., Lang, S. N., Germerodt, S., Schuster, S.,
Vyverman, W., Pohnert, G. (2018).

Decision-making of the benthic diatom Seminavis robusta searching for
inorganic nutrients and pheromones.

The ISME Journal.

DOI: 10.1038/s41396-018-0299-2

https://doi.org/10.1038/s41396-018-0299-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für chemische Ökologie, 16.10.2018
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FORSCHUNG/473: Warum die Kleine Eiszeit Mitte des 19. Jahrhunderts endete (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 17.10.2018

Warum die Kleine Eiszeit Mitte des 19. Jahrhunderts endete



In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts führte eine Serie grosser
Vulkanausbrüche in den Tropen zu einer vorübergehenden globalen Abkühlung
des Erdklimas. Dass in der Kleinen Eiszeit Alpengletscher wuchsen und
anschliessend wieder zurückgingen, war ein natürlicher Prozess. Dies haben
nun PSI-Forschende anhand von Eisbohrkernen nachgewiesen. Bislang wurde
vermutet, dass industrieller Russ ab der Mitte des 19. Jahrhunderts die
damalige Gletscherschmelze ausgelöst hatte. Die erstmalige Analyse der im
Eis eingeschlossenen und so historisch archivierten Russmenge widerlegt
diese Vermutung nun. Die Ergebnisse wurden heute in der wissenschaftlichen
Fachzeitschrift The Cryosphere veröffentlicht.

In populärwissenschaftlichen Darstellungen werden oft Bilder der
Alpengletscher aus den 1850er Jahren zum Vergleich herangezogen, um den
menschengemachten Klimawandel zu visualisieren. Dies ist jedoch falsch,
haben Forschende nun anhand von Daten aus Eisborkernen nachgewiesen. Die
Wissenschaftler um Michael Sigl vom PSI analysierten die in den
unterschiedlichen Eistiefen archivierte Luftzusammensetzung und darin vor
allem die Menge an industriellem Russ. Sie erstellten so für Mitteleuropa
die erste ununterbrochene Datenreihe zur Menge des industriellen Russes in
der Atmosphäre für die Zeit von den 1740er Jahren bis heute.




[image: Foto: © Paul Scherrer Institut/Michael Sigl]

Das Camp der Forschenden im Jahr 2015 auf dem südöstlich von Zermatt
gelegenen Colle Gnifetti, wo sowohl 2003 als auch 2015 mehrere bis zu
82 Meter lange Eisbohrkerne entnommen wurden.

Foto: © Paul Scherrer Institut/Michael Sigl



Diese Daten zeigen eindeutig, dass industrieller Russ kaum verantwortlich
sein kann für die damalige Schmelze der Alpengletscher, die sich vor allem
zwischen 1850 und 1875 vollzog. "Bis 1875 waren bereits rund 80 Prozent
des damaligen Gletscherrückgangs abgeschlossen", so Sigl. Doch erst ab
1875 überstieg die Menge an industriellem Russ in Mitteleuropa die
natürlich in der Atmosphäre vorhandene Menge. "Nur bei den letzten 20
Prozent des Rückgangs könnte der Russ eventuell einen Einfluss gehabt
haben", stellt Sigl klar.

Die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts war geprägt von mehreren grossen
Vulkanausbrüchen in den Tropen, deren ausgestossene Schwefelpartikel zu
einer vorübergehenden globalen Abkühlung führten. In dieser finalen
Kaltphase der sogenannten Kleinen Eiszeit wuchsen bis Mitte des 19.
Jahrhunderts die Alpengletscher noch einmal stark an. Bislang dachte man,
dass ihr Rückgang ab den 1860er Jahren auch auf den Beginn der
Industrialisierung zurückzuführen sei. Doch die PSI-Ergebnisse wiederlegen
diese Theorie nun eindeutig: Es handelte sich (zunächst) lediglich um
einen Rückgang zur vorherigen, ungestörten Gletscherausdehnung.

1850 eignet sich nicht als Referenzjahr für Klimamodelle

"Die Frage, ab wann der menschliche Einfluss auf das Klima beginnt, ist
weiterhin offen", sagt Sigl. Und dieser Beginn, so zeigt diese Studie, ist
aufgrund weiterer Faktoren nicht unbedingt ein geeigneter Referenzwert für
Klimamodelle. Sigl schätzt, dass sich die 1750er Jahre besser als
vorindustrielle Referenzzeit eignen, also ein Zeitpunkt vor der Kleinen
Eiszeit. Auch bisher wird schon - wann immer es die dünne Datenlage
vergangener Jahrhunderte ermöglicht - 1750 als Referenzjahr angenommen,
wenn es in Klimamodellen darum geht, Daten aus der vorindustriellen Zeit
mit denen nach Beginn der Industrialisierung zu vergleichen. "Das ist
sinnvoll, denn dass das Klima in der Mitte des 19. Jahrhunderts nicht das
urtümliche war, sehen wir in unseren Daten nun deutlich."

Zukünftige Klimamodelle könnten die experimentellen Russdaten
einberechnen

In Modellrechnungen zum Klimawandel geht auch der zeitliche Verlauf der
Russmenge in der Atmosphäre als eine von vielen Variablen ein. "Bisher
wird von den Modellierern jedoch ein Schätzwert der jeweiligen Russmenge
eingesetzt", so Sigl. Vor allem für das 19. Jahrhundert liegen hierbei nur
grobe Schätzungen der einzelnen Industrienationen auf Grundlage des
damaligen Energieverbrauchs zugrunde. Für die zweite Hälfte des 19.
Jahrhunderts wurde bislang ein linearer Anstieg der Russmenge in der
Atmosphäre angenommen, so Sigl. Dass dies nicht der Realität entspricht,
lässt sich dank der Eisbohrkernuntersuchungen von Sigl und seinen
Mitforschenden nun belegen. Die Forschenden plädieren daher dafür, dass in
zukünftigen Modellrechnungen experimentelle Russdaten Einzug erhalten.
Diese Modelle wiederum bilden einen wichtigen Teil des Berichts, den der
als Weltklimarat bekannte IPCC, der Intergovernmental Panel on Climate
Change, rund alle sieben Jahre herausgibt.

"Im IPCC-Bericht haben die Modellrechnungen, die das Klima seit 1850
mathematisch nachvollziehen, eine zentrale Rolle", unterstreicht Margit
Schwikowski, Leiterin des Projekts, in dessen Rahmen die Untersuchungen
durchgeführt wurden. "Mit unserer Forschung haben wir nun dazu
beigetragen, dass die Wissenschaftsgruppen, die solche Klimamodelle
erstellen, im Bereich des industriellen Russes auf experimentelle Daten
zurückgreifen werden können."

Text: Paul Scherrer Institut/Laura Hennemann


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 390
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.


Originalpublikation:

19th century glacier retreat in the Alps preceded the emergence of
industrial black carbon deposition on high-alpine glaciers

M. Sigl, N. J. Abram, J. Gabrieli, T. M. Jenk, D. Osmont, M. Schwikowski

The Cryosphere, 17. Oktober 2018 (online)

DOI: http://dx.doi.org/10.5194/tc-12-3311-2018

Weitere Informationen unter:

http://psi.ch/tGJi

- Darstellung der Mitteilung auf der Webseite des PSI

http://psi.ch/DFD3

- Gefrorenes Klimagedächtnis: Hintergrundtext

http://psi.ch/FDxs

- Historisches Kupfer, gefangen im Eis: Medienmitteilung vom 1. Februar 2017
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WERKSTOFFE/1077: Auf Wiedersehen, Silizium? Auf dem Weg zu neuen Materalien für die Elektronik (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 17.10.2018

Auf Wiedersehen, Silizium? Auf dem Weg zu neuen Materalien für die
Elektronik



Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für Polymerforschung (MPI-P) in
Mainz haben zusammen mit Wissenschaftlern aus Dresden, Leipzig, Sofia
(Bulgarien) und Madrid (Spanien) ein neues, metall-organisches Material
entwickelt, welches ähnliche Eigenschaften wie kristallines Silizium
aufweist. Das mit einfachen Mitteln bei Raumtemperatur herstellbare
Material könnte in Zukunft als Ersatz für konventionelle nicht-organische
Materialien dienen, die in der Optoelektronik genutzt werden.

Bei der Herstellung von elektronischen Komponenten wie Solarzellen, LEDs
oder Computerchips wird heutzutage vorrangig Silizium eingesetzt. Für
diese Anwendungen wird hochreines Silizium benötigt, welches in der
Herstellung sehr teuer ist. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Defekte
in einem Material dessen elektrischen Eigenschaften stark beeinflussen.
Wissenschaftler um Gruppenleiter Dr. Enrique Cánovas (MPI-P, Abteilung
Prof. Dr. Mischa Bonn) haben nun ein neues und kostengünstiges Material
entwickelt, ein sogenanntes "metall-organisches Netzwerk" (engl.
metal-organic framework, MOF), welches ähnliche elektrische Eigenschaften
wie Silizium aufweist.

Das MOF, welches von der Gruppe von Xinliang Feng in Dresden hergestellt
wurde, ist ein hochkristalliner Festkörper, der aus Eisenionen aufgebaut
ist, die über organischen Moleküle miteinander verbundenen sind. Aufgrund
dieser Struktur (Eisen + organische Moleküle) wird er als metall-organisches
Netzwerk bezeichnet. Im Gegensatz zu Silizium kann das
Material bei Raumtemperatur hergestellt werden. Die Zusammensetzung,
Beschaffenheit und elektronischen Eigenschaften können hierbei während des
Herstellungsprozesses einfach angepasst werden.

In der Vergangenheit hergestellte Netzwerke zeigten keine oder eine nur
sehr geringe elektrische Leitfähigkeit. Dies verhinderte deren Einsatz in
optoelektronischen Komponenten, wo eine ausreichende Beweglichkeit der
Elektronen in dem Material bei Anlegen eines elektrischen Feldes benötigt
wird. Mit dem neu hergestellten MOF haben die Forscher aus Mainz nun
gezeigt, dass sich die Elektronen in dem organisch-basierten Material
ähnlich wie in Silizium verhalten. Das Verhalten wird als sogenanntes
"Drude-Verhalten" bezeichnet (nach dem Physiker Paul Drude). Dies
bedeutet, dass sich die Material-Elektronen bei Anlegen eines externen
elektrischen Feldes - also einer Spannung - fast frei bewegen können.
Dieses Verhalten, meist beobachtbar in inorganischen, hochgeordneten
Kristallen wie Silizium, wurde bisher kaum in organisch basierten
Materialien beobachtet, da diese normalerweise eine ungeordnete Struktur
besitzen.

Zur Charakterisierung der einzigartigen Eigenschaften des hergestellten
Netzwerks haben die Wissenschaftler des MPI-P die Technik der
ultraschnellen Terahertz-Spektroskopie verwendet. Diese Technologie
erlaubt eine Messung der Leitfähigkeit ohne physikalischen und damit
störenden Kontakt zum Material. Hierbei wird über einen Laserpuls, der im
sichtbaren Spektralbereich liegt, zunächst Energie an die Elektronen des
Materials transferiert. Mit einem zweiten Laserpuls - einem sogenannten
Terahertz-Puls, welcher ungefähr einen Faktor 1000 langsamer schwingt als
sichtbares Licht, kann nun die Leitfähigkeit dieser angeregten Elektronen
abgefragt. Dies resultiert in einem frequenzabhängigen Leitfähigkeits-Signal,
durch welches die Wissenschaftler das Drude-Verhalten verifizieren
konnten. "Durch diese Messungen konnten wir Rekord-Mobilitäten der
Elektronen in diesem Material messen, welche die Mobilitäten von
isolierenden MOFs um einen Faktor 10000 übersteigen", sagt Dr. Enrique
Canovas vom MPI-P. Dies bedeutet, dass sich Elektronen einfach über lange
Strecken bei Anlegen eines elektrischen Feldes in dem MOF bewegen können,
ein Effekt welcher in 1000 µm langen Proben gemessen werden konnte. Daher
ebnet das neue Material den Weg für die Nutzung metall-organischer
Netzwerke in der Optoelektronik.

In Zukunft wollen die Forscher daran arbeiten, die elektronischen
Eigenschaften des Materials direkt bei der Herstellung über die
Zusammensetzung des MOFs modifizieren und vorhersagen zu können. Ihre
Forschungsergebnisse haben sie nun in dem renommierten Fachmagazin "Nature
Materials" veröffentlicht.


Max-Planck-Institut für Polymerforschung

Das Max-Planck-Institut für Polymerforschung (MPI-P) zählt zu den
international führenden Forschungszentren auf dem Gebiet der
Polymerforschung. Durch die Fokussierung auf weiche Materie und
makromolekulare Materialien ist das MPI-P mit seiner Forschungsausrichtung
weltweit einzigartig. Seine Aufgabe ist es, neue Polymere herzustellen und
zu charakterisieren. Zum Aufgabengebiet gehört auch die Untersuchung ihrer
physikalischen und chemischen Eigenschaften. Das MPI-P wurde 1984
gegründet. Es beschäftigt mehr als 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
aus dem In- und Ausland, von denen die große Mehrzahl mit
Forschungsaufgaben befasst ist.


Originalpublikation:

High-mobility band-like charge transport in a semiconducting 
two-dimensional metal-organic framework

Renhao Dong, Peng Han, Himani Arora, Marco Ballabio, Melike Karakus, Zhe
Zhang, Chandra Shekhar, Peter Adler, Petko St. Petkov, Artur Erbe, Stefan
C. B. Mannsfeld, Claudia Felser, Thomas Heine, Mischa Bonn, Xinliang Feng
& Enrique Cánovas

https://www.nature.com/articles/s41563-018-0189-z

Weitere Informationen unter:

http://www.mpip-mainz.mpg.de/88633/Dr_Enrique_Canovas

- Webseite von Dr. Enrique Canovas

http://www.mpip-mainz.mpg.de

- Webseite des Max-Planck-Instituts für Polymerforschung
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EUROPA/1741: Rechtsstaatlichkeit in Polen - Justizminister zündet Nebelkerze


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Oktober 2018

Rechtsstaatlichkeit in Polen: Justizminister zündet Nebelkerze



Zur erneuten Benennung von Richterlichen für das höchste Gericht Polens und dem Antrag des amtierenden Justizministers und Generalstaatsanwalts, Zbigniew Ziobro, das polnische Verfassungsgericht um eine Prüfung der Vereinbarkeit von Art 267 AEUV mit der polnischen Verfassung zu prüfen, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Die polnische Regierung versucht Fakten zu schaffen und mit allen Mitteln neues Personal im höchsten Gericht Polens durchzusetzen und die Entscheidungen von Gerichten letztendlich zu kontrollieren. Dazu stellt die PiS sogar die Vorabentscheidungskompetenz des EUGH in Frage. Justizminister Ziobro zündet eine Nebelkerze, um zu kaschieren, dass sich die PiS mit ihren Plänen immer stärker außerhalb der Grenzen des Europarechts bewegt. Er tut dies auch, um eine angeblich unklare Rechtssituation auszunutzen und Fakten zu schaffen, bevor es eine Klärung gibt. Mit Berufung auf das Lissabon-Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2009 versucht er den Eindruck zu erwecken, das Europarecht sei in Polen nicht gültig. Diesen billigen Versuch wird sich der EUGH hoffentlich nicht gefallen lassen. Die Bundesregierung sollte hier nicht Teil des Schauspiels werden, sondern ist aufgefordert, im Rahmen der anstehenden Regierungskonsultationen Klarheit zu schaffen. Sie muss dieser bewussten Fehlinterpretation der Europafreundlichkeit des Bundesverfassungsgerichts widersprechen und die innenpolitische Instrumentalisierung desselben in Polen zurückzuweisen.

 * 
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EUROPA/1740: Brexit-Verhandlungen - Frieden auf der irischen Insel sichern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Oktober 2018

Brexit-Verhandlungen: Frieden auf der irischen Insel sichern



Zum Ausgang der gestrigen Brexit-Debatte im Europäischen Rat erklären Agnieszka Brugger, stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

Der gestrige Brexit-Gipfel hat die EU und Großbritannien in ihren Verhandlungen offenbar keinen Schritt weiter gebracht. Die Lage bleibt kompliziert.

Fest steht auch für die weiteren Verhandlungen: Am Ende der Ausstiegsverhandlungen muss ein Abkommen stehen, das den Frieden in Irland sichert. Den Übergangszeitraum zu verlängern, kann ein konstruktiver Schritt sein, um vernünftige Zukunftsbeziehungen festzulegen.

Für die Zeit nach dem Brexit muss die Europäische Union die Solidarität und den Zusammenhalt zwischen den Mitgliedsstaaten stärker zu ihrem Programm machen. Das ist in Zeiten von Brexit und Populismus wichtiger denn je.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1739: Ungarn - Schwächste der Gesellschaft werden kriminalisiert


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Oktober 2018

Ungarn: Schwächste der Gesellschaft werden kriminalisiert



Zum verschärften Vorgehen der ungarischen Justiz gegen Obdachlose erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Wer gegen die Schwächsten der Gesellschaft vorgeht, indem er sie stigmatisiert und kriminalisiert, verstößt gegen Grund- und Menschenrechte. Der Regierung von Viktor Orban ist nicht nur die freie Presse und die Unabhängigkeit der Wissenschaft ein Dorn im Auge; sie verbannt auch jene aus den Straßen und damit aus der öffentlichen Wahrnehmung, die auf sozialen Notstand, Armut und schlechte Wohnungspolitik hinweisen. Europas Partner dürfen diese permanenten Verstöße gegen die EU-Grundwerte nicht dulden. Ungarns rechtsnationale Fidesz-Partei hat in der Parteienfamilie der europäischen Christdemokraten nichts mehr verloren, und dass allen voran die CSU ihren Freund Orban immer noch hofiert, ist eine Schande.
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FINANZEN/1499: Anton Hofreiter zu den neuesten Erkenntnissen über Cum-Cum/Cum-Ex


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Oktober 2018

Anton Hofreiter zu den neuesten Erkenntnissen über Cum-Cum/Cum-Ex



Zu den neuesten Erkenntnissen zur Dimension des Steuerskandals Cum-Cum/Cum-Ex erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Wenn sich bewahrheitet, dass auch Jahre nach der Aufdeckung des "Cum-Cum"- und "Cum-Ex"-Skandals immer noch weiter betrogen werden kann, dann wäre das ein ungeheuerliches Versagen und eine bodenlose Blamage für die deutsche Finanzpolitik. Ich erwarte von Olaf Scholz, dass er sich als Finanzminister gegenüber dem Bundestag erklärt und lückenlos über mögliche weitere Betrugsfälle aufklärt. Wenn die Enthüllung über fortgesetzte Betrugsfälle zutreffen, braucht es ein Sofortmaßnahmenpaket, um die weitere Plünderung öffentlicher Gelder durch Finanzbetrüger zu stoppen.

Mit Blick auf unsere europäischen Nachbarländer müssen wir den systematischen Austausch zwischen den Steuerbehörden endlich verbessern. Hier hätte schon viel früher erheblicher Schaden verhindert werden können. Die Bundesregierung muss beim nationalen und internationalen Kampf gegen Steuerbetrug und Steuervermeidung endlich in die Gänge kommen und verhindern, dass sich Betrüger an öffentlichen Geldern bedienen, während umfassende Investitionen in Schulen, Kitas und unsere Infrastrukturen weiter ausbleiben."

 * 
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GESUNDHEIT/1016: Schluss mit der Retro-Drogenpolitik!


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Oktober 2018

Schluss mit der Retro-Drogenpolitik!



Anlässlich der Vorstellung des Drogen- und Suchtberichtes 2018, erklärt Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für Drogenpolitik:

Die Verbotspolitik ist gescheitert. Es schadet dem Jugend- und Gesundheitsschutz, dass Frau Mortler vehement an der Cannabisprohibition festhält. Kanada ist Deutschland einen Riesenschritt voraus. Der Cannabiskonsum von Jugendlichen steigt unter den Bedingungen der Prohibition weiter. Kanada hat Cannabis legalisiert, um den Gesundheits- und Jugendschutz zu stärken. Das ist genau der richtige Weg. Wir Grüne fordern die kontrollierte Abgabe von Cannabis auch in Deutschland und haben das Cannabiskontrollgesetz in den Bundestag eingebracht. Das Gesetz regelt alles - vom Anbau bis zum Verkauf. Bis in die Details entsprechen die Regelungen im Cannabiskontrollgesetz der neuen Gesetzeslage in Kanada. Kanada macht es vor, ein Konzept für Deutschland liegt auf dem Tisch. Die Koalition muss endlich der Vernunft folgen und ihre Retropolitik beenden.

Beim Werbeverbot für Tabakprodukte müssen endlich Nägel mit Köpfen gemacht werden. Die Äußerungen der Drogenbeauftragten laufen ins Leere, solange ihre eigenen Reihen nicht geschlossen sind. Ein Bekenntnis von Gesundheitsminister Spahn für ein Tabakwerbeverbot ist überfällig. Deutschland ist das letzte Land in der EU, das Tabakwerbung noch erlaubt. Tabakkonsumprävention und Gesundheitsschutz bleiben auf der Strecke. Gerade Jugendliche werden durch Außenwerbung beeinflusst. Der steigende Konsum von E-Zigaretten von Jugendlichen zeigt, dass auch die Werbung für E-Zigaretten jede Prävention konterkariert. Wir haben einen Gesetzesentwurf zum Tabakwerbeverbot in den Bundestag eingebracht. Die Koalition muss sich endlich vom Lobbyeinfluss der Tabakindustrie befreien.
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WIRTSCHAFT/2831: Handelsabkommen mit Singapur und Vietnam sind blind bei Klimaschutz und Menschenrechten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Oktober 2018

EU-Asien Gipfel: Handelsabkommen mit Singapur und Vietnam sind blind bei Klimaschutz und Menschenrechten!



Anlässlich der morgigen Unterzeichnung der Handels- und Investitionsschutzabkommen zwischen der EU und Singapur auf dem ASEM-Gipfel, sowie zur Annahme der Handels- und Investitionsschutzabkommen zwischen der EU und Vietnam durch die EU-Kommission erklären Katharina Dröge, Sprecherin für Handelspolitik, und Frithjof Schmidt, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Seit Donald Trump im Weißen Haus sitzt und mit dem Welthandel zündelt, scheint die EU-Kommission wie die Feuerwehr den Brand, den er entfacht hat, durch ein Handelsabkommen nach dem anderen löschen zu wollen. Nachdem im Juli ein Vertrag mit Japan geschlossen wurde, folgt jetzt am Freitag Singapur - und die nächsten Abkommen mit Vietnam & Co sind schon in der Pipeline. Doch das Feuer, das Donald Trump im internationalen Handelssystem gelegt hat, lässt sich nicht mit immer mehr Abkommen mit den immer gleichen Inhalten bekämpfen.

Wie schon der Handelsvertrag mit Kanada (CETA) enthalten auch die Abkommen mit Singapur und Vietnam gefährliche Schiedsgerichte, die staatliche Regulierung angreifbar machen und völlig einseitig ausländische Investoren schützen. Investorenpflichten gibt es keine. Das Vorsorgeprinzip ist wieder nicht richtig verankert. Und erneut ist das Pariser Klimaabkommen nicht als "wesentlicher Bestandteil" enthalten, wie es der französische Präsident Macron immer und immer wieder gefordert hat. Beim Abkommen mit Vietnam, das die EU-Kommission gestern dem Rat zur Beschlussfassung übermittelt hat, wurde zudem großzügig darüber hinweggesehen, dass das Land nur fünf von acht ILO-Kernarbeitsnormen unterzeichnet hat: die Vereinigungsfreiheit, das Recht auf Tarifverhandlungen und das Verbot von Zwangsarbeit gehören nicht dazu. Die EU-Kommission betreibt hier mit voller Unterstützung der Bundesregierung eine Politik aus dem letzten Jahrtausend!

So paradox es klingt: Wenn die EU das Handelssystem wirklich stabilisieren will, muss sie erstmal an den Grundfesten ihrer eigenen Handelspolitik rütteln. Menschenrechte dürfen nicht länger ein "nice to have" in Handelsabkommen sein. Und in Zeiten, in denen dem Planeten eine Heißzeit droht, kann sich auch die Handelspolitik vor dem Klimawandel nicht mehr blind stellen. Es sind radikale Schritte nötig, wenn wir deutlich unter 2°C bleiben und das Schlimmste damit noch abwenden wollen. Wir werden sie nur dann gegenüber unseren Unternehmen und Arbeitnehmern durchsetzen können, wenn wir auch unsere Handelspartner dazu verpflichten, die Pariser Ziele einzuhalten.

Erst wenn Handelsverträge anfangen über Konzerninteressen hinauszugehen, können sie zur Lösung der großen Probleme unserer Zeit beitragen und damit Stabilität schaffen. Doch Masse statt Klasse hat noch nie geholfen und das "Weiter so" in der Handelspolitik führt ins Nirgendwo.
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EUROPA/931: Einigung in Brexit-Verhandlungen noch möglich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2018

Einigung in Brexit-Verhandlungen noch möglich

Kein Fortschritt beim Europäischen Rat - Gipfel diskutiert auch über
Migrationsfragen



Der Europäische Rat hat sich am gestrigen Abend ohne Teilnahme von
Premierministerin Theresa May mit dem Stand der Verhandlungen zum
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union
befasst. Dazu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert:

"Die Brexit-Verhandlungen sind kurz vor dem für November geplanten
Abschluss noch ins Stocken geraten. Die Unterhändler konnten dem
Europäischen Rat leider noch kein Verhandlungsergebnis vorstellen.
Dennoch scheint eine Einigung noch möglich.

Die Europäer wollen diese Einigung und damit dauerhaft enge und
freundschaftliche Beziehungen zum Vereinigten Königreich. Eine
Einigung ist außerdem der einzige Weg, um eine harte Grenze zwischen
der Republik Irland und der Provinz Nordirland zu vermeiden. Sie
würde den nordirischen Friedensprozess der letzten 20 Jahre massiv
bedrohen.

Die britische Regierung hat sich weit bewegt und viele Kompromisse
ermöglicht. Wir brauchen dennoch einige wenige Schritte, vor allem in
der Irlandfrage, damit der Durchbruch in den nächsten Wochen gelingt.
Die Europäische Union ist weiterhin kompromissbereit.

Auf der Tagesordnung des Europäischen Rats stand auch das Thema
Migration. Die EU-Staats- und Regierungschefs verfolgen dieses Thema
konsequent weiter, um wirksame europäische Lösungen zu finden. Die
illegale Migration über das Mittelmeer nach Europa hat drastisch
nachgelassen, seit 2015 um 95 Prozent. Das zeigt den Erfolg der
bisherigen Maßnahmen. Es darf aber nicht davon ablenken, dass beim
Außengrenzschutz und dem Gemeinsamen Europäischen Asylsystem (GEAS)
noch wichtige Maßnahmen anstehen."

 * 
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EUROPA/930: Solidarität nicht überfordern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Oktober 2018

Solidarität nicht überfordern



Zu den Plänen des Bundesfinanzministers für eine europäische
Arbeitslosenversicherung können Sie den europapolitischen Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Florian Hahn, mit folgenden Worten
zitieren:

Für eine europäische Arbeitslosenversicherung, wie sie sich der
SPD-Finanzminister vorstellt, müsste am Schluss vor allem Deutschland
aufkommen. Das wäre das Gegenteil von Stabilisierung. Wie sollen wir
unseren Bürgern erklären, dass sie in Zukunft für die Arbeitslosen
in Frankreich und Italien bezahlen müssen. Es würde die Menschen auf
die Barrikaden bringen und den Solidaritätsgedanken zwischen den
Mitgliedstaaten weiter schwächen, anstatt ihn zu stärken.

Wir brauchen Europa da, wo es einen Mehrwert für unsere Bürger
bringt, und nicht um den Haushalt des französische Präsidenten Macron
zu sanieren."

 * 
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SOZIALES/1929: Wichtiger Schritt zur eigenständigen Alterssicherung von Frauen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2018

Wichtiger Schritt zur eigenständigen Alterssicherung von
Frauen

Brückenteilzeit schließt Lücke bei Entgelt und Rente



Am heutigen Donnerstag, 18. Oktober 2018, wird im Deutschen Bundestag
das Gesetz zur Brückenteilzeit beschlossen. Dazu erklärt Yvonne
Magwas, die Vorsitzende der Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag:

"Die Einführung der Brückenteilzeit ist ein weiterer wichtiger
Schritt hin zur eigenständigen Alterssicherung von Frauen.

Studien belegen, dass mehr als jede zweite erwerbstätige Mutter auch
dann noch in Teilzeit arbeitet, wenn ihr jüngstes Kind bereits im
Teenageralter ist. Das tun Frauen oft nicht freiwillig, sondern weil
ihnen die Rückkehr in Vollzeit verwehrt wird oder weil eine Betreuung
fehlt.

Diese Arbeitszeitverkürzung wirkt sich nicht nur heute negativ auf
das monatliche Einkommen aus, sondern auch in der Zukunft. Denn sie
bedingt automatisch eine geringere Rente. Die Entgeltlücke setzt sich
in der Rente fort.

Mit der Brückenteilzeit erleichtern wir die schnellere Rückkehr auf
eine Vollzeitstelle. Davon profitieren Frauen sowohl beim Lohn als
auch bei der Rente."

 * 
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SOZIALES/1928: 5,5 Milliarden Euro für gute Kita und gute Betreuung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2018

5,5 Milliarden Euro für gute Kita und gute Betreuung

Keine Gebührenfreiheit zu Lasten der Qualität



Am heutigen Donnerstag debattiert der Deutsche Bundestag in 1. Lesung
den Gesetzentwurf zum so genannten "Gute-Kita-Gesetz". Für
Verbesserung der Qualität und Teilhabe in der Kindertagesbetreuung
wird der Bund den Ländern 5,5 Milliarden Euro zur Verfügung stellen.
Dazu erklären der familienpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg, und der zuständige
Berichterstatter, Maik Beermann:

Marcus Weinberg: "5,5 Milliarden Euro bis 2022 allein vom Bund
für unsere Kinder - nämlich für die Verbesserung der Qualität in der
Kindertagesbetreuung - ist gut angelegtes Geld. Wir setzen damit
eines der wichtigsten und zentralen familienpolitischen Vorhaben des
Koalitionsvertrages von CDU, CSU und SPD um und schaffen so wichtige
Rahmenbedingungen für Familien.

Wir von CDU/CSU setzen den Fokus auf den Ausbau der Kita-Qualität.
Wenn "gute Kita" draufsteht, müssen wir dafür sorgen, dass auch gute
Kita drin ist. In den vergangenen Jahren stand der Ausbau der
Kita-Kapazitäten im Vordergrund. Jetzt brauchen wir eine Epoche des
Qualitätsausbaus in der Kindertagesbetreuung. Eltern und Kinder
erwarten eine gute Kita mit einer qualitativ hochwertigen Betreuung.
Im Vordergrund muss insbesondere ein guter Fachkraft-Kind-Schlüssel
stehen."

Maik Beermann: Der Bund steht zu seiner
gesamtgesellschaftlichen Aufgabe, die Länder bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben zu unterstützen. Es muss unser klar definiertes Ziel sein,
gemeinsam nicht nur in den Kinderbetreuungsausbau zu investieren,
sondern auch in die Verbesserung der Qualität. Die 5,5 Milliarden
Euro, die der Bund den Ländern in die Hand gibt, müssen aber auch
genau da ankommen, wo sie gebraucht werden - nämlich in der Qualität.

Wir erwarten, dass die Länder die Bundesmittel passgenau in echte
Qualitätsmaßnahmen investieren und nicht nur in die
Beitragsreduzierung. Das werden wir von CDU/CSU genau beobachten.

Nicht akzeptabel ist allerdings, dass von den 5,5 Milliarden Euro
auch noch zusätzliches Personal im Bundesfamilienministerium bezahlt
wird."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/1927: Gute Kita heißt gute Betreuung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2018

Gute Kita heißt gute Betreuung



Zur heutigen 1. Lesung des "Gute-Kita-Gesetzes" können sie den
familienpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Marcus Weinberg, wie folgt zitieren:

"Nach dem rasanten Ausbau der Betreuungsplätze in der
Kindertagesbetreuung in den vergangenen Jahren ist es nun für die
Union entscheidend, die Qualität der Betreuung zu verbessern. Wenn
"gute Kita" draufsteht, müssen wir dafür sorgen, dass auch gute
Betreuung drin ist. "Satt und sauber" reicht uns und den Eltern
nicht. Viele Kindertagestätten leisten bereits hervorragende Arbeit
und haben die Qualität in den letzten Jahren verbessert. Wir werden
diesen Weg jetzt als Teil einer nationalen Aufgabe aller Akteure
flächendeckend unterstützen. Dafür wollen wir den Ländern bis zum
Jahr 2022 5,5 Mrd. Euro zur Verfügung stellen. Denn gute Betreuung
ist nicht nur ein wichtiger Pfeiler für Vereinbarkeit von Familie und
Beruf, sondern sorgt auch für mehr Chancengerechtigkeit. Jetzt sind
die Länder gefragt, das Geld passgenau für ihre Bedarfe einzusetzen
und die Qualität der Betreuung erheblich zu verbessern."

 * 

Quelle:
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ARBEIT/1827: Tarifverhandlungen bei Ryanair


DIE LINKE - Presseerklärung vom 18. Oktober 2018

Tarifverhandlungen bei Ryanair



Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di setzt heute die Tarifverhandlungen für rund 1000 Beschäftigte von Ryanair fort. Dazu der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

"Konzernbosse wie Michael O'Leary sind nur die Nutznießer einer Politik, die Tarifverträge und Arbeitnehmerrechte systematisch zurückgeschraubt hat. Verantwortlich für Billiglöhne und unsichere Jobs sind Politiker, die Beschäftigte dem gnadenlosen Wettbewerb aussetzen, anstatt starke Arbeitnehmerrechte und allgemeingültige Tarifverträge gesetzlich zu garantieren. DIE LINKE unterstützt die Beschäftigten von Ryanair und fordert insbesondere, die Schließung der Station Bremen zurückzunehmen. Arbeitsplätze sind keine Schleudersitze - die Beschäftigten haben ein Recht auf ein planbares Leben und anständige Löhne."

Bernd Riexinger ist Pate für das Kabinenpersonal von Ryanair, das sich für existenzsichernde und gesundheitserhaltende Arbeitsbedingungen einsetzt. Gewerkschaftliche Organisierung wurde lange offiziell vom Management "untersagt" und solidarische Aktionen, wie etwa zuletzt mit den streikenden Beschäftigten bei Ryanair in Südeuropa, mit starker Einschüchterung beantwortet. Die zivilgesellschaftlichen Paten und Patinnen stehen deshalb gemeinsam mit ver.di dafür ein, dass Ryanair die grundgesetzlich festgeschriebenen Koalitionsfreiheit einhält und stehen dafür ein, dass die Gewerkschaftsaktivisten und -aktivistinnen keinerlei Nachteile durch ihren Einsatz für Würde und Gerechtigkeit erfahren.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018
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ARBEIT/1826: Bernd Riexinger zur Brückenteilzeit


DIE LINKE - Presseerklärung vom 18. Oktober 2018

Bernd Riexinger zur Brückenteilzeit



Das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) wird um einen Rechtsanspruch auf zeitlich begrenzte Teilzeit ergänzt. So sollen Beschäftigte nach einer Teilzeitphase wieder zu ihrer vorherigen Arbeitszeit zurückkehren können. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Das Gesetz enthält zahlreiche Einschränkungen, so dass nur ein Teil der Beschäftigten von der Regelung profitiert. Gesetze zur Stärkung von Arbeitnehmerrechten sind gut - beschäftigungspolitisch sinnvoll und sozial gerecht werden sie aber erst, wenn sie für alle gelten.

Wer in einem kleinen Betrieb arbeitet hat auch künftig kein Anrecht, nach einer Phase in Teilzeit wieder zu seiner bisherigen Wochenarbeitszeit zu arbeiten. Mehr als 14 Millionen Beschäftigte gucken bei dem Gesetz von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil in die Röhre - 70 Prozent davon sind berufstätige Mütter.

Das Recht auf befristete Teilzeit mit dem Anspruch zur Rückkehr, bzw. Aufstockung zur Vollzeit muss für alle Beschäftigten gelten. Das wäre ein echter Schritt raus aus der Teilzeitfalle und hin zu mehr Mitbestimmung und einem neuen Normalarbeitsverhältnis.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1800: Keine Mordwerkzeuge mehr für Saudi-Arabien


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Oktober 2018

Keine Mordwerkzeuge mehr für Saudi-Arabien



"Die Kriegsverbrechen im Jemen und der Mord am Journalisten Khashoggi müssen Konsequenzen haben. Der Export weiterer Mordwerkzeuge an die saudische Diktatur muss sofort gestoppt werden. Business as usual mit der islamistischen Monarchie käme einem Freibrief für Mord und Kriegsverbrechen gleich", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Während im Fall von Sergej Skripal sofort russische Diplomaten in vorauseilendem Gehorsam ausgewiesen wurden, belässt man es bei Saudi-Arabien bei wohlfeilen halbseichten Aufforderungen zur rückhaltlosen Aufklärung. Das signalisiert den Saudis, dass sie sich alles erlauben können. Und es zeigt die Doppelmoral der Bundesregierung.

Saudi-Arabien ist eine Gefahr für Frieden und Stabilität in der Region und der ganzen Welt. Und es ist eine Gefahr für Meinungs- und Pressefreiheit sowie die Menschenrechte. Die Bundesregierung muss endlich diplomatische Konsequenzen ziehen und ihre schauderhafte Nähe zur Kopf-ab-Diktatur beenden. Außenminister Heiko Maas ist aufgefordert, Haltung zu zeigen, die er sonst bei jeder Gelegenheit einfordert. Die Rüstungsexporte an Riad müssen sofort gestoppt, die Reisehinweise des Auswärtigen Amtes für Saudi-Arabien verschärft werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Oktober 2018
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FINANZEN/1522: Cum-Ex-Files - Bundesregierung hat europäische Steuerzahler geprellt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Oktober 2018

Cum-Ex-Files: Bundesregierung hat europäische Steuerzahler geprellt



"Das Staatsversagen Deutschlands bei Cum-Ex hat deutsche Steuerzahler und europäische Partner wie Frankreich Milliarden gekostet. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) warnte andere Staaten offenbar mit 13 Jahren Verspätung, während Bankster die Staatskassen in Europa wie eine Weihnachtsgans ausnahmen. Bankvorstände müssen endlich haftbar gemacht werden. Gangster im Nadelstreifen gehören hinter Gitter, und auch die Möglichkeiten zu Unternehmensstrafen bzw. dem Entzug der Banklizenz müssen erweitert werden", kommentiert der stellvertretende Vorsitzende und finanzpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi, die heutigen Veröffentlichung der "Cum-Ex-Files" durch ein europäisches Mediennetzwerk. De Masi weiter:

"Die Bundesregierung hat die Abzocke jahrelang laufen und Finanzlobbyisten im BMF an vermeintlichen Lösungen arbeiten lassen. Auch hat der zwischenstaatliche Informationsaustausch versagt. Die EU-Kommission hat nun im Rahmen der Kapitalmarktunion vereinfachte Erstattungsregeln für Kapitalsteuern vorgeschlagen, was Missbrauchsrisiken für Fälle wie Cum-Ex erhöhen könnte. Die Bundesregierung muss nun den internationalen Partnern Amtshilfe leisten. Schwere Steuerkriminalität muss in allen Fällen eine Geldwäsche-Vortat werden, um Banken zu Geldwäscheverdachtsmeldungen zu verpflichten. Der Bundestag sollte sich zeitnah erneut mit den Vorgängen um Cum-Ex und Cum-Cum befassen. Wir brauchen auf europäischer Ebene wasserdichte Regeln gegen die Finanzmafia und mehr Zusammenarbeit der Finanz- und Strafverfolgungsbehörden."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1521: Bundesregierung duldete Cum-Ex Raubzüge


DIE LINKE - Presseerklärung vom 18. Oktober 2018

Bundesregierung duldete Cum-Ex Raubzüge



Der finanzpolitische Sprecher der LINKEN im Europäischen Parlament, Martin Schirdewan, zu den Enthüllungen der Investigativplattform CORRECTIV über das Ausmaß von Cum-Ex und Cum-Cum Geschäften:

"Der organisierte Steuerraub von Bankern in ganz Europa konnte nur mithilfe von Politikern gelingen, die die kriminellen Machenschaften schweigend mit ansahen." Schirdewan, Koordinator der Linksfraktion im Europäischen Parlament (GUE/NGL) im Sonderausschuss zu Finanzkriminalität, Steuerhinterziehung und Steuervermeidung (TAX3), weiter:

"Politiker von SPD bis Union haben ihre Wählerinnen und Wähler belogen, indem sie Ausgaben für Bildung, Pflege oder die Infrastruktur mit Verweis auf die Finanzlage des Staates ablehnten, während Großbanken seelenruhig die Staatskassen vieler europäischer Staaten plünderten. Anstatt die Nachbarländer zu warnen, hat die Bundesregierung den Kriminellen in Nadelstreifen noch die Tür des Fluchtwagens aufgehalten.

Die deutsche Regierung wusste seit 2002 von den Raubzügen der Finanzindustrie Bescheid. Aber erst 2012 wurde ein Gesetz erlassen, dass Cum-Ex Geschäfte für illegal erklärte. Besonders effektiv dürfte dieses jedoch nicht sein, da laut der Rechercheergebnisse diese Geschäfte in Deutschland und im europäischen Ausland weiterhin betrieben werden. Dieser Zustand ist nicht tragbar. Die Bundesregierung muss aus ihrer Apathie gegenüber dem organisierten Steuerraub aufwachen und ihm ein Ende setzen.

Wer in Deutschland Lebensmittel stiehlt, wird dafür belangt. Deswegen ist mehr als überfällig, dass wir in Deutschland ein Unternehmensstrafrecht einführen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018
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GESUNDHEIT/1054: Zeit für eine andere Drogenpolitik


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Oktober 2018

Zeit für eine andere Drogenpolitik



"Der Drogen- und Suchtbericht zeigt ein weiteres Mal: Alkohol und Tabak sind die schädlichsten Drogen. Dennoch gibt es hier kaum staatliche Regulierung, während zum Beispiel die nicht-tödliche Droge Cannabis verboten ist. Diese unlogische Drogenpolitik muss endlich beendet werden", erklärt Niema Movassat, drogenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Veröffentlichung des Drogen- und Suchtberichts der Drogenbeauftragten der Bundesregierung Marlene Mortler. Movassat weiter:

"Jedes Jahr aufs Neue dokumentiert der Drogen- und Suchtbericht die Folgen einer falschen Drogenpolitik. So kommt die Bundesregierung zum Beispiel nach wie vor ihrer völkerrechtlichen Verpflichtung zu einem Tabakwerbeverbot nicht nach. Dabei illustriert der Drogen- und Suchtbericht die einflussreiche Wirkung von Werbung auf Konsumentinnen und Konsumenten. Da kann es nur eine logische Konsequenz geben: Die Werbung für alle Drogen muss verboten werden.

Es ist erfreulich, dass laut dem Bericht die Zahl der Drogentoten zurückgegangen ist. Aber viele Todesfälle wären vermeidbar, würden Drogenkonsumenten nicht kriminalisiert werden. Denn die Kriminalisierung führt dazu, dass Menschen zögern, psychische und medizinische Hilfe in Anspruch zu nehmen. Wir brauchen eine Entkriminalisierung aller Drogenkonsumenten. Die Bundesregierung muss endlich eine Abkehr von ihrer gescheiterten Drogenpolitik vornehmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Oktober 2018
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SICHERHEIT/1912: Schluss mit dubiosen Beraterverträgen im Verteidigungsministerium


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Oktober 2018

Schluss mit dubiosen Beraterverträgen im Verteidigungsministerium



"70 Millionen an Steuergeldern werden jährlich im Verteidigungsministerium an externe Berater verbraten, und jetzt kommt auch noch heraus, dass es sich dabei teilweise um Scheinselbstständigkeiten handelt. Die Ministerin muss diesen Praktiken einen Riegel vorschieben und sich fragen lassen, welche persönliche Verantwortung sie in dieser Sache trägt", erklärt Tobias Pflüger, verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf aktuelle Medienberichte, denen zufolge eine Strafanzeige gegen die Verteidigungsministerin vorliegt. Externe Berater sollen scheinselbstständig im Ministerium beschäftigt sein.Pflüger weiter:

"Das komplette System der externen Beratung muss in diesem Zusammenhang beendet werden. Neben den aktuellen Vorwürfen ist zudem fraglich, inwiefern diese Berater als offizielle Vertreter des Ministeriums auftreten und handeln. Es ist schon abstrus, dass Beraterfirmen wie McKinsey und Co die Geschicke des Verteidigungsministeriums lenken und dabei teilweise sogar als Vertretung des Ministeriums auftreten. Die Ministerin muss Rede und Antwort stehen, den Sachverhalt schnellstens aufklären, die Konsequenzen ziehen und die Beraterverträge umgehend kündigen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Oktober 2018
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BUNDESTAG/7632: Heute im Bundestag Nr. 784 - 18.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 784

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.42 Uhr

1. Haushaltsberatungen fortgesetzt

2. Gründung eines Forum Recht

3. AfD will Gelder streichen

4. Weiteres Vorgehen im EU-US-Handelsstreit



1. Haushaltsberatungen fortgesetzt

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Donnerstagmorgen die
Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 fortgesetzt. Unter anderem
befassten sich die Abgeordneten mit dem Etat des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales (19/3400, Einzelplan 11). Dem nach Vorschlag
der Berichterstatter geänderten Etatansatz stimmten Vertreter der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD bei Gegenstimmen der Vertreter
von AfD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke zu. Der Einzelplan
sieht demnach weiterhin Ausgaben in Höhe von 144,2 Milliarden Euro
(Soll-2018: 139,2) bei Einnahmen von 2,1 Milliarden Euro (Soll-2018:
2,0) vor. Diverse Titelansätze, etwa die Ausgaben für Arbeitslosengeld
II oder die Beteiligung des Bundes an den Leistungen für Unterkunft
und Heizung, sollen im weiteren Verfahren noch an die Herbstprognose
der Bundesregierung angepasst werden.

Die angenommenen Vorschläge der Berichterstatter sehen unter anderem
einen um 750.000 Euro erhöhten Ansatz im Titel "Förderung der
Arbeitnehmerfreizügigkeit der in Deutschland tätigen Arbeitskräfte in
der Europäischen Union" vor. Damit soll unter anderem eine in 2019
wegfallende Ko-Finanzierung durch das Bundeswirtschaftministerium des
Projekts "Faire Mobilität" ausgeglichen werden. Zudem sollen im
kommenden Jahr zusätzliche 160.000 Euro für die Öffentlichkeitsarbeit
des Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behinderter
Menschen zur Verfügung gestellt werden. Zudem werden einzelne Titel
für den Erwerb von IT-Mitteln erhöht, beispielsweise um 1,9 Millionen
Euro für das Bundesministerium. Gegenfinanziert werden die erhöhten
Ansätze etwa mit Kürzungen im Bereich IT-Dienstleistungen sowie bei
der Kofinanzierung der ESF-Bundesprogramme.

Die finale Bereinigung der Sachtitel des Haushaltsentwurfs sowie die
Beratung der Personaltitel sind für Donnerstag, 8. November, geplant.
Die zweite und dritte Lesung des Haushaltsgesetzes 2019 soll vom 19.
bis 23. November stattfinden. Der Haushaltsentwurf für 2019 sieht
insgesamt Ausgaben in Höhe von 356,8 Milliarden Euro vor (Soll-2018:
343,6 Milliarden Euro).

 * 

2. Gründung eines Forum Recht

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Gleichlautende Anträge zur Gründung eines "Forum
Recht" haben die Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die
Grünen (19/5047) sowie die Fraktion Die Linke (19/5050) vorgelegt.
Danach soll der Bundestag beschließen, sich zur Gründung eines solchen
Forums mit Hauptsitz in Karlsruhe zu bekennen. Ein weiterer Standort
solle in Ostdeutschland, zum Beispiel in Leipzig, eingerichtet werden.
Wie es in den Anträgen weiter heißt, wird durch das "Forum Recht" ein
Kommunikations-, Informations- und Dokumentationsforum geschaffen, das
das Recht, den Rechtsstaat und die Geschichte des Rechts erfahrbar und
begreifbar machen und den hohen Wert des Rechtsstaats für die
freiheitlich-demokratische Gesellschaft zum Ausdruck bringen wird.

Die Bundesregierung wird in den Anträgen aufgefordert, unter
Berücksichtigung der Vorschläge der verschiedenen Akteure der
Zivilgesellschaft sowie der vom Bundesjustizministerium finanzierten
Machbarkeitsstudie ein Realisierungskonzept vorzulegen. Beide Anträge
sollen am heutigen Donnerstag im Plenum beraten werden. Das "Forum
Recht" ist auch Thema des Koalitionsvertrages zwischen CDU,CSU und
SPD. Danach wird das "Forum Recht" als dauerhafte Einrichtung des
Bundes mit Hauptsitz in Karlsruhe unterstützt. Ziel ist laut
Koalitionsvertrag, den Bürgern den Rechtsstaat im Sinne einer
gewachsenen Rechtskultur als unverzichtbaren Teil des Zusammenlebens
näherzubringen.

 * 

3. AfD will Gelder streichen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion will Staaten, die bei der Rücknahme
ihrer in Deutschland nicht aufenthaltsberechtigten Staatsbürger nicht
kooperieren, bilaterale Entwicklungsleistungen kürzen beziehungsweise
streichen. Die Bundesregierung solle auf Grundlage bestimmter
Indikatoren außerdem regelmäßig bewerten, in welchem Maße und in
welchem Zeitrahmen Staaten ihre in Deutschland ausreisepflichtigen
Bürger wieder aufnehmen, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/5042), über den der Bundestag heute in Erster Lesung berät.

In der Begründung heißt es, der Bundesregierung gelinge es trotz
zahlreicher Beteuerungen und der Bereitstellung finanzieller Anreize
nicht, die gesetzlich gebotene Anzahl von Rückführungen auch nur
ansatzweise zu erreichen. Viele scheiterten bereits im Vorfeld, weil
sich die Herkunftsländer der Ausreisepflichtigen weigerten, für die
Personen die entsprechenden Personaldokumente bereitzustellen. "Bei
diesen Staaten handelt es sich fast ausschließlich um
Entwicklungsländer, die Empfänger deutscher Entwicklungsleistungen
sind", heißt es im Antrag. Über bereitgestellte - oder entzogene -
Zahlungen sei "ein direkter und dosierbarer Druck auf Staaten möglich,
diese zu einer zügigen Aushändigung von Ausweisdokumenten und zur
Rücknahme ihrer Landsleute zu bewegen", urteilt die AfD.

 * 

4. Weiteres Vorgehen im EU-US-Handelsstreit

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Europäische Kommission strebt mit den USA ein
Abkommen zum Abbau aller Zölle für Industriegüter an. Dazu sollten
nach Ansicht der EU auch Automobilzölle gehören, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/4986) auf eine Kleine Anfrage
(19/4130) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Der genaue Umfang dieses
eng begrenzten Abkommens und die Frage, ob Automobilzölle tatsächlich
einbezogen werden, würden im Lauf von Sondierungsgesprächen ermittelt.

Diese Gespräche haben den Angaben zufolge am 10. September 2018 mit
einem ersten Treffen zwischen EU-Kommissarin Cecilia Malmström und dem
US-Handelsbeauftragten Robert Lighthizer begonnen. Welche Themen im
Detail behandelt würden, dürfte sich ebenfalls im Verlauf der weiteren
Gespräche abzeichnen.

Die Gespräche dienen dazu, die zwischen dem EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker und US-Präsident Donald Trump erzielte Einigung im
Zollstreit auszuarbeiten. Grundsätzlich begrüßt es die
Bundesregierung, dass sich die Gespräche auf Fragen zu Industriezöllen
beschränken. Der pragmatische Ansatz könne helfen, die
transatlantischen Beziehungen zu stabilisieren, heißt es.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7631: Heute im Bundestag Nr. 783 - 18.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 783

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.06 Uhr

1. Politisch motivierte Straftaten erfragt

2. Stellen für Digialisierung im Kanzleramt

3. Menschenrechte von Frauen

4. Löschpraxis in sozialen Netzwerken

5. Bauordnungen auf dem Prüfstand

6. Vorgehen bei sozialer Wohnraumförderung

7. Ausgestaltung des Mietspiegels



1. Politisch motivierte Straftaten erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will von der
Bundesregierung erfahren, wie viele politisch motivierte Straf- und
Gewalttaten es im laufenden Jahr bislang gegeben hat. Ferner erkundigt
sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/4981) unter andrem danach, wie
viele politisch motivierte antisemitische beziehungsweise
antiislamische oder gegen christliche Religionen gerichtete Straf- und
Gewalttaten es nach Kenntnis der Bundesregierung bisher in 2018 gab.

 * 

2. Stellen für Digialisierung im Kanzleramt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der durch das Haushaltsgesetz 2018 im
Kanzleramt eingerichteten Planstellen für den Bereich Digitalisierung
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4976).
Auch fragt sie darin, wie viele dieser Stellen bis heute tatsächlich
besetzt wurden. Ferner möchte sie unter anderem wissen, wie viele
Planstellen für den Bereich Digitalisierung im Entwurf des
Haushaltsgesetzes 2019 für das Kanzleramt vorgesehen sind.

 * 

3. Menschenrechte von Frauen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach dem Stand der Umsetzung der sich aus dem
UN-Zivilpakt ergebenden Menschenrechte von Frauen in Deutschland fragt
die Fraktion Die Linke die Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage
(19/4825) wollen die Abgeordneten unter anderem wissen, wie die
Bundesregierung jedem Opfer von insbesondere geschlechtsspezifischer
Diskriminierung den Zugang zum Recht sowie die wirksame Umsetzung von
Antidiskriminierungsgesetzen gewährleistet. Weiter fragen sie, ob die
Regierung plant, die Wirksamkeit der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes zu erhöhen. Laut Fraktion verpflichtet der 1973 in Kraft
getretene Zivilpakt jeden einzelnen Vertragsstaat dazu, Bedingungen zu
schaffen, in denen jeder Mensch seine bürgerlichen und politischen
Rechte ebenso wie seine wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Rechte genießen kann.

 * 

4. Löschpraxis in sozialen Netzwerken

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Details zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz will die
AfD-Fraktion mit einer Kleinen Anfrage (19/4822) erfahren. Die
Abgeordneten beziehen sich auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung
(18/12356), wonach niemand hinnehmen müsse, dass seine legitimen
Äußerungen aus sozialen Netzwerken entfernt werden, und wollen wissen,
ob die Bundesregierung unter legitimen Inhalten solche verstehe, die
den Schutz des Artikel 5 des Grundgesetzes (Meinungsfreiheit)
genießen. Wenn nicht, wie definiere die Bundesregierung diese Inhalte
dann. Weiter fragen die Abgeordneten, ob die Regierung hier
gesetzgeberische Aktivitäten für erforderlich hält und ob sie die
aktuelle Rechtslage so einschätzt, dass es sich bereits aus geltendem
Recht ergibt, dass niemand es hinnehmen muss, dass seine "legitimen
Inhalte", soweit diese durch Artikel 5 des Grundgesetzes gedeckt sind,
aus sozialen Netzwerken entfernt zu werden.

 * 

5. Bauordnungen auf dem Prüfstand

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion drängt die Bundesregierung zu
konkreten Aussagen zur Zukunft der Bauordnungen. In einer Kleinen
Anfrage (19/4922) möchten die Abgeordneten erfahren, welches Potenzial
die Bundesregierung in der Aufnahme von Typengenehmigungen in die
Musterbauordnung sieht. Sie fragen auch, welche weiteren Änderungen in
einer Novelle der Musterbauordnung notwendig sind, um das Bauen und
Planen zu beschleunigen. Im weiteren erkundigen sie sich nach den
Chancen seriellen Bauens und stellen Detailfragen zu Bauaufsicht und
regionalen Schwerpunkten.

 * 

6. Vorgehen bei sozialer Wohnraumförderung

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, wie es nach dem
Spitzentreffen von Politik und Immobilienwirtschaft mit der sozialen
Wohnraumförderung weitergeht. In einer Kleinen Anfrage (19/4924)
erkundigen sich die Abgeordneten nach der konkreten Ausgestaltung der
entsprechenden Verwaltungsvereinbarungen, nach Treffen zwischen Bund
und Ländern zu dem Thema und nach verbindlichen Zusagen von
Länderseite. Eigentlich hatte sich der Bund aus dem Sozialwohnungsbau
zurückgezogen; derzeit werden lediglich Kompensationsmittel an die
Länder wegen dieses Rückzugs gezahlt. Die Bundesregierung hat
allerdings eine Kehrtwende angekündigt und sieht in neuen
Investitionen in dem Bereich eine Säule ihrer Wohnungspolitik.

 * 

7. Ausgestaltung des Mietspiegels

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Weiterentwicklung und Verbesserungen beim
Mietspiegel stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4923). Unter Verweis auf den "Wohngipfel" von
Bundesregierung und Immobilienwirtschaft am 21. September 2018 möchten
die Abgeordneten wissen, wann es gesetzliche Mindestanforderungen für
den Mietspiegel geben soll, ab wann der Betrachtungszeitraum für die
ortsübliche Vergleichsmiete verlängert werden soll und welche Effekte
sich die Bundesregierung davon verspricht. Desweiteren stellen die
Abgeordneten zahlreiche Fragen zu weiter gefassten Miet-Themen wie den
Aktivitäten der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) und der
Diskussion um Makler-Provisionen.

 * 
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BUNDESTAG/7630: Heute im Bundestag Nr. 782 - 18.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 782

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.28 Uhr

1. Recht auf Religionsfreiheit unter Druck

2. Finanzierung der Hochschulen

3. AfD fordert neuen Hochschulpakt 2021

4. FDP: Bildung in Hessen fällt zurück

5. Waffenbesitz bei kriminellen Familienclans



1. Recht auf Religionsfreiheit unter Druck

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD setzen
sich für das Recht auf Religionsfreiheit ein. "Religions- und
Weltanschauungsfreiheit ist ein zentrales Menschenrecht. Der globale
Trend, es zunehmend einzuschränken oder komplett infrage zu stellen,
ist aus diesem Grund besonders besorgniserregend und fordert Handeln",
heißt es in einem Antrag (19/5041), der am Freitag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Die Bundesregierung solle
"sich weiterhin mit Nachdruck in ihrer Außen- und Sicherheitspolitik
sowie Entwicklungspolitik auf bi- und multinationaler Ebene für das
elementare Menschenrecht der Religionsfreiheit einsetzen, zu dem
insbesondere die Rechte, den Glauben zu wechseln, den Glauben
öffentlich zu bekennen, für den Glauben zu werben oder frei von jedem
Glauben zu leben, zählen". Außerdem sollten Geltung und Abgrenzung des
Menschenrechts auf Religions- und Weltanschauungsfreiheit auch in
Deutschland "gegen jegliche Art von Extremismus durch geeignete
Mittel" gewahrt werden. Es gelte den gesellschaftlichen Zusammenhalt
zu fördern und die Auseinandersetzung des religiös motivierten
Extremismus weiterhin durch politische Bildung und Aufklärung intensiv
zuführen. Eine weitere Forderung zielt auf den Ausbau der personellen
Ausstattung deutscher Botschaften, um Maßnahmen zur Förderung der
Menschenrechte und Religionsfreiheit zu unterstützen.

 * 

2. Finanzierung der Hochschulen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat das deutsche
Hochschul- und Wissenschaftssystem aus Sicht der Linksfraktion eine
rasante Umgestaltung erlebt. Leidtragende dieser Situation seien die
Studenten, Wissenschaftler sowie die Wissenschaft, schreibt die Linke
in einem Antrag (19/5056).

Das von Erkenntnisgewinn getriebene wissenschaftliche Arbeiten sei
zunehmend in den Hintergrund getreten. Wissenschaftliches Arbeiten in
einem finanziell verlässlichen Rahmen und kooperativen Arbeitsumfeld
sei kaum noch gewährleistet. Der Anteil frei verfügbarer Grundmittel
an den Budgets der Hochschulen gehe weiter zurück und werde zunehmend
durch projektbezogene Drittmittel sowie andere flexible Budgetanteile
ersetzt. Der Wettbewerb um diese Mittel dominiere heute die
Finanzierungs- und Verwaltungsstrukturen von Hochschulen und
Forschungsinstituten und überlagere vielfach die intrinsische
Motivation der Wissenschaft.

Der Anstieg der Studentenzahlen habe zu einer Auszehrung der
Hochschulbudgets geführt. Seit 2010 seien die pro Student aufgewandten
Ausgaben für Forschung und Lehre fast kontinuierlich gesunken. Hierzu
habe der von Bund und Ländern vereinbarte Hochschulpakt beigetragen,
der lediglich eine Förderung von 6.500 Euro pro Studienplatz und Jahr
bis 2023 vorsehe. Das seien rund zehn Prozent weniger als die
durchschnittlichen Ausgaben pro Studienplatz im Jahr 2010.

Statt seine Gestaltungsaufgabe anzunehmen, zöge sich der Bund im
Rahmen der Föderalismusreform auf die Rolle des Motors des Wettbewerbs
zurück. Begründet werde dieser Paradigmenwechsel mit dem bis heute
gängigen Argument, durch eine wettbewerbliche Bestenauslese werde das
Gesamtsystem in der Breite gestärkt. Folglich habe der Bund
Steuerungs- und Finanzierungselemente in Wissenschaft und Forschung
wie die Exzellenzstrategie und den Ausbau der Projekt- und
Drittmittelförderung forciert. Bei Studenten und
Nachwuchswissenschaftlern seien Stipendien und andere Begabtenmodelle
statt der Weiterentwicklung von Breitenförderungsinstrumenten in der
Studienfinanzierung sowie sozialversicherungspflichtige
Beschäftigungsverhältnisse ausgeweitet worden.

Diese "Verflüssigung" der Wissenschaftsfinanzierung habe das
Verhältnis von eigeninitiierter freier Forschung und extern
induzierter Drittmittelforschung aus dem Gleichgewicht gebracht. Die
Drittmittel für die Forschung an Hochschulen in Trägerschaft der
Länder hätten im Jahr 2015 über 7,2 Milliarden Euro betragen. Dies
entspreche annähernd den Forschungsmitteln, die den Hochschulen über
ihre Grundmittel von den Ländern zugewiesen worden seien. Ein Neustart
in der Kooperation zwischen Bund und Ländern sei daher dringend
erforderlich. Mit der Neuregelung des Artikels 91b des Grundgesetzes
Ende 2014 seien die Voraussetzungen für diesen Neustart geschaffen
worden. Diese Lockerung müsse jedoch auch aktiv genutzt werden, um die
Grundfinanzierung des Hochschul- und Wissenschaftssystems zu sichern.

Die Linke fordert die Bundesregierung auf, mit den Ländern in
Verhandlungen zu treten, um die Grundfinanzierung der Hochschulen zu
verbessern, insbesondere durch die Verstetigung des Hochschulpakts
2020 sowie eine Fortschreibung der Bundeszuschüsse auf ihrem Höhepunkt
im Jahres 2017. Dies sei mit einer jährlichen Anpassung der
Bundeszuschüsse in Höhe von drei Prozent zu verbinden, um neben
Inflation sowie Lohnsteigerungen der Beschäftigten auch eine
Weiterentwicklung der Hochschulen zu berücksichtigen, zum Beispiel bei
der Entwicklung und Ausgestaltung neuer digitaler Lern- und
Forschungsumgebungen. Ferner soll sich der Bund über den Hochschulpakt
hinaus an der Wahrnehmung des in Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes
festgeschriebenen Grundrechts auf freie Wahl der Berufs- und
Ausbildungsstätte beteiligen und die daraus resultierende
gesamtstaatliche Verantwortung, Kapazitäten entsprechend der Nachfrage
nach Studienplätzen zur Verfügung stellen. Diese sollen vom Bund
getragen werden. Zugangs- und Zulassungsbeschränkungen aufgrund von
fehlenden Kapazitäten müssten abgeschafft werden und ein
Anreizprogramm aufgelegt werden, das über einen Zeitraum von zehn
Jahren die Schaffung von 100.000 unbefristeten Stellen an Hochschulen
fördern soll.

 * 

3. AfD fordert neuen Hochschulpakt 2021

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Nach Auffassung der AfD soll das Ziel des
Hochschulpaktes nicht eine weitere rein quantitative Steigerung der
Studienanfängerzahlen sein. Vielmehr müssen Maßnahmen ergriffen
werden, um die hohe Quote der Studienwechsler und Studienabbrecher,
die stark gestiegen sei, wieder zu reduzieren. Die deutliche Senkung
der NC-Quote sei dafür nicht zielführend, schreibt die AfD-Fraktion in
einem Antrag (19/5043). Die Abgeordnete fordern, unter Beibehaltung
des Artikel 91b des Grundgesetzes, einen neuen Hochschulpakt zu
verhandeln. Der neue Hochschulpakt soll ab 2021 gelten, zeitlich
befristet sein und der Degression unterliegen.

Die in den Kapazitätsverordnungen festgeschriebene Kopplung von
personellen Lehrkapazitäten und Aufnahmeverpflichtung hindere die
Hochschulen daran, eine nachhaltige Verbesserung der
Betreuungsrelationen und der Lehre vorzunehmen, schreibt die AfD.
Zusätzliche Mittel, die für eine höhere Studienqualität eingesetzt
werden könnten, zum Beispiel durch mehr Personal oder kleinere
Lerngruppen, führten automatisch zur Verpflichtung der Hochschule,
mehr Studienanfänger aufzunehmen. Deshalb sollte eine Fortschreibung
des Hochschulpakts mit einer von Bund und Ländern getragenen
gesetzlichen Initiative zur Reform der Kapazitätsverordnungen
verbunden werden.

Viele Studenten fänden selbst nach erfolgreichem Abschluss ihres
Studiums keinen entsprechenden Arbeitsplatz. Sie arbeiteten häufig
ungelernt in Bereichen, für die ein Studium weder notwendig noch
zielführend gewesen wäre, wie zum Beispiel im Dienstleistungssektor.
Derartige Ergebnisse würden nicht dem Sinn einer akademischen Laufbahn
entsprechen und rechtfertigten nicht die Höhe der dafür aufgebrachten
Steuergelder.

Beim neuen Hochschulpakt sollen folgende länderspezifische
Zielvereinbarungen im Hochschulpakt 2021 verankert werden: Steigerung
des Anteils der Studienanfänger ausschließlich bezogen auf die
MINT-Fächer, eine Anhebung der NC-Quote, eine Einführung von
Studien-Eingangsprüfungen, die Förderung eines optimierten
Beratungsangebots und Mentoring insbesondere betreffend der
Studienfachwahl, Entflechtung der derzeit weit verzweigten
Studienfachangebote, Konzentration auf ausgewählte Studienfächer,
Förderung der Fort- und Weiterbildungen des wissenschaftlichen und
nichtwissenschaftlichen Personals an Hoch- und Fachhochschulen,
Stärkung des dualen Studiums und Stärkung der Ausbildung für den
Beruf. Ferner soll die Reform des Hochschulzugangsrechts und der
Kapazitätsverordnungen angestoßen werden.

Die AfD führt an, dass der Hochschulpakt 2020 auf drei Säulen stehe:
Dem Programm zur Aufnahme zusätzlicher Studienanfängerinnen und
-anfänger, dem Programm zur Finanzierung von Programmpauschalen für
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten
Forschungsvorhaben sowie dem Qualitätspakt Lehre, den Bund und Länder
im Juni 2010 beschlossen haben. Die Finanzierung dieser drei Projekte
durch den Bund im Zeitraum 2007 bis 2023 betrage circa 20,1 Milliarden
Euro.

Die AfD argumentiert, dass sich die Länder mit circa 18,3 Milliarden
Euro beteiligt hätten. Im Zeitraum von 2007 bis 2015 seien 907.068
zusätzliche Studienanfänger den deutschen Hochschulen immatrikuliert
worden. Es werde davon ausgegangen, dass diese steigende Tendenz bis
2024 anhalten werde. Darüber hinaus verzeichneten Fachhochschulen und
Verwaltungshochschulen eine Steigerung um 69 Prozent der
Studienanfängerzahlen. Insbesondere sei die Zahl der Studienanfänger
in den MINT-Fächern seit 2005 um fast 48 Prozent gestiegen. Als
wesentliche Gründe für diese Entwicklung werde die Vervierfachung der
Anzahl der Studiengänge während der letzten zehn Jahre angesehen und
die deutliche Senkung der NC-Quote, die zwar zu einer größeren Zahl
von Studienanfängern in diesen Fächern, aber nicht zu einer höheren
Qualität der Ausbildung geführt habe.

 * 

4. FDP: Bildung in Hessen fällt zurück

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In zahlreichen bedeutsamen bundesweiten Vergleichen
fällt das Land Hessen aus Sicht der FDP-Fraktion zurück. Dazu gehöre
auch der Bereich Bildung, schreiben die Liberalen in einer Kleinen
Anfrage (19/4848). Die hessischen Universitäten würden den Anschluss
an die nationale und internationale Spitze verlieren, die
Unterrichtsversorgung in den Schulen werde wieder schlechter,
Bundesmittel für wichtige Infrastrukturprojekte würden nicht abgerufen
und Kindergartengebühren würden erlassen, obwohl landesweit 23.000
Plätze fehlten und die Qualität erhöht werden müsste.

Die Bundesregierung habe am 26. April 2018 einen Entwurf zur Änderung
des Grundgesetzes vorgelegt, mit dem das sogenannte Kooperationsverbot
im Bildungsbereich gelockert werden soll. Erklärtes Ziel sei es, die
Möglichkeiten des Bundes zu erweitern, die Länder und Kommunen bei
Investitionen in die kommunale Bildungsinfrastruktur zu unterstützen.
Dadurch würden sich neue Einflussmöglichkeiten des Bundes auf die
Bildungspolitik der Länder ergeben.

Die FDP möchte unter wissen, wie der Stand der Antragstellung für
WLAN-/Glasfaseranschlüsse aus Hessen, insbesondere im Hinblick auf die
Digitalisierung an Schulen, Hochschulen und Bibliotheken sei und wie
nach Ansicht der Bundesregierung eine Nachfolgevereinbarung zum
Hochschulpakt 2020 zwischen Bund und Ländern aussehen soll. Zudem
interessiert die Fraktion, welche Initiativen seitens der hessischen
Landesregierung eingebracht wurden.

 * 

5. Waffenbesitz bei kriminellen Familienclans

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte wissen, welche Kenntnisse
die Bundesregierung über den Besitz legaler und illegaler Waffen bei
kriminellen Familienclans hat. Ferner erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/4938) unter anderem danach, wie viele Waffen von
welcher Art in den vergangenen zehn Jahren bei Familienclans durch
Sicherheitsbehörden des Bundes und - nach Kenntnis der Bundesregierung
- der Länder sichergestellt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/7629: Heute im Bundestag Nr. 781 - 18.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 781

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.42 Uhr

1. Initiative gegen Christenverfolgung

2. Normensetzung für mehr Nachhaltigkeit

3. NetzDG auf dem Prüfstand

4. Zahnmedizinische Versorgungsstrukturen

5. Investoren in der ambulanten Versorgung

6. Großspenden für CDU, FDP und SSW



1. Initiative gegen Christenverfolgung

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion ist mit ihrer Forderung nach mehr
Engagement der Bundesregierung gegen die Verfolgung von Christen
gescheitert. Ein entsprechender Antrag (19/1698) scheiterte am
Mittwoch im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe an den
Gegenstimmen der anderen Fraktionen. Die AfD hatte die Bundesregierung
unter anderem aufgefordert, jährlich einen Bericht zur weltweiten Lage
der Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu erstellen, der
insbesondere auf die Lage der christlichen Minderheiten eingehen soll.
Außerdem sollten in Bezug auf Staaten, in denen Christen diskriminiert
und verfolgt würden, Entwicklungsmittel gekürzt, Finanztransaktionen
eingeschränkt, die politische Führung sanktioniert und
Flüchtlingskontingente für verfolgte Christen eingeführt werden.

Es müsse zentraler Teil der deutschen Außenpolitik werden, "dass wir
für die Christen in der Welt Partei ergreifen", sagte ein Vertreter
der AfD-Fraktion im Ausschuss. Ein Vertreter der Unionsfraktion nannte
den Antrag hingegen "einseitig", da er sich nur auf eine Religion
beziehe. Es müsse darum gehen, sich "exemplarisch, aber nicht
exklusiv" für verfolgte Christen einzusetzen. Auch eine Vertreterin
der SPD-Fraktion argumentierte in diesem Sinne: Es sei eine
Selbstverständlichkeit, sich gegen Verfolgung von Christen zu wenden,
im AfD-Antrag fehle aber der größere Rahmen, der darin bestehe, gegen
jegliche Verfolgung wegen eines Glaubens einzutreten. Eine Vertreterin
der FDP-Fraktion warf den Antragstellern vor, Konfessionen
gegeneinander auszuspielen zu wollen. Aus der Fraktion der Linken hieß
es, der AfD gehe es auch darum, den Islam als aggressiv darzustellen.
Ein Vertreter der Grünen sagte mit Verweis auf das Grundgesetz, dass
es keine Religionen erster und zweiter Klasse geben könne.

 * 

2. Normensetzung für mehr Nachhaltigkeit

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Normen können dabei behilflich sein, die Agenda 2030
auch zu einer Realität in Deutschland werden zu lassen. Das sagte
Lorenza Jachia, von der von der Wirtschaftskommission der Vereinten
Nationen für Europa (United Nations Economic Commission for Europe,
UNECE) am Mittwochabend während eines öffentlichen Fachgespräches des
Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung. Die UNECE setze
Standards und Normen in vielen Bereichen auch über den EU-Bereich
hinaus, sagte die Expertin. Mit Blick auf die UN-Nachhaltigkeitsziele
(Sustainable Development Goals, SDGs) werde versucht, Normen zu
setzen, damit die Ziele möglichst vor Ort umgesetzt werden können.

Jachia machte darauf aufmerksam, dass es in fast allen Ländern
Normierungseinrichtungen gebe - in Deutschland das Deutsche Institut
für Normung (DIN). Zugleich gebe es auch internationale
Normierungsorgane, die Normen entwickelten, was teils verwirrend sei
für die Bürger aber auch für Regulierungsbehörden oder auch
Parlamentsabgeordnete. Es gelte also, diese Diversität zu koordinieren
und die verschiedenen Normen zu nutzen.

Die UNECE-Vertreterin machte in diesem Zusammenhang deutlich, dass
Normen dazu beitragen könnten, Produkte zu verbessern und die Umwelt
zu schützen. Beispiele dafür seien Gütesiegel, die eine nachhaltige
Fischerei unterstützten - entsprechend des SDGs 14: "Ozeane, Meere und
Meeresressourcen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung erhalten und
nachhaltig nutzen". Andere Standards würden dabei helfen, den Ausstoß
der Treibhausgase zu messen, "was uns wiederum in die Lage versetzt,
unsere Errungenschaften bei der Erreichung des SGDs 13 zur Bekämpfung
des Klimawandels und seiner Auswirkungen zu messen", sagte Jachia.
Gleichzeitig gebe es Standards, die es ermöglichten, gesellschaftliche
Ziele zu erreichen. Mit Standards für Abwassersysteme ohne
Kanalisation könne man in Ländern, wo Kanalisationssysteme in jedem
Teil des Landes nicht praktikabel sind, SDG 6 verfolgen:
"Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und
Sanitärversorgung für alle gewährleisten".

Durch das in den Normen enthaltene Expertenwissen, das durch die
Normung auch den Entwicklungsländern zur Verfügung stehe, werde die
Erreichung der Nachhaltigkeitsziele grundsätzlich unterstützt, fügte
DIN-Vertreterin Sibylle Gabler an. "Da findet ganz gezielt auch ein
Wissenstransfer statt", sagte sie. Insofern werde das SGD 17
"Umsetzungsmittel stärken und die globale Partnerschaft für
nachhaltige Entwicklung wiederbeleben" unterstützt. Ohnehin werde
Internationalität bei der Normsetzung großgeschrieben. 85 Prozent
aller Normungsprojekte, so die Expertin, hätten einen europäischen
oder internationalen Hintergrund.

Gabler sagte weiter, bislang sei es nicht so, dass gezielt Normen für
Nachhaltigkeitsziele entwickelt würden. Vielmehr sei es so, dass viele
der bereits bestehenden Normen "auf die Unterstützung der SDGs
einzahlen". So etwa die internationalen Siegel zum nachhaltigen
Kakaobohnenanbau oder die Normen im Bereich der Medizintechnik.

 * 

3. NetzDG auf dem Prüfstand

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Über die Umsetzung der Vorgaben des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) und das Entfernen von Inhalten
gemäß des Gesetzes hat der Ausschuss Digitale Agenda am Mittwoch mit
Vertretern von Facebook, Google und Twitter diskutiert. In der 17.
Sitzung unter Leitung des stellvertretenden Vorsitzenden Hansjörg Durz
(CDU/CSU) machten die Vertreter der drei Unternehmen deutlich, dass
durch das Netzwerkdurchsetzungsgesetz, das seit dem 1. Januar 2018 in
Kraft ist , bereits erste positive Verbesserungen angestoßen wurden.
Im Zuge des Inkrafttreten des Gesetzes seien oftmals auch die eigenen
Hausregeln auf den Plattformen verschärft worden. Vergleichbar seien
die Zahlen an eingereichten Beschwerden von Nutzern zwischen den
einzelnen Unternehmen allerdings nicht.

Man arbeite laufend an Verbesserungen, habe investiert und vermehrt
Personal eingestellt, um das Gesetz umzusetzen, hieß es
übereinstimmend von den Vertretern aller drei Unternehmen. Eine
Vertreterin von Facebook äußerte in der Diskussion, dass jedoch weiter
die Sorge bestünde, dass mit dem Gesetz Unternehmen zu Richtern über
die Meinungsfreiheit gemacht werden können. Ein strittiger Punkt sei
auch, was passiere, wenn Länder mit anderen Vorstellungen von
Rechtsstaatlichkeit zukünftig ein solches Gesetz modifiziert anwenden
würden.

Ein Großteil der gemeldeten Inhalte auf Google-Portalen sei wegen
einer Verletzung der Hausregeln innerhalb von 24 Stunden entfernt
worden und nicht aufgrund des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, sagte
eine Vertreterin von Google. Das Gesetz habe die richtige
Stoßrichtung, es könne aber noch durch kleinere Änderungen an der
Zielsetzung unterstützt werden, sagte sie.

Eine Vertreterin von Twitter berichtete, dass in den vergangenen
Monaten erhebliche Verbesserungen im Prüfungsprozess etabliert worden
seien. So werde inzwischen der Kontext des gemeldeten Beitrags
berücksichtigt und auch die Historie eines Nutzers in den
Prüfungsprozess miteinbezogen. Jede Beschwerde werde jedoch einzeln
geprüft, berichtete sie.

Die Ausschussmitglieder sprachen in ihren Fragen Details zum
Beschwerdemanagement in den einzelnen Unternehmen an, fragten nach dem
Einsatz von künstlicher Intelligenz und nach den Sanktionsmechanismen
bei Verstößen von Nutzern gegen die Community-Richtlinien oder das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz. Konkrete Fragen danach, wie hoch etwa der
Löschanteil sei und wie viel Zeit pro Beschwerde von einem Mitarbeiter
aufgewendet werde, konnten die Vertreter der Unternehmen nicht
liefern. Die entsprechenden Zahlen werden dem Ausschuss nachgereicht.

 * 

4. Zahnmedizinische Versorgungsstrukturen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Entwicklung zahnmedizinscher
Versorgungsstrukturen befasst sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/4927). Seit dem Inkrafttreten des
Versorgungstärkungsgesetzes 2015 sei ein deutlicher Anstieg der
zahnmedizinischen Versorgungszentren (Z-MVZ) festzustellen. Zudem
kaufen laut Presseberichten sogenannte Private-Equity-Gruppen
Krankenhäuser und gründeten hierüber Z-MVZ.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Details erfahren
über die zahnärztliche Versorgung, die Träger von Z-MVZ und die Motive
von Großinvestoren.

 * 

5. Investoren in der ambulanten Versorgung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die wirtschaftlichen Interessen bei der Übernahme von
Medizinischen Behandlungszentren (MVZ) sind Thema einer Kleinen
Anfrage (19/4926) der Fraktion Die Linke. Es gebe eine zunehmende
Tendenz, dass Finanzinvestoren über die Gründung oder den Kauf einer
MVZ in der ambulanten Versorgung Fuß fassen. Da Großinvestoren nicht
direkt ein MVZ betreiben dürften, seien verschiedene
Umgehungsstrategien entwickelt worden.

Die Abgeordneten wollen nun unter anderem wissen, wie viele MVZ seit
2006 zugelassen wurden und wer sie betreibt.

 * 

6. Großspenden für CDU, FDP und SSW

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) CDU, FDP und der Südschleswigsche Wählerverband (SSW)
sind im Juli 2018 mit Großspenden in Höhe von mehr als 50.000 Euro
bedacht worden. Das geht aus einer Unterrichtung (19/4994) des
Bundestagspräsidenten hervor.

So erhielt die CDU eine Einzelspende in Höhe von 260.000 Euro von
einer Privatperson. FDP-Chef Christian Lindner spendete seiner Partei
rund 50.000 Euro. Der SSW erhielt von der dänischen Kulturbehörde eine
Großspende über rund 122.000 Euro.

Gemäß Parteiengesetz sind Spenden von mehr als 50.000 Euro dem
Bundestagspräsidenten unverzüglich anzuzeigen und von diesem zeitnah
zu veröffentlichen.

 * 
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BUNDESTAG/7628: Heute im Bundestag Nr. 780 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 780

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 18.07 Uhr

1. Katar will kompakte WM ausrichten

2. Nationale Tourismusstrategie angekündigt

3. Fördermittel für Amadeu-Antonio-Stiftung

4. Rückkehr syrischer Flüchtlinge thematisiert

5. Aktionsplan gegen Rassismus thematisiert



1. Katar will kompakte WM ausrichten

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Investitionen in den Sport sind die besten
Investitionen, weil man damit in die Zukunft seines Landes und seiner
jungen Bewohner investiert. Das sagte der Botschafter von Katar in
Deutschland, Scheich Saoud bin Abdulrahman Al Thani, am Mittwoch vor
dem Sportausschuss. Sein Land richte schon seit vielen Jahren
Sportgroßereignisse, wie Weltmeisterschaften aus, sagte der
Botschafter. Die 2022 in Katar stattfindende Fußball-Weltmeisterschaft
sei gleichwohl ein "Kronjuwel".

Hassan Al-Thawadi, Generalsekretär des WM-Organisationskomitees, sagte
vor den Abgeordneten, die Fußball-WM habe das Potenzial, Menschen aus
aller Welt zusammenzuführen. Daher sei es so wichtig für sein Land,
die erste Fußball-WM im arabischen Raum durchzuführen. Ziel sei eine
"kompakte WM", so der OK-Chef. Katar sei klein, daher werde es lange
Flüge für Fans und Mannschaften nicht geben. Gespielt werde in acht
Stadien, die bis 2021 fertig sein sollen. Sechs Stadien hätten Platz
für 40.000 Zuschauer, ein Stadion für 60.000 Zuschauer und eine Arena
biete 80.000 Zuschauern Platz. Für alle Stadien gebe es jetzt schon
Nachnutzungskonzepte, sagte Al-Thawadi.

Was die Infrastruktur angeht, so werde bis 2019 ein von der Deutschen
Bahn entwickeltes U-Bahnsystem zur Verfügung stehen. Das
Schnellzugsystem werde bis 2020 fertiggestellt. Diese Investitionen
tätige sein Land nicht nur wegen der WM. Gleichwohl sei die WM gut für
die Erneuerung Katars, betonte der Generalsekretär des
WM-Organisationskomitees.

Zur Kritik an den Arbeitsbedingungen in den Stadien sagte er, man habe
sich Schritt für Schritt fortentwickelt. Höhere Arbeitsschutzstandards
habe Katar aber nicht nur entwickelt, um Kritiker zufriedenzustellen.
Vielmehr gehe es darum, dass jeder Schritt nachhaltig, über die WM
hinaus, wirken solle. Was die soziale Sicherheit angeht, so sei sein
Land führend im Bereich der Sozialreformen in der Region. Das vielfach
kritisierte Kafala-System, bei dem ohne Zustimmung des Arbeitgebers
die ausländischen Arbeitnehmer das Land nicht verlassen dürfen, wolle
man abschaffen, sagte Al-Thawadi. Was die Bezahlung angeht, so sei ein
Mindestlohn eingeführt worden. Zudem seien Sozialforen eingerichtet
worden, die langsam vorankämen.

Gefragt, ob es in Katar - ähnlich wie in Russland bei der WM 2018 -
Visaerleichterungen für Fußballfans geben werde, sagte der OK-Chef, es
gebe eine Garantie der Regierung Katars, das alle Fans einreisen
könnten. Zum Thema Alkoholverbot sagte Al-Thawadi, Alkohol dürfe nicht
öffentlich konsumiert werden. Es werde während der WM aber Orte geben,
wo Alkohol gekauft werden könne. Beim Thema LGBT (lesbian, gay,
bisexual, and transgender) räumte Al-Thawadi, dies sei ein sehr
komplexes Thema in der Region. LGBT gehöre nicht in das dortige
Glaubenssystem. Dennoch seien alle "willkommen und sicher" und könnten
die Gastfreundschaft des Landes genießen. Zu berücksichtigen sei aber,
dass öffentliche Zuneigungen in Katar nicht üblich seien.

Was den Vorwurf der Bestechung im Zusammenhang mit der WM-Vergabe
angeht, so sprach Al-Thawadi von "falschen Anschuldigungen", die zu
einer Kampagne gehörten, die gegen Katar gefahren werde. Man habe bei
der Aufklärung mit dem Fifa-Sonderermittler Michael Garcia vollständig
kooperiert und sei schlussendlich freigesprochen worden. Dies zeige,
dass die Bewerbung "von Beginn an sauber war".

 * 

2. Nationale Tourismusstrategie angekündigt

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Die Bundesregierung will Anfang nächsten Jahres
Eckpunkte für eine Nationale Tourismusstrategie vorlegen und damit
eine Vorgabe des Koalitionsvertrages einlösen. Dies kündigte der
zuständige Parlamentarische Staatssekretär im Wirtschaftsministerium,
Thomas Bareiß (CDU), am Mittwoch im Tourismusausschuss an. Das
Vorhaben diene dem Ziel, dass der Tourismus "die Bedeutung und
Beachtung findet, die in der Branche gewünscht" werde. Die Regierung
wolle diesem "großen Thema" einen neuen Stellenwert und "mehr Raum"
geben, sagte Bareiß.

Wo steht das Reiseland Deutschland im Jahr 2030? Das sei die
Leitfrage, an der sich das geplante Konzept auszurichten habe. Es gehe
darum, sicherzustellen, dass gemessen am heutigen Stand die Branche
mindestens die gleiche, möglichst größere Bedeutung habe, in ihrer
Wirtschaftskraft sowie als Faktor auf dem Arbeitsmarkt gestärkt werde,
und dass Deutschland seine Attraktivität als Reiseziel behalte. Das
Thema sei eine Querschnittsaufgabe, betonte Bareiß. Er strebe daher
an, einen Staatssekretärsausschuss aus Vertretern unterschiedlicher
interessierter Ressorts damit zu befassen.

Nach den Worten des Staatssekretärs ist für die Erarbeitung des
Konzepts ein zweistufiges Verfahren vorgesehen. In den nächsten Wochen
werde er Gespräche sowohl mit den in erster Linie zuständigen Ländern
wie mit Vertretern der Tourismusbranche aufnehmen, aus denen ein
Eckpunktepapier hervorgehen solle. Dieses werde voraussichtlich zu
Beginn nächsten Jahres im Kabinett verabschiedet. In einer weiteren
Phase soll auf der Grundlage der Eckpunkte ab Mitte 2019 ein
"Aktionsplan" mit konkreten Einzelmaßnahmen entstehen. Spätestens im
Sommer 2020 müsse das Konzept umsetzungsreif sein.

Bareiß mahnte freilich, "die Erwartungshaltung nicht zu groß werden zu
lassen". Tourismus falle in erster Linie in die gesetzgeberische
Zuständigkeit der Länder, das sei der Bundesregierung auch bewusst.
Daran habe sich ein "realistisches" und "umsetzbares" Konzept messen
zu lassen. Das Risiko, dass eine deutsche Tourismusstrategie am Ende
von einer europäischen Initiative überlagert werden könnte, sehe er
indes nicht. Die EU-Kommission habe derzeit nicht vor, "das Thema
anzupacken". Es sei zwar immer wieder davon die Rede, doch sei bisher
"nichts Handfestes" zustande gekommen, "keine konkreten Papiere".
Ohnehin habe das Thema Tourismus so viele regionale und nationale
Bezüge, dass es auf europäischer Ebene "zu hoch angesiedelt" wäre.

Aus dem Ausschuss wurde die Anregung laut, das geplante Konzept
möglichst noch vor dem Sommer 2020 zur Umsetzungsreife zu bringen, um
mit Sicherheit den Rahmen der laufenden Legislaturperiode nicht zu
sprengen. "Vor dem Hintergrund der Friktionen der letzten Wochen
wissen wir nicht, wie lange wir in dieser Konstellation noch
zusammensitzen", gab der Grüne Markus Tressel zu bedenken.

Der Ausschuss nahm auch einen Bericht des Parlamentarischen
Staatssekretärs im Ministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit,
Norbert Barthle (CDU), zur entwicklungspolitischen Bedeutung des
Tourismus entgegen. Für ein Drittel der Entwicklungsländer sei der
Reiseverkehr der wichtigste Devisenbringer. Die Hälfte der ärmsten
Länder erzielten in diesem Wirtschaftszweig bis zu 40 Prozent ihres
Bruttoinlandsprodukts. Jährlich reisten elf Millionen Deutsche in
Entwicklungs- oder Schwellenländer, sagte Barthle.

 * 

3. Fördermittel für Amadeu-Antonio-Stiftung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Höhe von Fördermitteln des Bundes für die
Amadeu-Antonio-Stiftung seit dem Jahr 2010 erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4966). Auch fragt sie darin
unter anderem, in welcher Höhe die Stiftung voraussichtlich im
nächsten Jahr gefördert wird.

 * 

4. Rückkehr syrischer Flüchtlinge thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Rückkehr syrischer Flüchtlinge in ihre Heimat"
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5967).
Darin fragt sie die Bundesregierung, wie die aktuelle Einschätzung der
Sicherheitslage in Syrien ist. Auch möchte sie unter anderem wissen,
welche Rückkehrprojekte für syrische Flüchtlinge von der
Bundesregierung unterstützt werden.

 * 

5. Aktionsplan gegen Rassismus thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte wissen, inwieweit der
"Nationale Aktionsplan gegen Rassismus" (NAPGR) aus dem Jahr 2017 "mit
Blick auf das Politikfeld Bildung weiterhin Gültigkeit" hat. Ferner
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/4974) unter anderem
danach, inwiefern es bisher Berichte und Evaluationen gibt, "die die
Wirksamkeit des NAPGR an öffentlichen Bildungseinrichtungen bewerten".

 * 
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BUNDESTAG/7627: Heute im Bundestag Nr. 779 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 779

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 17.15 Uhr

1. Haushaltsberatungen fortgesetzt

2. Verwaltung digitaler Identitäten

3. Regierung wartet Folgen des Brexit ab

4. Wirkung von Glyphosat auf Antibiotika

5. Überarbeitung von Ausbildungsordnungen

6. Evidenzbasierte Mietrechtspolitik



1. Haushaltsberatungen fortgesetzt

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwoch die
Beratungen des Bundeshaushalts 2019 fortgesetzt. Unter anderem
befassten sich die Abgeordneten mit dem Etat des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (19/3400, Einzelplan 17). Dem
unveränderten Etatansatz stimmten in der Sitzung Vertreter der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD zu. Die Oppositionsfraktionen
AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen stimmten dagegen. Der
Regierungsentwurf sieht in diesem Einzelplan im kommenden Jahr
Ausgaben in Höhe von 10,3 Milliarden Euro (Soll-2018: 10,2) bei
Einnahmen von 0,2 Milliarden Euro (Soll-2018: 0,22) vor.

Vertreter der Union und SPD kündigten an, zur Bereinigungssitzung
voraussichtlich noch Änderungsanträge einzubringen. Sie bezogen sich
dabei unter anderem auf die Ansätze für den Bundesfreiwilligendienst
sowie das in diesem Jahr auslaufende Bundesprogramm "KitaPlus".

Kein Änderungsantrag der Opposition fand eine Mehrheit. AfD, Linke und
Grüne unterstützten einen Antrag der FDP zur Sperrung der
Haushaltsmittel für die geplante Engagement-Stiftung. Die Liberalen
hatten dies mit dem Fehlen eines entsprechenden Parlamentsbeschlusses
sowie eines Gesamtkonzepts begründet.

Die finale Bereinigung der Sachtitel des Haushaltsentwurfs sowie die
Beratung der Personaltitel sind für Donnerstag, 8. November, geplant.
Die zweite und dritte Lesung des Haushaltsgesetzes 2019 soll vom 19.
bis 23. November stattfinden. Der Haushaltsentwurf für 2019 sieht
insgesamt Ausgaben in Höhe von 356,8 Milliarden Euro vor (Soll-2018:
343,6 Milliarden Euro).

 * 

2. Verwaltung digitaler Identitäten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Rolle des Staates bei der Verwaltung digitaler
Identitäten ist ein Aspekt der Antwort der Bundesregierung (19/4987)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4321). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, ist die zweifelsfreie Feststellung der
Identität "die Basis einer jeden Vertrauensbeziehung, die wiederum
allen elektronischen Geschäfts- und Verwaltungsprozessen zugrunde
liegt". Weiter schreibt die Bundesregierung, dass sie es als originäre
staatliche Aufgabe sehe, "Identitäten von Bürgern zu verwalten und zu
bestätigen". Dies gelte für die physische wie auch die digitale Welt
gleichermaßen. Solche Identitäten dienten in der Regel als Basis für
abgeleitete Identitäten weiterer Systeme.

Zugleich verweist die Bundesregierung darauf, dass Bund und Länder für
die Abwicklung digitaler Online-Leistungen Nutzerkonten
bereitstellten, über die sich Nutzer für die im Portalverbund
verfügbaren elektronischen Verwaltungsleistungen von Bund und Ländern
einheitlich identifizieren können. Darüber hinaus werde mit der
Bereitstellung einer eID-Funktion im Personalausweis und
elektronischen Aufenthaltstitel für die Bürger "die Möglichkeit der
sicheren, zweifelsfreien und einfachen Identifizierung bei Handel und
Dienstleistungen geschaffen, wo immer der Anbieter eine solche
Identifizierung für erforderlich hält".

 * 

3. Regierung wartet Folgen des Brexit ab

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Erst wenn die Bedingungen des Ausstiegs des
Vereinigten Königreiches aus der EU feststehen, kann über die
Auswirkungen des Brexit auf den Finanzrahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) eine verlässliche Aussage getroffen werden. Das
stellt die Bundesregierung in einer Antwort (19/4909) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/4410) zur Einschätzung der Folgen des
Brexits für den Landwirtschafts- und Ernährungssektor fest. Dazu heißt
es weiter, dass "im Lichte der künftigen Entwicklungen im Agrarsektor
nach dem Brexit" entschieden wird, welche Maßnahmen getroffen werden.
Konkrete Informationen über die Höhe eines möglichen wirtschaftlichen
Schadens für die deutsche Land- und Weinwirtschaft infolge der
Brexit-Entscheidung aufgrund des gefallenen Wechselkurses des
Britischen Pfundes gegenüber dem Euro lägen indes nicht vor. Als Folge
des Brexit-Referendums habe zwar das britische Pfund gegenüber dem
Euro an Wert verloren, aber neben dem Wechselkurs gäbe es viele andere
Faktoren wie die konjunkturelle Gesamtlage und die Ernteergebnisse
sowie die jeweiligen Handelsmengen, die die Wechselkurseffekte
überlagern würden.

 * 

4. Wirkung von Glyphosat auf Antibiotika

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Erkenntnisse über die Entstehung von
Antibiotikaresistenzen infolge der Anwendung glyphosathaltiger
Pflanzenschutzmittel liegen nicht vor. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/4915) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/4516) hervor, die die Wirkung von Glyphosat auf Säugetiere,
Insekten und Wirbellose thematisiert. Derzeit würden im Rahmen einer
von der Bundesregierung geförderten Untersuchung mit dem Titel
"Auswirkungen von Glyphosat auf aus Tierhaltungen stammende Bakterien"
vom Januar 2016 bis März 2019 Bakterienstämme parallel einem
Antibiotikaresistenzscreening unterzogen, um Veränderungen im Sinne
einer Co-Induktion von Antibiotikaresistenzen aufzudecken. Allerdings
würden dazu noch keine Projektergebnisse vorliegen.

 * 

5. Überarbeitung von Ausbildungsordnungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Modernisierung von Ausbildungsordnungen ist
Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/4770) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten verweisen darauf, dass es wichtig sei, Inhalte und
Verfahrensweisen in der dualen Ausbildung attraktiv und
zukunftsorientiert zu gestalten und an notwendige Veränderungen
anzupassen. Sie möchten wissen, wie viele Ausbildungsordnungen in den
vergangenen fünf Jahren modernisiert wurden. Sie fragen auch, wie
viele Neuentwicklungen derzeit abgestimmt werden und wie das genaue
Verfahren aussieht, wenn es um neue oder zu modifizierende
Ausbildungsordnungen geht.

 * 

6. Evidenzbasierte Mietrechtspolitik

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Welche Rolle eine evidenzbasierte Mietrechtspolitik
in dem Entwurf der Bundesregierung für ein Mietrechtanpassungsgesetz
spielt, will die FDP-Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage
(19/4811) schreiben die Abgeordneten unter anderem, sie hätten
erhebliche Zweifel an der Aussage der Bundesregierung in der
Drucksache 19/3082, wonach zum Thema Mietrechtsreform externer
wissenschaftlicher Sachverstand hinzugezogen worden sei. Hintergrund
sei die Stellungnahme des Verbands Haus und Grund zum
Regierungsentwurf des Mietrechtsanpassungsgesetzes. Die Fraktion fragt
unter anderem, ob die Bundesregierung bei der Kalkulation für den
vermieterseitig erhöhten Erfüllungsaufwand durch die Regelungen des
Regierungsentwurfs zugrunde gelegt hat, dass rund zwei Drittel der
Vermieter von Mietwohnungen Private sind und dass diese vielfach ohne
Zuhilfenahme einer professionellen Mietverwaltung vermieten, und ob
die Bundesregierung ihre Kalkulation für den vermieterseitigen
Erfüllungsaufwand vor diesem Hintergrund korrigieren muss.

 * 
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BUNDESTAG/7626: Heute im Bundestag Nr. 778 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 778

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 16.16 Uhr

1. FDP will neue Gründerkultur schaffen

2. Fraktionen sollen mehr Geld bekommen

3. Neue Tätigkeiten von Ex-Innenminister

4. Akteneinsicht zu NS-Kriegsverbrecher

5. Kosten des BND-Umzugs nach Berlin

6. Struktur der Akkreditierungsstelle

7. Kobalt in der Batterieindustrie

8. Holzimporte aus Myanmar



1. FDP will neue Gründerkultur schaffen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) In Deutschland sollen die Grundlagen für eine neue
Gründerkultur geschaffen werden. Um innovative Jungunternehmen zu
unterstützen und damit Arbeitsplätze, Wachstums- und Zukunftschancen
in Deutschland zu halten, schlägt die FDP-Fraktion in einem Antrag
(19/5053) eine Reihe von Maßnahmen vor. Dazu gehören besonders bessere
Bedingungen im Steuerrecht. So sollen Unternehmen künftig von
steuerlichen Belastungen wie der eingeschränkten Nutzbarkeit von
Verlustvorträgen befreit werden. Außerdem verlangt die FDP-Fraktion
die Einführung einer steuerlichen Forschungsförderung. Unternehmen
sollen einen bestimmten Prozentsatz ihrer Personalaufwendungen für
Forschung und Entwicklung (FuE) als Steuergutschrift erhalten. Zu den
weiter geforderten Maßnahmen gehört unter anderem die Einführung einer
steuerlichen Begünstigung in Form einer Re-Investitionsklausel, damit
Risikokapital nach dem Rückzug aus einer Investition schneller wieder
zur Verfügung gestellt wird. Auch sollen Gründer leichteren Zugang zu
Kapital erhalten. Außerdem wird gefordert, die Finanzmarktregulierung
auf ihre Angemessenheit zu überprüfen.

Junge Gründer hätten häufig herausragende Geschäftsideen. Es fehle
aber oft am notwendigen Kapital zur Umsetzung, beklagt die
FDP-Fraktion. Die Zahl der Gründungen sei seit Jahren rückläufig und
habe 2017 einen neuen Tiefstand erreicht. "Daher brauchen wir eine
umfassende und ganzheitliche Zukunftsoffensive zur Stärkung der
Gründerkultur in Deutschland", verlangt die FDP-Fraktion.

 * 

2. Fraktionen sollen mehr Geld bekommen

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Fraktionen im Bundestag sollen 2019 rund zwei
Prozent mehr Geld aus der Staatskasse erhalten. Das sieht ein
Vorschlag von Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) vor, wie aus
einer Unterrichtung (19/4900) hervorgeht.

Demnach sollen die Geldleistungen an die Fraktionen 2019 unter
Berücksichtigung der jüngsten Tarifabschlüsse für den öffentlichen
Dienst und der höheren Verbraucherpreise um 2,07 Prozent angehoben
werden.

Daraus ergibt sich den Angaben zufolge für jede Fraktion ein
monatlicher Grundbetrag von 445.571 Euro (2018: 436.535 Euro) und ein
monatlicher Betrag für jedes Mitglied der Fraktion in Höhe von 9.301
Euro (2018: 9.112 Euro). Die Oppositionsfraktionen erhalten wie bisher
einen Zuschlag von 15 Prozent auf den Grundbetrag und von zehn Prozent
auf den Betrag für jedes Mitglied.

Für das laufende Haushaltsjahr 2018 waren die Geldleistungen an die
Fraktionen auf insgesamt rund 115 Millionen Euro festgelegt worden.

 * 

3. Neue Tätigkeiten von Ex-Innenminister

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Übernahme neuer Tätigkeiten durch den
früheren Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU) nach seinem
Ausscheiden aus dem Amt geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/4916) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4594). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, hat ihr de Maizière am 16. Mai 2018
nach Paragraf 6a des Bundesministergesetzes (BMinG) angezeigt, nach
seinem Ausscheiden aus dem Amt eine Reihe neuer Tätigkeiten aufnehmen
zu wollen.

Dabei handelte es sich den Angaben zufolge um die Tätigkeit als
Vorsitzender des Vorstands der Deutschen Telekom Stiftung, um
rechtsanwaltliche Beratungstätigkeit für die Deutsche Telekom AG in
den Bereichen nationale, europäische und internationale
Telekommunikationsbeziehungen, um eine Mitgliedschaft im Kuratorium
der Zeit-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius, um selbständige Tätigkeit
als Rechtsanwalt sowie um eine Tätigkeit als Redner und Autor gegen
Honorar zu verschiedenen Anlässen und um die Übernahme einer
Honorarprofessur an der Universität Leipzig.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, hat die Bundesregierung am 5.
September 2018 beschlossen, die beabsichtigte rechtsanwaltliche
Beratungstätigkeit de Maizières für die Deutsche Telekom AG in den
Bereichen nationale, europäische und internationale
Telekommunikationsbeziehungen für die Dauer von zwölf Monaten zu
untersagen, "da nach ihrer Auffassung zu besorgen ist, dass durch
diese Tätigkeit öffentliche Interessen im Sinne von Paragraf 6b Absatz
1 BMinG beeinträchtigt werden".

 * 

4. Akteneinsicht zu NS-Kriegsverbrecher

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Akteneinsicht zum NS-Kriegsverbrecher Alois
Brunner" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
L:inke (19/4788). Darin erkundigt sich die Fraktion unter anderem
danach, ob die Bundesregierung die Ansicht der Fragesteller teilt,
"dass die Akten des verstorbenen SS-Hauptsturmführer Alois Brunner ein
wichtiger Bestandteil für die Aufarbeitung der systematisch vom
NS-Staat betriebenen ,Endlösung der Judenfrage' sind und diese Akten
jüdischen Einrichtungen wie ,Yad Vashem', der ,Stiftung Denkmal für
die ermordeten Juden Europas' etc. sowie Journalisten und
Wissenschaftlern unbedingt zur Verfügung stehen müssen".

 * 

5. Kosten des BND-Umzugs nach Berlin

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Kosten des Umzugs des Bundesnachrichtendienstes
(BND) nach Berlin thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/4826). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, auf
welche Summe sich die "Gesamtkosten nach DIN 276" für den Neubau in
der Chausseestraße in Berlin-Mitte zum jetzigen Zeitpunkt belaufen.
Auch wollen sie unter anderem wissen, in welcher Höhe "Folgekosten
diesbezüglich gegebenenfalls noch zu erwarten" sind.

 * 

6. Struktur der Akkreditierungsstelle

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen rückt die
Struktur der nationalen Akkreditierungsstelle (DAkkS) in den Fokus. In
einer Kleinen Anfrage (19/4732) möchten die Abgeordneten wissen, wie
viele Mitarbeiter in welchen Fachbereichen bei der hoheitlichen Stelle
beschäftigt sind. Sie fragen auch nach der Einnahme- und
Ausgabenstruktur und konfrontieren die Bundesregierung mit
verschiedenen Kritikpunkten von unterschiedlichen Seiten an der DAkkS.

 * 

7. Kobalt in der Batterieindustrie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die wachsende Nachfrage nach Kobalt beschäftigt die
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung
in einer Kleinen Anfrage (19/4971) nach deren Einschätzung der
Abhängigkeit von dem Metall in der Batterieindustrie. Sie möchten etwa
wissen, welche Folgen dies für die Entwicklung der Elektromobilität
hat und was es für internationale Investitionen in den Batteriesektor
in Deutschland bedeutet.

 * 

8. Holzimporte aus Myanmar

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist besorgt über
den "dramatischen Waldverlust" in Myanmar. Das Land verzeichne laut
einem UN-Bericht die weltweit drittgrößte Entwaldungsrate, die oft mit
illegalen Holzeinschlägen einhergehe. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung in einer Kleinen Anfrage (19/4984) nun wissen, wie
nach Kenntnis der Bundesregierung der Export beziehungsweise Import
von illegal geschlagenem Holz aus dem Land verhindert werden kann.

 * 
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BUNDESTAG/7625: Heute im Bundestag Nr. 777 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 777

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 15.43 Uhr

1. Medizinalcannabis für den Export

2. Obdachlose über ALG II krankenversichert

3. Mitnahme von Assistenzkräften

4. Folgen des Brexits für Sozialpolitik

5. Kosten der Unterkunft bei ALG II

6. Grüne fragen nach Rentenplänen



1. Medizinalcannabis für den Export

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der FDP-Fraktion sollte in Deutschland
auch der Export von Medizinalcannabis ermöglicht werden. Bislang sei
die Ausfuhr aus deutschem Anbau nicht vorgesehen, überschüssige
Pflanzen müssten vernichtet werden, heißt es in einem Antrag (19/4835)
der Fraktion. Dabei böte der Export durchaus Chancen für die
Landwirtschaft, die Industrie und den Handel. Es müssten daher
Möglichkeiten geschaffen werden, Medizinalcannabis zu exportieren und
auch gezielt zum Export anzubauen.

 * 

2. Obdachlose über ALG II krankenversichert

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Auch Obdachlose mit Bezug von Arbeitslosengeld II
sind krankenversichert. Während des Leistungsbezugs werden die
Krankenversicherungsbeiträge vom Jobcenter übernommen, heißt es in der
Antwort (19/4754) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/4363) der Fraktion Die Linke. Führe eine Sanktion zum Wegfall der
Geldleistung ALG II, prüften die Jobcenter auf Antrag oder in
bestimmten Fällen von Amts wegen, ob Sachleistungen oder geldwerte
Leistungen zu erbringen seien. Mit dem Ende des ALG-II-Bezugs ende
auch die Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV). Über die obligatorische Anschlussversicherung werde
sichergestellt, dass der Krankenversicherungsschutz auch nach Ende des
ALG-II-Bezugs fortbestehe. In der GKV bestehe die Versicherung über
eine freiwillige Mitgliedschaft fort. Zum Schutz der
Solidargemeinschaft sei diese Form der Weiterversicherung aber kein
einseitiges Recht auf eine umfassende gesundheitliche Versorgung,
sondern es bestehe auch eine Pflicht zur Zahlung von Beiträgen. Für
GKV-Mitglieder, die bei der Zahlung zwei Monatsbeiträge im Rückstand
seien, ruhe der Leistungsanspruch. Ausgenommen seien Untersuchungen
zur Früherkennung von Krankheiten und Leistungen, die zur Behandlung
akuter Erkrankungen und von Schmerzzuständen sowie bei Schwangerschaft
und Mutterschaft erforderlich seien.

 * 

3. Mitnahme von Assistenzkräften

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Menschen mit Behinderungen können grundsätzlich auch
ihre Assistenzpflegekräfte mitnehmen, wenn sie in ein Hospiz
aufgenommen werden. Das betont die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/4809) auf eine Kleine Anfrage (19/4393) der Fraktion Die Linke. Es
gebe grundsätzlich keine gesetzliche Regelung, die dies untersagen
würde, schreibt die Regierung weiter. Die Linke hatte kritisiert, dass
Behinderte bei einem Krankenhausaufenthalt ihre Assistenzkräfte nur
mitnehmen dürften, wenn sie diese über das Arbeitgebermodell selbst
beschäftigen. Eine Ausweitung dieser Ausnahmeregelung sei auch nicht
vorgesehen, antwortet nun die Regierung. Sie verweist darauf, dass die
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bei stationärer
Behandlung auch die Mitaufnahme einer Begleitperson umfassen, soweit
dies medizinisch notwendig sei. Dies sei unabhängig vom
Arbeitgebermodell, so die Regierung.

 * 

4. Folgen des Brexits für Sozialpolitik

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Auswirkungen des Brexits auf den Bereich Arbeit
und Soziales hängen vom Ausgang der derzeit laufenden Verhandlungen
zwischen der EU und Großbritannien ab. Darauf verweist die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4803) auf eine Kleine Anfrage
(19/4408) der FDP-Fraktion. Antworten auf die dort diesbezüglich
gestellten Fragen seien deshalb nur schwer möglich, heißt es in der
Antwort.

 * 

5. Kosten der Unterkunft bei ALG II

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/4860) zur Übernahme der Unterkunftskosten beim Bezug von
Arbeitslosengeld II (ALG II) gestellt. Die Bundesregierung soll unter
anderem beantworten, wie hoch die übernommenen Kosten in den Kreisen
und kreisfreien Städten in den Jahren 2007 bis 2017 waren,
aufgeschlüsselt nach verschiedenen Haushaltstypen.

 * 

6. Grüne fragen nach Rentenplänen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/4903) zu den aktuellen Rentenplänen der Bundesregierung
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, wie viele
zusätzliche Beitragsmittel notwendig sind, um die Maßnahmen des
RV-Leistungsverbesserungsgesetzes zwischen 2026 und 2040 zu
finanzieren.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.02 Uhr

1. Warnung vor Urananreicherungs-Ausstieg

2. Digitalisierung im Bildungswesen

3. Weg frei für Änderung der Lkw-Maut

4. Ausschuss billigt GKV-Entlastungsgesetz



1. Warnung vor Urananreicherungs-Ausstieg

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/suk) Die Forderung von Bündnis 90/Die Grünen und
Linksfraktion, Urananreicherung und Brennelementeherstellung in
Deutschland zu beenden, wird von Experten höchst unterschiedlich
bewertet. Besonders umstritten ist die Frage, ob mit dem geforderten
Ausstieg Verfassungs-, Völker- oder EU-Recht gebrochen werden würde.
Das wurde in einer Anhörung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit am Mittwochvormittag, 17. Oktober 2018,
deutlich. Beide Fraktionen haben einen entsprechenden Gesetzentwurf
(19/964) bzw. einen Antrag (19/2520) vorgelegt. Darin fordern sie, die
Betriebserlaubnis für Anlagen Urananreicherung und
Brennelementeherstellung zu beenden und diese stillzulegen. Die
Abgeordneten argumentieren, diese Maßnahmen seien im Zuge des
deutschen Atomausstiegs nötig.

Der Rechtsanwalt Stefan Wiesendahl betonte in seiner Stellungnahme,
die Beendigung der Urananreicherung und die Brennelementeherstellung
ließen sich nur "sehr bedingt" mit dem Ausstieg aus der friedlichen
Nutzung der Kernenergie vergleichen, da sie bereits in der
Risikobewertung "grundlegend unterschiedlich" seien. Ein Ausstieg
würde sowohl gegen Eigentumsrechte wie die Berufsfreiheit verstoßen,
zudem gebe es dagegen erhebliche Europarechtliche Bedenken, weil er
sich auf die Warenverkehrsfreiheit auswirken würde. Das Haftungsrisiko
sei "signifikant hoch". Rechtsanwalt Herbert Pösser sagte, eine
einseitige Lösung Deutschlands aus den entsprechenden Verträgen sei
erst im Jahr 2042 möglich;. Zudem gebe es nach dem Vertrag von
Cardiff, bei dem ein Rücktritt Deutschlands erst 2016 möglich wäre,
die Pflicht, Bau und Betrieb von Urananreicherungsanlagen zu fördern
und nicht zu beeinträchtigen. Bei einem Ausstieg drohten erhebliche
Schadenersatzansprüche. Zu einer gänzlich anderen Bewertung kam die
Rechtsanwältin Dörte Fouquet: Sie sehe keine grundlegenden
verfassungsrechtlichen oder europarechtlichen Bedenken, die gegen den
geforderten Ausstieg sprächen. Vielmehr müsse "die Kette geschlossen"
und die Verbreitung von Kernbrennstoffen auf dem Boden der
Bundesrepublik eingestellt werden. Es sei das souveräne eines jeden
Staates, seine Energiequellen selbst auszuwählen.

Auch der Jurist Professor Wolfgang Ewer sagte, die Forderungen wären
verfassungs- und unionsrechtskonform. Dafür bedürfe es eines
"legitimen Ziels", das nicht davon abhängig sei, ob es neue
Erkenntnisse zum Risiko der Urananreicherung und
Brennelementeherstellung gebe: Dies sei auch bei unveränderter
Risikolage möglich.Je nach der gegebenen Frist für die Beendigung der
Techniken könnten Entschädigungszahlungen nötig sein.

Zu dem Schluss, der geforderte Ausstieg sei verfassungskonform, kommt
auch der Der Jurist Ulrich Wollenteit. Wie man eine
Ausstiegsgesetzgebung entsprechend gestalte, habe das
Bundesverfassungsgericht spätestens mit seiner Entscheidung aus dem
Dezember 2016 erklärt. Es habe dem Gesetzgeber einen "weiten
Einschätzungs- und Entscheidungsspielraum" eingeräumt - die
Entscheidung, auf eine Hochrisikotechnologie zu verzichten, sei ein
legitimer Grund. Mit einer Ausstiegsfrist von ein bis drei Jahren
könnten auch Entschädigungszahlungen vermieden werden.

Für Professor Joachim Wieland von der Deutschen Universität für
Verwaltungswissenschaften Speyer ist klar, dass die friedliche Nutzung
der Kernenergie von einer politischen Entscheidung des Gesetzgebers
abhängig ist. Zwar müsse der Vertrauensschutz berücksichtigt werden,
aber seit den 1970er Jahren gebe es den durchgehenden Tenor des
Bundesverfassungsgerichts, wonach der Umgang mit der Kernenergie vom
Parlament abhängig sei. Zudem seien völkerrechtliche Verträge durch
den Gesetzgeber kündbar. Der ehemalige Botschafter und Ständige
Vertreter der Bundesrepublik Deutschland bei dem Büro der Vereinten
Nationen und bei anderen internationalen Organisationen in Wien,
Friedrich Däuble, wies darauf hin, es sei von erheblicher
sicherheitspolitischer Bedeutung, dass Deutschland weiterhin eine
"substantielle Mitsprache" in den Gremien habe, in denen
Atomverträge - etwa mit dem Iran - verhandelt würden. Dabei gehe es
auch um die Festlegung internationaler Sicherheitsstandards für
Atomanlagen. Wer dabei nicht Mitglied des Gouverneursrates sei, dem
höre "kein Mensch zu".

Holger Bröskamp, ehemaliger Geschäftsführer der GNS Gesellschaft für
Nuklear-Servie mbH, wies darauf hin, dass Anlagen zur Urananreicherung
"nicht vergleichbar" mit Kernkraftwerken seien, wenn es um das
potentielle Risiko gehe. Hier würden weder Kernspaltung noch
Kettenreaktionen stattfinden, entstünden auch keine Spaltprodukte oder
Nachzerfallswärme.

Jan-Christian Lewitz, Physiker bei der Lewitz LTZ Consulting GmbH,
betonte, die in Rede stehenden Anlagen seien in Sachen Risiko "relativ
unbedeutend" und nicht vergleichbar mit Atomkraftwerken. Es herrsche
in der Bundesrepublik beim Umgang mit Stoffen eigentlich das Prinzip
"Wiederverwendung vor Verwertung vor Entsorgung" - nur radioaktive
Stoffe würden anders behandelt werden und es müsse Endlager geben, in
denen sie eine Million Jahre sicher gelagert werden könnten. Dabei
gebe es "das Abfallproblem technisch nicht".

 * 

2. Digitalisierung im Bildungswesen

Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

Berlin: (hib/ROL) Die Digitalisierung in Schulen und Universitäten
muss vorangetrieben werden. Das war überwiegend der Tenor beim
Öffentlichen Fachgespräch zum Thema "Digitalisierung in Schule,
Ausbildung und Hochschule" vor dem Ausschuss für Bildung Forschung und
Technikfolgenabschätzung am Mittwochvormittag in Berlin. Vorlagen zum
Fachgespräch waren die Drucksachen (19/3440) und (18/9606).

Alexander Classen, Geschäftsführer der Digitalen Hochschule NRW,
FernUniversität Hagen, machte deutlich, dass die Digitalisierung für
alle "Leistungsdimensionen" einer Hochschule von Bedeutung sei.
Digitalisierung müsse zum Normallfall der akademischen
Wissensvermittlung werden. Die Beurteilungs- und Verwendungsfähigkeit
neuer Medien müsse gesteigert werden.

Man dürfe die Fehler der letzten 30 Jahre bei der Digitalisierung im
Bildungswesen nicht wiederholen oder fortsetzen. Das mahnte Ira
Diethelm an, Universitätsprofessorin für Didaktik der Informatik an
der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg. Deshalb sei es nötig
Digitalisierung in allen Fächern gemeinsam mit dem Leitfach Informatik
umzusetzen, Medienpädagogen an Schulen zu etablieren, Schulen
nachhaltig und adäquat technisch auszustatten und die Lehrerbildung
voran zu treiben. Zudem plädierte sie dafür, das Kooperationsverbot
für Forschung und Entwicklung, also auch speziell für die
Forschungsförderung, abzuschaffen. Ziel müsse ein innovatives und
zukunftsfähiges Bildungssystem sein, das den großen Herausforderungen
im Bildungsbereich nachkomme und bestmögliche Bildungschancen für alle
Schülern gewährleiste. Dafür plädierte Birgit Eickelmann, Professorin
am Lehrstuhl für Schulpädagogik, Institut für Erziehungswissenschaft
an der Universität Paderborn. Investitionen in Bildung und in Schulen
sollten auch in Deutschland mehr als bisher als Investitionen in die
Zukunft unseres Landes verstanden werden.

Professorin Monika Gross, Vizepräsidentin für Digitale Infrastrukturen
der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Präsidentin der Beuth Hochschule
für Technik Berlin, machte deutlich, dass im Bereich der digitalen
Lehre aus Sicht der Hochschulrektorenkonferenz vor allem die
Nachhaltigkeit berücksichtigt werden müsste. Vor der Vergabe von
einmaligen Mitteln zur Anschubfinanzierung sollten Konzepte erarbeitet
werden, wie die etablierten Strukturen auch künftig aus laufenden
Haushaltsmitteln und mit vorhandenen Ressourcen aufrechterhalten
werden können. Angesichts begrenzter Ressourcen der Hochschulen
sollten die geplanten Digitalisierungsvorhaben durch ein angemessenes
Verhältnis zwischen der Höhe der eingesetzten Mittel und der Größe der
zu erreichenden Zielgruppe gekennzeichnet sein.

Professor Bardo Herzig, Direktor des Zentrums für Bildungsforschung
und Lehrerbildung, Institut für Erziehungswissenschaft an der
Universität Paderborn, unterstrich, dass die durch Digitalisierung und
Mediatisierung induzierten Veränderungsprozesse fundamental für die
Gesamtgesellschaft seien und eine zentrale Bedingung im Hinblick auf
die Sicherung Deutschlands als wettbewerbsfähigen Wirtschafts- und
Wissenschaftsstandort darstellten. Digitale Medien würden ihre
Potentiale allerdings erst in didaktisch kompetentem Umfeld entfalten
können. In diesem Zusammenhang warb Herzig auch für eine bessere
Lehrerausbildung.

"Der beste Start ins digitale Zeitalter findet ohne Computer statt."
Das sagte Professor Gerald Lembke, von der Dualen Hochschule
Baden-Württemberg. Die Aussagen von Politikern, Vertretern der
IT-Branche und der Medien klängen so, als ob die Digitalisierung
alternativlos sei. Verschiedene Studien hätten ergeben, dass die
förderlichsten Punkte für einen guten Unterricht "transparente
Leistungserwartung" (Feedback), "klare Strukturierung und inhaltliche
Klarheit der Lerninhalte" (Roter Faden), "Lehrer-Schüler-Verhältnis"
(Lernklima) und "kooperatives Lernen" (Methodenvielfalt) seien. So
zeigten empirische Befunde, dass konkret der Einsatz von Laptops und
mobilen Geräten im Unterricht die Lernleistungen nicht verbessere.
Unter bestimmten Voraussetzungen komme es sogar zur Verschlechterung
der Lernergebnisse. Diese würden bei bestimmten
Schülerpersönlichkeiten vor allem durch das hohe Ablenkungs- und
Suchtpotenzial eines exzessiven Digitalkonsums determiniert.

Professor Udo Lemke, Geschäftsführer bei Provadis Partner für Bildung
und Beratung in Frankfurt am Main, machte deutlich, dass die
Digitalisierung in der Bildung so gestaltet werden müsste, dass die
Chancen und Potenziale genutzt werden können, die durch neue
Technologien, Lernformate und intelligente Lernarrangements möglich
seien. Hierdurch würden klassische Formen des Lernens nicht
grundsätzlich abgelöst, sondern sinnvoll ergänzt. Lernen sei und
bleibe ein sozialer Kernprozess, der in der Gemeinschaft zwischen
Lernenden und Lehrer geschehe, der zumindest für allgemeinbildende
Schulen und Erstausbildung auch zukünftig größtenteils in Präsenz
geschehen sollte. Ekkehard Winter, Mitglied des Forums Bildung
Digitalisierung und Geschäftsführer der Deutschen Telekom Stiftung,
Bonn sagte: "Es geht um Bildung in der Digitalisierung, nicht um
Digitalisierung in der Bildung." Es müsse um die Frage gehen, wie sich
Bildungsprozesse angesichts des digitalen Wandels verändern und
entwickeln - nicht, wie diese digitaler gestaltet werden können. Zudem
würden digitale Medien den pädagogischen Handlungsspielraum erweitern
und könnten damit zu Bildungsgerechtigkeit beitragen.

 * 

3. Weg frei für Änderung der Lkw-Maut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Verkehrsausschuss hat mit den Stimmen von
Unions- und SPD-Fraktion den Weg frei gemacht für eine Änderung der
Lkw-Mautsätze ab 1. Januar 2019. In der Sitzung am Mittwoch stimmte
der Ausschuss für den von der Bundesregierung vorgelegten "Entwurf
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes"
(19/3930) in der durch Anträge der Koalitionsfraktionen geänderten
Fassung. Die Fraktionen der AfD, der FDP und von Bündnis 90/Die Grünen
stimmten gegen die geplante Neuregelung. Die Linksfraktion enthielt
sich. Änderungsanträge der Oppositionsfraktionen fanden keine
Mehrheit. Am Donnerstag soll der Gesetzentwurf durch den Bundestag
verabschiedet werden.

Ziel des Gesetzes ist es laut Bundesregierung, die Mautsätze auf der
Basis des Wegekostengutachtens 2018 bis 2022 zu aktualisieren und eine
rechtliche Grundlage für die Anlastung der Kosten der Lärmbelastung zu
schaffen. Mit der Neuregelung sollen der Vorlage zufolge in den Jahren
2019 bis 2022 Mehreinnahmen in Höhe von 4,16 Milliarden Euro erzielt
werden.

Wie die Regierung in der Begründung zu ihrem Gesetzentwurf schreibt,
enthält das Wegekostengutachten Berechnungen zu den externen Kosten
aus Luftverschmutzung und Lärmbelastung, die seit einer Änderung des
EU-Rechts im Jahr 2011 zusätzlich angelastet werden können. Mit der
Einführung von Gewichtsklassen sollen zudem zwei Entschließungen des
Bundestages umgesetzt werden. "Insbesondere im Hinblick auf leichtere
Nutzfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht zwischen 7,5 und 18
Tonnen soll die Verursachergerechtigkeit im Vergleich zu den
bisherigen Achsklassen weiter erhöht werden", schreibt die
Bundesregierung. Außerdem will die Regierung Elektro-Lkw von der
Lkw-Maut befreien.

Die auf Vorschlag von CDU/CSU- und SPD-Fraktion eingefügten Änderungen
sehen nun auch eine Mautbefreiung bis 2020 für mit Erdgas betriebene
Lkw vor. Außerdem haben die Fraktionen eine Anregung des Bundesrates
aufgegriffen und "land- und forstwirtschaftliche Fahrzeuge mit einer
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 40 km/h" von der Maut
befreit.

Mit der Mautänderung werde die Erfolgsgeschichte der Lkw-Maut
fortgeschrieben, zeigte sich die Unionsfraktion während der
Ausschusssitzung erfreut. Die Einführung von Gewichtsklassen als
zusätzliche Berechnungsgrundlage komme gerade handwerklichen Betrieben
zugute. Mit der Mautbefreiung von Gas-Lkw solle zudem ein Anreiz zur
Anschaffung solcher klimaschonenden Fahrzeuge geschaffen werden, sagte
der Unionsvertreter.

Die Einführung von Gewichtsklassen führe zu mehr
Verursachergerechtigkeit, hieß es von Seiten der SPD-Fraktion. Auf dem
richtigen Weg befinde man sich auch mit der Mautbefreiung für Gas-Lkw.
Noch zu reden sei über eine Bemautung von Fernbussen, die im Gesetz
nicht vorgesehen ist.

Die AfD-Fraktion begrüßte die Regelungen "im Grundsatz". An einigen
Punkten würden die Änderungen aber zu kurz greifen, wurde kritisiert.
Als Beispiel führte der Fraktionsvertreter an, dass mit synthetischen
Kraftstoffen betriebene Lkw (E-Fuels) in Sachen Mautbefreiung nicht
berücksichtigt worden seien. Nach Ansicht der AfD hätten zudem EURO
VI-Lkw zeitlich beschränkt von den Luftverschmutzungskosten befreit
werden sollen.

Auch aus Sicht der FDP-Fraktion fehlt dem Entwurf ein Anreiz, auf EURO
VI-Lkw umzurüsten. Nicht nachvollziehbar ist für die Liberalen der dem
Wegekostengutachten zugrunde liegende kalkulatorische Zins von 3,3
Prozent. Es sei zu befürchten, dass als Folge der Mautänderung sowohl
die Verbraucherpreise als auch der Wettbewerbsdruck im
Transportgewerbe steigen, sagte der FDP-Vertreter. Die Mauterhöhung
ist aus Sicht der Linksfraktion im Sinne einer Gebührengleichstellung
zwischen Straßen und Schiene richtig. Es sei zu erhoffen, dass die
Senkung der Trassenpreise auf der einen Seite und die Erhöhung der
Lkw-Mautsätze auf der anderen Seite eine Trendwende zugunsten der
Schiene auslösen, sagte der Fraktionsvertreter. Kritik übte er daran,
dass Fernbusse nicht bemautet werden und die Einnahmen der Maut nach
wie vor ausschließlich der Straße zugutekommen sollen.

Auch der Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen äußerte sich
positiv mit Blick auf die zu erhoffende Trendwende. Richtig sei es
auch, die Lärm- und Luftverschmutzungskosten in die Mautgebühren
einfließen zu lassen. Allerdings geschehe das beim Lärm nur zu 28
Prozent und bei Luftverschmutzung nur zu 75 Prozent. Hier müsse das
Vollkostenprinzip gelten, sagte der Fraktionsvertreter. Problematisch
sei auch, dass die Mautlücke der Fahrzeuge zwischen 3,5 Tonnen und 7,5
Tonnen nicht geschlossen worden sei. Es gebe eine erhebliche Zunahme
von Lkw in dieser Gewichtsklasse auf den Autobahnen, sagte er.

 * 

4. Ausschuss billigt GKV-Entlastungsgesetz

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat das von
der Regierung vorgelegte Versichertenentlastungsgesetz (19/4454) in
geänderter Fassung beschlossen. In der Schlussberatung am Mittwoch
wurden noch 16 Änderungsanträge der Regierungsfraktionen mehrheitlich
angenommen. Für den geänderten Gesetzentwurf votierten die Fraktionen
von Union, SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Die Fraktionen von AfD und
Linken enthielten sich, die FDP stimmte gegen die Vorlage. Der
Gesetzentwurf soll am Donnerstag im Bundestag verabschiedet werden.

Anträge der Fraktionen von AfD (19/4538), FDP (19/4320) und Die Linke
(19/102; 19/4244) fanden im Ausschuss keine Mehrheit. In den Anträgen
ging es um die Krankenkassenbeiträge für ALG-II-Bezieher und
freiwillig versicherte Selbstständige sowie Vorschläge zur künftigen
Finanzierung der GKV.

Mit dem Versichertenentlastungsgesetz soll in der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) ab 2019 die vollständige paritätische
Finanzierung wieder eingeführt werden. So wird der Zusatzbeitrag, der
bisher nur von den Versicherten getragen wird, künftig wieder zu
gleichen Teilen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern bezahlt. Die
Beitragszahler sollen mit dem Gesetz um insgesamt rund acht Milliarden
Euro pro Jahr entlastet werden.

Der Gesetzentwurf sieht auch eine Entlastung kleiner Selbstständiger
vor, die sich in der GKV versichern wollen. Demnach soll der
monatliche Mindestbeitrag für Selbstständige ab 2019 halbiert werden.
Der Ausschuss verständigte sich darauf, die Mindestbemessungsgrundlage
noch stärker abzusenken, als ursprünglich geplant. Ferner sollen
Krankengeld und Mutterschaftsgeld auch bei Selbstständigen
beitragsfrei ausgezahlt werden.

Zugleich sollen die Krankenkassen dazu verpflichtet werden, "passive"
Mitgliedschaften zu beenden, um eine weitere Anhäufung von
Beitragsschulden zu verhindern. Angesichts der zum Teil hohen
Rücklagen von Krankenkassen sollen diese dazu verpflichtet werden,
ihre Finanzreserven abzuschmelzen. Die Rücklagen dürfen dem Entwurf
zufolge künftig eine Monatsausgabe nicht mehr überschreiten.
Überschüssige Beitragseinnahmen müssen ab 2020 innerhalb von drei
Jahren abgebaut werden. Krankenkassen mit einer Reserve von mehr als
einer Monatsausgabe dürfen ihren Zusatzbeitrag nicht anheben. Zugleich
soll der sogenannte Risikostrukturausgleich (RSA) reformiert werden.
Schließlich soll ehemaligen Zeitsoldaten ab 2019 ein einheitlicher
Zugang zur GKV ermöglicht werden. Die Soldaten erhalten ein
Beitrittsrecht zur freiwilligen Versicherung in der GKV und nach Ende
ihrer Dienstzeit einen Beitragszuschuss, der anstelle der Beihilfe
gezahlt wird. Der Ausschuss beschloss darüber hinaus noch eine
befristete Regelung für wenige Altfälle, die nun entscheiden dürfen,
ob sie in die GKV wechseln wollen.
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PRESSEKONFERENZ/1770: Regierungspressekonferenz vom 17. Oktober 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 17. Oktober 2018

Regierungspressekonferenz vom 17. Oktober 2018

Themen: Personalie, Kabinettssitzung (Unfallverhütungsbericht
Straßenverkehr), Kabinettsausschuss "Austritt Großbritanniens aus der
Europäischen Union", Abschiebung von Sami A., Überlegungen zu einem
europäischen Stabilisierungsfonds für Arbeitslosigkeit, Fall des vermissten
saudi-arabischen Journalisten Jamal Khashoggi, Geiselnahme in Köln,
Moorbrand auf einem Bundeswehrgelände bei Meppen, Austritt Großbritanniens
aus der Europäischen Union, Stromnetzausbau, Gerichtsentscheidung in der
Türkei zur Fahndung nach einem Journalisten türkischer Staatsbürgerschaft
durch Interpol, Ausreise einer deutschen Staatsbürgerin und ihres
türkischen Gatten aus der Türkei nach Deutschland, zukünftige Besetzung des
Postens des Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz,
Bündnisverteidigung im derzeitigen europäischen Sicherheitsumfeld,
möglicher Termin für eine weitere Befragung der Bundeskanzlerin im
Deutschen Bundestag, zukünftige Besetzung des Postens des
Bundesjustizministers, Äußerungen des deutschen Botschafters in
Moskau


Sprecher: StS Seibert, Korff (BMI), Adebahr (AA), Eichler (BMWi),
Fähnrich (BMVg), Kall (BMJV)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Vorsitzender Feldhoff: Bevor wir in die Tagesordnung einsteigen, wollen wir
uns von Frau Korff verabschieden. Frau Korff hat heute ihren letzten
Auftritt vor der Bundespressekonferenz. Wir bedanken uns für die letzten
Jahre, in denen wir hier - sowohl auf unserer Seite wie auch auf Ihrer
Seite - gemeinsam oft schwierige Situationen hatten. Nichtsdestotrotz:
Danke und unseren Respekt!

Korff: Genau, ich möchte die Gelegenheit nutzen, mich auch hier von Ihnen
zu verabschieden. Es ist meine letzte Woche in der Pressestelle des BMI,
bevor ich mich anderen Themen im BMI zuwende, nämlich EU-Themen und der
Vorbereitung der EU-Ratspräsidentschaft.

Bleibt nur - um es kurz zu halten -, danke zu sagen, und zwar dem tollen
Team der Pressestelle im BMI, den anderen Sprecherkollegen und Ihnen. In
der Tat: Es war eine sehr spannende, sehr abwechslungsreiche und
herausfordernde Zeit. Vielen Dank! Und ich freue mich auf die RegPK heute.

Vorsitzender Feldhoff: Vielen Dank! - Dann kommen wir zur Kabinettssitzung
des heutigen Tages - Herr Seibert.

StS Seibert: Guten Tag! Aus der Kabinettssitzung kann ich Ihnen ein Thema
vortragen:

Das Kabinett hat sich heute mit dem Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr
befasst. Die Geschichte dieses Berichtes ist ganz interessant: Es gab
Anfang der 70er-Jahre in Deutschland einen traurigen Höchststand an
Verkehrstoten, und daraufhin beschloss damals der Bundestag, die
Bundesregierung zur Abgabe regelmäßiger Berichte über Unfallverhütung im
Straßenverkehr und ihre Wirksamkeit aufzufordern. Dem kommt also die
Bundesregierung nach - seit den 90er-Jahren alle zwei Jahre.

Wenn man einmal ein Beispiel dafür will, dass auf vielen Gebieten die Dinge
heute eben doch besser sind als früher, dann kann man das in diesem Bericht
eindeutig sehen. Ich nenne nur ein paar Zahlen: Seit 1991 ist die Zahl der
Unfalltoten in Deutschland um rund 70 Prozent gesunken, obwohl, wie sich
jeder vorstellen kann, seit 1991 das Verkehrsaufkommen ständig gewachsen
ist. Auch die Zahl der Schwerverletzten ist seit Jahren rückläufig. Das
heißt konkret, dass im Jahre 2017 insgesamt 3180 Menschen im Straßenverkehr
getötet wurden - ein leichter Rückgang gegenüber 2016 und ein Rückgang von
20 Prozent gegenüber 2011. Das ist das Basisjahr des derzeit geltenden
Verkehrssicherheitsprogramms.

Klar ist natürlich auch: Jeder Tote im Straßenverkehr ist einer zu viel,
und 3180 Menschen sind eine entsetzliche Zahl. Im Koalitionsvertrag hat
sich die Bundesregierung daher dem Ziel verpflichtet - "Vision Zero" heißt
das -, auch künftig die Zahl der Unfalltoten in Deutschland durch ein
ganzes Bündel von Maßnahmen weiter zu senken. Da setzt man bei technischen
Fragen, bei der Infrastruktur und auch bei dem menschlichen Verhalten an.

Natürlich ist Verkehrssicherheit nicht nur eine gesellschaftliche
Daueraufgabe hier bei uns in Deutschland; Verkehrssicherheit ist auch
etwas, wo auf internationaler Ebene konsequent gehandelt werden muss.
Deswegen setzen wir uns dafür ein, dass auch international zum Beispiel
Fahrassistenzsysteme - Notbremssysteme, die nicht abschaltbar sind,
Abbiegeassistenten für Lkw und Busse - verbindlich vorgeschrieben werden.
Auch eine Nachrüstpflicht für Lkw-Abstandswarnsysteme wird geprüft. Das
sind Maßnahmen, mit denen man die Sicherheit insbesondere von Fußgängern
und Radfahrern weiter erhöhen kann.

So viel zur Sitzung des Bundeskabinetts.

Ich mache ganz kurz weiter: Im Anschluss an die Kabinettssitzung traf sich
zum jetzt insgesamt sechsten Mal der Kabinettsausschuss "Austritt
Großbritanniens aus der Europäischen Union", der sogenannte 
Brexit-Ausschuss. Er hat sich heute auf der einen Seite mit dem aktuellen
Verhandlungsstand und auf der anderen Seite mit den innerstaatlichen
Vorbereitungen, also damit, was wir hier in Deutschland in Vorbereitung des
Austritts tun, befasst. Wie Sie wissen, nimmt die Bundesregierung die
Vorbereitungen auf den Brexit sehr ernst und trifft seit Sommer 2016
Vorkehrungen für alle Austrittsszenarien.

Frage: An das AA: Liegt inzwischen die diplomatische Note aus Tunesien vor,
wonach Sami A. dort keine Folter droht?

Adebahr: Wir sind zu diesem Thema mit der tunesischen Seite weiter im
Gespräch.

Zusatzfrage: Sie sind aber auch formell gebeten, diese Note einzuholen?

Adebahr: Wir sind mit der tunesischen Seite dauerhaft im Gespräch und
unterrichten über den deutschen Justizstand und natürlich auch über das
Ergebnis der Verfahren, und wir sprechen dazu und auch zu dieser Frage der
Zusicherung mit Tunesien.

Zusatzfrage: Können Sie ins Detail gehen, wann Sie das erwarten? Haben Sie
irgendeine Aussicht, dass da demnächst etwas von der tunesischen Seite
kommt?

Adebahr: Das kann ich von diesem Podium aus nicht tun. Ich kann Ihnen von
hier aus gern sagen, dass wir da weiter dran sind und im Gespräch sind.

Frage: Herr Seibert, wie bewertet das Kanzleramt Überlegungen des
Vizekanzlers zu einem Stabilisierungsmechanismus in der
Arbeitslosenversicherung?

StS Seibert: Dieses Thema geht ja zurück auf die Meseberg-Erklärung, in der
die Bundeskanzlerin und der französische Präsident, Deutschland und
Frankreich, politische Ziele für Europa und für die Eurozone niedergelegt
haben. Darin steht:

"Wir werden das Thema eines europäischen Stabilisierungsfonds für
Arbeitslosigkeit prüfen, für den Fall schwerer Wirtschaftskrisen, ohne dass
es zu Transferzahlungen kommt."

Und dann ist die Rede von der Einrichtung einer Arbeitsgruppe. - Also: Der
Prüfauftrag besteht. Eine abgestimmte Position der Bundesregierung dazu
gibt es nicht.

Zusatzfrage: Sie sagen, es gebe noch keine abgestimmte Version. Gibt es
schon eine Tendenz zu einer Ablehnung oder einer Zustimmung? Für den Fall,
dass es nicht in Richtung Zustimmung ginge, spricht Herr Scholz ja von
einer Fondslösung, die kein Risiko für Staatshaushalte bedeuten würde. Auch
Ökonomen sagen, dass diese Idee in die richtige Richtung geht. Können Sie
dazu vielleicht noch etwas sagen?

StS Seibert: Das Bundesfinanzministerium hat in Erfüllung dieses
Prüfauftrags aus der Meseberg-Erklärung Überlegungen zu möglichen
Eckpunkten angestellt. Die Diskussion zu diesem Thema ist im Ressortkreis
noch nicht abgeschlossen, und es sind bei dieser Diskussion auch noch
grundsätzliche Fragen aufgetaucht.

Zusatzfrage: Können Sie uns vielleicht verraten, was die grundsätzlichen
Fragen sind, die da aufgetaucht sind?

StS Seibert: Ich bitte Sie um Verständnis: Wir sind im Prozess der
Erarbeitung einer regierungsabgestimmten Position. Die gibt es noch nicht,
daher gehe ich hier grundsätzlich nicht auf Einzelheiten ein.

Frage: Angesichts der Erklärung der G7-Außenminister zum Fall Khashoggi
möchte ich das Auswärtige Amt fragen: Wie geht es denn jetzt weiter? Gibt
es eine Art Frist, bis wann Sie Ermittlungsergebnisse beziehungsweise
Zwischenergebnisse haben wollen? Wird der Außenminister den saudischen
Botschafter einbestellen?

Adebahr: Sie haben die G7-Erklärung von gestern angesprochen. Darin kommt
ja auch noch einmal zum Ausdruck, dass die Außenminister schnell und
dringlich wegen dieser schwerwiegenden Vorwürfe eine Aufklärung fordern und
eben auch erwarten und darauf hoffen, dass die türkischen Ermittlungen und
auch die saudische Seite dazu zeitnah beitragen und eben Ergebnisse dieser
Ermittlungen vortragen.

Was die Frage nach einer Einbestellung anbetrifft: Wir haben schon gesagt,
dass der Außenminister den saudischen Botschafter am Tag nach seiner
Rückkehr nach Deutschland zu einem Gespräch getroffen hat und ihm schon in
diesem Gespräch unsere Sorge und unsere Bitte um schnelle Aufklärung dieser
schwerwiegenden Vorwürfe mitgeteilt hat.

Zusatzfrage: Ist denn eine Frist vereinbart worden, bis wann Sie Ergebnisse
haben wollen?

Adebahr: Es gibt keine Frist in diesem Sinne, aber es gibt eben - und das
macht natürlich die "urgency" deutlich - den starken Wunsch - und das ist
auch in allen Erklärungen zum Ausdruck gekommen -, dass das zeitnah
passiert.

Frage: Die saudische Seite hat ja mittlerweile offen eingestanden, dass
Khashoggi im Konsulat zu Tode gekommen ist. Wie bewertet die
Bundesregierung, wie bewertet das AA dieses Eingeständnis der Saudis?

StS Seibert: Da, muss ich sagen, sprechen Sie über etwas, was ich zumindest
in einer offiziellen saudischen Erklärung noch nicht vorliegen habe.
Deswegen, glaube ich, sollten wir darauf jetzt so nicht eingehen.
Deutschland hat seine allergrößte Sorge über das Verschwinden Jamal
Khashoggis und die Umstände dieses Verschwindens schon sehr früh zum
Ausdruck gebracht - Frau Adebahr hat es gerade gesagt. Wir haben das
zusammen mit unseren Partnern Frankreich und Großbritannien getan. Das ist
jetzt im Kreis der G7-Partner auch noch einmal unmissverständlich
mitgeteilt worden, und man muss sagen, dass seit dem 2. Oktober - dem Tag,
als der Journalist das Konsulat in Istanbul betrat - nichts passiert ist,
was irgendwie die Sorge, dass sich dieser grauenhafte Verdacht bewahrheiten
könnte, wegnimmt.

Insofern muss rasche, alles umfassende Ermittlung und Aufklärung geschehen -
 von türkischer Seite, aber mit voller Beteiligung Saudi-Arabiens. Diese
Ermittlungen sind nun im Gang, und die Bundesregierung hält nichts davon,
nun Ermittlungsergebnisse vom Hörensagen zu kommentieren. Wir warten auf
offizielle Erklärungen, und die werden wir dann sehr genau mit unseren
Partnern bewerten.

Zusatzfrage: Die UN-Hochkommissarin für Menschenrechte, Michelle Bachelet,
hat dazu aufgerufen, die Immunität der beteiligten saudischen Diplomaten
aufzuheben. Schließt sich die Bundesregierung dieser Forderung der 
UN-Menschenrechtskommissarin an?

Adebahr: Wie Herr Seibert gerade schon gesagt hat: Es gibt kein offizielles
Untersuchungsergebnis und es gibt keine offizielle Stellungnahme, weder von
der türkischen Seite noch von der saudischen Seite. Die Zusammenarbeit, die
hier passiert, begrüßen wir übrigens. Insofern kann man aus unserer Sicht
auch noch nicht davon sprechen, wer beteiligt ist, solange man nicht genau
weiß, was eigentlich passiert ist. Wie schon gesagt warten wir das jetzt ab
und bewerten das dann.

StS Seibert: Aber es gilt - wenn ich das ganz kurz sagen darf; das wurde
auch in der G7-Erklärung gestern noch einmal klar gesagt -: Mögliche
Verantwortliche müssen zur Rechenschaft gezogen werden.

Zusatzfrage: Das heißt, die Forderung der UN-Menschenrechtskommissarin wird
von der Bundesregierung zum jetzigen Zeitpunkt nicht unterstützt?

StS Seibert: Mögliche Verantwortliche müssen zur Rechenschaft gezogen
werden. Die Ermittlungen laufen. Wir warten auf offizielle Ergebnisse
dieser Ermittlungen, und die werden wir dann bewerten.

Frage: Herr Seibert, ich habe eine etwas allgemeinere Frage. Es drängt sich
ja geradezu ein Vergleich des Falls, der jetzt Saudi-Arabien betrifft, mit
dem Fall Skripal auf. Damals gab es auch eine sehr schnelle Verurteilung
und dann auch sehr schnelle Konsequenzen - Ausweisung von Diplomaten etc.
Was unterscheidet eigentlich den aktuellen Fall von dem Fall Skripal, wo
man sich offenbar sehr schnell sehr viel einiger war, zu reagieren und
nicht nur Aufklärung zu fordern?

StS Seibert: Ich warne eher vor solchen Vergleichen, aber eines ist doch
ganz klar: Im Fall Skripal ist sehr schnell aufgrund der Ermittlungsarbeit
der britischen Behörden, unterstützt von internationalen Stellen, der
Kampfstoff, mit dem die Tat verübt wurde, benannt worden, identifiziert
worden, und einem Land, in dem er hergestellt wurde, zugerechnet worden.
Ferner gab es verschiedene Austausche mit der britischen Seite, die uns zu
dem klaren Schluss kommen ließen, dass keine alternative plausible
Erklärung vorliegt. So ist dann international reagiert worden. Im Übrigen -
ich habe das neulich schon gesagt - sind die Ereignisse beziehungsweise die
weiteren Ermittlungsergebnisse in diesem Fall so, dass sie jedenfalls nicht
das in Zweifel ziehen, was damals bereits die Überzeugung war.

Nun haben wir den Fall Khashoggi, und dazu ist das zu sagen, was wir hier
gerade gesagt haben: Es muss dringend, umfassend und auch sehr transparent
ermittelt werden, was am 2. Oktober in diesem Konsulat geschehen ist, was
das Schicksal dieses Journalisten ist.

Zusatzfrage: Wenn Sie von einer transparenten Ermittlung sprechen: Die
beiden beteiligten Länder sind ja keine Vorzeigeländer, was Transparenz
angeht - sowohl bei Saudi-Arabien als auch bei der Türkei gibt es ja auch
offiziell Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit. Fordern Sie dann auch eine
internationale Ermittlung, die dann möglicherweise auch für die
Weltbevölkerung etwas mehr Licht in die Sache hineinbringt als interne
Untersuchungen dieser beiden Staaten?

StS Seibert: Ich möchte Ermittlungen, die jetzt in vollem Gange sind, von
hier aus nicht bewerten. Wir warten das Ende dieser Ermittlungen und die
offizielle Verkündung von Ermittlungsergebnissen ab, und dann bewerten wir
das.

Frage: Herr Seibert, Sie haben gerade ausgeführt, dass die britischen
Behörden recht schnell sagen konnten, dass das benutzte Nervengift
Nowitschok nur aus russischer Produktion stammen könnte. Nun wurde es nie
in Russland produziert, sondern nur in der Sowjetunion, und im weiteren
Verlauf wurde ja auch klar, dass mehrere Nato-Länder ebenfalls Nowitschok
produziert haben - Fall Tschechien - oder im Besitz von Nowitschok-Proben
war, wie die Bundesrepublik Deutschland. Sehen Sie da keine Widersprüche in
Ihrer Darstellung, wenn Sie sagen, das habe damals gereicht, um russische
Diplomaten auszuweisen? Genau dieses Faktum wurde ja später widerlegt,
inklusive der BND-Tour durch Russland, um in Besitz von Nowitschok zu
kommen.

StS Seibert: Wir haben das alles in vielen Regierungspressekonferenzen im
März und in den darauffolgenden Monaten mehrfach besprochen. Ich habe dem
nichts hinzuzufügen. Alle Aspekte, die Sie jetzt angesprochen haben, sind
hier auch damals schon besprochen worden, daher bitte ich Sie, die
Protokolle noch einmal einzusehen. Ich glaube, mit Blick auf den Fall
Khashoggi, der uns alle bewegt und dessen Aufklärung die ganze Welt
erwartet, ist es nicht sinnvoll, die Protokolle vom März hier noch einmal
in einem ganz anderen Fall vorzutragen.

Frage: Ich habe noch eine Frage, die sich wahrscheinlich an mehrere
Ministerien der Bundesregierung richtet: Mehrere große Wirtschaftsvertreter
haben jetzt ja ihre Teilnahme an der großen Konferenz in Saudi-Arabien
abgesagt; andere wiederum haben das nicht getan. Nehmen an dieser Konferenz
eigentlich auch Vertreter der Bundesministerien beziehungsweise des
Auswärtigen Amtes teil? Wird man denen jetzt möglicherweise raten, dieser
Konferenz nicht mehr beizuwohnen?

Vorsitzender Feldhoff: Wer fängt an - das AA?

Adebahr: Die Entscheidung, ob Unternehmen dort teilnehmen oder nicht, ist
eine Entscheidung, die in den Unternehmen zu treffen ist und dort
sicherlich auch getroffen wird. Unserer Kenntnis nach ist eine politische
Beteiligung aus Deutschland nicht vorgesehen.

Vorsitzender Feldhoff: Kann das BMWi vielleicht noch weitere Aufklärung
liefern?

Eichler: Leider nein.

Frage: An das Bundeskanzleramt: Haben die türkischen Behörden oder hat die
US-Regierung die bisherigen Hinweise und Beweise zum Fall über den BND mit
Ihnen geteilt? Wenn ja, welche Erkenntnisse haben Sie daraus gewonnen?

StS Seibert: Es gilt das, was ich auch neulich schon gesagt habe: Wir haben
keine eigenen Erkenntnisse, und über internationale Zusammenarbeit unserer
Dienste berichte ich hier nicht.

Adebahr: Politisch sind wir mit der amerikanischen Seite im Gespräch. Wie
berichtet, hat der Außenminister vorgestern auch mit Herrn Pompeo
telefoniert.

Frage: An Frau Korff: War der Kölner Geiselnehmer den Sicherheitsbehörden
als Gefährder bekannt? Falls ja: Hat sich Horst Seehofer über den Fall
berichten lassen?

Korff: Ganz grundsätzlich: Da der Fall von den Polizeibehörden des Landes
bearbeitet wird und von dort aus auch Stellung dazu genommen wird, können
wir dem natürlich nichts hinzufügen. Das gilt auch für die Frage, ob der
mutmaßliche Täter den Sicherheitsbehörden bekannt war. Das, was zu dem
Täter zu sagen ist, haben die gestern ja relativ umfassend gesagt; da
möchte ich jetzt nicht von dieser Stelle aus eingreifen.

Ja, selbstverständlich hat sich Herr Seehofer über den Fall informieren
lassen.

Frage: Herr Fähnrich, zum Thema Moorbrand: Ist inzwischen geklärt, wie
genau es dazu kommen konnte, dass diese Waffentests trotz der langen
Trockenheit und nicht bereitstehender Löschfahrzeuge durchgeführt wurden?
Wurden daraus schon personelle Konsequenzen gezogen?

Fähnrich: Das Thema Moorbrand hatten wir hier ja schon häufiger und auch
sehr ausführlich. Es gab auch einen Besuch der Ministerin vor Ort. Die
Ministerin hat sich dort ein Bild gemacht und hat sich für entsprechende
Fehler entschuldigt. Wir werden das jetzt sehr, sehr gut und ausführlich
aufarbeiten und darüber auch berichten. Es geht also darum, transparent
herauszufinden, woran das gelegen hat. Die Einschätzung vor Ort war, dass
diese Tests durchgeführt werden können. Die Einzelheiten habe ich
beziehungsweise hat mein Kollege hier schon sehr häufig dargelegt. Ich
würde Sie bitten, das noch einmal nachzulesen.

Zusatzfrage: Warum forderte die Bundeswehr erst zehn Tage nach Ausbruch des
Brandes externe Hilfskräfte an? Warum wurden die Schadstoffwerte in der
Luft erst zwei Wochen später gemessen?

Fähnrich: Das ist genau das, was jetzt hinterfragt wird und was
aufgearbeitet wird, um da entsprechende Antworten zu bekommen.

Zusatzfrage: Wann rechnen Sie da mit Antworten und einer Aufklärung?

Fähnrich: Wir sind dabei. Ich kann jetzt kein genaues Datum sagen
beziehungsweise kann nicht sagen, ob sich das jetzt um Wochen handelt. Auf
alle Fälle und bestimmt werden wir in diesem Jahr eine Aufarbeitung dafür
haben.

Zusatzfrage: Die Frage zu den personellen Konsequenzen können Sie
dementsprechend vermutlich auch noch nicht beantworten?

Fähnrich: Das ist ebenfalls sehr spekulativ. Wie gesagt, dass wir das jetzt
aufarbeiten, ist wichtig. Dass der Brand gelöscht ist, ist wichtig. Zu den
Messwerten haben wir bereits sehr viel gesagt. Wichtig ist auch, dass wir
das Wasser gemessen haben, die Luft gemessen haben, und die Behörden auch
vor Ort zu dem Ergebnis gekommen sind, dass keine Gesundheitsgefährdung
vorgelegen hat.

Frage: Wie würde die Bundesregierung reagieren, wenn die britische
Regierung eine Verlängerung der Brexit-Übergangsphase anfordern würde? Wie
lange könnte der zusätzliche Zeitraum dauern, wenn diese Anforderung
akzeptabel wäre?

StS Seibert: Entscheidend ist ja nicht, wie ein einzelner Mitgliedstaaten
reagiert, sondern entscheidend ist, wie derjenige, der für die Europäische
Kommission und die 27 Mitgliedstaaten die Verhandlungen führt, also Michel
Barnier, reagiert. Deswegen ist der jetzt kommende Europäische Rat mit dem
vorgeschalteten Gespräch zum Thema Brexit ja wichtig und interessant. Herr
Barnier wird den Verhandlungsstand darlegen und wird die EU-27 darüber
informieren. Die britische Premierministerin wird ihre Position darlegen.
Anschließend berät dann der Rat zu 27 - ohne Großbritannien - über das
weitere Vorgehen. Das ist das Entscheidende. Ich werde jetzt für einen
Mitgliedstaat, in diesem Fall Deutschland, nicht einzelne Positionen
besprechen.

Frage: An das Wirtschaftsministerium zum Thema Stromnetzausbau: Es gab
heute Medienberichte, dass Minister Altmaier jetzt Eckpunkte für einen
Gesetzentwurf erarbeitet habe. Können Sie uns sagen, was da genau drinsteht
und wann das Gesetz fertig ist?

Eichler: Herr Altmaier hat den NABEG-Entwurf vorgelegt. Der Entwurf
befindet sich jetzt in der Ressortabstimmung; die Kabinettsbefassung soll
in Kürze erfolgen. Ziel des NABEG, also des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes, ist der Netzausbau, der elementare
Grundlage für die Energiewende ist. Herr Altmaier hat in diesem
Zusammenhang im August ja auch schon eine Netzausbaureise durchgeführt -
eine weitere soll folgen -, und der Netzgipfel hat am 20. September
stattgefunden. Jetzt folgt also der Entwurf des Gesetzes.

Ziel soll es sein, den Ausbau und die Optimierung der Stromnetze weiter zu
beschleunigen, unter anderem durch Vereinfachungen bei der Planung, und des
Weiteren auch schärfere Schwerter bei Blockaden einzuführen. Im Moment ist
es in der Ressortabstimmung.

Zusatzfrage: Warum hat sich das so lange hingezogen? Der Minister hatte ja
eigentlich ein Hunderttageprogramm für schnelleren Netzausbau angekündigt.

Eichler: Darin war ja nicht nur der Netzausbau. - Den Entwurf des
Netzausbaugesetzes haben wir jetzt vorgelegt. Bei den anderen Themen liefen
und laufen Abstimmungen, und auch da wird es in Kürze sicherlich einen
Entwurf geben.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert zu Can Dündar. Die türkische Justiz - so
heißt es in Medienberichten - will ihn auf die Interpolfahndungsliste
setzen. Wie bewerten Sie das?

StS Seibert: In gewisser Weise ist das noch eine hypothetische
Fragestellung. Denn dies ist die Ansicht eines Gerichts, aber es bedarf
einer Entscheidung des türkischen Justizministeriums. Deswegen werde ich
das jetzt noch nicht bewerten. Danach beginnt erst der klar definierte
formale Prozess, der dafür zu befolgen ist. Ich denke, das
Justizministerium oder auch das AA könnten sich vielleicht dazu äußern.

Ich will nur noch den Hinweis geben, dass die Bundesregierung im Falle
Dogan Akhanlis, an den Sie sich möglicherweise erinnern, gemahnt hat, dass
man internationale Organisationen wie Interpol nicht missbräuchlich
einsetzen dürfe.

Kall: Ich kann dem, was Sie, Herr Seibert, gesagt haben, eigentlich nichts
hinzufügen. Sie haben zum Stand des Verfahrens schon alles gesagt. Wenn es
zu einem solchen Fahndungsersuchen kommen würde, würde das auf
verschiedenen Stufen, auch bei Interpol, sehr genau überprüft werden.

Adebahr: Ich habe dem prozedural nichts hinzuzufügen. Ich erinnere mich,
dass Bundesaußenminister Maas in New York auf die Frage, wie er Can Dündar
sehe, gesagt hat, er kenne ihn sehr lange und sehr gut, und er freue sich,
ihn in Deutschland zu treffen.

Frage: Wir haben gestern die Überraschung erlebt, dass Mesale Tolu mit
ihrem Ehemann nach Deutschland zurückkommen konnte. Das war bei dem Prozess
ja nicht unbedingt zu erwarten. Frau Adebahr, was war die Reaktion des
Auswärtigen Amtes darauf? Vielleicht auch an Herrn Seibert.

Wir reden die ganze Zeit darüber, dass wir es in der Türkei mit nicht
großer Rechtsstaatlichkeit zu tun haben. In anderen Fällen ist von
deutscher Seite durchaus auch vermittelt worden. Sigmar Gabriel zum
Beispiel hat das getan, auch der frühere Bundeskanzler Schröder. Hat es
jetzt ähnliche Geschichten von deutscher Seite auch bei Mesale Tolu
gegeben?

Adebahr: Unser Generalkonsul, Herr Reiffenstuel, hat gestern nach dem
Bekanntwerden der Entscheidung des Gerichtes deutlich gemacht, dass er sich
über diese schöne Entscheidung freut und dass wir es begrüßen, dass Herr
Tolu ausreisen darf. Er ist türkischer Staatsangehöriger; das muss man auch
noch einmal sagen.

Bei Strafverfahren im Ausland wie dem Prozess gegen Mesale Tolu ist die
Bundesregierung nicht als justizförmiger Beteiligter beteiligt. Insofern
würde ich Sie bitten, alle Fragen zum Prozess, zum Fortgang und zu den
Entscheidungen von Mesale Tolu usw. an die Anwälte der beiden zu richten.

Wir haben hier ansonsten vielfach darüber gesprochen, dass wir mit der
Türkei in einem Gespräch sind und einen Weg gehen wollen, der unsere
Beziehungen normalisiert, aber dass es auf diesem Weg eben schwierige
Fragen gibt und dass wir über diese schwierigen Fragen - und das tut der
Bundesaußenminister, das tun Minister der Bundesregierung - mit der Türkei
in einem sehr intensiven, grundsätzlichen Dialog sind. Das geht fort. Denn
wir haben auch heute noch - die Zahl hat sich nicht verändert - fünf
deutsche Staatsangehörige aus aus unserer Sicht politischen Gründen in der
Türkei in Haft. Das ist ein "stumbling block". Darüber sind wir weiter im
Gespräch.

StS Seibert: Die Bundesregierung hat sich in vielfacher Weise für Mesale
Tolu eingesetzt, die deutsche Staatsbürgerin ist. Jetzt möchte ich
eigentlich auch nur der menschlichen Freude darüber Ausdruck geben, dass es
möglich ist, dass auch ihr Ehemann, der türkischer Staatsbürger ist,
ausreisen kann, weil es einfach dazu führt, dass diese junge Familie mit
dem Kleinen Kind, das eine Zeit lang mit seiner Mutter im Gefängnis war -
das muss man sich auch erst noch einmal vorstellen -, wieder zusammen leben
kann.

Frage: Frau Korff, gibt es, nachdem die Entscheidung im Fall Maaßen jetzt
fast vier Wochen alt und die bayerische Landtagswahl vorbei ist, vielleicht
etwas Neues dazu zu berichten?

Wenn nicht, warum gestaltet sich die Suche nach jemand Neuem so schwierig?

Korff: Dazu hat sich der Minister gestern sehr klar und auch einigermaßen
ausführlich geäußert und gesagt, dass er diese Entscheidung mit Sorgfalt
treffen möchte und sie Ende des Monats beziehungsweise Anfang November zu
erwarten ist.

Frage: In der Beantwortung einer aktuellen parlamentarischen Anfrage muss
die Bundesregierung einräumen, dass ihr keinerlei Pläne oder Absichten
bekannt sind, dass Russland in irgendeiner Form im Baltikum militärisch
intervenieren will. Gleichzeitig ist der russische Wehretat 2017 um 20
Prozent und 2018 noch einmal im zweistelligen Bereich gekürzt worden.

Wie rechtfertigen die Bundesregierung und das BMVg die weitere Aufrüstung
auf Ebene der Bundesrepublik, aber auch auf EU- und Nato-Ebene mit
explizitem Verweis auf Russland trotz der nicht gegebenen Erkenntnisse und
ganz massiver Einschnitte im Wehretat der Russischen Föderation?

Fähnrich: Sie sprechen wieder ein weites Feld an. Ich kann nur sagen, dass
die Bundeswehr nicht aufrüstet, sondern sie rüstet das aus, was sie in den
vergangenen 25 Jahren durch den Sparkurs eingespart hat. Wir sind in der
Lage und werden in der Lage sein, unseren Verpflichtungen gegenüber Nato
und EU nachzukommen und unseren Beitrag zu leisten.

Wir haben uns zum Ziel gesetzt, anhand des Weißbuches, anhand des
Fähigkeitenkatalogs die Landes- und Bündnisverteidigung neben der
Krisenbewältigung wieder in den Vordergrund zu setzen. Das kostet Geld. Das
kostet nicht nur Geld für die Soldaten, die wir dafür brauchen, sondern
auch Geld für die Ausrüstung.

Zusatzfrage: Aber jetzt gibt es nun einmal Nato-Großmanöver an der 
Nato-Ostgrenze. Es gibt die Nato-Speerspitze mit sehr explizitem Verweis auf
eine angeblich russische Bedrohung. Es gibt ja die aktuelle Anfrage an die
Bundesregierung - deswegen war das Feld, das ich gerade bestellt habe, gar
nicht so weit -, die entsprechend beantwortet wurde, dass diesbezüglich
keinerlei Informationen vorlägen.

Das eine ist natürlich die Modernisierung der Bundeswehr. Aber darauf
beschränkt es sich ja nicht. Wie das mit explizitem Verweis auf Russland -
und der wird ja getätigt - gerechtfertigt wird, das würde ich gern
erfahren.

Fähnrich: Basierend auf dem Warschauer Gipfel engagieren wir uns mit den
anderen Ländern in Litauen als Rückversicherung an der Ostgrenze. Das
Manöver Trident Juncture, das Sie ansprechen, ist ein Großmanöver, das zur
Vorbereitung und Zertifizierung der Speerspitze dient. Das ist kein
deutsches Manöver, sondern ein Nato-Manöver.

StS Seibert: Die Beschlüsse des Warschauer Gipfels der Nato hatten
unmittelbar mit der völkerrechtswidrigen Annexion der Krim sowie mit der
auch mit aktiver Unterstützung von russischer Seite erfolgten
Destabilisierung und der Auslösung eines bewaffneten Konflikts in der
Ostukraine zu tun.

Frage: Herr Seibert, nach dieser Sitzungswoche wird es noch vier weitere in
diesem Jahr geben. Laut Koalitionsvertrag soll die Kanzlerin dreimal im
Jahr im Parlament befragt werden. Steht in diesem Jahr noch ein Termin an?

StS Seibert: Gute Frage! Ehrlich gesagt, kann ich sie Ihnen jetzt nicht
beantworten. Aber ich werde mich bemühen, dazu etwas nachzureichen. Das ist
natürlich immer auch eine Frage des Parlaments und seiner Ansetzung solcher
Termine. Aber ich werde mich erkundigen. Ich weiß nicht, ob ich etwas
nachreichen kann.

Frage: Die Justizministerin, Frau Barley, wird jetzt Spitzenkandidatin für
die SPD im Europawahlkampf. War das heute Thema im Kabinett, und gibt es
einen Zeitplan für die Neubesetzung des Justizministeriums?

StS Seibert: Nach meiner Erinnerung war das nicht Thema im Kabinett. -
¨Ansonsten kommt das Ressort zum Zug.

Kall: Frau Barley selbst hat vor einer guten Stunde zusammen mit Frau
Nahles eine Pressekonferenz gegeben und auf genau diese Frage geantwortet,
dass sie bis zur Europawahl im Amt bleibt. Alles Weitere hat sie dort
selbst gesagt.

Frage: Der deutsche Botschafter in Moskau, Rüdiger von Fritsch hat selbst
zugegeben, in den 1970er-Jahren bundesdeutsche Pässe gefälscht zu haben.
Damit hat er explizit gegen Gesetze der Bundesrepublik Deutschland
verstoßen.

Wie bewertet das Auswärtige Amt, dass ein Botschafter offen zugibt, Pässe
gefälscht zu haben?

Adebahr: Ihre Interpretation würde ich von hier aus jetzt erst einmal ganz
explizit nicht teilen. Sie sprechen, glaube ich, ein Buch an, dass Herr von
Fritsch außerhalb seiner Dienstpflichten verfasst hat. Das Buch steht für
sich. Das kommentiere ich von hier aus nicht.

StS Seibert: Wir haben einen vorzüglichen Botschafter in Moskau.

Zusatzfrage: Es ist ja nicht nur das Buch. Der Botschafter hat auch schon
im Amt Interviews gegeben, in denen er auch betont hat: Mir war bewusst,
dass ich bundesdeutsche Gesetze breche, aber das war es mir wert. - Da ist
jetzt ein bundesdeutscher Botschafter, der offen zugibt, Pässe gefälscht zu
haben. Dazu muss das Auswärtige Amt ja eine Meinung haben.

Das hat er nicht nur in einem Buch geäußert, sondern auch in einem
Interview, als er bereits für das Auswärtige Amt gearbeitet hat.

Ist das ein Standard im AA, dass man über Botschafter verfügt, die Pässe
fälschen?

StS Seibert: Okay, wenn wir jetzt bei polemischen Fragen sind, dann nimmt
das noch einmal einen ganz anderen Charakter an.

Erstens, lesen Sie das Buch. Zweitens, wir haben einen vorzüglichen
Botschafter in Moskau. Drittens sind wir hier dazu da, über aktive und
operative Politik der Bundesregierung zu berichten. Ihre Frage geht sehr
weit in die mittlere Zeitgeschichte zurück.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage mit aktuellerem Bezug: Bei einem Gespräch mit
Bundestagsabgeordneten in Moskau hat jener Botschafter auf die Frage, wie
er das Ganze - Reaktion, Gegenreaktion - im ganzen Kontext des
Sanktionsregimes bewertet, gesagt, Russland sei der Aggressor, die EU und
Deutschland hätten auf diese Aggression lediglich reagiert. Auf die Frage,
wo er den Nullpunkt setze, hat er geantwortet: Am 8. Mai 1945.

Wie bewertet das Auswärtige Amt diese Aussage des amtierenden Botschafters
in Moskau?

Adebahr: Sie reißen aus einer Diskussion, die uns hier oben nicht im Detail
bekannt ist, einige Sätze heraus. Ich denke, man kann grundsätzlich noch
einmal sagen, dass wir dem deutschen Botschafter in Moskau voll und ganz
vertrauen und dass er die Linie der Bundesregierung und die Position zu
Russland dort bisher ganz hervorragend vertreten hat.

Zusatzfrage: Teilt das AA die Einschätzung des Botschafters, dass der
Nullpunkt in diesem Reaktions-Gegenreaktions-Spiel am 8. Mai 1945 zu setzen
ist?

StS Seibert: Wie der 8. Mai 1945 zu sehen ist, ist in dieser Regierung
völlig unstrittig. Das ist im Übrigen im demokratischen Spektrum in
Deutschland völlig unstrittig. Das ist viele Male in Gedenkstunden des
Bundestages formuliert worden. Dazu können wir Ihnen reichlich Material zum
Nachlesen geben. - Sie müssen es dann aber auch lesen wollen.

Zusatz: Der Botschafter hatte es, glaube ich, anders intendiert, als Sie es
jetzt interpretieren.

StS Seibert: Sie konfrontieren uns mit Schnipseln aus einer Diskussion, von
der wir hier nichts wissen, mit Schnipseln, die wir nicht einordnen können
und über deren Akkuratesse wir uns jetzt auch keine Meinung bilden können.
Deswegen können wir auf der Basis natürlich auch nicht diskutieren.

Zusatz: Aber es hat ja auch medial Wellen geschlagen. Nicht nur ich führe
das an. Dazu gibt es mittlerweile auch Zeitungsartikel in renommierten
Zeitungen. Aber dann bringen wir das noch einmal bei einer anderen
Bundespressekonferenz auf, wenn Sie vielleicht die Gelegenheit zur Lektüre
hatten. Danke.

Eichler (zum Fall des vermissten saudi-arabischen Journalisten Jamal
Khashoggi): Eine kurze Nachlieferung zur Frage der Wirtschaftskonferenz:
Nein, keine Teilnahme.

Mittwoch, 17. Oktober 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 17. Oktober 2018
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GESUNDHEIT/929: Drogen- und Suchtbericht dokumentiert Mortlers Hilflosigkeit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. Oktober 2018

SCHINNENBURG-Statement: Drogen- und Suchtbericht dokumentiert
Mortlers Hilflosigkeit



Der drogen- und suchtpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Wieland
Schinnenburg gab zum Drogen- und Suchtbericht 2018 der
Bundesregierung folgendes Statement ab:

"Der Drogen- und Suchtbericht der Bundesregierung ist ein Dokument
der Hilflosigkeit der Drogenbeauftragten Frau Mortler. Frau Mortler
ist viereinhalb Jahre im Amt und hat es immer noch nicht geschafft,
eine umsetzbare und wirksame Präventionsstrategie für die Drogensucht
zu entwickeln. Frau Mortler muss sich nach viereinhalb Jahren dann
schon die Frage gefallen lassen, ob sie ihrem Amt eigentlich
gewachsen ist. Lassen Sie mich das an drei Beispielen erläutern:
Einmal die Kinder aus drogen- und suchtbelasteten Familien, zum
Beispiel haben wir etwa 10.000 Babys, die jedes Jahr geboren werden,
von Müttern, die selbst alkoholabhängig sind. Das beklagt Frau
Mortler zu Recht, aber es ist beim besten Willen nicht zu erkennen,
dass irgendeine Strategie entwickelt wird. [...] Der zweite Punkt,
den wir auch sehr beklagen, ist: Es gibt bestimmte Hochrisikogruppen,
zum Beispiel einsame und ältere Menschen. [...] Das kann man
beklagen. Das tut sie. Aber es gibt kein gezieltes Konzept für solche
Hochrisikogruppen. Und der dritte Punkt, das wird Sie nicht
überraschen, dass wir es kritisieren: Thema Cannabis. Also, Kanada
hat gestern, wie Sie wissen, eine Legalisierung durchgeführt. Frau
Mortler hat in dem ganzen Bericht das Thema nicht einmal erwähnt. Wie
Sie wissen, wir als FDP-Fraktion wollen eine kontrollierte Abgabe.
Einen Modellversuch haben wir beantragt. Da wäre es doch nun
wenigstens notwendig gewesen, auf 220 Seiten irgendwas dazu zu sagen.
Sie erwähnt es nicht einmal. Das ist schlichte Verweigerung der
Realität und der wahren Probleme der Menschen. Das nützt weder der
Gesellschaft noch den Süchtigen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





INNEN/4693: CDU-Wahlkampftaktik verhindert effektive Rückführung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. Oktober 2018

RUPPERT: CDU-Wahlkampftaktik verhindert effektive Rückführung



Zur Debatte über die Einstufung der Maghreb-Staaten und Georgiens als
sichere Herkunftsländer erklärt der Parlamentarische Geschäftsführer
der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Die Einstufung der Maghreb-Staaten und Georgiens als sichere
Herkunftsländer spielt eine entscheidende Rolle, um Migration besser
zu ordnen. Deswegen ist es unverantwortlich, dass die Große Koalition
immer noch auf Zeit spielt, anstatt endlich eine entsprechende
Rechtsgrundlage zu schaffen. Ein Kabinettsbeschluss liegt längst vor.
In der Zwischenzeit werden gut integrierte und für den Arbeitsmarkt
benötigte Menschen abgeschoben, während zugleich die Gefahr droht,
Gefährder wie Sami A. wieder ins Land zu lassen. All dies geschieht
nur aus Rücksicht auf die schwarz-grüne Landesregierung in Hessen.
Diese CDU-Wahlkampftaktik verhindert nicht nur eine effektive
Rückführung, sondern zahlt auch auf das Konto der AfD ein. Die
FDP-Fraktion hat hingegen bereits im Februar einen entsprechenden
Gesetzentwurf eingebracht, da wir die Migrationsfrage wirklich lösen
wollen."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1036: Bundesratsinitiative für mehr frische Brötchen am Sonntag abgelehnt (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 108/2018

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau

Bundesratsinitiative für mehr frische Brötchen am Sonntag
abgelehnt



Stuttgart. Der Wirtschaftsausschuss beschäftigte sich mit einer
Ausweitung der zulässigen Produktionszeit im Bäcker- und
Konditorenhandwerk an Sonntagen. "Die Sonntagsöffnung ist eine
Erfolgsgeschichte: Für frische Brötchen, Brezeln und Croissants stehen
die Bürgerinnen und Bürger oft lange an und kaufen Backwaren für das
gemeinsame Familienfrühstück", so der Vorsitzende Dr. Erik Schweickert
(FDP/DVP). Aufgrund der gesetzlichen Höchstproduktionszeit von drei
Stunden könnten Bäckereien jedoch kein so qualitativ hochwertiges und
reichhaltiges Sortiment anbieten wie nachgefragt sei. "Unsere
gesetzlichen Regelungen hinken dem wahren Leben hinterher", so
Schweickert nach der Sitzung am 17. Oktober 2018.

Nach Paragraf 10 Absatz 3 des Arbeitszeitgesetzes dürfen Arbeitnehmer
an Sonn- und Feiertagen in Bäckereien und Konditoreien für bis zu drei
Stunden mit der Herstellung und dem Ausfahren von Waren beschäftigt
werden. Die Lebenswelten hätten sich jedoch verändert, so Schweickert.
Der Vorsitzende verwies auf eine stärkere Filialisierung und eine
Produktion, die notwendigerweise oftmals aufgrund emissionsrechtlicher
Vorschriften von den Verkaufsstätten getrennt sein muss. Fachleute
fordern eine Ausdehnung der Produktionszeit auf fünf Stunden, die auch
damit begründet wird, dass sonntags die Bäckereien mit Tankstellen
sowie Verkaufsstellen an Bahnhöfen konkurrierten. Dort würden jedoch
so genannte Backstationen eingesetzt. Für diese Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die Brötchen nur noch nachbräunen, würden jedoch keine
solchen Produktionsbeschränkungen gelten. Dies gelte nur für
Beschäftigte von Bäckereien, "für die Brötchen morgens noch Mehl
waren", wie es aus Kreisen des Ausschusses hieß. Das
Wirtschaftsministerium habe die "hohe Akzeptanz" der Sonntagsöffnung
zwar bestätigt und teile die Argumentation der Fachbetriebe. Auch die
Mitglieder des Ausschusses diskutierten das Thema intensiv und
äußerten aus den Reihen fast aller Fraktionen Verständnis für die
schwierige Konkurrenzsituation der Bäckereien. Der Beschlussantrag der
FDP/DVP-Fraktion, eine diesbezügliche Bundesratsinitiative
einzubringen, wurde jedoch von allen übrigen Fraktionen abgelehnt und
damit der notwendigen Änderung einer Arbeitszeitgesetzgebung eine
klare Absage erteilt. Ebenso wurde von Wirtschaftsministerin Dr.
Hoffmeister-Kraut (CDU) eine Änderung der Bedarfsgewerbeordnung als
Kompromiss abgelehnt, da Backwaren nicht in diese Kategorie fielen.

Des Weiteren befasste sich der Ausschuss mit der Situation der
Ausbildungsberufe im Hotel- und Gaststättengewerbe. "In fast allen
Bereichen ist die Lage absolut unbefriedigend", so der Vorsitzende Dr.
Schweickert. Rückgänge der Ausbildungsverträge um zehn Prozent in nur
fünf Jahren und häufige Abbrüche machen dringend eine durchdachte
Strategie erforderlich. Der Ausschuss fordere laut Schweickert die
Landesregierung auf, diese für das Tourismusland Baden-Württemberg
wichtige Branche unterstützend in den Fokus zu nehmen. "Zweifel hatten
die Ausschussmitglieder daran, ob es genüge, die Zukunftsfähigkeit in
der derzeit erarbeiteten neuen Tourismuskonzeption Baden-Württemberg
festzuschreiben, so Schweickert. "Es geht darum, Ausbildungsberufe
umfassend attraktiver zu machen. Dies muss umfassend und überlegt
geschehen, auch unter Einbeziehungen der betroffenen Betriebe und
Auszubildenden. Es geht letztendlich um die Standortattraktivität
unseres gesamten Bundeslandes", so Schweickert. Derzeit arbeiten über
130.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in über 30.000
Betrieben des Gastgewerbes in Baden-Württemberg.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1035: Innenausschuss informiert sich über den Einsatz von Dashcams (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 107/2018

In der Sitzung am 17. Oktober 2018

Innenausschuss informiert sich über den Einsatz von Dashcams



Stuttgart. Mit dem Thema "Bildung von Rettungsgassen durch den Einsatz
von Dashcams fördern", einem CDU-Antrag, hat sich der Ausschuss für
Inneres, Digitalisierung und Migration in seiner Sitzung am Mittwoch,
17. Oktober 2018, befasst. "Der Ausschuss hat sich einstimmig dafür
eingesetzt, nach positivem Abschluss des Pilotprojektes den Einsatz
von Dashcams zu erweitern", teilte der Vorsitzende des Gremiums, der
CDU-Abgeordnete Karl Klein, mit.

Wie Klein ausführte, sei es bei Unfällen enorm wichtig, dass Helfer
schnell voran kämen. Doch noch immer sei es auf deutschen Autobahnen
nicht gängige Praxis, eine Rettungsgasse zu bilden, obwohl dazu eine
Pflicht bestünde. Seit Inkrafttreten der Neufassung des Tatbestands
und der Verstärkung des Sanktionsniveaus im Oktober 2017 sei die
Anzahl der zur Anzeige gebrachten Verstöße gestiegen.

Nach Angaben des Vorsitzenden führten die Polizeipräsidien Freiburg
und Ludwigsburg seit Januar bzw. seit Mai 2018 ein Pilotprojekt zur
Untersuchung der Praxistauglichkeit von sogenannten Dashcams für
polizeiliche Zwecke durch. "Bildaufnahmen zur Verfolgung von
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten können gefertigt werden",
erläuterte Klein. Das Pilotprojekt erfolge unter enger Einbindung des
Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
(LfDI), der keine grundsätzlichen datenschutzrechtlichen Bedenken
gegen den Einsatz von Dashcams bei der Polizei hat. Wie Karl Klein
erläuterte, komme ein Technikmix aus Foto- und Videotechnik zum
Einsatz. Die Polizei verzichte aus datenschutzrechtlichen Erwägungen
derzeit auf die Nutzung einer Pre-Recording bzw. Loop-Funktion. Ganz
aktuell sei das Pilotprojekt auch noch um den Einsatz einer Dashcam
auf einem Motorrad erweitert worden. "Insgesamt ist die Zwischenbilanz
außerordentlich erfreulich", gab Klein die Auffassung des Ministers
wieder.

"Es ist weiter notwendig, das Bewusstsein der Verkehrsteilnehmerinnen
und -teilnehmer nachhaltig zu schärfen", so Karl Klein. Die Polizei
habe eine Fachkonzeption erstellt, die sowohl präventive wie
repressive Elemente enthalte. Im Rahmen der Verkehrssicherheitsaktion
"Gib Acht im Verkehr" sei die Kampagne "Rettungsgasse rettet Leben"
gestartet worden. Sie beinhalte Flyer in deutscher, englischer und
französischer Sprache sowie Plakate, die an geeigneten Örtlichkeiten
in Autobahnnähe verteilt bzw. aufgehängt würden. "Die Regelungen zur
Rettungsgassenbildung sind europaweit uneinheitlich, deshalb müssen
auch die ausländischen Verkehrsteilnehmer in die Kampagne eingebunden
werden", erläuterte der Vorsitzende. Im Ausschuss sei angeregt worden,
das Ministerium zu bitten, sich im Bund für das Eintreten eines
einheitlichen Standards in Europa einzusetzen. "Das hat der Minister
zugesagt", so Karl Klein.

 * 
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BAYERN/4966: Klingelschilder sind kein genereller Verstoß gegen den Datenschutz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 18. Oktober 2018

Klingelschilder sind kein genereller Verstoß gegen den Datenschutz

SPD-Datenschützer Florian Ritter ruft in der Debatte um anonymisierte Klingelschilder zur Besonnenheit auf - Hohe Strafen nur bei wiederholten und schwersten Verstößen



Der Landtagsabgeordnete und stellvertretende Vorsitzende der Datenschutzkommission des Bayerischen Landtags, Florian Ritter, ruft in der momentan Debatte um anonymisierte Klingelschilder zur Besonnenheit auf. "Es gibt keinen Grund für Panikmache oder überstürzte Aktionen", erklärt der Münchner Abgeordnete.

Kein Verständnis hat Ritter für den Aufruf des Zentralverbandes der Deutschen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer (Haus & Grund). Deren Präsident hatte in der BILD-Zeitung seinen 900.000 Mitgliedern empfohlen, schnellstmöglich die Klingelschilder der Mieter entfernen zu lassen, um angeblich nicht gegen die seit Mai geltende Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) zu verstoßen. Bis zu 20 Millionen Euro Strafe könnten fällig werden.

Ritter erklärt dazu: "Schon immer hatten Mieter das Recht, ihre Namensschilder entfernen zu lassen. Mit der neuen Datenschutzgrundverordnung hat das nichts zu tun. Auch das vom Haus&Grund-Präsidenten ins Spiel gebrachte Bußgeld in Höhe von mehreren Millionen Euro kann ich als Fachpolitiker nur als Panikmache bezeichnen. Die befürchteten Strafen gibt es nur bei wiederholten schwersten Verstößen gegen die Verordnung. Wer nicht mehr mit Namen an der Klingelanlage stehen will, soll seinen Vermieter kontaktieren und der muss es auch entfernen. Das geht alles ohne Klagen und mit Kosten im überschaubaren Rahmen. Dass ein großer Verband wie Haus&Grund nun diese ganzen Internetgerüchte um übertrieben hohe Strafzahlungen wieder aufwärmt, ist unverantwortlich."

Ritter verweist auch auf gleichlautende Stellungnahmen der beiden obersten Datenschützer im Freistaat, Thomas Kranig und Thomas Petri, die ebenfalls zu Gelassenheit raten.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4523: Trickst Reeder Kortüm die Hamburger Steuerkasse aus? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Oktober 2018

Trickst Reeder Kortüm die Hamburger Steuerkasse aus?



Der Reeder Bernd Kortüm verkauft zurzeit große Teile seines Schifffahrtsgeschäfts. In diesem Zusammenhang läuft zurzeit unter anderem ein Fusionskontrollverfahren beim Bundeskartellamt (Aktenzeichen B9-163/18). Dabei geht es um den beabsichtigten Verkauf von 66,6 Prozent der Anteile Kortüms an der Norddeutschen Reederei H. Schuldt GmbH. Erwerber soll laut Bundeskartellamt die Advent International Corporation, Boston sein.

Dieser Verkauf hat eine politische Dimension. Denn der Reederei Schuldt waren im Jahr 2016 von der HSH Nordbank Schulden in Höhe von mehr 547 Millionen Euro erlassen worden. Laut Aussage des Senats bzw. der HSH Nordbank soll es bei dieser "Restrukturierung" eine Vereinbarung mit Eigner Kortüm gegeben haben. Demnach sollten Teile der erlassenen Schulden wieder "aufleben" und nachträglich von Kortüm bezahlt werden, sobald die Gesellschaft wieder Gewinne macht - oder verkauft wird.

Das scheint nun zumindest teilweise der Fall zu sein. Und doch sieht es so aus, als würde die Steuerkasse wieder einmal leer ausgehen. Denn laut Presseberichten soll Kortüm im Gegenzug für den Verkauf kein Geld bekommen, sondern Geschäftsanteile an dem Investor Advent. Die Vereinbarung über eine Rückzahlung der erlassenen Schulden wäre damit möglicherweise hinfällig.

Dazu erklärt Norbert Hackbusch, finanz- und haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Es ist erschreckend, wie leicht der Staat sich austricksen lässt - selbst, wenn es um riesige Summen geht. Leidtragende sind einmal mehr die Länder Hamburg und Schleswig-Holstein. Denn natürlich hat die HSH Nordbank ihnen die Herrn Kortüm erlassenen Schulden über 547 Millionen Euro im Rahmen der Garantieinanspruchnahme in Rechnung gestellt. Bei Werterholungen bzw. erneuter Gewinnerzielung müsste Herr Kortüm laut Vereinbarung Gelder aus dem Schuldenerlass zurückerstatten, vermutlich sogar an die HSH Portfolio-Management AöR. Dass es ausreichen soll, sich mit Unternehmensanteilen anstatt mit Geld auszahlen zu lassen, um diese Verpflichtung zu umgehen: Das darf nicht sein!"

Die Fraktion DIE LINKE hat zu dem Sachverhalt eine Schriftliche Kleine Anfrage an den Senat gestellt.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4522: Schneckenbahn aufs richtige Gleis setzen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Oktober 2018

Schneckenbahn aufs richtige Gleis setzen



Bürgermeister Peter Tschentscher und DB-Infrastrukturvorstand Ronald Pofalla haben heute den Hamburger Hauptbahnhof besichtigt und angekündigt, die Situation dort zu verbessern. Dazu Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Überfüllte Bahnsteige, ausfallende Züge, blockierte Gleise sind im Hamburger Hauptbahnhof seit Jahren an der Tagesordnung. Bahnexpert_innen fordern schon seit langem technische und bauliche Maßnahmen am Hauptbahnhof, wie die zusätzlichen Zugänge für die Gleise an der Bahnhofssüdseite. Eine Entlastung des Bahnhofs durch Neuordnung der Abstellanlage Högerdamm und eine bessere Nutzung der Gleise (z.B. mit durchgängigen Regionalzügen) wurden aber bisher nicht angegangen. Herr Pofalla muss jetzt die Ärmel aufkrempeln und die unterschiedlichen Bahntöchter, die alle für den Hauptbahnhof zuständig sind, auf Trab bringen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3206: Universitäten müssen sich mehr um ihre Lehramtsstudenten bemühen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. Oktober 2018

Universitäten müssen sich mehr um ihre Lehramtsstudenten bemühen



Das Bildungsministerium hat eine Studie über den "Studienerfolg und -misserfolg im Lehramtsstudium" vorgelegt.

Zu den Ergebnissen erklärt der hochschulpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Dirk Stamer:

"Aus der Untersuchung, für die ich dem Bildungsministerium sehr dankbar bin, geht klar hervor: Die Universitäten müssen ihrem Bildungsauftrag im Sinne des Landes besser gerecht werden. Wir können es uns nicht leisten, mit der Ressource "Lehramtsstudierende" leichtfertig umzugehen. Zwar benennt die Studie deutlich die Probleme an den Hochschulen, gleichzeitig zeigt sie aber auch Potentiale auf, die es zu nutzen gilt. Ich denke dabei daran, Veränderungen, vor allem organisatorischer Art, vorzunehmen. Solche Veränderungen müssen nicht zwingend mehr Geld kosten. Hier gibt es keinen Automatismus. Außerdem müssen Studierende frühzeitig Klarheit über die eigene Motivation erlangen, aus der heraus sie Lehrer werden wollen. Wer aus den falschen Gründen Lehrer werden will, wird die Ausbildung nicht zu Ende führen oder später im Berufsleben scheitern. Auch bedarf es einer intensiveren Betreuung der Studierenden in frühen Semestern. Beispiele an Universitäten in anderen Ländern zeigen bereits, dass sich solche Unterstützung bewährt. Zum Schluss sei noch angemerkt: Ziel ist es, mehr Studierende zu einem erfolgreichen Studienabschluss zu führen, also die Quoten zu verbessern. Einfach Gesamtzahlen hochschrauben bringt nichts. Denn die Zahl derer, die sich überhaupt für ein Lehramtsstudium begeistern lassen, ist endlich."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3205: Weiterer Beratungsbedarf zur qualifizierten Volksbefragung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Oktober 2018

Weiterer Beratungsbedarf zur qualifizierten Volksbefragung



Nach der heutigen öffentlichen Anhörung im Rechtsausschuss des Landtages erklärt der Abgeordnete der SPD-Landtagsfraktion und Ausschussvorsitzende Philipp da Cunha:

"Das Ziel der SPD-Landtagsfraktion ist es, den Bürgern in Mecklenburg-Vorpommern neben dem Bürgerbegehren und dem Bürgerentscheid ein weiteres Instrument der Mitbestimmung an die Hand zu geben. Dass der Wunsch danach groß ist, haben heute mehrere Sachverständige bestätigt. Wir sehen aber nach der heutigen Anhörung noch weiteren Beratungsbedarf. Unter anderem muss geklärt werden, wie die Bürger über die Fakten und Hintergründe der Befragungen informiert werden. Für uns ist es selbstverständlich, dass die in der Verfassung verankerten Oppositionsrechte zu gewährleisten sind. Da die Opposition hieran jedoch Zweifel hat, werden wir intensiv weiter diskutieren. In der nächsten Sitzung des Rechtsausschusses wollen wir uns darüber hinaus mit dem Präsidenten des Landesverfassungsgerichtes im Rahmen eines Expertengesprächs austauschen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4952: Haushalts-Plenarsitzung erstmals "barrierearm" (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

Haushalts-Plenarsitzung erstmals "barrierearm"

Landtag überträgt kommende Sitzung per barrierearmen Livestream



Der rheinland-pfälzische Landtag wird die Einbringung sowie die
Aussprache zum Landeshaushalt 2019/2020 im kommenden Plenum am 23. und
24. Oktober 2018 im Rahmen einer Testphase erstmals per
"barrierearmen" Livestream über seine Homepage www.landtag.rlp.de
übertragen. Geplant ist hierfür, eine so genannte
"Live-Verdolmetschung" in die deutsche Schriftsprache anzubieten. Dies
bedeutet, dass die Livestream-Übertragung der Plenarsitzungen
untertitelt und die Inhalte zusammengefasst wiedergegeben werden.

"Damit wollen wir auf Grundlage der UN-Konvention über die Rechte von
Menschen mit Beeinträchtigungen die Informations- und
Teilhabemöglichkeiten an der Landespolitik weiter verbessern", sagte
Landtagspräsident Hendrik Hering. Er freue sich, dass diese Testphase
jetzt mit der Einbringung und ersten Beratung des
rheinland-pfälzischen Doppelhaushalts 2019/2020 startet. "Gerade die
Aufstellung, Beratung und Verabschiedung des Haushaltsplans ist eine
zentrale Aufgabe des Landtages und von herausragender Bedeutung, da
dies letzten Endes das künftige konkrete politische Handeln in Zahlen
widerspiegelt und hierin die Schwerpunkte der Landespolitik
verdeutlicht werden", sagte Hendrik Hering. Im kommenden Jahr solle
die Testphase für den barrierearmen Livestream fortgeführt werden.

Der Landtag weist darauf hin, dass die kommende Plenarsitzung am
Dienstag, 23. Oktober um 14 Uhr mit der Rede von Finanzministerin
Doris Ahnen zur Einbringung des rheinland-pfälzischen Doppelhaushalts
2019/2020 beginnen wird. Am Mittwoch, 24. Oktober findet ab 9:30 Uhr
die Aussprache zum Haushalt in der Ersten Beratung statt. Es finden
keine Fragestunde und keine Aktuellen Debatten statt. Verabschiedet
werden soll der Haushalt dann in der Dezember-Sitzung des Landtags
(11. bis 13. Dezember 2018).

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4951: GRÜNE Fraktion will bezahlbaren und nachhaltigen Wohnraum forcieren (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.10.2018

GRÜNE Fraktion will bezahlbaren und nachhaltigen Wohnraum
forcieren



Die GRÜNE Landtagsfraktion ist heute in Bad Kreuznach zu ihrer
traditionellen Herbstklausur zusammengekommen. Dazu erklärt Dr.
Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender:

"Wir nehmen die Probleme der Menschen in ihrem täglichen Leben sehr
ernst und wollen uns darum kümmern. Das Thema Wohnraum ist dabei eine
der zentralen sozialen Fragen der Gegenwart und der Zukunft. Das Land
tut in diesem Bereich schon viel, und als Ampelfraktion haben wir uns
zum Ziel gesetzt, möglichst bald 20.000 neue bezahlbare Wohnungen in
Rheinland-Pfalz zu schaffen. Dennoch wird es gerade in den Städten und
Ballungsgebieten für die Menschen immer schwieriger, eine Wohnung zu
finden, die einerseits bezahlbar ist und andererseits auch ihrer
persönlichen Lebenssituation gerecht wird. Das müssen wir ändern. Im
ländlichen Raum wiederum gilt es, andere Herausforderungen anzugehen,
indem wir die Zersiedelung stoppen und ein sinnvolles Management für
den Leerstand stattfindet. In Zeiten des Klimawandels und knapper
werdender Ressourcen ist es für uns GRÜNE ein weiteres wichtiges Ziel,
den Wohnungsbau energetisch nachhaltig, ökologisch, aber ohne
zusätzliche Kosten für Mieterinnen und Mieter zu gestalten.

Im Rahmen unserer Klausur haben wir ein Eckpunktepapier beschlossen,
das zeigt, mit welchen Maßnahmen es auf Ebene der Kommunen, des Landes
und des Bundes gelingen kann, ausreichend bezahlbaren Wohnraum zur
Verfügung zu stellen. Wir wollen den Passivhausstandard und die
umfassende Barrierefreiheit für den sozialen Wohnungsbau stärken. Um
der Wohnungsnot zu begegnen, wollen wir die rechtlichen und
finanziellen Rahmenbedingungen für die Gründung kommunaler
Wohnungsbaugesellschaften schaffen - für die Städte und die
Landkreise. Wir unterstützen Städte wie Trier, Mainz und Landau, die
mit einer verbindlichen Sozialquote festlegen, dass ein bestimmter
Anteil des neu gebauten Wohnraums zu günstigen Mieten angeboten werden
muss. Auf Landesebene setzen wir uns für ein Zweckentfremdungsverbot
ein, damit wertvoller Wohnraum nicht dort verloren geht, wo er am
dringendsten benötigt wird. Gerade in den Universitätsstädten ist der
Wohnungsmarkt sehr angespannt - deshalb wollen wir außerdem
Studierendenwerke beim Bau von Wohnheimen unterstützen."

Das heute beschlossene Positionspapier Wohnraumförderung.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2018/10/Positionspapier-Wohnraumf%C3%B6rderung.pdf

 * 
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AGRAR/264: Hofabgabeklausel hat keine Zukunft mehr


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Hofabgabeklausel hat keine Zukunft mehr



Ursula Schulte, stellvertretende landwirtschaftliche Sprecherin:

In der gestrigen Sitzung des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft gab es für viele Landwirte gute Nachrichten. Zum einen haben die Koalitionsparteien betont, dass die Hofabgabeverpflichtung keine Zukunft mehr besitzt. Zum anderen zeichnet sich ab, dass die SVLFG bereit ist, die seit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts im August 2018 aufgelaufenen Rentenanträge zu bewilligen.

"Die Hofabgabeklausel gehört ohne Wenn und Aber der Vergangenheit an. Das Ziel der SPD ist klar: Wir wollen, dass ältere Landwirte in den Genuss ihrer wohlverdienten Rente kommen. Die Hofabgabeverpflichtung hindert sie daran.

Die Initiativen der Grünen und Linken greifen zu kurz, wenn sie lediglich sagen, die Klausel müsse weg. Richtig ist, dass wir das gesamte Alterssicherungssystem der Landwirte im Blick haben müssen. Schließlich zahlt allein der Bund zwei Milliarden Euro in dieses System. Während andere uns einen Eiertanz vorwerfen, wollen wir ein rechtssicheres und generationengerechtes System. Die Alterssicherung der Landwirte muss endlich zukunftsfest gemacht werden. Die Abschaffung der Hofabgabe allein reicht dafür nicht aus.

Darüber hinaus wollen wir, dass die älteren Landwirte ein Recht auf zügige Rentenbewilligung erhalten. Es muss zügig umgesetzt werden, was wir Sozialdemokraten schon lange fordern: die schnelle Bewilligung der seit dem Bundesverfassungsgericht aufgelaufenen Bescheide. Das ist soziale Gerechtigkeit. Der Rentenversicherungsträger ist jetzt gefordert.

Genauso wichtig ist, dass der 'Generationenvertrag Landwirtschaft' auch in Zukunft noch funktioniert. Vor allem junge Landwirte benötigen verlässliche Planungsmöglichkeiten für ihre Zukunft. Deshalb müssen wir klären, wie eine nachhaltige Fortentwicklung des Alterssicherungssystems für Landwirte aussehen kann. Ziele müssen sein: Rechtssicherheit und Generationengerechtigkeit."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 
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ARBEIT/1198: Weiterer Schritt in moderne Arbeitswelt - Gesetz zur Brückenteilzeit verabschiedet


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Weiterer Schritt in die moderne Arbeitswelt: Gesetz zur Brückenteilzeit verabschiedet



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;

Gabriele Hiller-Ohm, zuständige Berichterstatterin:

Lange lag das Vorhaben auf Eis. Nun hat die Koalition das erste große Gesetzgebungsverfahren mit einem ihrer zentralen Anliegen für mehr Zeitsouveränität durch die Brückenteilzeit erfolgreich durchgesetzt. Ab 1.1.2019 gibt dieses Gesetz vielen Beschäftigten die Möglichkeit, in einem Zeitraum von einem bis fünf Jahren in Teilzeit zu gehen und zwar ganz ohne Begründung. Das Rückkehrrecht stellt sicher, dass Beschäftigte anschließend wieder zur ursprünglichen Arbeitszeit zurückkehren können.

"Brückenteilzeit und Rückkehrrecht sind neben dem Elterngeld und Elterngeld Plus sowie den Verbesserungen bei der Kinderbetreuung ein weiterer großer Schritt in die Arbeitswelt der Zukunft.

Die Lebenswirklichkeit von berufstätigen Frauen und Männern hat sich in den letzten Jahrzehnten enorm gewandelt. Von einer - meist männlichen - Vollzeittätigkeit hin zu einer wachsenden Zahl an Teilzeitmodellen, die den heutigen Bedürfnissen und Verpflichtungen entsprechen. Wir brauchen Zeit für unsere Kinder, Zeit für die Pflege unserer Angehörigen und auch Zeit für uns, um uns weiterzubilden, zu qualifizieren oder auch um soziale Arbeit leisten zu können.

Mit der Brückenteilzeit und dem Rückkehrrecht lösen wir ein Versprechen ein, das bisher fehlte und für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch die neuen gesetzlichen Regelungen die Beschäftigung planbarer und sicherer macht. Vielen Frauen und auch Männern ebnet die neue Regelung den Weg zurück in die Vollzeit oder die alte Arbeitszeit, damit sie aus der berüchtigten Teilzeitfalle herauskommen können."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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AUSSEN/1589: Große Erleichterung über Freilassung von Nguyen Ngoc Nhu Quynh


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Große Erleichterung über Freilassung von Nguyen Ngoc Nhu Quynh



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Nachdem sie im letzten Jahr zu zehn Jahren Haft wegen Propaganda gegen den Staat verurteilt wurde, ist die vietnamesische Bloggerin Nguyen Ngoc Nhu Quynh nun freigelassen worden. Die Erleichterung darüber ist groß, dennoch sind die Begleitumstände nicht nur erfreulich.

"Dass die vietnamesische Bloggerin Nguyen Ngoc Nhu Quynh vorzeitig aus der Haft entlassen wurde, ist eine gute Nachricht. Verhaftung und Verurteilung von ihr waren offensichtlich politisch motiviert. Die auch als Mother Mushroom bekannte Bloggerin schrieb über massive Umweltverschmutzungen in Vietnam. Sie nahm lediglich ihre Rechte auf freie Berichterstattung und freie Meinungsäußerung wahr. Mother Mushroom wurde deshalb in das parlamentarische Schutzprogramm des Bundestages aufgenommen.

Die Freilassung hat allerdings die negativen Begleitumstände, dass sie das Land in Richtung USA verlassen muss. Da sich Nguyen Ngoc Nhu Quynh keiner Straftat schuldig gemacht hat, hätte sie eigentlich ihr vorheriges Leben in Vietnam fortsetzen können müssen. Auch anlässlich der erfreulichen Freilassung muss daran erinnert werden, dass es in Vietnam eine ganze Reihe politischer Gefangener gibt, die nichts anderes tun als ihre Meinung zu äußern. Auch diese unschuldig Verurteilten oder Angeklagten müssen umgehend freigelassen werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2731: So geht gute Kita


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

So geht gute Kita



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher:

Der Deutsche Bundestag hat heute das Gute-Kita-Gesetz beraten. Die SPD-Bundestagsfraktion wird damit für mehr Qualität und weniger Gebühren in Kitas sorgen. Mit insgesamt 5,5 Milliarden Euro unterstützen wir Kitakinder und ihre Eltern genau da, wo der Schuh am meisten drückt.

"Wir wissen, dass jede Kita, jede Region und jedes Bundesland mit anderen Herausforderungen zu kämpfen hat. Deshalb schreiben wir den Ländern auch keine konkreten Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität in Kitas vor. Vielmehr stellen wir ihnen einen Instrumentenkasten zur Verfügung, mit dem sie flexibel, etwa in mehr Erzieherinnen und Erzieher, ihre Qualifizierung oder in zusätzliche ganzheitliche Bildungsangebote, investieren können.

Damit auch alle Kinder eine gute Kita besuchen können, müssen sich die Familien das leisten können. Deshalb werden die Eltern, die Grundsicherung, Kinderzuschlag oder Wohngeld erhalten, künftig nicht mehr für die Betreuungsplätze zahlen müssen. Außerdem führen wir bundesweit ein, dass Kitagebühren sozial gestaffelt werden müssen. Das hilft vor allem Familien mit kleinerem Geldbeutel.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben vor unserer Regierungsbeteiligung mehr Qualität und weniger Gebühren in Kitas versprochen. Das lösen wir jetzt ein."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/272: "Bund muss Weichen für neuen Hochschulpakt stellen!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 18. Oktober 2018

GEW: "Bund muss Weichen für neuen Hochschulpakt stellen!"

Bildungsgewerkschaft zur Bundestagsdebatte über Hochschulfinanzierung



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat die
Bundesregierung gemahnt, die Verhandlungen mit den Ländern über die Zukunft
des Hochschulpakts zügig abzuschließen. "Nach allen Prognosen wird die Zahl
der Studierenden auch in den kommenden Jahren nicht zurückgehen, sondern
sich auf hohem Niveau stabilisieren. Der Bund muss daher endlich auf Dauer
und in der Fläche in die Finanzierung der Hochschulen einsteigen: mit einem
neuen Hochschulpakt, der für einen nachhaltigen Ausbau der Hochschulen,
eine bessere Qualität von Lehre und Studium sowie mehr Dauerstellen für
Daueraufgaben sorgt", sagte Andreas Keller, stellvertretender Vorsitzender
und Vorstandsmitglied für Hochschule und Forschung der GEW, mit Blick auf
die heutige Debatte des Bundestages über die Hochschulfinanzierung.

"Es kann nicht sein, dass der Numerus clausus junge Menschen vom Studium
abhält, während gleichzeitig in vielen Branchen Fachkräftemangel zu
beklagen ist. Wir werden auch in Zukunft nicht weniger, sondern mehr
qualifizierte Hochschulabsolventinnen und -absolventen brauchen. Die Zahl
der Studienplätze darf daher nicht reduziert, sondern muss weiter ausgebaut
werden. Darüber hinaus muss der Hochschulpakt günstigere
Betreuungsrelationen schaffen. Es ist unverantwortlich, dass an den
Universitäten 60 Studierende, in manchen Fächern sogar über 90, auf eine
Professorin oder einen Professor kommen. Unser Nachbarland Schweiz
garantiert an seinen Universitäten Betreuungsrelationen von 1:40, warum
sollte das nicht auch in Deutschland möglich sein? Im 'Budenheimer
Memorandum' der GEW haben wir vorgeschlagen, dass sich der neue
Hochschulpakt an den Schweizer Zahlen orientieren soll", sagte der
GEW-Hochschulexperte.

Keller betonte weiter, dass "gute Hochschulbildung nicht ohne gute Arbeit"
zu haben sei. Der Hochschulpakt müsse daher künftig auch zu besseren
Beschäftigungsbedingungen an den Hochschulen beitragen. "Neun von zehn
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden mit
Zeitverträgen abgespeist - das gefährdet auch die Kontinuität und Qualität
der Lehre. Der neue Hochschulpakt muss sich zu einer Entfristungsoffensive
entwickeln und mehr Dauerstellen für Daueraufgaben in der Lehre
finanzieren", betonte der GEW-Vize abschließend.


Info: Der Deutsche Bundestag debattiert heute ab
voraussichtlich 12.20 Uhr über Anträge der Fraktionen zur
Hochschulfinanzierung.

In ihrem "Budenheimer Memorandum" hat die GEW ihre Anforderungen an einen
neuen Hochschulpakt formuliert. Das Memorandum wurde während der 10.
GEW-Wissenschaftskonferenz im September in Budenheim bei Mainz vorgelegt.

Am 8. November wird die GEW auf ihrem 9. Follow-up-Kongress zum "Templiner
Manifest" in Berlin das "Budenheimer Memorandum" präsentieren und mit
Vertreterinnen und Vertretern des Bundes sowie der Länder über die Zukunft
der Hochschulfinanzierung diskutieren.
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HOCHSCHULE/2242: Studie zu Chancengleichheit und Studienerfolg im berufsbegleitenden Studium (idw)


FOM Hochschule - 17.10.2018

Studie zu Chancengleichheit und Studienerfolg im berufsbegleitenden
Studium



Aufstieg durch Bildung ist ein zentrales bildungspolitisches Thema, mit
dem sich die FOM Hochschule seit vielen Jahren befasst. Bereits seit 2008
führt sie gemeinsam mit über 60 deutschen Hochschulen, unter der
Koordination des unabhängigen Instituts für angewandte Statistik (ISTAT,
ehemals INCHER), eine Vergleichserhebung unter Absolventinnen und
Absolventen durch.

Anderthalb bis zwei Jahre nach Studienabschluss werden diese eingeladen,
sich an der Erhebung zu beteiligen. Im Rahmen des Projekts werden jährlich
etwa 70.000 Hochschulabsolventinnen und Hochschulabsolventen aus der
gesamten Bundesrepublik zu ihrem Berufsweg befragt, zuletzt von Oktober
2017 bis Februar 2018.

Für die aktuelle Studie wurden entsprechend Personen befragt, die ihr
Bachelor- oder Master-Studium im Jahr 2016 abgeschlossen haben. Die Themen
waren Studienmotive, Studien- und Berufserfolg in Form des aktuellen
Gehaltes, Gehaltsentwicklung seit Studienbeginn, aktuelle Verantwortung im
Beruf und Entwicklung der Verantwortung seit Studienbeginn. Als
Studienerfolg wurde die Abschlussnote herangezogen. Ein besonderer Fokus
der Studie lag auf dem Vergleich zwischen Studierenden aus einem
akademisch geprägten Elternhaus, bei denen mindestens ein Elternteil über
einen Hochschulabschluss verfügt, und solchen, bei denen dies nicht der
Fall ist.

Die wichtigsten Ergebnisse der FOM-seitigen Auswertung des Datensatzes
sind:

1. Kinder aus bildungsfernen Schichten nutzen verstärkt
berufsbegleitende Studienangebote und haben beruflichen Erfolg. Sie
starten mit derselben Qualifikation wie Kinder aus Akademiker-Familien,
gemessen an der Note der Hochschulzugangsberechtigung, und sind nach ihrem
Studium genauso erfolgreich hinsichtlich Gehalt und Verantwortung im
Beruf.

2. Die Motivation für ein berufsbegleitendes Studium ist primär der
Wunsch nach (persönlicher) Weiterentwicklung. Materielle Gründe und
Arbeitsmarktchancen spielen eine wichtige, aber nachgeordnete Rolle.
Sozialer Druck, ein Studium absolvieren zu müssen, spielt keine Rolle.

3. AbsolventInnen berufsbegleitender Studiengänge sind unabhängig von
der Bildungsschicht, aus der sie stammen, beruflich sehr erfolgreich
hinsichtlich Gehalt und Verantwortung im Beruf.

"Berufsbegleitende Studienangebote bieten wertvolle Aufstiegschancen und
deren Absolventinnen und Absolventen sind im Beruf mit wichtigen
praxisorientierten Kompetenzen ausgestattet", freut sich der FOM
Qualitätsmanagementbeauftragte Bernhard Minke M.A., unter dessen Leitung
die FOM-seitige Analyse der Daten durch Qualitätsmanagerin Dr. Gina Mende
erfolgte.

"Die Absolventenstudie weist nach, dass sich ein berufsbegleitendes
Studium auszahlt", ergänzt FOM Kanzler Dr. Harald Beschorner, der die
Studie gemeinsam mit FOM Rektor Prof. Dr. Burghard Hermeier in Auftrag
gegeben hat. Dieser resümiert: "Das sind positive Signale für die FOM
Hochschule und eine weitere Bestätigung des deutschlandweiten
Studienmodells, auf deren Basis wir unsere Studiengänge weiterentwickeln."

Mit rund 50.000 Studierenden ist die FOM die größte private Hochschule
Deutschlands. Sie bietet Berufstätigen und Auszubildenden an bundesweit 29
Hochschulzentren die Möglichkeit, berufsbegleitend praxisorientierte
Bachelor- und Masterstudiengänge aus den Bereichen
Wirtschaftswissenschaften, Gesundheit- und Soziales, IT-Management sowie
Ingenieurwesen zu absolvieren. Die Studienabschlüsse sind staatlich und
international anerkannt. Die Hochschule ist vom Wissenschaftsrat
akkreditiert und hat von der FIBAA Anfang 2012 das Gütesiegel der
Systemakkreditierung verliehen bekommen - als erste private Hochschule
Deutschlands.

Als praxisorientierte Hochschule für Berufstätige fördert die FOM den
Wissenstransfer zwischen Hochschule und Unternehmen, alle Studiengänge der
FOM sind auf die Bedürfnisse von Berufstätigen und Auszubildenden
zugeschnitten. Die hohe Akzeptanz der FOM zeigt sich nicht nur in der
engen Zusammenarbeit mit staatlichen Hochschulen, sondern auch in über 800
Kooperationen mit internationalen Großkonzernen und regionalen
mittelständischen Betrieben. Namhafte Unternehmen wie zum Beispiel
Bertelsmann, Deloitte, Deutsche Telekom, E.ON, Ford, IBM, Siemens und
ThyssenKrupp kooperieren mit der FOM und empfehlen ihrem Führungsnachwuchs
ein ausbildungs- bzw. berufsbegleitendes Studium. Getragen wird die FOM
von der gemeinnützigen Stiftung BildungsCentrum der Wirtschaft mit Sitz in
Essen.


Weitere Informationen unter:

http://www.fom.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution812
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FORSCHUNG/1164: Space Farming dank Pflanzenhormon Strigolacton (idw)


Universität Zürich - 17.10.2018

Space Farming dank Pflanzenhormon Strigolacton



Nährstoffarme Böden und eine nahezu schwerelose Umgebung: Wie lassen sich
auf dem Mond oder auf anderen Planeten trotzdem Kartoffeln anpflanzen?
Indem man das Pflanzenhormon Strigolacton nutzt, zeigen Pflanzenbiologen
der Universität Zürich auf. Dieses fördert die Symbiose zwischen Pilzen
und feinen Wurzeln und unterstützt so das Pflanzenwachstum - selbst unter
den erschwerten Bedingungen im All.

Nicht nur die NASA, auch Unternehmer wie Jeff Bezos oder Elon Musk spielen
seit einiger Zeit mit dem Gedanken, dereinst Kolonien auf dem Mond oder
auf anderen Planeten aufzubauen. Diese Visionen sowie zukünftige
Langzeit-Missionen in der bemannten Raumfahrt werfen die Frage auf, wie sich
Weltraum-Teams nachhaltig mit Lebensmitteln versorgen können. Ein
möglicher Ansatz besteht darin, Ackerbau vor Ort zu betreiben. Allerdings
sind die Böden auf dem Mond sowie auf anderen Planeten klar nährstoffärmer
als das Ackerland bei uns. Die Alternative - nährstoffreiche Erde sowie
Dünger in den Weltraum zu transportieren - ist ökologisch wie auch
wirtschaftlich sehr fragwürdig.

Pilz-Pflanzen-Symbiose fördert das Pflanzenwachstum

Auf der Suche nach einem möglichen Ausweg konzentrierte sich eine
Forschungsgruppe um Lorenzo Borghi von der Universität Zürich und Marcel
Egli von der Hochschule Luzern auf die sogenannte Mykorrhiza, eine
Symbiose zwischen Pilzen und feinen Pflanzenwurzeln. In dieser
Lebensgemeinschaft versorgen Pilzfäden die Pflanzenwurzeln mit
zusätzlichem Wasser, Stickstoff, Phosphaten sowie Spurenelementen aus dem
Boden. Umgekehrt erhalten sie Zugang zu Zucker und Fetten, die von der
Pflanze gebildet werden. Angeregt wird diese Symbiose durch Hormone der
Strigolacton-Familie, welche die meisten Pflanzen rund um den
Wurzelbereich in den Boden ausscheiden. Die Mykorrhizierung kann das
Pflanzenwachstum massiv steigern und den Ernteertrag damit substanziell
verbessern - speziell in nährstoffarmen Böden.

Schwerelosigkeit beeinträchtigt Mykorrhizierung

Im Weltall müssen Kulturpflanzen jedoch nicht bloss mit nährstoffarmen
Böden, sondern auch mit Mikrogravität zurechtkommen, das heisst mit nahezu
fehlender Schwerkraft. Um den Einfluss einer solchen Umgebung auf das
Pflanzenwachstum zu untersuchen, haben die Wissenschaftler Petunien und
Mykorrhiza-Pilze unter simulierter Schwerelosigkeit kultiviert. Petunien
gelten als Modellorganismus für Nachtschattengewächse, zu denen zum
Beispiel auch Tomaten, Kartoffeln und Auberginen gehören.

Die Experimente zeigten, dass Mikrogravität die Mykorrhizierung behindert
und so die Nährstoffaufnahme der Petunien aus dem Boden reduziert. Das
Pflanzenhormon Strigolacton wirkt diesem negativen Effekt allerdings
entgegen. Pflanzen mit einer ausgeprägten Strigolacton-Ausschüttung und
Pilze, welche die Forschenden mit einem künstlichen Strigolacton-Hormon
behandelten, konnten in nährstoffarmen Böden trotz Mikrogravität gut
gedeihen.

Best practice für Lebensmittelproduktion im Weltall

«Um Kulturpflanzen wie Tomaten und Kartoffeln trotz den schwierigen
Bedingungen im Weltall zum Wachsen zu bringen, müssen wir die
Mykorrhiza-Bildung fördern», fasst Forschungsleiter Lorenzo Borghi zusammen.
«Über Strigolacton-Hormone scheint dies zu gelingen. Unsere Erkenntnisse
liefern so einen vielversprechenden Ansatz, um mit Pflanzen, die wir auf der
Erde kultivieren, auch ertragreichen Ackerbau im Weltraum zu betreiben.»


Originalpublikation:

Guowei Liu, Daniel Bollier, Christian Gübeli, Noemi Peter, Peter Arnold,
Marcel Egli, Lorenzo Borghi.

Simulated microgravity and the antagonistic influence of strigolactone on
plant nutrient uptake in low nutrient conditions.

Nature Microgravity. Oktober 17, 2018.

DOI: 10.1038/s41526-018-0054-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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MELDUNG/622: Notwendigkeit von klaren Kriterien bei der Auszahlung von Dürrehilfen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung vom 18.10.18

Staatssekretär Dr. Aeikens:

"Es geht um öffentliches Geld, das nicht nach Gießkannenprinzip ausgezahlt
werden kann."



Der Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft,
Dr. Hermann Onko Aeikens, unterstreicht die Notwendigkeit von klaren
Kriterien bei der Auszahlung von Dürrehilfen. Damit tritt er entschieden
Einwürfen entgegen, die gänzlich auf eine Bedürftigkeitsprüfung verzichten
und Gelder "lockerer" verteilen wollen:

"Die Dürrehilfen sind für die bestimmt, die existenzbedroht sind. Eine
Auszahlung soll so schnell wie möglich geschehen. Der Bund hat die
Verwaltungsvereinbarungen mit den Ländern bereits unterschrieben. Die
Länder, die gegengezeichnet haben, bekommen das ihnen zustehende Geld
umgehend überwiesen. So können rasch Abschlagszahlungen an die
existenzbedrohten Bauernfamilien ausgezahlt werden.

Soweit das Geld bei bestimmten Bauern angeblich "nicht ankommt", hängt dies
nicht an einer zu bürokratischen Ausgestaltung der Dürrehilfe, sondern
schlichtweg daran, dass sich manche Betroffenen nicht in die Bücher schauen
lassen wollen und lieber auf Hilfen verzichten oder daran, dass die
Verluste durch Mehreinnahmen bei den gestiegenen Verkaufspreisen
kompensiert wurden und eine Existenzbedrohung damit gar nicht vorliegt.

Denn eines ist klar: Wer wirklich existenzbedroht ist, der ist auch offen
für die notwendige Darstellung seiner Bedürftigkeit. Es ist verständlich,
dass das manche nicht wollen, aber genauso verständlich muss sein, dass wir
auf klare rechtliche Regelungen bestehen müssen. Das sind wir dem
Steuerzahler schuldig. Es geht um öffentliches Geld, das nicht nach
Gießkannenprinzip, sondern nur nach klaren, an der Bedürftigkeit der
Unternehmen orientierten Kriterien ausgezahlt werden darf. Das war im
Übrigen ebenso bei der Dürre 2003 der Fall, und dieser Weg ist auch dieses
Mal zusammen mit den Ländern gemeinsam entwickelt worden. Wer jetzt die
Dürrehilfen schlecht redet, möchte vielleicht davon ablenken, dass sich die
Situation in der Landwirtschaft durchaus differenziert darstellt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18.10.2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:
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Dienstsitz Berlin:
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VERBAND/2328: Bauernverband fordert mehr Pragmatismus bei der Dürrehilfe (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

Bauernverband fordert mehr Pragmatismus bei der Dürrehilfe

Rukwied: Maßnahme kommt nicht an



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied
kritisiert die Umsetzung der zwischen Bund und Ländern beschlossenen
Dürrehilfe für die Bauern. "Das Verfahren lässt eine schnelle und
effektive Dürrehilfe nicht zu. Wir befürchten, dass einige
bürokratische Hürden viele betroffene Betriebe von der Hilfsmaßnahme
ausschließen. Das Verfahren überfordert die Landwirte und dauert zu
lange", so Rukwied. Ein gemeinsamer Beschluss aller Präsidenten der
Landesbauernverbände fordert Bund und Länder dringend auf, dieses
Hilfsprogram zu vereinfachen. "Wenn den betroffenen Betrieben wirklich
geholfen werden soll, was dringend notwendig ist, müssen die Vorgaben
anders ausgestaltet werden", sagt DBV-Präsident Rukwied.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1312: Wegen BAMF-Fehler - Erneute rechtswidrige Abschiebung (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

Wegen BAMF-Fehler: Erneute rechtswidrige Abschiebung

Sachsen muss Familie unverzüglich zurückholen - PRO ASYL und Sächsischer
Flüchtlingsrat fordern sofortige Umsetzung der Gerichtsentscheidung



Der Fall einer weiteren rechtswidrigen Abschiebung macht deutlich, dass aus
den bisherigen Fehlern wenig gelernt wurde. Ein syrisches Ehepaar mit drei
Kindern sollte nach dem Willen des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) aus Sachsen nach Rumänien zurückgeschickt werden, da sie
dort - auf dem Papier - subsidiären Schutz erhalten habe. Aufgrund der dort
herrschenden Umstände hat die Familie jedoch Klage eingereicht. Diese Klage
hatte aufschiebende Wirkung. Das heißt, solange das Gerichtsverfahren
läuft, kann sie nicht abgeschoben werden. Das beruht auf dem Prinzip des
grundrechtlich gebotenen effektiven Rechtsschutzes. Es wäre der Familie
wesentlich erschwert, aus dem Ausland überhaupt noch ihre Rechte vor
Gericht durchzusetzen. Nicht immer gibt es diese automatisch aufschiebende
Wirkung, aber in diesem Fall wurde sie sogar vom Verwaltungsgericht Dresden
in einem ersten Eilverfahren ausdrücklich bestätigt.

Dennoch hat das BAMF den sächsischen Behörden eine Fehlinformation über
diese aufschiebende Wirkung zukommen lassen und die Abschiebung damit frei
gegeben. Seit über einem Monat harrt die Familie nun schon in Rumänien aus.
Erst in einem zweiten Gerichtsverfahren vor dem Verwaltungsgericht Dresden
gibt das BAMF zu: Es habe fälschlicherweise diese Fehlinformation
weitergegeben. Daraufhin hat das Verwaltungsgericht am 9. Oktober 2018
entschieden, dass Sachsen, welches die Abschiebung letztlich durchgeführt
hat, die Familie »unverzüglich« zurückholen muss.

Und trotzdem sitzt die Familie weiterhin in Rumänien fest. Auch nach
Aufforderung durch den Flüchtlingsrat Sachsen hat das zuständige
Landesinnenministerium noch nicht alles in Bewegung gesetzt, um die Familie
endlich nach Deutschland zu bringen. »Was in die eine Richtung schnellstens
funktioniert hat, muss nun auch auf umgekehrtem Wege umgesetzt werden. Es
kann nicht sein, dass das Landesinnenministerium nach dieser klaren
Gerichtsentscheidung noch keinen Rückflug gebucht hat«, erklärt Mark
Gärtner vom Sächsischen Flüchtlingsrat. Die ersten Tage habe die Familie
noch ohne Wohnung in einem Park verbracht. Nur mit Unterstützung des
Rumänischen Flüchtlingsrates konnte ihr wenigstens Obdach in einer Garage
vermittelt werden.

Es ist auch nicht das erste Mal, dass dem BAMF ein solch schwerwiegender
Fehler unterläuft. Erst wurde der Fall des abgeschobenen Fazelpur bekannt,
der durch Behördenfehler aus Deutschland über Bulgarien nach Afghanistan
abgeschoben wurde - und letztlich doch noch einen Flüchtlingsstatus in
Deutschland erhalten hat. Zuletzt gab es beispielsweise die rechtswidrige
Abschiebung nach Afghanistan von Nasibullah, der ebenfalls unter
schwierigen Umständen zurückgeholt werden musste.

»Diese Fälle zeigen, wie fahrlässig hier mit essentiellen Entscheidungen
umgegangen wird. Durch ein Ineinandergreifen des BAMF-Fehlers und der
Verzögerung durch das Landesinnenministerium harrt die Familie unter
menschenunwürdigen Zuständen in Rumänien aus«, so Bellinda Bartolucci,
rechtspolitische Referentin bei PRO ASYL. Gerade bei Fragen einer
Abschiebung müsse aber alles dafür getan werden, dass solche Fehler nicht
passieren. PRO ASYL und Sächsischer Flüchtlingsrat fordern: Sachsen muss
die Familie sofort zurückholen.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018
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REDE/986: Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel, 17.10.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel

in Berlin vor dem Deutschen Bundestag am 17. Oktober 2018

(Protokoll des Deutschen Bundestages)



Guten Tag, Herr Präsident!

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine Damen und Herren!

Mitte Mai 2019, also in nicht allzu ferner Zeit, wählen die europäischen
Bürgerinnen und Bürger ihr neues Europaparlament. Das neue Parlament wird
dann die Volksvertretung von rund 450 Millionen Europäern und Europäerinnen
sein; das sind fast anderthalbmal so viele Einwohner wie in den USA und
immerhin 6 Prozent der Weltbevölkerung. Eine solche länderübergreifende
freie, demokratische Wahl von dieser Größenordnung ist weltweit
einzigartig. Faire und freie Wahlen bilden das Fundament funktionierender
Demokratien. Und dieses Fundament gilt es natürlich besonders in Zeiten
rasanten technologischen Wandels wirksam zu schützen; denn unsere
Erfahrungen der jüngeren Vergangenheit zeigen, dass die demokratischen
Willensäußerungen der Wählerinnen und Wähler durch gezielte
Desinformationskampagnen, Cyberangriffe oder Datenmissbrauch allzu leicht
verfälscht werden können.

Beim heute beginnenden Europäischen Rat der Staats- und Regierungschefs
wollen wir daher über Schritte zur Wahrung der inneren Sicherheit beraten,
und zwar gerade auch zur Vorbereitung der Europawahl 2019. Damit führen wir
die schon recht gute Diskussion des informellen Rats in Salzburg vom
September fort. Innere Sicherheit beginnt - wie es das Wort schon sagt -
natürlich erst einmal zu Hause. Sie ist aber nachhaltig heute nur noch
international sicherzustellen. Kein Staat kann das alleine gewährleisten.
Er kann nicht allein gewährleisten, dass Wahlmanipulatoren oder
Cyberkriminelle nicht agieren; denn die machen vor Grenzen nicht halt.

In Brüssel wird es daher mit Blick auf die Europawahl darum gehen, bessere
Regeln bei der Datenverarbeitung zu schaffen, damit personenbezogene
Informationen, beispielsweise aus den sozialen Medien, nicht für
Wahlkampfzwecke missbraucht werden können. Wir wollen zudem Leitlinien für
den Umgang mit Parteien schaffen, die in ihren Kampagnen aktiv
Desinformation betreiben. Und das bedeutet in letzter Konsequenz auch, in
solchen Fällen über finanzielle Sanktionen nachzudenken. Denn Politik
bedeutet Verantwortung: Wer sich nicht an die demokratischen Spielregeln
Europas hält, der kann auch nicht erwarten, von der Europäischen Union
Mittel zur Parteienfinanzierung zu erhalten.

Auch das ist wehrhafte Demokratie, meine Damen und Herren.

- Fühlt sich da jemand angesprochen?

Wir wollen uns auch zukünftig verstärkt mit Cyberangriffen und den
dahinterstehenden Akteuren beschäftigen und uns darüber austauschen. Damit
wollen wir diesen Angriffen durch präventive Maßnahmen vorbeugen, uns im
Falle eines Angriffs gegenseitig warnen und aus gemachten Erfahrungen
lernen. Die Kommission hat dazu bereits 2017 Vorschläge unterbreitet, zum
Beispiel zur Europäischen Agentur für Netz- und Informationssicherheit -
ähnlich wie wir das aus Deutschland durch das BSI kennen - und durch einen
freiwilligen, aber einheitlichen europäischen Rahmen für
Cybersicherheitszertifikate, die zum Beispiel bei der Gesundheitskarte
Anwendung finden könnten.

Deutschland unterstützt ein stärkeres gemeinsames Vorgehen, ist allerdings
skeptisch, wenn es um operationelle Tätigkeiten solcher Agenturen geht;
denn es könnte sehr schnell passieren, dass nationale und europäische
Aktionen nicht gut koordiniert werden. Das heißt, wir sagen zur
Koordinierung Ja, zum operativen Eingreifen Nein. Aber darüber wird jetzt
weiter beraten.

Meine Damen und Herren, wir werden auch darüber sprechen, wie wir die
Informationen unserer nationalen Datenbanken in Europa besser miteinander
vernetzen können. Damit wird dann unsere Fähigkeit, terroristische
Anschläge frühzeitig zu vereiteln, bedeutend erhöht. Die Anschläge von
Paris, Barcelona oder Berlin haben uns schmerzlich vor Augen geführt, dass
der Kampf gegen den Terrorismus auch ein Wettlauf des Wissens ist. Es ist
kein akzeptabler Zustand, dass wir Attacken nicht verhindern können, weil
unsere IT-Systeme national und international nicht kompatibel sind. Daran
muss gearbeitet werden.

Zudem soll in Europa die Löschung illegaler Inhalte wie von
Terrorpropaganda auf Internetseiten deutlich vereinfacht werden, ohne
jedoch - das möchte ich an dieser Stelle ausdrücklich betonen - die
Grundfreiheiten unserer Bürgerinnen und Bürger zu beschneiden. Hier zeigt
sich erneut: Europa ist nicht nur entschlossen, sondern zunehmend auch in
der Lage, seine Bürgerinnen und Bürger zu schützen und damit eines seiner
wichtigsten Versprechen, nämlich das Stabilitäts- und
Sicherheitsversprechen, zu erfüllen.

Ein Stabilitätsversprechen haben wir auch für die Wirtschafts- und
Währungsunion abgegeben. Ich sage ganz klar - ich glaube, viele von Ihnen
spüren das auch -: In bewegten Zeiten wie diesen können wir froh sein, eine
gemeinsame Währung in Europa zu haben, den Euro.

Gerade für uns Deutsche als eine der weltweit aktivsten Handelsnationen ist
es von großem Wert, nicht als einzelnes Land dem freien Spiel globaler
Finanzströme ausgesetzt zu sein. Es ist und bleibt ein Kernziel dieser
Bundesregierung, die Stabilität und Krisenfestigkeit des europäischen
Währungs- und Wirtschaftsraums weiter zu festigen. Dazu gehört die Stärkung
des Europäischen Stabilitätsmechanismus zur Bewältigung und Prävention von
Krisen; dazu gehören aber auch Fortschritte bei der Bankenunion und die
Frage von Haushaltsmitteln für die Euro-Zone.

Der französische Präsident Emmanuel Macron und ich sowie die
Bundesregierung - in Person der Finanzminister von Frankreich und von
Deutschland - haben dazu im Sommer gemeinsame Vorschläge gemacht. Beim
morgen stattfindenden Euro-Gipfel werden wir uns zum Zwischenstand der
Arbeiten berichten lassen, die in der Euro-Gruppe zur Stärkung der
Währungsunion laufen. Entscheidungen stehen nicht an. Wir werden im Übrigen
im sogenannten inklusiven Format tagen, das heißt zu 27, also auch mit den
Mitgliedstaaten, die nicht dem Euro-Raum angehören.

Für die Bundesregierung ist klar, dass am Ende das Gesamtpaket für eine
Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion stimmen muss. Erst
dann werden wir zustimmen können. Dabei gilt unverändert: In der
Währungsunion bleibt jeder Mitgliedstaat zunächst selbst für seine
Wirtschafts- und Haushaltspolitik verantwortlich. Jeder Staat des 
Euro-Raums steht in der Pflicht, für Stabilität zu sorgen und notwendige
Reformen für seine Wettbewerbsfähigkeit zu ergreifen. Und das gilt gerade
in wirtschaftlich guten Zeiten.

Zugleich sind wir - das haben wir schmerzhaft erfahren - in der Wirtschafts-
 und Währungsunion so eng miteinander verflochten, dass nationale Politik
auch immer Auswirkungen auf die anderen Mitgliedstaaten haben kann. Stabile
Haushalte sind eine wichtige Voraussetzung für eine gute wirtschaftliche
Entwicklung in jedem einzelnen Land. Solide öffentliche Finanzen sind aber
auch Voraussetzung für Vertrauen in die Währungsunion.

Dabei bleibt unser Wegweiser der Stabilitäts- und Wachstumspakt. Ich werde
mich mit aller Entschiedenheit dafür einsetzen, dass in Europa auch
weiterhin das Prinzip gilt: Verantwortung und Solidarität, Haftung und
Kontrolle - das sind jeweils zwei Seiten derselben Medaille.

Meine Damen und Herren, die Krisenfestigkeit Europas gilt es nicht nur in
der Wirtschafts- und Währungspolitik, sondern auch in der Migrationspolitik
zu erhöhen. In den vergangenen Wochen und Monaten habe ich wie viele andere
Mitglieder der Bundesregierung im Rahmen des Bürgerdialogs zur Zukunft
Europas mit vielen Menschen intensiv über europapolitische Fragen und ihre
Vorstellungen zur Zukunft Europas diskutiert. Dabei wurde eines immer
wieder ganz deutlich: Die Bürgerinnen und Bürger setzen in der großen
Mehrzahl bei Flucht und Migration nicht auf nationale Alleingänge, sondern
auf europäische Lösungen, nicht auf Abschottung, sondern auf
Zusammenarbeit, gerade weil sie auch den Raum der Freizügigkeit, den
Schengen-Raum, schätzen und erhalten wollen.

Es ist daher richtig, dass sich der anstehende Europäische Rat auch weiter
mit der europäischen Zusammenarbeit in Flucht- und Migrationsfragen
beschäftigt. Wir wollen gezielter gemeinsam gegen Schleuser vorgehen. Dazu
soll Europol verstärkt mit Drittstaaten zusammenarbeiten, und wir wollen
auch beim Schutz der Außengrenzen und bei Rückführungen gemeinsam besser
werden. Wir werden zum Beispiel über ein gestärktes Mandat für Frontex
beraten. Hier gibt es noch sehr unterschiedliche Vorstellungen unter den
einzelnen Mitgliedstaaten. Wir werden es aber mit Sicherheit nicht schaffen
- um keine falschen Erwartungen zu schüren -, über die faire Verteilung
innerhalb der Europäischen Union zu sprechen. Das bleibt ein ungelöstes
Thema.

Meine Damen und Herren, natürlich werden wir auch die Zusammenarbeit mit
den Herkunfts- und Transitstaaten weiter vertiefen. Hierzu habe ich bei
meiner Afrika-Reise Ende August viele Gespräche geführt und wichtige
Impulse mitgenommen. Auch die österreichische Präsidentschaft wird im
Dezember noch einmal ein Treffen mit wesentlichen Akteuren aus Afrika
durchführen.

Das Migrationsthema zeigt uns, dass nachhaltige Lösungen zu wichtigen
Fragen nur gemeinsam und nur im Dialog mit den Staaten außerhalb Europas zu
finden sind. Wir suchen den Dialog nicht nur mit den Staaten Afrikas,
sondern natürlich auch mit allen strategischen Partnern. Deshalb bin ich
froh, dass unmittelbar im Anschluss an den Europäischen Rat in Brüssel ein
Europa-Asien-Gipfel stattfinden wird, der sogenannte ASEM-Gipfel. Dieser
ASEM-Gipfel ist seit 20 Jahren ein bewährtes Forum für den Austausch
zwischen Europa und Asien. 51 Mitgliedstaaten nehmen daran teil, 28 davon
aus der Europäischen Union, gemeinsam mit der Schweiz und Norwegen. Auf der
asiatischen Seite sind es 21 Staaten, darunter China - nach den USA der
wichtigste Handelspartner der Europäischen Union - und Japan, mit dem wir
Europäer ja erst im Juli ein wegweisendes Freihandelsabkommen unterzeichnet
haben.

Wenn man sich diesen Gipfel anschaut, dann sieht man, dass die politischen
Repräsentanten zwei Drittel der Weltbevölkerung, des Welthandels und der
Weltwirtschaftsleistung vertreten. Das Motto des diesjährigen 12. 
ASEM-Treffens lautet: "Europa und Asien: globale Partner für globale
Herausforderungen". Ich glaube - das ist mir besonders wichtig -, dass wir
mit diesem Gipfel ein Signal aussenden können für multilaterale
Zusammenarbeit, für den festen Glauben daran, dass daraus 
Win-win-Situationen entstehen, und dass diese multilaterale Zusammenarbeit
weiterentwickelt werden sollte. Dazu ist dieser Gipfel ein wichtiges
Signal.

Die asiatischen Länder, mit denen wir uns treffen, China, Südkorea, Japan,
sind natürlich Akteure, die in technologischer Hinsicht sehr innovativ,
dynamisch und damit auch unsere Wettbewerber sind. Deshalb war es, glaube
ich, heute früh eine gute Nachricht, dass das Weltwirtschaftsforum
Deutschland, was Innovationen anbelangt, auf Platz eins weltweit gesetzt
hat. Das heißt nicht, dass wir selbstzufrieden sein können.

Wäre es Platz fünf, hätte die FDP das gleich erwähnt. Aber bei Platz eins?

- Ich finde, wir können uns gemeinsam freuen. Wir müssen sowieso noch
besser werden, damit wir das halten - aber immerhin.

Auf jeden Fall: Wir wollen den ASEM-Gipfel auch nutzen, um unsere Kultur-
und Wirtschaftsräume besser miteinander zu vernetzen und dadurch auch neue
Chancen zu schaffen. Der Leitbegriff hierfür ist ja Konnektivität. Hier
geht es zum Beispiel um bessere Flugverbindungen zwischen Europa und Asien
oder auch um die Verknüpfung unserer digitalen Netze, aber auch darum,
Menschen, Städte und Regionen stärker zusammenzubringen, um so neue
Möglichkeiten und Impulse für Forschung, Bildung, Innovation oder Tourismus
zu schaffen.

- Danke schön.

- Manch einer hat auch wirklich noch ein Gefühl für das Wesentliche. -
Danke schön.

Denn es gilt, dass die EU auch handelspolitisch ein Signal für freie Märkte
und gegen Protektionismus setzt. Deshalb freue ich mich, dass wir am Rande
dieses Gipfels auch ein Freihandelsabkommen mit Singapur unterzeichnen
werden.

Meine Damen und Herren, der Europäische Rat wird sich schließlich einem
Thema widmen, das sich die meisten von uns so nicht gewünscht haben,
nämlich dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen
Union. Er wird in weniger als sechs Monaten stattfinden. In den letzten
Wochen und Monaten haben beide Seiten intensiv miteinander verhandelt.
Beide Seiten haben auch guten Willen gezeigt. Beide Seiten haben sich
aufeinander zubewegt. Der Chefunterhändler der EU, Michel Barnier, schätzt,
dass mittlerweile für das Austrittsabkommen 90 Prozent des Textes stehen.
Wir haben uns heute auch in der Bundesregierung in der sechsten Sitzung
unseres Brexit-Ausschuss mit dieser Frage befasst. Aber wir müssen
konstatieren, dass leider nach wie vor der Durchbruch in einer zentralen
Frage nicht gelungen ist: Das ist die Frage der Zukunft der Grenze zwischen
Irland und Nordirland. Hierbei geht es nicht nur um die Integrität des
europäischen Binnenmarkts, sondern auch um den Erhalt des
Karfreitagsabkommens, das vor 20 Jahren die Gewalt auf der irische
n Insel beendet hat.

Jeder, der schon einmal internationale Verhandlungen geführt hat, weiß
natürlich, dass das Schwierigste bekanntermaßen zum Schluss kommt. Die
Tücke liegt hier sehr im Detail. Deshalb gilt es gerade jetzt, weiter auf
der Grundlage unserer Prinzipien und vor allen Dingen auch in geschlossener
Formation der 27 an einer überzeugenden Lösung für beide Seiten zu
arbeiten. Die Chance, rechtzeitig ein gutes und tragfähiges
Austrittsabkommen hinzubekommen, ist nach wie vor da. Es liegt auch im
Interesse unserer Beziehungen zu Großbritannien, im Interesse der
Wirtschaft - gerade der europäische Automobilverband hat heute noch einmal
einen Appell an uns gerichtet - und natürlich auch im Interesse der
Menschen in unseren Ländern.

In einem nächsten Schritt wollen wir auch die künftigen Beziehungen
zwischen der Europäischen Union und Großbritannien auf eine neue Grundlage
stellen. Unsere Grundgedanken, wie wir uns das vorstellen können, haben wir
mit Großbritannien bereits besprochen. Aber darüber muss noch verhandelt
werden.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal, wie schon häufig vorher, betonen:
Ich wünsche mir, dass Großbritannien auch nach seinem Austritt ein enger
und vertrauensvoller Partner Europas bleibt.

Es hat Europa in den letzten Jahrzehnten mitgeprägt und -gestaltet:
politisch, wirtschaftlich und auch kulturell. Zugleich gehört es
selbstverständlich ebenso zu einer verantwortungsvollen und
vorausschauenden Regierungsführung, dass wir uns auf alle Szenarien
vorbereiten, das heißt einschließlich der Möglichkeit, dass Großbritannien
ohne ein Abkommen die Europäische Union verlässt. Wir haben in der
Bundesregierung begonnen, uns auch darauf angemessen vorzubereiten. Da
stellt sich eine Vielzahl ganz konkreter Fragen, zum Beispiel: Wie
behandeln wir am Tag nach dem Austritt die etwa Hunderttausend britischen
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die teilweise seit vielen Jahren in
Deutschland leben? Wie behandeln wir zum Beispiel Lehrer mit britischer
Staatsbürgerschaft, die heute einen Beamtenstatus haben, und wie kann das
dann fortgeführt werden? Wie können wir unsere Behörden, gerade den Zoll,
auf neue Aufgaben und Belastungen angemessen vorbereiten? Wie vermeiden wir
Nachteile für deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger und für deutsche
Unternehmen in Großbritannien? Bei den Verhandlungen mit Großbritannien zu
diesen und vielen weiteren Fragen muss immer klar sein, dass, auch wenn wir
Härten vermeiden wollen, am Ende immer der Unterschied zwischen einer
Mitgliedschaft in der Europäischen Union und einer Partnerschaft mit der
Europäischen Union als Drittstaat deutlich werden muss und auch werden
wird.

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, dies sind die Themen des
Europäischen Rates, des Euro-Gipfels und des ASEM-Gipfels von heute Abend
bis Freitag. Wie Sie sehen, stehen diese Tage ganz im Zeichen großer
Ereignisse, die im kommenden Jahr auf Europa zukommen werden. Auf diese
wollen wir vorbereitet sein, und dafür bitte ich um Ihre Unterstützung.

Herzlichen Dank.

 * 

Quelle:
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HERRSCHAFT/1801: Winfried Kretschmann - die richtige Mischung ... (SB)




Ökologie und Ökonomie, Freiheit und Sicherheit, Humanität und
Ordnung. Da muss man diesen mittleren Kurs bewahren. Auch das ist ein
Klassiker, der stammt in dem Fall von Aristoteles, dass die richtige
Tugend die Mitte zwischen Übermaß und Mangel, zwischen zu viel und zu
wenig ist. Deswegen bin ich ein großer Anhänger dieser richtigen Mitte
in der Politik, weil wir damit einfach erfolgreich gewesen sind in
unserer Zivilisation seit vielen tausend Jahren.

Winfried Kretschmann (Ministerpräsident von Baden-Württemberg) [1]

Winfried Kretschmann hat die parlamentarische Sommerpause ergiebig
genutzt und ein Buch verfaßt. Unter dem Titel "Worauf wir uns
verlassen wollen - Für eine neue Idee des Konservativen" [2] flankiert
der Ministerpräsident von Baden-Württemberg den anhaltenden Wahlerfolg
der Grünen mit einem alten ideologischen Unterbau in neuem Gewand. Was
er im Kreis der Ökolibertären in den frühen 80er Jahren
innerparteilich losgetreten hatte, entfaltete Langzeitwirkung, weil es
schlichtweg den opportunistischen Drang zur erfolgversprechenden
Bürgerlichkeit und politischen Mitte vorgezeichnet hat, wie er einer
Partei ins Stammbuch geschrieben ist, deren Ultima ratio nicht die
Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse, sondern die
reformistische Regierungsbeteiligung ist.

Die Ökolibertären konstituierten sich 1983 als innerparteiliche
Opposition zu den Ökosozialisten. Ihr Führungszirkel bestand zunächst
aus Wolf-Dieter Hasenclever, Winfried Kretschmann, Thomas Schmid,
Ernst Hoplitschek und Gisela Erler. Hasenclever war früher Mitglied
der SPD und danach der AUD, bevor er die Grünen mitgründete.
Kretschmann war während seines Studiums von 1973 bis 1975 in der
Hochschulgruppe des Kommunistischen Bundes Westdeutschland (KBW)
gewesen, was er später als fundamentalen politischen Irrtum
bezeichnete. Schmid war den Spontis zuzurechnen. Zu den Unterzeichnern
der Gründungserklärung gehörten auch ehemalige Parteimitglieder, die
die Grünen verlassen hatten, weil ihnen diese zu linksradikal seien.

Wenngleich die Ökolibertären erklärten, sie wollten das
Links-Rechts-Schema überwinden, repräsentierten sie damals den rechten
Rand der Partei und hegten eine starke Aversion gegen den
ökosozialistischen Flügel innerhalb der Grünen. Sie formulierten den
Anspruch, eine politische Strömung "innerhalb und außerhalb der grünen
Partei" zu sein und grenzten sich auch von den Realos ab, denen sie
Staatsfixiertheit und eine allzu große Nähe zur Sozialdemokratie
vorwarfen. Die Ökolibertären bekannten sich zum Parteistatus und
lehnten das Rotationsprinzip wie auch das imperative Mandat ab. Sie
strebten den gesellschaftlichen Wandel nicht sofort, sondern
schrittweise an, erkannten das Gewaltmonopol des Staates ausdrücklich
an und befürworteten den Parlamentarismus. Basisdemokratie hielten sie
für nicht praktikabel, wenngleich sie gewisse direktdemokratische
Elemente guthießen.

Die Publikationen der ökolibertären Strömung galten damals als
anspruchsvolle Hintergrundphilosophie, die ihre Wirkung nicht
unmittelbar, sondern indirekt und langfristig erzielte. Das zugrunde
liegende Menschenbild ließ sich als "ökologischer Humanismus",
beeinflußt von der Anthroposophie, charakterisieren. In Habitus und
Weltanschauung von einem wertkonservativen Engagement für die
Bewahrung der Schöpfung geprägt und mit einem auf den für
Südwestdeutschland typischen Mittelstand ausgerichteten liberalen
Wirtschaftsmodell verknüpft, standen sie einer ökologisch fundierten
Marktwirtschaft positiv gegenüber. Sie lehnten den Sozialismus strikt
ab und strebten zur Überwindung von Industrialismus und
Wachstumsfixierung eine ökologische Umorientierung an. Da sie sich
gegen jede Form von Staatsinterventionismus wandten, standen sie der
Forderung nach einer Entflechtung der Konzerne kritisch gegenüber.
Stattdessen sollten Freiräume für Kleinunternehmen, Genossenschaften
und alternative Betriebe gefördert werden.

Kritik an den Ökolibertären übten vor allem die Ökosozialisten, die
ihnen vorwarfen, sie seien im Grunde Ökoliberale und wollten aus der
Partei eine "grüne FDP" machen. Auch standen sie dem Programm der
Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft (CDA) in der CDU so nahe,
daß deren damaliger Generalsekretär Heiner Geißler sie als
"ernstzunehmende Gesprächspartner" bezeichnete, mit denen es in
einzelnen Punkten Überschneidungen gebe. Winfried Kretschmann wiederum
hob die Fortschrittsskepsis der Umweltbewegung als eine konservative
Grundhaltung hervor, weshalb eine Koalition mit der CDU nicht
auszuschließen sei.

Den stärksten Einfluß hatten die Ökolibertären in Baden-Württemberg,
wo Hasenclever bis 1982 erster Vorsitzender des Landesverbandes und
bis 1983 Vorsitzender der Landtagsfraktion war. Insgesamt blieben sie
jedoch ohne größere unmittelbare Wirkung und stellten Anfang der 90er
Jahre ihre Treffen ein. Sie wurden später den Realos zugerechnet,
einige verließen die Grünen und wechselten wie Hasenclever und
Hoplitschek zur FDP. Auch wenn sich die Ökolibertären als
innerparteiliche Strömung nicht durchsetzen konnten, wurden viele
ihrer Forderungen langfristig bei den Grünen integriert. So gab es ab
Mitte der 90er Jahre schwarz-grüne Koalitionen auf kommunaler Ebene,
die ökologische Marktwirtschaft setzte sich als Leitbild durch, und
das Bekenntnis, eine politische Partei zu sein, wurde
selbstverständlich.

Einen langen Atem bewies Winfried Kretschmann, der als Nachfolger
Hasenclevers den baden-württembergischen Landesverband stark prägte
und nach der Landtagswahl 2011 der erste grüne Ministerpräsident in
Deutschland wurde. Er trat 2016 erneut als Spitzenkandidat der Grünen
an, die einen Stimmenanteil von 30,3 Prozent erreichten und die CDU
auf den zweiten Platz (27 Prozent) verwiesen. Damit waren die Grünen
erstmals stärkste Partei in einer Landtagswahl. Da die SPD mit knapp
13 Prozent erhebliche Verluste zu verzeichnen hatte, war die
Fortführung der grün-roten Koalition nicht mehr möglich. Der
Ministerpräsident zeigte sich für alle Optionen offen, woraus eine
Regierungsbildung mit der CDU unter grüner Führung resultierte.

Wenn Kretschmann in seinem neuen Buch abermals die "richtige Mitte" in
der Politik beschwört und einen auf die Zukunft ausgerichteten
Konservativismus anmahnt, schenkt er den alten ökolibertären Wein in
den neuen Schläuchen seines persönlichen politischen Erfolgs wie auch
des schleichenden Durchmarsches dieser Ideologie bis hin in die
aktuelle Führung auf Bundesebene aus. Er versteht sich nicht nur als
durchsetzungsfähiger Pragmatiker, sondern zugleich als theoretischer
Vordenker der Partei, ohne dies an die große Glocke zu hängen, da er
im Grunde nur bekräftigen muß, was sich längst durchgesetzt hat. Ihm
gehe es gar nicht in erster Linie um die Grünen, sondern darum, in
Zeiten eines dramatischen Wandels und der politischen Umbrüche Halt zu
geben und zur Orientierung beizutragen. Die Welt sei nun einmal
kompliziert, doch Politiker hätten die Aufgabe, auch komplizierte
Dinge so darzustellen, daß sie verstanden werden.

Wie schon Aristoteles erkannt habe, sie die rechte Tugend die Mitte
zwischen Übermaß und Mangel, zwischen zu viel und zu wenig. Deswegen
sei er ein großer Anhänger dieser richtigen Mitte in der Politik,
"weil wir damit einfach erfolgreich gewesen sind in unserer
Zivilisation seit vielen tausend Jahren", so Kretschmann. Auf seinem
breiten philosophischen Sockel stehen nicht nur Aristoteles und
Immanuel Kant, sondern auch Hannah Arendt und Jeanne Hersch, Edmund
Burke, John Rawls, Hans Jonas und Karl Popper, die ihm bei der
Navigation durch die Klippen und Untiefen von Heimat und Identität,
Naturschutz und Familie, neue soziale Marktwirtschaft und
Zusammenleben verschiedener Kulturen assistieren sollen. Während
Flucht in die Vergangenheit reaktionär sei, stelle sich die neue Idee
des Konservativen der Gegenwart und habe die Zukunft im Blick. Sie
verbinde Bewahren und Gestalten miteinander und gehe die großen
Aufgaben der Zeit mit Zuversicht und einem klaren Wertekompaß an.

Was soll das bedeuten? Kretschmann führt es an einem Beispiel aus, das
tief blicken läßt. Daß der Fremde unser Nächster ist, stehe in den
Evangelien und sei 2.000 Jahre alt. Es sei eine der großen Wegmarken
der Menschheitsgeschichte, daß nicht nur der Verwandte oder Nachbar,
nicht nur der Mensch des eigenen Volkes oder derselben Religion,
sondern jeder auf der ganzen Welt, der in Not ist und der Hilfe
bedarf, unser Nächster ist. Etwas ganz anderes sei jedoch der
praktische Umgang damit. Natürlich könne nicht einfach jeder zu uns
kommen, sondern nur die politisch Verfolgten. Für solche in
wirtschaftlicher Not müsse man ein Einwanderungsgesetz schaffen, so
daß auch sie eine Perspektive haben. Bekanntlich wurde Kretschmann
sogar in der eigenen Partei kritisiert, als Baden-Württemberg 2014 als
einziges Bundesland mit grüner Regierungsbeteiligung einer Änderung
des Asylgesetzes zustimmte. Danach werden Serbien, Mazedonien und
Bosnien-Herzegowina als sichere Herkunftsländer eingestuft, wodurch
Asylbewerber schneller abgeschoben werden können.

Wie groß ist die Gefahr, daß die Grünen die Mitte überspringen und
gleich auf der anderen Seite im Schoß der Union landen? Ist Grün gar
das neue Schwarz? Diesen naheliegenden Verdacht will Kretschmer mit
der Formel entkräften, daß die Grünen eine eigenständige Partei seien,
die sich die großen Menschheitsfragen zum Kernanliegen gemacht habe.
Sie definierten sich nicht über andere Parteien und könnten in
Koalitionen mit verschiedenen Partnern unterschiedliche Schwerpunkte
setzen. Den eigenen Markenkern hervorzuheben, aber koalitionsfähig zu
bleiben, sei die Aufgabe der Stunde, so der Ministerpräsident. Feiert
hier der ökolibertäre Kunstgriff Urstände, das Schema von links und
rechts habe ausgedient, so führt Bundesgeschäftsführer Michael Kellner
das damalige Konstrukt einer politischen Strömung innerhalb und
außerhalb Partei in zeitgemäßer Version vor. Die Grünen seien keine
neue Volkspartei, sondern ein Bündnis, das mit Unternehmen, Kirchen,
Gewerkschaften, Alleinerziehenden beim Klimaschutz vorangehe und für
Gerechtigkeit eintrete. Das sei etwas Neues, und dafür brauche man
keinen Rückgriff auf ein veraltetes Label aus dem 20. Jahrhundert. [3]

Wenngleich Kretschmann seiner maoistischen Studentenphase abgeschworen
hat, kann er sich doch zumindest den persönlichen langen Marsch ans
Revers heften, der mit dem ökolibertären rechten Rand der Grünen im
Gepäck bis zum neokonservativen Markenkern seiner Partei führte, ohne
unterwegs an einem Verfallsdatum seines Proviants zu scheitern.
Geschichtsvergessenheit zahlt sich eben doch aus, sofern es gelingt,
die eigenen selektiven Deutungsmuster als kollektive Erinnerung zu
konservieren.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/winfried-kretschmann-gruene-plaedoyer-fuer-die-richtige.694.de.html

[2] Winfried Kretschmann: Worauf wir uns verlassen wollen. Für eine
neue Idee des Konservativen, S. Fischer Verlage 2018, 160 Seiten,
13 Euro, ISBN: 978-3-10-397438-6

[3] www.deutschlandfunk.de/gruene-nach-der-bayernwahl-strategische-neuausrichtung.1773.de.html
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NAHOST/1628: Jemen - Mord ist an der Tagesordnung ... (SB)


Jemen - Mord ist an der Tagesordnung ...



Während sich Politiker und staatskonforme Medienkommentatoren in
Europa und Nordamerika an den gruseligen Einzelheiten des grauenhaften
Foltertods des saudischen Journalisten Jamal Khasoggi am 2. Oktober im
saudischen Konsulat in Istanbul durch die Hände der Schergen von
Kronprinz Mohammed Bin Salman ergötzen und den Fall benutzen, um mit
der moralischen Keule auf das Königshaus Saudi-Arabiens einzudreschen,
entlarvt ein spektakulärer Enthüllungsbericht das Empörungsgeschrei
des Westens als vollkommen verlogen. Von den rund 50.000 Toten und
Millionen von Hungernden infolge des von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten im Frühjahr 2015 losgetretenen Kriegs
im Jemen ist hier nicht die Rede. Es geht vielmehr um stichhaltige
Hinweise, daß in den letzten Jahren in der Südosthälfte des Jemen,
welche die Truppen Riads und Abu Dhabis kontrollieren, eine
amerikanisch-israelische Söldnereinheit zahlreiche Politiker und
Geistliche, die der fremdländischen Intervention gegen die
schiitischen Huthi-Rebellen kritisch gegenüberstehen, ermordet hat und
zwar im ausdrücklichen Auftrag Abu Dhabis.

Seit Ende 2015 sind vor allem in Aden, der provisorischen Hauptstadt
der Regierung des 2014 von den Huthis gestürzten Interimspräsidenten
Abd Rabbu Mansur Hadi, Dutzende führender Mitglieder der Islah-Partei,
des jemenitischen Ablegers der Moslembruderschaft, gezielten
Hinrichtungsoperationen zum Opfer gefallen. Das prominenteste Opfer in
diesem Jahr war der Prediger Schauki Kamadi, der am 13. Februar vor
dem Eingang der Al-Thwar-Moschee in der strategisch wichtigen
Hafenstadt von mehreren aus der Entfernung abgegebenen Schüssen eines
unbekannten Attentäters tödlich getroffen wurde. Auf Facebook hat die
Bürgerrechtlerin und Friedensnobelpreisträgerin von 2011 Tawakkol
Karman, die in Aden lebt, die VAE bezichtigt, mit der Mordserie
Kritiker ausschalten und den Süden Jemens zu einem "Vasallenstaat"
machen zu wollen.

Seit der Landung der Emirater in Aden im Sommer 2015 kommt es zu
Spannungen zwischen ihnen und den Befürwortern der Abspaltung
Südjemens auf der einen und der Islah-Partei, die im Streit mit den
Huthis Hadis unterstützen und an der staatlichen Einheit festhalten
wollen, auf der anderen Seite. Die Vertreter der Islah-Partei lehnten
den Bürgerkrieg lange Zeit als gesellschaftlich kontraproduktiv ab und
warfen den VAE vor, die südlichen Separatisten in Richtung
Unabhängigkeit zu ermutigen. Die Mordkampagne hat ihre Wirkung
offenbar nicht verfehlt. Im Dezember 2017 reisten der
Islah-Vorsitzende Oberst Mohammed Abdullah Al Jidumi und sein
Generalsekretär Abdulwahab Ahmed Al Anisi nach Riad, um den
Kronprinzen Saudi-Arabiens und der VAE, Mohammed Bin Salman und
Scheich Muhammed Bin Zayid Al Nahyan, ihre Ergebenheit zu
demonstrieren. Möglicherweise haben sich die beiden Islah-Vertreter
gegenüber dem Prinzenpaar nicht hinreichend unterworfen - bedenkt man
die bereits erwähnte Hinrichtung von Schauki Kamadi wenige Monate
später.

In dem ausführlichen und erhellenden Artikel des Nachrichtenportals
Buzzfeed News, der die Überschrift "American Mercenaries Were Hired To
Assassinate Politicians In The Middle East" trug, hat der Journalist
Aram Roston die beiden Leiter der westlichen Killertruppe der VAE in
Aden präsentiert und diese ihre "Heldengeschichten" aus Jemen zum
Besten geben lassen. Es handelt sich um den ungarisch-israelischen
Sicherheitsdienstleister Abraham Golan, einen Ex-Fremdenlegionär
Frankreichs mit guten Verbindungen zu den israelischen
Spezialstreitkräften, und seinen früheren Mitarbeiter Isaac Gilmore,
einen ehemaligen Navy SEAL der USA. Ihre Erzählung wird gestützt durch
Dokumente, Bilder und sogar die Drohnenaufnahme des gescheiterten
Attentats auf den früheren Anführer der Islah-Partei, Anssaf Ali Mayo,
der am späten Abend des 29. Dezember 2015 mittels eines
Bombenanschlags auf das Hauptbüro der Organisation in Aden zusammen
mit allen Teilnehmer eines größeren Treffens liquidiert werden sollte.
Zum Glück für Mayo hat er zehn Minuten vor der Zündung der Bombe das
Gebäude verlassen. Angeblich hat die Explosion lediglich Sachschäden
angerichtet.

Angeheuert wurden Gilmore und Golan, letzterem gehört die im
Bundesstaat Delaware ansässige Söldnerfirma Spear Operations Group,
für die Mission im Jemen von Mohammed Dahlan, dem früheren
Sicherheitschef der PLO, der seit dem mißlungenen Putschversuch gegen
die Hamas im Gazastreifen 2007 im emiratischen Exil unter dem Schutz
der Herrscherfamilie der VAE lebt und ihr als Sonderberater mit
Verantwortung für besonders heikle Angelegenheiten - nicht nur im
Jemen, sondern auch in Libyen und anderswo im Nahen Osten - dient. Im
Buzzfeed-Artikel ist ein Foto der drei Männer bei jenem Essen im
italienischen Restaurant in Abu Dhabi zu sehen, bei dem 2015 der
anrüchige Auftrag ausgehandelt wurde. Eine wichtige Bedingung für
Golan und Gilmore war, daß sie offiziell in den Militärdienst der VAE
aufgenommen wurden, um ihrem Handeln zumindest den Schein der
Legalität zu verleihen. Die Bitte wurde gewährt. Golan erhielt den
Rang eines Obersten, Gilmore wurde Oberstleutnant. Spear bekam 1,5
Millionen Dollar im Monat. Bei Erfolg gab es Zulagen. Golan und
Gilmore heuerten rund ein Dutzend ehemalige Elitesoldaten aus
westlichen Nationen an, ließen sich mit ihnen in einem sicheren Haus
in Aden nieder und gingen ans Werk.

Der Artikel liest sich wie das Drehbuch eines Agententhrillers à la
Tom Cruise. Die Fotos von Golan, Gilmore und ihren Kameraden mit
Sonnenbrillen, Bärten, Tätowierungen, Kanonen und Kampfmonturen vor
irgendwelchen Transportflugzeugen oder Basiscamps lassen erkennen, daß
sie im Jemen ihre testosterongetriebenen Machoträume voll auslebten.
Golan findet an dem, was sie in Aden gemacht haben, nicht das
Geringste auszusetzen. Im Artikel vergleicht er das Vorgehen der Spear
Operations Group mit jenem der israelischen Streitkräfte gegen Hamas,
Hisb Allah et cetera. "Es gab ein Programm der gezielten Hinrichtungen
im Jemen. Ich habe es geleitet. Wir haben es umgesetzt. Es war von den
VAE im Rahmen der [von Saudi-Arabien angeführten] Koalition genehmigt
worden", so Golan. Ziel der Operation sei es gewesen, die
Islah-Partei, die er "den politischen Arm einer terroristischen
Organisation" - gemeint ist die Moslembruderschaft - nennt, "zu stören
und zu zerstören". Golan, dessen Schwarz-Weiß-Ansichten über den Nahen
Osten und Muslime sich von denjenigen Benjamin Netanjahus, Donald
Trumps, John Boltons und Frank Gaffneys in nichts unterscheiden,
behauptet, die USA sollten weltweit so vorgehen, wie er und seine
Leute es im Jemen gemacht haben. "Ich will nur, daß es zur Debatte
kommt. Vielleicht bin ich ein Monster. Vielleicht sollte ich im
Gefängnis sitzen. Vielleicht bin ich ein Schurke. Aber ich habe
recht", so die Rhetorik des modernen Zivilisationskriegers westlicher
Prägung.

Im Jemen hat der Bericht von Buzzfeed News hohe Wellen geschlagen.
Viele Menschen, allen voran die Einwohner von Aden, sehen darin ihre
schlimmsten Vermutungen bestätigt. Gegenüber der Onlinezeitung Middle
East Eye hat der jemenitische Politikanalytiker Nabil Al Bukiri, der
normalerweise für das Portal The New Arab schreibt, den Artikel als
"höchst brisant" bezeichnet. "Er liefert harte Beweise für die
Verwicklung der Emirate in die Unterstützung einer Attentäterzelle,
der Israelis und Amerikaner angehörten und die das Ziel hatte,
Anführer des Widerstands, politische und religiöse Persönlichkeiten in
Aden, zu töten. Dieser Bericht verlangt dringend nach einer
internationalen Untersuchung, um mehr Informationen zutage zu fördern
und damit der Internationale Strafgerichtshof Ermittlungen wegen
Kriegsverbrechen aufnehmen kann", so Al Bukiri.

18. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





KIND/180: Wohlfahrtsverbände und Gewerkschaften fordern Änderungen im Entwurf des Gute-KiTa-Gesetzes (GEW)


Pressemitteilung der Initiative "Qualitätsversprechen einlösen" - 18.
Oktober 2018

Eine Initiative der freien Träger und Gewerkschaften für mehr Qualität in
der Kindertagesbetreuung

Wohlfahrtsverbände und Gewerkschaften fordern Änderungen im Entwurf des
Gute-KiTa-Gesetzes



Berlin, 18. Oktober 2018. Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege
und die Gewerkschaften sehen Nachbesserungsbedarf im Entwurf des Gesetzes
zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der
Kindertagesbetreuung.

Die größer werdende Bedeutung frühkindlicher Bildung, Betreuung und
Erziehung machen einen Ausbau der Kindertagesbetreuung und langfristige
Investitionen des Bundes, auch in die Qualität der Angebote, notwendig. Die
Investitionen sollten über 2022 hinausgehen, unterstreicht
Caritas-Präsident Peter Neher, der auch die Präsidentschaft der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) innehat. Nur
bei einer dauerhaften Beteiligung des Bundes an der Finanzierung sei davon
auszugehen, dass die Länder die Qualität der Kindertagesbetreuung
konsequent weiterentwickeln.

Anlässlich der heutigen Lesung des Gesetzentwurfs im Deutschen Bundestag
unterstreichen die Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbände die Notwendigkeit,
die vom Bund in Aussicht gestellten Finanzmittel dauerhaft zur Verfügung zu
stellen und diese über ein Sondervermögen des Bundes an die Länder zu
verteilen. Kritisch bewerten sie, dass die Zuschüsse an die Länder über
eine Umverteilung der Umsatzsteueranteile geregelt werden sollen. "Mit den
zusätzlichen Mitteln dürfen keine Haushaltslöcher gestopft werden, sondern
das Geld muss zwingend zur Qualitätsverbesserung der KiTas verwendet
werden", betont Sylvia Bühler, Mitglied im Bundesvorstand von ver.di. "Die
Bundesmittel müssen vor allem für die Verbesserung der Personalschlüssel
und für die Ausbildung von Fachkräften eingesetzt werden, und dies muss der
Bund sicherstellen können", erklärt ver.di-Bundesvorstandsmitglied Wolfgang
Pieper.

"Grundsätzlich ist das Engagement des Bundes zu würdigen", sagt Björn
Köhler, Vorstandsmitglied der GEW. "Wir befürchten aber, dass ein großer
Teil der Mittel für die Beitragsfreiheit verwendet wird", so Köhler. Hierin
sehen die Verbände und Gewerkschaften zwar eine wichtige familienpolitische
Aufgabe, diese dürfe aber in der aktuellen Debatte nicht gegen den
Qualitätsausbau ausgespielt werden. "Ein wirklich Gutes-Kita-Gesetz muss Strukturen schaffen, in denen jedes
Kind, gleich gut betreut und gefördert, vergleichbare Zukunftschancen hat.
Deutschland ist zu reich, um Ausreden dafür zu haben, dass der Wohnort über
den Zugang zu guter Bildung entscheidet", betont Caritas-Präsident Peter
Neher.

Wohlfahrtsverbände und Gewerkschaften fordern die Fraktionen des Deutschen
Bundestags auf, im laufenden Gesetzgebungsverfahren entsprechende
Änderungsanträge einzureichen, die eine dauerhafte Beteiligung des Bundes
und eine Finanzierung über ein Sondervermögen sicherstellen.

Im Rahmen des "Gute-KiTa-Gesetzes" haben die Verbände der Freien
Wohlfahrtspflege und der Gewerkschaften die Initiative
"Qualitätsversprechen einlösen" gegründet. Der Initiative
gehören an der Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V., der Deutsche
Caritasverband e.V. mit dem Verband Katholischer Tageseinrichtungen für
Kinder (KTK) - Bundesverband e.V, das Deutsche Rote Kreuz, die Diakonie
Deutschland mit der Bundesvereinigung Evangelischer Tageseinrichtungen für
Kinder e.V, der Paritätische Gesamtverband, die Zentralwohlfahrtsstelle der
Juden in Deutschland, die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und
die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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RENTE/719: Rentenauszahlung für Bauern sicherstellen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

Rentenauszahlung für Bauern sicherstellen

DBV fordert politisches Handeln in Sachen "Hofabgabeklausel"



Aus Sicht des Deutschen Bauernverbandes erfordert das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zur "Hofabgabeklausel" ein zügiges
Handeln der Politik. Derzeit zahlt die Sozialversicherung für
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau keine Renten aus. Dieser Umstand
ist für die betroffenen Landwirte unzumutbar und muss durch ein
Handeln des Gesetzgebers möglichst schnell beseitigt werden. Bis dahin
muss zumindest die Altersrente vorläufig ausgezahlt werden.

Ein Erhalt der Hofabgaberegelung unter den Vorgaben des BVerfG ist
wegen der unterschiedlichen Ansichten in den Regierungsparteien
innerhalb eines angemessenen Zeitraums kaum vorstellbar. Durch die
Vorgaben des BVerfG für eine Rechtsänderung zum Erhalt der
Hofabgaberegelung und durch die politische Blockade ist eine
untragbare Situation für die Rentenantragsteller entstanden. Sollte
ein Konsens über eine modifizierte Hofabgaberegelung nicht möglich
sein, muss mit deren Abschaffung zumindest sichergestellt werden, dass
eine zusätzliche Belastung der aktiv Versicherten in der
landwirtschaftlichen Krankenversicherung vermieden wird. Dies kann
z.B. geschehen, in dem der im Jahr 2005 zur Kostenentlastung des
Bundes eingeführte "Solidarbeitrag" der aktiven Landwirte zur
Mitfinanzierung der Altenteilerkrankenversicherung abgeschafft wird.
Weiterhin muss eine Abschaffung der Hofabgabeverpflichtung für alle
Rentenarten erfolgen. Auf jeden Fall sind wirkungsgleiche Instrumente
zu entwickeln, um die vom BVerfG bestätigten legitimen
agrarstrukturellen Ziele weiterhin zu verfolgen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/830: Boomwahrscheinlichkeit für die deutsche Wirtschaft bei knapp 35% (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 17.10.2018

IMK-Konjunkturindikator: Boomwahrscheinlichkeit für die deutsche
Wirtschaft bei knapp 35 Prozent, Rezessionsgefahr bei 6 Prozent

Kaum Veränderung zum Vormonat



Die Konjunkturexperten der Hans-Böckler-Stiftung schätzen die Aussichten
für die deutsche Wirtschaft positiver ein als viele andere Prognostiker.
Ihre Erwartung, dass der moderate Aufschwung weitergeht, sehen die
Forscher des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK)
bestätigt durch die neuesten Werte ihres Konjunkturindikators.

Danach ist die Wahrscheinlichkeit, dass die Wirtschaft in den kommenden
drei Monaten in eine Boomphase eintritt, weitaus höher als das Risiko
einer Rezession. Für das Schlussquartal von Oktober bis Ende Dezember
weist das IMK-Wachstumsradar, das die aktuellsten verfügbaren Daten über
die Wirtschaftslage bündelt, eine mittlere Boomwahrscheinlichkeit von 34,7
Prozent und ein Rezessionsrisiko von 6,0 Prozent aus. Gegenüber dem Stand
von Anfang September (35,6% und 5,5%) haben sich die Werte kaum verändert.
Der nach dem Ampelsystem arbeitende Indikator zeigt damit "grün-gelb". Das
steht für eine Phase mit fortgesetzt solidem Wachstum.

Zum stabil relativ günstigen Konjunkturbild des Indikators trägt laut den
IMK-Ökonomen wesentlich der ifo-Geschäftsklimaindex bei, der nach einem
deutlichen Anstieg jüngst nur leicht zurückgegangen ist. Hinzu kommt die
zuletzt positive Tendenz bei den Auftragseingängen. Beides fällt nach dem
umfangreich geprüften Algorithmus des Indikators positiv ins Gewicht und
deutlich stärker als die momentan schwächere Entwicklung bei den
Aktienkursen und ein im Vergleich zum Vormonat leicht erhöhter
Finanzmarktstress. "Die Situation in der Realwirtschaft hat sich im
Vergleich zum Frühjahr merklich entspannt, auch wenn die Finanzmärkte
derzeit volatil sind", erklärt Konjunkturexperte Peter Hohlfeld die
aktuelle Gemengelage. Es bleibe aber abzuwarten, welche der beiden
gegenläufigen Tendenzen auf Dauer die Oberhand gewinnt: "Verstärken sich
die Turbulenzen an den Finanzmärkten, dürften die Risiken für die
Konjunktur in nächster Zeit merklich zunehmen."

Angesichts der aktuellen Indikatorwerte bekräftigt das IMK aber seine
Konjunkturprognose. Die Düsseldorfer gehen davon aus, dass die deutsche
Wirtschaft in diesem Jahr um 1,9 Prozent und 2019 um 2,0 Prozent wächst,
der Aufschwung fängt sich also wieder. Die weiterhin gute
Beschäftigungsentwicklung und spürbar steigende Löhne sind wichtige
Faktoren dafür, so das Institut. "Wir befinden uns derzeit in einer Art
Tugendkreislauf: Die höhere Kaufkraft sorgt für einen höheren Konsum. Der
wirkt positiv auf die Beschäftigung, woraus sich wiederum erhöhte
Spielräume für Lohnerhöhungen ergeben", sagt Prof. Dr. Gustav A. Horn, der
wissenschaftliche Direktor des IMK. "Die gute Binnennachfrage macht uns
natürlich nicht immun gegen weltwirtschaftliche Risiken. Aber doch
erfreulich widerstandsfähig."

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Neu ist,
dass der Indikator nicht nur die Wahrscheinlichkeit wirtschaftlicher
Turbulenzen ausweist, sondern auch die Wahrscheinlichkeit eines
Wirtschaftsbooms.

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Originalpublikation:

Zum IMK-Konjunkturindikator:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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UNTERNEHMEN/2738: Marketing und Digitalisierung - Die Chancen nutzen und die Risiken bedenken (idw)


Universität Augsburg - 16.10.2018

Marketing und Digitalisierung: Die Chancen nutzen und die Risiken
bedenken

Eine Bilanz des Marketing-Tags an der Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät der Universität Augsburg



Man soll die Vorteile der Digitalisierung für das Marketing nutzen, aber
auch die Risiken bedenken, die damit verbunden sind. Denn wohin die Reise
geht, bleibt eine spannende Frage. So lautete das Fazit des Augsburger
Marketing Tags, der mit über 80 Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus
Unternehmenspraxis und Wissenschaft an der Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät stattgefunden hat.

Marketing befindet sich mitten auf dem Weg der digitalen Transformation.
Zur Frage, wie die Reise auf diesem Weg aussehen könnte, lieferte Prof.
Dr. Michael Paul, Inhaber des Lehrstuhls für Value Based Marketing an der
Universität Augsburg, sieben Thesen. Ergänzt durch exemplarische
Praxisberichte von Unternehmensvertretern zum digitalen Marketing im
traditionellen Maschinenbau und in der Außenwerbung waren diese Thesen
Grundlagen für die Diskussionen dieses Marketingtags, der vom Marketing
Club Augsburg maßgeblich unterstützt wurde.

Trotz aller Veränderung bleibe es die Hauptaufgabe des Marketings,
Kundenbedürfnisse zu verstehen. Gleichzeitig werde Marketing immer
wichtiger, was durch viele erfolgreiche Unternehmen wie Apple oder Amazon
belegt werde, bei denen die Geschäftsführung am Marketing ausgerichtet
ist.

Vom Bowlen zum Flippern

Das Thema werde aber immer komplexer und gehe mit einem fortschreitenden
Kontrollverlust einher. Paul: "Das Marketing von gestern verhält sich zu
demjenigen von morgen wie Bowling zu Flipper. Früher gab das Unternehmen,
der Bowler, eine klare Botschaft, die Kugel, heraus und ließ diese über
die Bahn der Massenmedien auf die Pins als Zielgruppe los. Je geübter,
desto treffsicherer war er. Heute gleicht das Marketing aber mehr einem
Flipperspiel, bei dem die Kugel an neuen Akteuren und neuen Medien
abprallt."

Schnell und personalisiert muss es sein - denn sonst ist der Kunde weg

Und auch der Kunde spreche immer mehr mit. Der Kunde suche nach
Informationen, die ihm jetzt im Moment wichtig seien, und wenn er die
nicht umgehend erhalte, werde der Kunde rasch ungeduldig und sei dann weg.
"Wir können hier", so Paul, "von einer 'Now Economy' sprechen, in der sich
Unternehmen darauf einstellen müssen, deutlich schneller zu werden, um im
richtigen Moment beim Kunden zu sein." Unter technischen Gesichtspunkten
geht der Trend nach Überzeugung Pauls zu einer stärkeren Personalisierung,
für die auch sprachbasierte Assistenten wie Alexa eine große Rolle
spielen, und auch die Kommunikation von Maschine zu Maschine werde an
Bedeutung und Gewicht zunehmen.

Die klassische Marketingabteilung als Auslaufmodell

Die Digitalisierung habe bereits zu einer Machtverschiebung hin zum Kunden
geführt und damit zu veränderten Marketinganforderungen, die ihrerseits
neue Anforderungen an den Aufbau eines Unternehmens stellen: "Unternehmen
müssen sich als Ganzes am Marketing ausrichten, Marketing kann nicht mehr
nur eine Funktion unter vielen bleiben, es muss in andere Funktionen
integriert bzw. von der Unternehmensspitze aus gemacht" werden", ist Paul
überzeugt. Die klassische Marketingabteilung werde es bald nicht mehr
geben.

Krisen aussitzen? - Keine Chance!

Dr. Dennis Steininger, Mitarbeiter am Augsburger Lehrstuhl für Information
Systems und Management, widmete sich der Bedeutung des Social
Media-Monitorings für ein Marketing, das den neuen Bedingungen des
ungeduldigen Kunden und seiner Mitsprache gerecht werden wolle. Ergebnisse
eines Experiments, in dem Reaktionsstrategien von Unternehmen in Social
Media-Krisen untersucht wurden, verweisen nachdrücklich auf die Bedeutung
dieses Monitorings und auf die immensen Gefahren, die Versuche, sich
abzeichnende Krisen zu ignorieren oder auszusitzen, bergen.

Praxisbeispiel I: Digitales Marketing im traditionellen Maschinenbau

Ein Beispiel für konkrete Maßnahmen, mit denen der traditionelle
Maschinenbau den Marketing-Herausforderungen unter den Bedingungen der
digitalen Transformation begegnen kann, steuerte Alexander Wachter von
manroland Goss web systems bei. Der Druckmaschinenhersteller hat
mittlerweile sein Online Shop-System komplett hin zu einem Marktplatz
entwickelt, der mit 13 Millionen Umsatz im Jahr äußerst erfolgreich ist.
"Zunächst", erläuterte Wachter, "ging es uns darum, uns mit unserem zur
Plattform MARKET-X erweiterten Online Shop als langfristiger
Online-Vertriebspartner unserer Kunden und Händler zu etablieren. Unser
weiterreichendes Ziel ist es, das Marktgebiet unseres Portals zu erweitern
und es zu einer freien B2B-Handelsplattform auch für Anbieter außerhalb
der Druckindustrie auszubauen."

Praxisbeispiel II: Digitalisierung der Außenwerbung

Auch die Litfaßsäule muss sich den neuen Gegebenheiten anpassen, denn auch
bei der Außenwerbung macht die Digitalisierung nicht Halt. Martin Dittrich
von WallDecaux führte dies den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des
Marketingtags mit beeindruckenden Zahlen vor Augen: Inzwischen können
allein in Deutschland 130.000 digitale Werbeflächen gebucht werden. Immer
trendiger werden komplette digitale Inszenierungen im Stil z. B. der
Werbeflächen am Münchner Flughafen. "Deren Kreation", so Dittrich, "ist
allerdings eine riesige Herausforderung, denn Werbung muss auffallen, weil
alles andere bei unserer Reizüberflutung gar nicht mehr wahrgenommen
wird." Der Vorteil digitaler Werbeflächen sei, dass man mit ihnen viel
flexibler reagieren könne, als dies mit konventionellen Flächen der Fall
sei. Das gelte für die Anpassung von Motiven und Preisen gleichermaßen: Es
ist möglich, z. B. Speiseeis nur dann zu bewerben, wenn gerade die Sonne
scheint. Und zugleich können wir flexibel und gezielt dort werben, wo sich
die Zielgruppe gerade aufhält."

Onlinemarketing: fraglos ein Plus, aber nicht alles

Auf dem abschließenden Podium betonte der Onlinemarketing-Experte Matthias
Riedle, dass man mit digitalem Marketing seine Werbung fraglos gezielter
steuern und Zielgruppen besser eingrenzen könne, insgesamt also deutlich
effizienter agieren könne. Ablesbar sei das auch daran, dass das digitale
Budget von den meisten Unternehmen drastisch erhöht werde. Steiniger gab
allerdings zu bedenken, dass die Online-Schiene alleine kaum für eine
hinreichende Markensichtbarkeit sorgen könne und dass deshalb weder die
Bedeutung einer qualifizierten Vertriebsmannschaft noch der Beitrag den
die Pressearbeit zu einem erfolgreichen Marketing leiste, unterschätzt
werden dürften. Den Marketing-Mix, in dessen Mittelpunkt der Kundennutzen
stehen müsse, hob auch Dr. Andreas Bauer, Vice President Corporate
Marketing der KUKA AG, hervor, wobei seines Erachtens die digitale
Transformation wesentlich dazu beitragen kann, die verschiedenen
beteiligten Abteilungen eines Unternehmens im Interesse eines optimierten
Marketings besser zu integrieren und zu koordinieren.

Die Frage nach der Verantwortung und der Forschung von morgen

Mit Blick auf die Grenzen des digitalen Marketings und die Frage, wer mit
Blick auf Erfolg und Grenzen welche Verantwortung trägt, verwies
Steininger auf das sogenannte Privacy Paradox: "Auf der einen Seite hat
jeder Angst vor der Preisgabe seiner Daten und auf der anderen Seite
posten Leute Fotos aus dem Urlaub." Paul ergänzte: "Auch für uns in der
Wissenschaft entstehen durch die enorme Geschwindigkeit, mit der sich die
digitale Welt voran bewegt, Konflikte. Die Produktion und Veröffentlichung
unserer wissenschaftlichen Ergebnisse können oft gar nicht mehr Schritt
halten. Wir müssen daher auch über unsere Art zu forschen und zu
publizieren nachdenken."

"Andere dürfen keine Macht über uns bekommen"

Sehr grundsätzlich widmete sich dieser Frage nach der Verantwortung der
unterschiedlichen Akteure der Motivations- und Persönlichkeitstrainer
Antony Fedrigotti in seiner abschließenden Keynote: Die Welt habe sich
verändert und darauf müsse man reagieren. Wichtig blieben jedoch letztlich
die Gesundheit, die Persönlichkeit und die Gefühle eines Menschen. "In der
digitalen Welt müssen wir lernen, den Schalter so umzulegen, dass andere
keine Macht über uns bekommen. Wir müssen wieder wir selbst sein und uns
viele Dinge wieder bewusst machen. Denn letztlich können und müssen wir
selbst entscheiden, wohin wir mit welchen Konsequenzen unsere
Aufmerksamkeit richten", so Fredrigotti, um schließlich zu raten: " Sehen
Sie Digitalisierung als Segen und entscheiden Sie aber selbst, was Sie
zulassen und was Sie vermeiden möchten!"

Ein Appell, der sich im Marketing-Kontext zunächst fraglos an den Kunden
richtet. "Fatal und kontraproduktiv wäre es aber auch, wenn wir als
Wissenschaftler wie als Praktiker bei der Nutzung der Möglichkeiten des
digitalen Marketings diese Maßgabe ausblenden würden", meint Paul.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58
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ARBEITSRECHT/260: Arbeitszeit - Beginnt der Job im Zug? (idw)


Hochschule Fresenius - 17.10.2018

Arbeitszeit: Beginnt der Job im Zug?



Viele Arbeitnehmer pendeln täglich zur Arbeit oder gehen auf
Dienstreisen. Unklar ist häufig, ob diese Wege bereits zur
vergütungspflichtigen Arbeitszeit zählen. In einem aktuellen Rechtsstreit
hatte ein Arbeitnehmer geklagt: Er wurde von seinem Arbeitgeber auf eine
Baustelle in den Nordosten Chinas geschickt, wofür er die volle Reisezeit
als Überstunden ausbezahlt haben wollte. Das Bundesarbeitsgericht gab ihm
heute im Grundsatz Recht: Der Arbeitgeber muss für die erforderliche
Reisezeit zahlen. Was Arbeitnehmer im Einzelfall tatsächlich als
Arbeitszeiten anrechnen können, erläutert Prof. Dr. Michael Fuhlrott,
Arbeitsrechtler und Professor an der Hochschule Fresenius.

"Grundsätzlich ist zwischen der "vergütungsrechtlichen" und der
"arbeitszeitrechtlichen" Arbeitszeit des Arbeitsschutzrechts zu
unterscheiden werden", erklärt Prof. Dr. Fuhlrott. Ersteres betreffe die
Frage, für welche Zeiten der Arbeitnehmer entlohnt wird. Hier bestehe
Gestaltungsspielräume für den Arbeitgeber. Letzteres beziehe sich auf die
Frage, wie lange der Arbeitnehmer arbeiten darf und wann er zwingend
Pausen machen oder Ruhezeiten einlegen muss. Insoweit - aus Gründen des
Arbeitnehmerschutzes - habe der Arbeitgeber hinsichtlich der
Arbeitszeitregelung kaum Gestaltungsspielraum. "Für "Vollarbeit" ist der
Arbeitnehmer natürlich zu vergüten und diese zählt auch als
arbeitsschutzrechtliche Arbeitszeit", so Fuhlrott. "Bei anderen
Tätigkeiten, die nur mittelbar mit der eigentlichen Arbeitsleistung
zusammenhängen, wie etwa Reisezeiten, Umkleidezeiten oder Rufbereitschaft
können allerdings abweichende Regelungen getroffen werden".

Kriterium: Beanspruchung des Arbeitnehmers durch die Tätigkeit?

Gerade bei Reisezeiten komme es darauf an, inwieweit der Arbeitnehmer
durch die Tätigkeit beansprucht wird. "Führt der Arbeitnehmer selbst einen
PKW, kann er nicht abschalten. Diese Zeit ist dann auch als Arbeitszeit zu
vergüten. Nimmt der Arbeitnehmer hingegen für die Anreise die Bahn und
kann während der Fahrt ein privates Buch lesen oder einen Kaffee im
Bordbistro trinken, so ist die Beanspruchung des Arbeitnehmers gering.
Diese Zeit zählt für Ruhepausen und Höchstarbeitszeitgrenzen nicht mit.
Der Arbeitgeber kann hier mit dem Arbeitnehmer Regelungen treffen, wonach
diese Zeit nicht zu vergüten ist. Üblich sind auch
Pauschalierungsabsprachen, wonach Tage mit kompletter Reisetätigkeit etwa
pauschal mit acht Arbeitsstunden berechnet werden", erläutert der
Arbeitsrechtler. Entscheidend sei hier aber auch der Einzelfall -
basierend auf der Frage, was der Arbeitnehmer während der Reise macht:
"Liest der Arbeitnehmer etwa eine Akte in der Bahn zur Vorbereitung auf
einen späteren Termin, handelt es sich klar um Arbeitszeit", so Fuhlrott.

Aktueller Fall des BAG: Erforderliche Reisezeit ist zu vergüten

Die Richter des Bundesarbeitsgerichts gaben dem klagenden Arbeitnehmer
heute im Grundsatz Recht: Entsendet ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer
vorübergehend ins Ausland, erfolgen die Reisen zur auswärtigen
Arbeitsstelle und von dort zurück ausschließlich im Interesse des
Arbeitgebers, so das BAG (PM Nr. 51/2018 / BAG, Urt. v. 17.10.2018, Az.: 5
AZR 553/17). Erforderlich sei aber nur die Zeit, die für einen Flug in der
Economy-Klasse anfalle. Da der Arbeitnehmer einen Business-Klasse Flug
gebucht hatte, der einen Zwischenstopp aufwies und damit länger andauerte,
muss das Landesarbeitsgericht den Sachverhalt weiter aufklären und sodann
erneut entscheiden.

Der Weg zur Arbeitsstätte ist grundsätzlich Privatsache

Wie der Arbeitnehmer hingegen täglich zu seinem Büro gelange, sei seine
Privatsache. Diese Fahrtzeit werde nicht vergütet - der Arbeitnehmer dürfe
entsprechend auch frei wählen, wo er wohnt, führt Fuhlrott weiter aus.
"Für Arbeitnehmer, die auf wechselnden Arbeitsstätten, etwa Baustellen
eingesetzt werden, gelten hingegen andere Vorgaben. Hier beginnt die
Arbeitszeit oftmals mit dem Erreichen des Betriebsgeländes, von dem aus
der Weg zur aktuellen Arbeitsstätte angetreten wird", so der Jurist.


Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258
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SCHACH-SPHINX/06719: Mit blinden Augen sehen (SB)


Nicht alle Großmeister beschäftigen sich mit der wohl größten
Herausforderung geistigen Ringens im Schach, nämlich der Blindpartie.
Aus psychologischer Seite wurden vor dem Spiel ohne Ansicht des
Brettes gewarnt. Die Grenze der Imaginationskraft werde gefährlich
verschoben, Nervenschäden könnten bei einem exzessiven Spiel die Folge
sein. Auch Suchterscheinungen wären nicht auszuschließen. Bestätigt
wurden derlei Annahmen nie, und dennoch greifen heutzutage Großmeister
nur selten zu dieser Partievariante. Sie haben einfach keine
Veranlassung dazu. Auch als Attraktion in einem Showkampf fehlt die
nötige Resonanz. 1923 in Berlin hingegen waren die Zuschauer hellauf
begeistert, als ihr Matador Friedrich Sämisch sich im
Blindlingsschach, wie man früher dazu sagte, mit Alexander Aljechin
maß. Die Partie im heutigen Rätsel der Sphinx nahm einen denkwürdigen
Verlauf. Sämisch hatte zuletzt 1...Lf6-e5 gespielt und wurde nun von
Aljechins 'seherischer' Kombinationskunst überrascht. Nach 2.f5xe6!!
Le5xg3 3.e6xf7+ Kg8-h8 4.Sc3-d5! gab Sämisch zum Erstaunen des
Publikums auf. Nun, Wanderer, was hatte das Berliner Urgestein im
Gegensatz zu den Kiebitzen 'gesehen'?






[image: SCHACH-SPHINX/06719: Mit blinden Augen sehen (SB)]



Aljechin - Sämisch

Berlin 1923


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Es war eine Partie unter ungleichen Voraussetzungen. Während
Kortschnoj eher von einem Zug in den anderen stolperte, griff Hübner
sehr entschieden an und beendete Kortschnojs Leiden mit 1...Dg5-f4!
2.Dc4-e2 Tb1xb6 3.De2-a2 Sc6-e5 4.Td7-d8+ Kg8-h7 5.Da2-g2 Df4-h4 6.Td8-
d5 Tb6-b1 7.Dg2-f1 f7-f5 8.Df1-e2 - planloses Hin- und Hergeschiebe,
aber was sonst tun? wird sich Kortschnoj gefragt haben - 8...g7-g5
9.Kh1-g1 Dh4-h3 10.De2-c2 Se5xf3+ und hier fand er eine Antwort und
gab auf.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





JUGEND/121: Schuljahr im Ausland - Förderliche Krisen (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 17.10.2018

Förderliche Krisen

Psychologen der Universität Jena erforschen, welche Auswirkungen ein
Schuljahr im Ausland für die Identitätsentwicklung bei Jugendlichen hat



Es gibt viele gute Gründe für Jugendliche, ein Schuljahr im Ausland zu
verbringen: Sie lernen andere Menschen und Kulturen kennen, verbessern
ihre Sprachfähigkeiten, sie werden selbstständiger. Und sie erleben
Identitätskrisen, die sie kurzzeitig erschüttern, schließlich aber
nachhaltig stärken. Das fanden nun Psychologen der
Friedrich-Schiller-Universität Jena heraus. Im Rahmen des von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Projektes PIRATS -
"Personality, Identity, and Relationship Experiences in Adolescent
Trajectories" -befragten sie 741 Schülerinnen und Schüler im Alter von 14
bis 17 Jahren, 457 von ihnen absolvierten ein solches Auslandsjahr. Über
ihre aktuellen Ergebnisse berichten die Wissenschaftler nun im Fachmagazin
"Developmental Psychology".

"In der Regel schreitet die Identitätsentwicklung während des
Erwachsenwerdens relativ geradlinig fort", sagt Prof. Dr. Franz J. Neyer,
der die Studie gemeinsam mit seinen Kollegen Dr. Henriette Greischel und
Prof. Dr. Peter Noack durchgeführt hat. "Doch wir konnten zeigen, dass es
in diesem Prozess auch auf und ab gehen kann." Erstmals sei dies nun im
Längsschnitt belegt, da die Jenaer Psychologen die Schüler vor, während
und nach dem Auslandsjahr befragten und somit auch die Transitionsphasen
abbilden konnten.

Dadurch erfuhren die Forschenden, dass Jugendliche aufgrund der neuen
Eindrücke ihr Selbstbild deutlich hinterfragten und somit
"Identitätskrisen" durchlebten. "Währenddessen fühlen sich die Schüler
nicht unbedingt gut - sie machen etwas durch. Aber die dabei gemachten
Erfahrungen stellen sich später als positiv und wichtig heraus", sagt
Neyer.

Heimatland und Freundeskreis infrage gestellt

Auf zwei Parameter konzentrierten sich die Jenaer Psychologen bei der
Auswertung der Identitätsentwicklung besonders: die Beziehung zum
Heimatland und das Freundschaftskonzept der Befragten. So identifizierten
sich die Auslandsschüler besonders stark mit ihrem Heimatland, kurz
nachdem sie es verlassen haben. Nach ihrer Rückkehr allerdings schwächten
sich diese Werte deutlich ab. "Durch die Erweiterung des eigenen Horizonts
stellen sich die Schüler Fragen, über die die Daheimgebliebenen nicht
nachdenken, etwa woher sie eigentlich kommen, ob sie gern in Deutschland
leben oder ob sie sich auch ein Leben in einem anderen Land vorstellen
können", informiert der Jenaer Experte.

Ähnlich verhält es sich mit dem sozialen Umfeld. Auch die Bindungen zu
Freunden und Eltern verstärkten sich zu Beginn des Auslandsaufenthaltes,
werden aber nach der Rückkehr stärker hinterfragt. Gedanken wie: Passt
dieser Freundeskreis zu mir? und Wie sehr identifiziere ich mich über
meine Freunde? kommen auf - und somit ein intensiver Reflexionsprozess,
der sich später als wertvoll herausstellen kann. Bei der Vergleichsgruppe
konnten die Jenaer Wissenschaftler solche Effekte nicht feststellen.

Ihnen ist es aber wichtig zu betonen, dass sich Jugendliche auch ohne
Auslandsjahr gut entwickeln. Nicht jede Person sei für eine solche
Ausnahmesituation geschaffen. Die meisten Schüler, die ein Auslandsjahr
absolvieren, seien auch vorher schon offener und extravertierter. "Doch
unsere Forschungsergebnisse sprechen deutlich dafür, die Förderungen in
diesem Bereich auszubauen, um Auslandsaufenthalte unabhängig vom Bildungs-
und Einkommenshintergrund der Eltern zu machen", sagt Neyer.


Originalpublikation:

H. Greischel, P. Noack, F. J. Neyer (2018):

Oh, the Places You'll Go! How International Mobility Challenges Identity
Development in Adolescence.

Developmental Psychology.

doi: 10.1037/dev0000595

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 17.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1175: Mönchengladbach - Progressive Muskelentspannung / Fantasiereisen, 31.10.-5.12.


Progressive Muskelentspannung / Fantasiereisen



Die Teilnehmer lernen die Grundübungen der Progressiven
Muskelentspannung (PMR) nach Jacobson und gehen mit auf die Reise in
ihren Körper und zu Orten der Fantasie. Am Ende des Kurses erhalten
sie ein Skript, um die Übungen auch zuhause weiterzumachen.

31.10. bis 5.12.2018, 19:40 - 21:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182F2085F

Kosten: 35 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung sind www.vhs-mg.de oder Tel. 02161
/ 25-6400 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSICAL/263: Wertheim - "Hexen" am 23. Oktober 2018


Ein musikalischer Hexenritt

Kammermusical in der Aula Alte Steige



Wertheim. Ist Magie möglich? Sind Tabubrüche möglich? Und ist
Gleichberechtigung möglich? Die Badische Landesbühne führt am
Dienstag, 23. Oktober, das Kammermusical "Hexen" von Peter Lund und
Danny Ashkenasi in Wertheim auf. Die Vorstellung beginnt um 19.30 Uhr
in der Aula Alte Steige.

Zwei Frauen warten auf den Bus, sie tragen dasselbe Kleid und haben
den Eindruck, sich irgendwie zu kennen. Kein Wunder, denn Anna und
Grete sind Hexen, und Hexen erkennen sich immer und überall. In bösen,
komischen und aberwitzigen Szenen und Songs erzählen die beiden, wie
es ihnen als Frauen in ihren bisherigen acht Leben ergangen ist.

Das Kammermusical des Autors Peter Lund und des Komponisten Danny
Ashkenasi wurde nach der Uraufführung im Jahr 1991 zu einem
Dauerbrenner auf Deutschlands Studiobühnen. An der Badischen
Landesbühne inszeniert es Katharina Schmidt mit den Schauspielerinnen
Cornelia Heilmann und Nadine Pape sowie den Musikern Mario Fadani,
Lömsch Lehmann und Oliver Taupp.

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Buchhandlung Buchheim, Telefon
09342/1320, E-Mail: buchheim.wertheim@t-online.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Oktober 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1227: Lippstadt - Gilla Cremer und Gerd Bellmann "Freundschaft" am 31. Oktober


Gilla Cremer und Gerd Bellmann - "Freundschaft"

Lieder, Zitate, Gedichte zum Phänomen Freundschaft



Lippstadt. In Lippstadt war Gilla Cremer zuletzt mit "Die Dinge meiner
Eltern" zu Gast und hat einen bleibenden Eindruck hinterlassen. Nun
kommt sie am 31. Oktober mit dem Stück "Freundschaft". Mit nur 4
Requisiten, drei Leitern und einem Seil, spielt Gilla Cremer scheinbar
mühelos auf der Bühne. Sie macht mit ihnen z.B. Beziehungen sichtbar,
Verstrickungen und setzt sie manchmal fast beiläufig ein - so scheint
es zumindest.

Die Schauspielerin Gilla Cremer und der Pianist Gerd Bellmann packen
das Thema "Freundschaft" beherzt an, besingen sie zeigen uns ihre
Gesichter und erzählen Geschichten, die ebenso von Verlust und
Enttäuschung handeln wie von Vertrauen, Trost und Freude.

Wer gute Freunde hat - sagen die Wissenschaftler - wird seltener
krank, lebt länger und glücklicher! Aber was ist ein wahrer Freund,
eine gute Freundin? Wie viele davon haben wir und wo hat die
Freundschaft ein Ende?

Die in Königswinter geborene Schauspielerin Gilla Cremer hat in
allerlei TV-Produktionen wie "Der Kommissar und das Meer", in
verschiedenen "Tatort"-Folgen, im "Polizeiruf 110" oder in den
"Dorfpunks" mitgewirkt. Darüber hinaus ist die Gründerin der Freien
Gruppe "Theater Tilbut" Frankfurt seit 1987 hauptsächlich als Solistin
mit ihren "Theater Unikaten" im In- und Ausland auf Gastspielreisen.
Für langjährige und außergewöhnliche Leistungen im Rahmen des
Hamburger Theaterlebens wurde Gilla Cremer 2008 der Rolf 
Mares-Sonderpreis verliehen und 2015 erhielt die Schauspielerin für ihr
beeindruckendes Gesamtwerk den "Inthega Sonderpreis".

www.gillacremer.de

Termin: Mittwoch, 31. Oktober 2018, 20 Uhr

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt,
Beckumer Straße

Dauer: ca. 100 Minuten + Pause 

Preise: 20,- / 18,- / 16,- / ermäßigt: 10,- / 9,- / 8,-

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

Zusätzlich zur Herbstwoche geöffnet: Sa. 20.10.18 + Sa 27.10.18 bis 18
Uhr und So 21.10.18 + So 28.10.18: 13 - 18 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1226: Bremen - Knausgård V "Träumen", Premiere am 27. Oktober 2018


THEATER BREMEN - Premiere Schauspiel

Knausgård V: Träumen

Der fünfte Teil der Theaterserie kommt auf die Bühne im Kleinen Haus
- nach dem Roman von Karl Ove Knausgård - Regie Frank Abt - Premiere
am 27. Oktober um 20 Uhr.



Als der "Proust des 21. Jahrhunderts" wird er in den Feuilletons
gefeiert: Der Norweger Karl Ove Knausgård fasziniert mit seinem
sechsbändigen, autobiografischen Romanzyklus Leser auf der ganzen
Welt: Eigentlich nur die Beschreibung (s)eines Lebens, und doch: eine
literarische Sensation. So radikal offen, so unverstellt lässt kaum
jemand in sein Leben blicken.

Vier Teile des Romanzyklus? hat das Theater Bremen in den vergangenen
zwei Spielzeiten auf die Bühne gebracht, in der Spielzeit 2018/19
werden die letzten beiden Abende des Theaterprojekts Premiere feiern.
Bisher ist das Theater Bremen mit dieser Serie das einzige Haus im
deutschsprachigen Raum, das sich in dieser Form an den monumentalen
Stoff heranwagt. "Knausgård V: Träumen" nimmt zwei Phasen des Lebens
unter die Lupe: Zum einen ist es ein Rückblick auf die Zeit, als der
junge Knausgård in einer psychiatrischen Klinik arbeitete und das
Gefühl hatte, in seinem eigenen Leben ginge gar nichts voran. Seinen
größten Wunsch, sich als Schriftsteller durchzusetzen, sah er zum
Scheitern verurteilt. Zwölf Jahre dauert diese Phase, die geprägt war
von Stagnation in allen Bereichen. Ihr gegenüber steht Knausgård
zwanzig Jahre später: Erfolgreicher Schriftsteller und dreifacher
Familienvater, der akzeptieren muss, dass seine Frau unter einer
schweren psychischen der akzeptieren muss, dass seine Frau unter
einer schweren psychischen Erkrankung leidet, und auf seine, sowie
professionelle Hilfe angewiesen ist.

"Frank Abt hat einen besonderen, mitfühlenden Blick für das schöne und
schwierige Private", sagt Viktorie Knotková, die das Theaterprojekt
als Dramaturgin begleitet und gemeinsam mit Abt und Knausgård-
Darsteller Robin Sondermann an der Bühnenfassung arbeitet, "an dem
fünften Teil fasziniert uns dabei vor allem die Frage, wie man es
schafft, in schwierigen Lebenssituationen immer etwas zu finden, für
das zu leben sich lohnt. Den Ausweg aus der Aussichtslosigkeit zu
finden. Das Schwere durchzustehen, nicht aufzugeben. Und diese Suche
ist bei Knausgård einfach sehr anrührend dargestellt. Er fasst es
folgendermaßen zusammen: "Auch für die Nacht der Seele steht ein neuer
Tag vor der Tür".

Frank Abt studierte Theaterwissenschaft in Berlin und Paris, er
inszenierte u.a. am Münchner Volkstheater, dem Schauspielhaus Graz,
dem Schauspielhaus Bochum, dem Maxim Gorki Theater Berlin und
entwickelte für das Deutsche Theater in Berlin die Reihe "Geschichten
von hier", ein dreiteiliges Rechercheprojekt auf der Basis von
Interviews. Seit der Spielzeit 2012/13 inszeniert Frank Abt regelmäßig
als Regisseur im Schauspiel am Theater Bremen, von ihm waren u.a.
John von Düffels Familienstück "Robin Hood", "Die Brüder Löwenherz"
nach Astrid Lindgren, die Uraufführung "Herkunft" nach dem Roman von
Oskar Roehler und Dostojewskis "Der Idiot" zu sehen.

Mit der Knausgård-Reihe folgen Abt und sein Team in insgesamt sechs
Abenden Knausgårds fesselnden Schilderungen seines Alltags. Bisher
wurden vier Teile seines Romanzyklus umgesetzt: das radikale
Vaterportrait

in "Knausgård I: Sterben", die kompromisslose Suche nach Nähe und
Beziehung

in "Knausgård II: Lieben", der mitreißende Strom an

Kindheitserinnerungen

in "Knausgård III: Spielen" und ein Erwachsenwerden zwischen Absturz
und Ekstase

in "Knausgård IV: Leben".

"Knausgård VI: Kämpfen" bildet den Abschluss und wird im April 2019
Premiere im Theater Bremen feiern.

 * 

Knausgård V: Träumen

Premiere am Samstag, 27. Oktober 2018 um 20 Uhr im Kleinen Haus

Regie: Frank Abt

Fassung: Frank Abt, Viktorie Knotková, Robin Sondermann

Ausstattung: Susanne Schuboth

Musik: Jan Grosfeld

Illustrationen: Jan Hamstra, Megan de Vos, Kalle Wolters

Dramaturgie: Viktorie Knotková

Mit: Robin Sondermann, Jan Grosfeld und Coco Buchwald

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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GARTEN/370: 6 Tipps fürs Igel-Winternest (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 16. Oktober 2018

6 Tipps fürs Igel-Winternest

Von Laub liegen lassen über Igelhaus aufstellen bis hin zur
Igelfütterung im Garten - was Igel jetzt brauchen



Hilpoltstein, 16.10.18 - Herbstzeit ist Gartenzeit. Mit ein paar Tipps
vom LBV kann jeder Naturfreund für den Igel ein heimeliges Nest für
den Tag und vor allem für den anstehenden Winterschlaf vorbereiten.
Die stacheligen Gartenbewohner verstecken sich tagsüber in
Schlafnestern aus Laub und Gras. Diese liegen zum Beispiel unter
umgestürzten Baumstämmen, in Hohlräumen, hinter angelehnten Brettern
oder in Laub-, Reisig- und Komposthaufen. "Für ihr Winternest
bevorzugen Igel eine dornige, dichte und wilde Hecke. Fehlen diese
Nischen in seinem Lebensraum, baut der Igel auch gerne sein Nest in
Ställen und Scheunen, unter Geräteschuppen und Holzterrassen. Auch
bereits fertige, künstliche Igel-Winterhäuser nimmt er gerne an", sagt
die LBV-Igelexpertin Martina Gehret. Der LBV hat sechs Tipps
zusammengestellt, wie Naturfreunde dem Igel am besten über den Winter
helfen können.

Tipp 1: Laub liegen lassen

Hat der Igel seinen Winterschlafplatz ausgewählt, beginnt er mit dem
sorgfältigen Nestbau. Zum Innenausbau nutzt er vor allem Laub. Das
Nestmaterial sammeln die Igel mit dem Maul und nur in einem kleinen
Umkreis von einigen Metern um den Nestplatz. Daher: Laub liegen
lassen! "Ist es an der Zeit den Winterschlaf zu beginnen, dreht sich
der Igel in seinem Nest solange, bis das Nistmaterial ganz eng an
seinem Körper anliegt und eine kompakte kugelförmige Isolierschicht
entsteht, die ihm den perfekten Schutz bietet", erklärt
LBV-Igel-Expertin Martina Gehret.

Tipp 2: Das richtige Igelhaus

Wer wenig Platz in seinem Garten hat, kann fertige Igelhäuser
anbieten. Doch Vorsicht: Nicht alle Igelhäuser sind für ein
Winterquartier geeignet. Beim Kauf sollte darauf geachtet werden, dass
der Innenraum ausreichend groß ist und der Igel nicht direkt vor dem
Eingang liegen muss. Ein Boden ist nicht notwendig, und für manche
Igel sogar ein Ausschlusskriterium. Wer sein Igelhaus lieber selber
bauen möchte, findet auf www.igel-in-bayern.de eine Anleitung für ein
Igel-Winterhaus.

Tipp 3: Nistmaterial auswechseln

Im Frühjahr nach dem Winterschlaf sollte unbedingt das Nistmaterial
gewechselt werden. So bekommt der zukünftige Bewohner ein sauberes und
parasitenfreies Heim.

Tipp 4: Igelhaus nur auf trockenem Untergrund aufstellen

Das Igelhaus sollte ohne Boden immer an einem trockenen Standort
aufgestellt werden. Die oberste Schicht Erde kann dazu mit einem
Spaten abgehoben und der Bodenunterschied dann mit einem
Sand-Kies-Gemisch aufgefüllt werden. Das Igelhaus wird direkt darauf
platziert und mit reichlich Laub gefüllt. Heu ist zwar kuschelig,
zieht jedoch im Winter häufig Feuchtigkeit und schimmelt dann schnell.

Tipp 5: Igelhaus abdecken

Zum Schutz vor jedem Wetter sollte das Igelhaus mit Laub und Reisig
abgedeckt werden. Hierfür kann der Weihnachtsbaum wiederverwertet
werden, denn die Zweige von Fichte, Kiefer und Nordmanntanne eignen
sich hervorragend zum Schutz.

Tipp 6: Wasser- und Futterschale

Das Mindestgewicht für den Winterschlaf erreichen junge Igel mit 500
Gramm, Erwachsene Tiere mit 800 Gramm. Läuft ein augenscheinlich
kleiner Igel auf der Suche nach Futter im Garten umher, kann ihm dort
zugefüttert werden. Dafür an einem geschützten Ort in einer flachen
Schale Katzenfutter vermengt mit Haferflocken oder Weizenkleie
anbieten. Sehr gut bekömmlich sind auch Rühreier, gekochtes Geflügel
oder angebratenes, nicht gesalzenes Hackfleisch. Obst, Gemüse und
Milch bitte nicht füttern!

Igel gesehen? Jetzt auf ww.igel-in-bayern.de

oder über die kostenlose Smartphone-App "Igel

in Bayern" für Android und IOS melden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.10.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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LUFT/612: Mief an den St-Pauli Landungsbrücken (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 17. Oktober 2018

Mief an den St-Pauli Landungsbrücken: 

Höchste Stickstoffdioxid-Werte in ganz Deutschland gemessen

NABU will eigenes "Luftmessnetz für den Hamburger Hafenrand" aufbauen



Nirgendwo in Deutschland ist die Stickstoffdioxid(NO2)-Belastung so
hoch wie an den Landungsbrücken in Hamburg. Dies ist hat die
Auswertung der Ergebnisse einer bundesweiten Messkampagne der
Deutschen Umwelthilfe (DUH) ergeben, an der sich der NABU beteiligt
hat. Insgesamt wurde die NO2-Belastung in 232 Städten an 461 Stellen
untersucht. Der NABU hat an Häfen und Schiffsanlegern gemessen.

Alarmierende Spitzenwerte wurden an den St. Pauli-Landungsbrücken
während der einmonatigen Messung ermittelt: Der dauerhafte
Stickstoffdioxid-Gehalt der Umgebungsluft beträgt hier 98,5 Mikrogramm
pro Kubikmeter (µg/m3). Selbst weiter oben auf der Promenade lag der
NO2-Gehalt der Luft immer noch bei durchschnittlich 54,5 µg/m3. Der
Grenzwert für NO2 liegt bei 40 (µg/m3) im Jahresmittel.

Das Hamburger Luftmessnetz blendet die Belastung der Luft an den
Landungsbrücken allerdings einfach aus. Trotz der hier nachweislich
hohen Schadstoffbelastung im Hafenbereich gibt es keine offizielle
Messstation. Während die Messwerte an Hamburgs vielbefahrenen Straßen
besorgniserregend hoch sind und zu einzelnen Fahrverboten geführt
haben, bleibt der Schiffsverkehr weitgehend unbeachtet.

"Die Politik ignoriert die giftigen Abgase der Schiffe und schützt
Hamburgs Bürger nicht. Wer am Hafen lebt oder arbeitet wird einer
erheblichen Gesundheitsgefährdung ausgesetzt. Deshalb werden wir nun
selbst aktiv, um auf die Gefahren aufmerksam zu machen. Zusammen mit
Anwohnerinnen und Anwohnern des Hafenbereichs wollen wir ein eigenes
Messnetz aufbauen. Die Politik muss endlich erkennen, dass konkrete
Maßnahmen gefragt sind. Von Lippenbekenntnissen wird die Luft nicht
sauber!" beschreibt Malte Siegert, Leiter Umweltpolitik NABU Hamburg,
die Lage.

Die bisherigen Maßnahmen reichen bei weitem nicht aus. Während
Partikelfilter und Katalysatoren im Straßenverkehr seit Jahrzehnten
Standard sind, verbrennen Schiffe ihren dreckigen Treibstoff quasi auf
offener Flamme. Zwar bewegt sich die Schifffahrt im Rahmen
gesetzlicher Vorgaben, diese sind aber absolut ungenügend und lassen
hohe NO2-Konzentrationen zu.

"Die Messergebnisse überraschen uns überhaupt nicht. Während die
Autoindustrie absichtlich Abgaswerte manipuliert, liegt bei den
Schiffsabgasen kein Betrug vor. Der Skandal besteht hier darin, dass
die Reinigung der Abgase noch nicht einmal vorgeschrieben ist", so
Sönke Diesener, Referent für Umweltpolitik NABU Hamburg.

Der NABU hat bereits eine Vielzahl an regulatorischen Maßnahmen und
technischen Möglichkeiten vorgestellt, die die Schadstoffemissionen
der Schiffe senken können. Zum Auftakt des Projekts "Luftmessnetz für
den Hamburger Hafenrand" lädt der NABU Hamburg am 24. Oktober um 18
Uhr in die Landesgeschäftsstelle(Klaus-Groth-Str. 21,
Hamburg-Borgfelde)ein. Ziel des Projekts ist ein eigenständiges
Messnetz aufzubauen, um die Datenlücken im städtischen Luftmessnetz zu
ermitteln. Es sollen die Standorte dokumentiert werden, an denen
Hamburger Bürger hohen Schadstoffen in der Luft ausgesetzt sind. Wir
freuen uns über alle Interessierte und Unterstützer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 112/18, 17.10.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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STADT/476: Migrants4Cities stellt Lösungen für die Stadt von morgen vor (idw)


inter 3 Institut für Ressourcenmanagement - 16.10.2018

Vielfalt, Gemeinschaft und gute Luft: 

Migrants4Cities stellt Lösungen für die Stadt von morgen vor



Mit der Vorstellung fünf konkreter Vorschläge für ein
klimafreundliches, sozial ausgewogenes und kulturell vielfältiges
Mannheim ist am Freitag, den 12. Oktober 2018, eine intensive
Workshop-Reihe zur Stadtentwicklung zu Ende gegangen. Erstmals suchte
die Stadt Mannheim auf diesem neuen Weg gemeinsam mit 20
Mannheimerinnen und Mannheimern mit internationaler Biografie sowie
Vertretern aus Stadtverwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft nach
neuen Ideen für eine nachhaltige Stadtentwicklung.

Nachhaltig Wohnen, Arbeiten, Zusammenleben, Mitmachen und Mobil
sein

Migrants4Cities ist einen neuen Weg gegangen um genau dieses Potenzial
der Mannheimer Stadtgesellschaft für die Stadtentwicklung nutzbar zu
machen. In einem innovativen Urban Design Thinking-Prozess wurde
gemeinsam nach Lösungen in den Themenfeldern Wohnen, Arbeiten,
Mobilität, Zusammenleben und Mitmachen gesucht. Das Stadtlabor bot nun
letztmals die Gelegenheit, die entwickelten Lösungsansätze mit
geladenen Expertinnen und Experten sowie interessierten Bürgerinnen
und Bürgern zu diskutieren und sie einen weiteren Schritt in Richtung
Umsetzung zu bringen.

Für dieses außergewöhnliche ehrenamtliche Engagement bedankte sich
Bürgermeister Michael Grötsch bei allen Teilnehmenden. "Sie haben viel
Zeit und Herzblut in die Suche und Entwicklung von Ideen investiert
und Lösungen von hoher Qualität für Mannheim gefunden", so Grötsch.
Über erste Umsetzungsschritte freute sich Christian Hübel, Leiter des
Referats Strategische Steuerung in seinem Resümee: "Die KulTOUR-Tram
wird beim diesjährigen Nachtwandel erstmals an den Start gehen und für
die "Arbeitsbox" ist bundesweit ein studentischer Ideenwettbewerb
ausgeschrieben worden."

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im
Schwerpunkt "Nachhaltige Transformation urbaner Räume" geförderte
Projekt wird gemeinsam mit den beiden Verbundpartnern Technische
Universität Berlin und inter 3 - Institut für Ressourcenmanagement
durchgeführt. Die Stadt Mannheim möchte dabei das in der Stadt
vorhandene internationale Know-how nutzen, um neue, umsetzbare
Lösungen für eine nachhaltige Stadtentwicklung zu erarbeiten. Zugleich
wird erprobt, wie die Methode Urban Design Thinking in kommunale
Strukturen integriert werden kann.

Die Lösungen

Im Themenfeld Wohnen erarbeitete die Gruppe das "Aktionspaket -
Nachbarschaftsplätze gestalten". Ziel war es Anlässe und Werkzeuge zu
schaffen, um über das Wohnumfeld nachzudenken, Probleme im Raum
aufzuzeigen und weitergehendes Engagement zu fördern. Daraus entstand
die Idee eines Aktionspaketes, das das Engagement unterstützt und
hilft Lösungen für eine Verbesserung von wohnungsnahen Plätzen
gemeinsam, kreativ, spielerisch und ohne großen Aufwand zu finden.

Das Team, das sich mit dem Themenfeld Mobilität auseinandergesetzt
hat, entwickelte eine temporäre Aktion zur schrittweisen Umgestaltung
des PKW-Verkehrs. Unter dem Titel "Menschen² Straßen neu denken"
sollen zunächst gewerblich orientierte Straßen temporär umgenutzt und
bespielt werden. Wie dies aussehen kann, zeigt u.a. ein an der TU
Berlin erstellter Animationsfilm.

Die sich wandelnde Arbeitswelt schafft neue Herausforderungen, bietet
aber auch neue Chancen einer höheren Flexibilität. Für diese neue
Flexibilität hat das Team Arbeiten eine Antwort gefunden - die
"Arbeitsbox". Ein Outdoor-Office, das im Grünen oder auf Plätzen
aufgestellt werden kann und so eine Arbeitsinfrastruktur im Freien zur
Verfügung stellt.

In Gesprächen der Gruppe Zusammenleben mit Mannheimerinnen und
Mannheimern wurde immer wieder das große Interesse an einem
intensiveren Austausch zwischen Nachbarn, kulturellen und sozialen
Gruppen genannt und die fehlenden Gelegenheiten im Alltagsleben
beklagt. Diese Gelegenheiten soll die "KulTOUR-Tram" schaffen. Die
Idee ist es durch künstlerische Aktivitäten in der Straßenbahn, bzw.
Haltestellen Menschen miteinander ins Gespräch zu bringen und
gleichzeitig Themen wie Vielfalt und Zusammenleben zu adressieren.

Nach Möglichkeiten sich gegenseitig im Alltag zu unterstützen suchte
das Team im Themenfeld Mitmachen. Das eigene Wissen und die
Erfahrungen bilden dabei die Grundlage für (generationenübergreifende)
Angebote in den Bereichen Hilfe, Spaß und Lernen. So kommt es zur
Vernetzung und zum interkulturellen Austausch im Quartier. Im besten
Fall von einer zentralen Stelle koordiniert und einem offenen Raum für
alle durchgeführt. Zusammengefasst werden sollen die Angebote in einem
"Heft der Möglichkeiten" mit dem Titel "UFFBASSE".

Hintergrundinformationen

Ziel ist, das Know-how Hochqualifizierter mit Migrationshintergrund
offensiver in die Governance einer nachhaltigen Stadtentwicklung
einzubeziehen und so Mannheim im internationalen Wettbewerb als Wohn-
und Arbeitsort attraktiver zu positionieren. Durch eine intensive
Netzwerk- und Kommunikationsarbeit konnten das "Reallabor
Migrants4Cities" und seine Impulse aus den UrbanLabs in der
Stadtgesellschaft erlebbar gemacht werden. Zugleich wird der Ansatz
des Urban Design Thinking einem intensiven Praxistest unterzogen. Die
Projektaktivitäten werden über das beim Oberbürgermeister angesiedelte
Referat Strategische Steuerung eng mit den strategischen Zielen der
Stadt abgestimmt.

Urban
Design Thinking - Transformation urbaner Räume durch Ko-Kreation

Für die Stadtplaner*innen vom Institut für Stadt- und Regionalplanung
der TU Berlin stand seit Beginn der Workshop-Reihe im März 2017 die
konkrete Weiterentwicklung von Arbeitsformaten der urbanen Ko-Kreation
in den neun UrbanLabs im Zentrum der Arbeit. Ziel sind umsetzbare und
mit Geschäftsmodellen unterlegte technische oder soziale Innovationen.
Gemeinsam mit der Stadt Mannheim wird zudem auch erprobt, ob und wie
Urban Design Thinking in kommunale Strukturen und Prozesse integriert
werden kann.

Das inter 3 Institut für Ressourcenmanagement begleitete die UrbanLabs
um herauszufinden, welches Potenzial Migrant*innen als 'Change Agents'
in die UrbanLabs einbringen und wie es erschlossen werden kann. Zudem
wird in Lernpartnerschaften mit 10 Städten untersucht und erprobt, wie
die in Mann-heim erarbeiteten Lösungen andernorts aufgegriffen werden
können.

Transformation durch Transfer: Urbane Räume gemeinsam gestalten


Die Erkenntnisse zum Urban Design Thinking, zum
Transformationspotenzial von Migrant*innen und zum Wissenstransfer
werden bis zum Projektende in verschiedenen Formaten für
Entscheider*innen aus der Praxis sowie transdisziplinäre
Forschungsverbünde zur Verfügung gestellt. Erarbeitete Lösungsansätze
und Prototypen wurden in öffentlichen UrbanLabs durch Vertreter*innen
weiterer Städte getestet und so auf die Übertragbarkeit auf andere
Kontexte überprüft. In Mannheim sollen die Ergebnisse für eine
qualitative Stärkung des Governance-Ansatzes genutzt werden und
Impulse für eine nachhaltige Stadt- und Quartiersentwicklung,
Bürgerbeteiligung sowie Fachkräftegewinnung liefern.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.migrants4cities.de/de/urban-labs/ergebnisbroschueren/

 Ergebnisbroschüren zu neun UrbanLabs in Mannheim

http://www.migrants4cities.de 

Webseite zum Projekt Migrants4Cities


Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news704110

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1550

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

inter 3 Institut für Ressourcenmanagement - 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STRAHLUNG/100: 32 Jahre nach Tschernobyl - einige Wildpilze noch immer radioaktiv belastet (BfS)


Bundesamt für Strahlenschutz - Pressemitteilung, 17. Oktober 2018

32 Jahre nach Tschernobyl: Einige Wildpilze noch immer radioaktiv
belastet



Auch 32 Jahre nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl sind deren
Auswirkungen in Deutschland zu beobachten. Das belegen Messergebnisse,
die das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) in zwei aktuellen Berichten
veröffentlicht hat. Demnach sind einzelne Wildpilzarten in bestimmten
Regionen Bayerns nach wie vor stark radioaktiv belastet. Bei
landwirtschaftlichen Produkten insgesamt ist die Belastung infolge des
Reaktorunfalls von Tschernobyl aber deutlich zurückgegangen und die
aktuellen Messwerte sind gering.

Bei einer Reihe wild wachsender Speisepilze werden immer noch deutlich
erhöhte Werte des radioaktiven Cäsium (Cäsium-137) gemessen, welches
nach dem Unfall in Tschernobyl ausgetreten ist. Das geht aus dem
aktuellen BfS-Bericht "Radioaktive Kontamination von Speisepilzen
(Stand: 2017)" hervor. Beispielsweise können Braunscheibige und
Orangefalbe Schnecklinge oder Rotbraune Semmelstoppelpilze bis zu
einige 1.000 Becquerel (Bq) Cäsium-137 pro Kilogramm Frischmasse
aufweisen.

"Bei einigen Wildpilzarten kann auch mehr als drei Jahrzehnte nach dem
Tschernobyl-Unfall noch keine Entwarnung gegeben werden. Unsere
Messergebnisse zeigen, dass die radioaktive Belastung dieser Pilzarten
im Gegensatz zu anderen Lebensmitteln nach wie vor sehr hoch ist",
sagt BfS-Präsidentin Inge Paulini. Wegen seiner Halbwertszeit von rund
30 Jahren ist das aus dem Tschernobyl-Unfall stammende Cäsium-137
bisher erst rund zur Hälfte zerfallen.

Mit einer Mahlzeit höher belasteter Wildpilze kann dem Körper mehr
Cäsium-137 zugeführt werden als mit Lebensmitteln aus
landwirtschaftlicher Produktion innerhalb eines ganzen Jahres.
Gesundheitliche Folgen sind dennoch nicht zu befürchten, wenn selbst
gesammelte Wildpilze in üblichen Mengen verzehrt werden. Für Pilze,
die in den Handel gebracht werden, gilt, dass ein Grenzwert von 600
Becquerel pro Kilogramm nicht überschritten werden darf.

Die höchsten Gehalte an Cäsium-137 in Wildpilzen sind in höher
kontaminierten kleineren Gebieten im Bayerischen Wald, im Donaumoos
südwestlich von Ingolstadt und in der Region Mittenwald zu finden.
Diese Gebiete wurden durch den Reaktorunfall im Jahr 1986 zehnmal
höher belastet als beispielsweise der Norden Deutschlands. In anderen
Regionen sind die Werte in Pilzen wegen der geringeren Ablagerung von
Cäsium-137 entsprechend niedriger.

Grund dafür, dass Wildpilze in den betroffenen Regionen deutlich
stärker belastet sein können als landwirtschaftliche Erzeugnisse, ist
die unterschiedliche Beschaffenheit von Waldböden und
landwirtschaftlich genutzten Böden. Die Werte des Cäsium-137 in
landwirtschaftlichen Produkten liegen derzeit in Deutschland im
Bereich von nur einigen Becquerel pro Kilogramm und darunter. In
Deutschland werden mit Nahrungsmitteln aus landwirtschaftlicher
Erzeugung im Mittel weniger als 100 Becquerel Radiocäsium pro Person
und Jahr aufgenommen.

Insgesamt ist die radioaktive Belastung von Lebensmitteln als Folge
des Tschernobyl-Unglücks deutlich zurückgegangen. Das geht aus einem
aktuellen Bericht zur Umweltradioaktivität in Deutschland hervor, in
dem das BfS und andere Leitstellen des Bundes Messergebnisse aus den
Jahren 2014 bis 2016 veröffentlichen. So sind beispielsweise die Werte
des Cäsium-137 bei Fischen aus Binnengewässern in Süddeutschland seit
1986 um den Faktor 200 gesunken. Bei Milch nimmt die Belastung stetig
ab und liegt auf einem niedrigen Niveau. Bei Trink- und Grundwasser
sind nahezu alle Messwerte für Radiocäsium sehr gering und liegen weit
unterhalb der geforderten Nachweisgrenzen.

Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS
informiert die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen
Fragen des Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter bewerten Strahlenrisiken, überwachen die
Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv im radiologischen
Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr, darunter im
medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette Strahlung
und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und Energiewende
sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen
und internationalen Fachleuten vernetzt.

Weitere Informationen unter www.bfs.de.

 * 

BfS-Pressemitteilung, 17.10.2018

Bundesamt für Strahlenschutz

Pressearbeit/PB2

Postfach 10 01 49, 38201 Salzgitter

Tel.: 03018/333-1143, Fax: 03018/333-1150

E-Mail: info@bfs.de

Internet: http://www.bfs.de
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ANBAU/173: Witterungsbedingt enttäuschende Leguminosenernte (UFOP)


Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e.V. - 18. Oktober
2018

Witterungsbedingt enttäuschende Leguminosenernte



Berlin, 16. Oktober 2018. Schon mit der etwas geringeren Anbaufläche
wurden bereits im Frühjahr die Weichen für eine kleinere
Leguminosenernte 2018 in Deutschland gestellt. Hinzu kam noch ein
massiver Einbruch der Erträge, wie bei anderen Fruchtarten bedingt
durch die lang anhaltende Trockenheit.

Insgesamt wurden 2018 schätzungsweise 436.400 t Leguminosen gedroschen
und damit 28% weniger als im Vorjahr. Bundesweit wurden die
Durchschnittserträge des Vorjahres deutlich verfehlt. Der Rückgang
fiel bei Futtererbsen mit einem Minus von 20% noch am geringsten aus.
Am härtesten traf es die Süßlupinen, bei denen die Erträge um knapp 50
% einbrachen. Verbunden mit der Einschränkung des Anbaus um 20%
führten die hohen Ertragsausfälle zu einem gegenüber 2017 um rund 58%
verringerten Ernteergebnis von 22.300 t. Mit deutlichem Abstand
verfehlten auch die Futtererbsen das Vorjahresergebnis. Bei einer um
17% verringerten Anbaufläche und um 20% geringeren Erträgen wurden mit
197.900 t rund ein Drittel weniger geerntet als im Vorjahr. Mit
154.300 t wurden zudem 18% weniger Ackerbohnen als im Jahr zuvor
geerntet.

Ein Teil der massiven Ertragseinbußen von fast einem Drittel wurden
durch die Ausdehnung der Anbaufläche von 20% kompensiert. Im
Artenvergleich stehen die Sojabohnen noch am besten da, denn hier
konnte das Flächenplus von 25% das Ertragsminus nahezu kompensieren,
so dass mit knapp 62.000 t nur 6% weniger geerntet wurde als 2017.
Ausschlaggebend für die schlechten Erträge waren nach Angaben der
Agrarmarkt Informations-Gesellschaft mbH (AMI) die langanhaltende
Trockenheit in weiten Teilen Nord- und Ostdeutschlands und der hohe
Anbauflächenanteil auf Grenzstandorten. So gingen die
Süßlupinenerträge in Sachsen-Anhalt nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes gegenüber 2017 um 67% zurück.

Nach Einschätzung der Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen
e.V. (UFOP) ist der Rückgang der Anbaufläche von Körnerleguminosen auf
das Verbot des Pflanzenschutz-Einsatzes auf Greeningflächen
zurückzuführen. Der Effekt dieser agrarpolitisch negativen
Entscheidung wurde durch die Witterung im Herbst 2017 abgemildert, als
viele Flächen nicht mit Winterungen bestellt werden konnten. Dadurch
wurden Flächen für den Anbau von Körnerleguminosen frei.

Kurzinfo UFOP e. V.:

Die Union zur Förderung von Oel- und Proteinpflanzen e. V. (UFOP)
vertritt die politischen Interessen der an der Produktion,
Verarbeitung und Vermarktung heimischer Öl- und Eiweißpflanzen
beteiligten Unternehmen, Verbände und Institutionen in nationalen und
internationalen Gremien. Die UFOP fördert Untersuchungen zur
Optimierung der landwirtschaftlichen Produktion und zur Entwicklung
neuer Verwertungsmöglichkeiten in den Bereichen Food, Non-Food und
Feed. Die Öffentlichkeitsarbeit der UFOP dient der Förderung des
Absatzes der Endprodukte heimischer Öl- und Eiweißpflanzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.10.2018

UFOP e.V.

Claire-Waldoff-Str. 7, 10117 Berlin

Internet: www.ufop.de
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MASSNAHMEN/168: NABU Schleswig-Holstein setzt Streuobstwiesenförderung fort (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 18. Oktober 2018

NABU Schleswig-Holstein setzt Streuobstwiesenförderung fort

Förderung der biologischen Vielfalt: Neuanpflanzungen werden
unterstützt



Neumünster, 18. Oktober 2018 - Der NABU startet in diesem Herbst die
bislang größte Streuobstwiesen-Pflanzaktion in Schleswig-Holstein. Das
Projekt "Blühendes Schleswig-Holstein - Neue Streuobstwiesen braucht
das Land" wird von der BINGO-Umweltlotterie gefördert. "Schon seit
mehreren Jahren bieten wir in Schleswig-Holstein die Förderung der
Neuanlage von Streuobstwiesen an - und zwar auch für geeignete Flächen
von Privatpersonen", sagt der Projektleiter Streuobst des NABU
Schleswig-Holstein, Frank Steiner. Nun wird das Projekt ausgeweitet:
Neben bis zu 1.400 Hochstämmen werden Insektenhotels, Saatgut für
Wildblumenwiesen und Spezialnisthilfen für charakteristische
Vogelarten der Streuobstwiese angeboten.

Auftakt des neuen Projekts bildet eine Pflanzaktion in Nordfriesland
von rd. 200 Hochstammobstbäumen verteilt auf sieben geeignete
Standorte. "Wir pflanzen ausschließlich alte, regionale und teils vom
Aussterben bedrohte Sorten. Um deren Genpool zu bewahren, möchten wir
deren Weiterverbreitung auch durch Auftragsveredelungen fördern"
erläutert Steiner. Anlass der Pflanzaktion ist u.a. auch eine im
letzten Jahr veröffentlichte Studie über den alarmierenden Rückgang
der Insekten-Biomasse um 80%. Streuobstwiesen gehören in Europa mit
ihrer Arten- und Sortenvielfalt zu den Lebensräumen mit der höchsten
biologischen Vielfalt. Dabei sind die Bestände des Lebensraumes
Streuobstwiese selbst bedroht und bundesweit seit den 1950er Jahren um
bis zu 85% zurückgegangen. Schätzungen des NABU-Bundesfachausschuss
Streuobst gehen von heute bundesweit noch rd. 300.000 ha aus.

Eine Analyse des Streuobstbestandes in einem schleswig-holsteinischen
Untersuchungsgebiet durch den NABU hat ergeben, dass 80% der Bestände
stark überaltert bzw. abgängig ist und einen ungünstigen Altersmix
aufweist. Zu oft werden zudem kleine Buschbäume gepflanzt, statt der
ökologisch wertvolleren Hochstämme. Insbesondere der Pflegezustand ist
in rd. 90% des untersuchten Bestandes schlecht. "Die Pflege der meist
80 Jahre oder älteren Bestandsbäume schadet diesen meist mehr als dass
sie von Nutzen ist. Für den Artenschutz sind die absterbenden
Hochstämme ohnehin extrem wertvoll.

Ab den 1950er Jahren bis 1973 wurden sogar staatliche Rodungsprämien
für Streuobstwiesen bezahlt. Erst seit etwa Mitte der 1990er Jahren
werden verstärkt wieder neue Streuobstwiese angelegt. In der
Nationalen Biodiversitätsstrategie der Bundesregierung von 2007 wie
auch in den Naturschutzzielen 2020 wird das priorisierte Ziel
formuliert, die Fläche der Streuobstbestände in Deutschland wieder um
10% auszuweiten.

"Unser Ziel ist es, die riesige Pflanzlücke in Schleswig-Holstein nun
ein wenig zu schließen", so Steiner. "Den Streuobstwiesenbestand in
Schleswig-Holstein können wir nur dadurch schützen und fördern, indem
wir neue Streuobstwiesen anlegen und dabei die Fehler der
Vergangenheit konsequent vermeiden. Hier setzt unser Projekt an: wir
fördern ausschließlich motivierte Streuobstwiesenliebhaber, die bereit
sind, in den entscheidenden ersten 10 Jahren für die unerlässlichen
Erziehungsschnitte der Bäume Sorge zu tragen. Der NABU 
Schleswig-Holstein unterstützt die Geförderten hierbei z.B. auch mit
Schnittkursen zur fachgerechten Pflege.

Das neue Streuobstwiesenprojekt wird in diesem Herbst in den Regionen
Schleswig, Rendsburg, Plön und Segeberg fortgeführt und läuft bis zum
Frühjahr 2020. Förderinteressierte können sich an den Projektleiter
Streuobst des NABU Schleswig-Holstein wenden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.10.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de
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MELDUNG/353: Alternativen für Antibiotika bei Nutztieren Vorzug geben (idw)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 17.10.2018

Alternativen für Antibiotika bei Nutztieren Vorzug geben

Sanfte Medizin für gesunde Tiere - Lösungsansätze für globales Problem
bei DBU-Forum diskutiert



Osnabrück. Wenn Nutztiere medizinisch behandelt werden, können
Medikamentenrückstände zum Beispiel über die Gülle in den Boden und
die Gewässer gelangen. Der Einsatz von Antibiotika kann dazu führen,
dass sich Krankheitserreger so verändern, dass dann Medikamente nicht
mehr wirken: Es entstehen Antibiotikaresistenzen. "Wir brauchen
praxistaugliche Lösungsansätze, die einerseits die Gesundheit von
Mensch und Tier gewährleisten und andererseits negative Auswirkungen
auf die Umwelt verringern", sagt Alexander Bonde, Generalsekretär der
Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU). Mit der Initiative "Nachhaltige
Pharmazie" werden praxisnahe Lösungsansätze dieses globalen Problems
von der DBU fachlich und finanziell gefördert. Ergebnisse von
erfolgversprechenden Projekten wurden jetzt bei einem DBU-Forum mit
Experten aus Wissenschaft, Politik, Tiermedizin und Agrarbranche
beleuchtet und diskutiert.

Antibiotikaresistenzen globale Bedrohung für Mensch und Tier

Seit einigen Jahren beobachteten Experten, dass sich weltweit
bakterielle Krankheitserreger ausbreiteten, die gegen Antibiotika
weniger empfindlich oder völlig resistent seien, betonte Bonde. Mit
den verfügbaren medizinischen Mitteln seien sie kaum noch zu
bekämpfen. Mittlerweile stelle die Antibiotikaresistenz eine globale
Bedrohung in der Human- und Tiermedizin dar. Hinzu komme, dass das
Übertragen resistenter Bakterien zwischen Mensch und Tier
wechselseitig möglich sei. Dafür verantwortlich seien der unsachgemäße
und übermäßige Gebrauch von Antibiotika sowie Hygienemängel in der
Human- und Veterinärmedizin. In der Nutztierhaltung und
Lebensmittelproduktion bereite das Ausbreiten von
Antibiotika-Resistenzen ebenfalls Probleme. Sie erschwere nicht nur
das Behandeln von Tieren, sondern habe auch nachteilige Folgen für den
Tierschutz und führe zu wirtschaftlichen Einbußen für Tierhalter.

Nicht zuletzt stelle auch die Kontamination von Lebensmitteln durch
resistente Erreger für die Verbraucher ein Risiko dar. Die Zunahme von
Antibiotika-Resistenzen habe auch enorme wirtschaftliche Folgen. Das
Weltwirtschaftsforum zähle die Antibiotika-Resistenz mittlerweile zu
den größten Risiken für die Weltwirtschaft. Prognostiziert würden
steigende Kosten durch die Behandlung resistenter Infektionserreger
und erhöhte Morbiditäts- und Mortalitätsraten in den nächsten Jahren.
Dass die Gesamtmenge der in der Tiermedizin abgegebenen Antibiotika
zwischen 2011 und 2017 um 57 Prozent zurückgegangen sei, ändere am
Grundproblem nur bedingt etwas, so Bonde.

Körpereigene Milchsäurebakterien als Antibiotikaersatz bei
Milchkühen 

"Bei der Milchviehhaltung werden ähnliche antibiotische Wirkstoffe wie
beim Menschen eingesetzt", erläuterte Prof. Dr. Volker Krömker,
Fachtierarzt für Milchhygiene an der Hochschule Hannover beim
DBU-Forum. Eine bakterielle Entzündung der Milchdrüse, die sogenannte
Mastitis, sei bei Tieren, die Milch geben verbreitet. Um zu
erforschen, wie eine antibiotische Behandlung vermieden werden kann,
untersuchte der Wissenschaftler die natürliche Abwehr innerhalb der
Milchdrüsen der Kühe. Diese Abwehr bestehe unter anderem aus "guten"
Milchsäurebakterien. Innerhalb des von der DBU fachlich und finanziell
geförderten Projekts entwickelte er einen Mix dieser "guten"
Milchsäurebakterien, der das Eindringen und das Vermehren der
"schlechten" Entzündungsbakterien in der Milchdrüse bestmöglich
verhindert. Tests hätten ergeben, dass an Mastitis erkrankte Kühe
durch eine derartige innovative Milchsäurebakterien-Behandlung
gleichermaßen gesund geworden seien wie durch die herkömmliche
antibiotische Methode, aber keine Unverträglichkeiten festgestellt
worden seien.

Bakteriophagen-Cocktail hilft gegen Infektionskrankheit bei
Geflügel 

Eine weitere praxistaugliche Alternative zu Antibiotika wurde durch
ein von der DBU fachlich und finanziell gefördertes Projekt in der
Geflügel-Haltung gefunden. Bei einer bakteriellen Infektionskrankheit
bei Geflügel, der Colibacilose, kommt es in den Organen der Tiere zu
einer übermäßigen Vermehrung des Bakteriums Escherichia coli. Bisher
werde wegen der vergleichsweise hohen Sterberate eine schnelle
antibiotische Behandlung der Tiere durchgeführt. Allerdings gebe es
bereits Resistenzen. Innerhalb des Projekts habe das Unternehmen PTC
Phage Technology Center aus Bönen (Nordrhein-Westfalen) die Wirkung
von Bakteriophagen getestet, natürliche Widersacher von Bakterien, die
Bakterien sehr spezifisch abtöten könnten. Für Zellen höherer
Lebewesen sind die Phagen unschädlich.

Medizinische Maßnahmen und Tierhaltung verbessern

Um auch zukünftigen Generationen Zugang zu sicheren und wirksamen
Antibiotika zu ermöglichen, rät die DBU in ihrer Fachinformation
"Arzneimittelrückstände in der Umwelt", unnötige
Antibiotikaverordnungen abzustellen sowie Hygiene- und
Vorsorgemaßnahmen zu verbessern. In der Tierhaltung müssten
Stallmanagement, Abluftmanagement, Herdengröße sowie die
Verabreichungspraxis der Arzneimittel über Futter beziehungsweise
Tränkwasser überdacht und gegebenenfalls geändert werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dbu.de/123artikel37952_2362.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news704134

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 17.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/352: Generalversammlung des Forums Nachhaltiges Palmöl (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 17. Oktober 2018

Generalversammlung des Forums Nachhaltiges Palmöl

Parlamentarischer Staatssekretär Michael Stübgen: "Ziel ist 100
Prozent nachhaltig erzeugtes Palmöl"



Anlässlich der Generalversammlung des Forums Nachhaltiges Palmöl
(FONAP) und der Veröffentlichung der Studie "Der Palmölmarkt in
Deutschland 2017" von Meo Carbon Solutions im Auftrag des FONAP heute
in Berlin, erklärt der Parlamentarische Staatssekretär bei der
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Michael Stübgen:

"Wir setzen uns hierzulande, aber auch auf EU-Ebene dafür ein, dass
agrarische Rohstoffe wie Palmöl nachhaltig erzeugt werden. Unser
Bedarf an dem wertvollen Pflanzenöl darf nicht dazu führen, dass
kostbare Naturwaldflächen abgeholzt werden, Brandrodungen verheerende
Waldbrände auslösen oder Landrechte indigener und anderer
Bevölkerungsgruppen verletzt werden. Als Abnehmer tragen Unternehmen,
Politik sowie Verbraucherinnen und Verbraucher Verantwortung für die
Art der Gewinnung des Rohstoffes. Das Bundeslandwirtschaftsministerium
setzt als Mittel zur Umsetzung dieser Verantwortung auf
Multi-Stakeholder-Initiativen und freiwillige Selbstverpflichtungen
der Industrie, nur nachhaltig zertifizierte Rohstoffe einzusetzen.
Außerdem wollen wir gemeinsam mit der EU einen Aktionsplan gegen
Entwaldung voranbringen.

Mit dem Forum Nachhaltiges Palmöl gibt es in Deutschland seit 2013
eine Plattform mit Leuchtturmcharakter, die maßgeblich zum Anstieg des
Anteils an zertifiziertem Palmöl in unserem Land beigetragen hat. Bis
zur Erreichung des Ziels, also der ausschließliche Nutzung von
nachhaltig zertifiziertem Palmöl bis zum Jahr 2020, sind wir
allerdings noch ein gutes Stück entfernt. Die Zahlen der Meo-Studie
zeigen deutlich: In einigen Branchen wie z. B. der Futtermittel- und
Chemieindustrie liegt der Zertifizierungsanteil von 26 beziehungsweise
27 Prozent noch weit hinter den Erwartungen zurück. Hier erwarten wir
ein schnelles Umsteuern. Am Anteil von 85 Prozent in der
Lebensmittelbranche erkennt man: Trotz hohem Preisdruck sind
Veränderungen zugunsten von Nachhaltigkeit möglich. Das Angebot an
zertifiziertem Palmöl übersteigt nach wie vor die Nachfrage. Die
Produzenten haben also die Möglichkeit, nachhaltiges Palmöl zu kaufen!

Im August 2018 hat das Bundeslandwirtschaftsministerium für das Forum
eine dritte Förderphase bis Ende 2021 in Höhe von 1,5 Millionen Euro
bewilligt. Damit erhält das Forum neue Schlagkraft. So kann es sich
neuen Themenfeldern, wie z. B. der Erarbeitung von Empfehlungen für
Unternehmen zur Vermeidung von menschenrechtlichen Risiken in der
Palmöl-Lieferkette widmen. Wir wollen aber auch den Dialog mit
Produzentenländern wie z. B. Indonesien weiter ausbauen.

Um seine Ziele noch wirkungsvoller und schneller erreichen zu können,
benötigt das FONAP mehr Mitglieder. Ich appelliere deshalb an alle
Unternehmen - unabhängig von Größe, Industriezweig und
Zertifizierungsgrad: Werdet Mitglied im FONAP! Nur gemeinsam werden
wir es schaffen, das Ziel von 100 Prozent zertifiziertem Palmöl in
Deutschland bis 2020 zu erreichen."

Hintergrund:

Das seit 2013 existierende Forum Nachhaltiges Palmöl (FONAP) ist ein
Zusammenschluss von derzeit 54 Unternehmen, Verbänden und
Nichtregierungsorganisationen, die sich dafür einsetzen, den Anteil
nachhaltig erzeugten Palmöls in Deutschland bis zum Jahr 2020 auf 100
Prozent zu steigern und gleichzeitig existierende Standards und
Zertifizierungen zu verbessern.



Mit der Förderung des FONAP knüpft das
Bundeslandwirtschaftsministerium an den Koalitionsvertrag an. Darin
haben sich die Regierungsparteien dazu bekannt, Initiativen für
nachhaltige, entwaldungsfreie Lieferketten von Agrarrohstoffen (z. B.
Palmöl, Kakao und Soja) zu unterstützen sowie den Nationalen
Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte (www.bmel.de/nap) konsequent
umzusetzen.



Die Studie "Der Palmölmarkt in Deutschland 2017" der Firma Meo Carbon
Solutions im Auftrag des BMEL ist unter 

https://www.forumpalmoel.org/unser-service/download#studien abrufbar.

 * 

Quelle:

Presseerklärung Nr. 153 vom 17.10.2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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AUEN/098: Niedrigwasser des Rheins - Ökologisches Desaster oder Teil der natürlichen Auendynamik? (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 18. Oktober 2018

Niedrigwasser des Rheins - Ökologisches Desaster oder Teil der
natürlichen Auendynamik?

NABU: Gesunde, naturnah renaturierte Fließgewässer sind besser für
Folgen des Klimawandels gewappnet | Tier- und Pflanzenarten der
Flussauen sind grundsätzlich an natürliche Auendynamik angepasst



Düsseldorf/Kranenburg - Der aktuelle Pegelstand des Rheins in Emmerich
beträgt derzeit 20 cm, Tendenz weiter sinkend. Dies ist noch unter dem
bisherigen offiziell niedrigsten Niedrigwasserstand von 28 cm im Jahr
2003. Und noch ist kein Ende der langanhaltenden Trockenheit in Sicht.
Landwirtschaft und Schifffahrt spüren die Auswirkungen schon länger
und auch die Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt sind bereits
seit dem Frühjahr in der gesamten Aue zu beobachten. "Insgesamt kann
man aber nicht von einem ökologischen Desaster für den Rhein sprechen,
denn ein Wechsel von hohen oder niedrigen Wasserständen ist in einer
Flussaue normal", erklärte Josef Tumbrinck, Vorsitzender des NABU NRW.

Pflanzen und Tiere der Aue haben ihren Lebensrhythmus an die Abfolge
von Hoch- und Niedrigwässern angepasst und die Flussaue mit ihren
speziellen und dynamischen Lebensbedingungen zu ihrem Lebensraum
gemacht. Extrem niedrige Wasserstände des Rheins wie derzeit stellen
die Lebensgemeinschaften der Aue dennoch vor große Herausforderungen.

Die Hitze des Sommers machte vor allem den Fischen zu schaffen. "Durch
die gesunkenen Temperaturen ist der Sauerstoffgehalt im Wasser jedoch
aktuell wieder angestiegen, so dass keine akute Erstickungsgefahr für
die Fische mehr besteht", so der NABU-Landeschef. Allerdings sei in
vielen Gewässern das Wasser immer noch sehr flach, so dass Fressfeinde
der Fische wie Haubentaucher oder Kormorane nun leichtes Spiel haben.
Verbliebene Auengewässer böten zudem Rückzugsräume für Jungfische,
Amphibien, Muscheln und Schnecken.

Einige Vogelarten, die - wie die Wiesenvogelarten Kiebitz, Rotschenkel
und Uferschnepfe - auf genügend feuchte Brutgebiete angewiesen sind,
hatten bereits im Frühjahr Probleme. Zur Aufzucht ihrer Jungtiere sind
sie auf feuchte und insektenreiche Böden angewiesen. Durch die bereits
früh einsetzende Trockenheit fanden sie nicht genügend Nahrung für
ihre Jungen, so dass der Bruterfolg teilweise sehr gering war und die
Tiere ihre Brutgebiete nicht selten frühzeitig verließen.

Es gebe aber auch Gewinner der diesjährigen Trockenheit. An den
trockengefallenen Ufern der Auengewässer und entlang des Rheins
konnten sich in diesem Sommer Pflanzenarten der sogenannten
Schlammfluren prächtig entwickeln. Sie sind auf zeitweise
trockenfallende Ufer, auf denen sich keine andere Vegetation befindet,
angewiesen, da sie nicht besonders konkurrenzstark sind. In Jahren mit
hohen Wasserständen kommen sie fast nicht zum Vorschein, da die
entsprechenden vegetationsarmen Flächen dann unter Wasser also nicht
zur Besiedlung zur Verfügung stehen.

Tumbrinck: "Natürlich hat der derzeitige sehr niedrige Wasserstand
Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere, insgesamt sind diese aber für die
wenigsten Arten bedrohlich." Naturnahe oder naturnah renaturierte
Flüsse mit funktional miteinander verbundenen Fluss-, Ufer- und
Auenbereichen böten den dort lebenden Tier- und Pflanzenarten
Spielräume, solche Extremereignisse für die Arten ohne großen Schaden
zu überstehen. Deshalb sei es so wichtig, heimische Fließgewässer im
Sinne der EU- Wasserrahmenrichtlinie in einen guten ökologischen
Zustand zu bringen. Auch weil im Zuge des Klimawandels häufiger mit
solchen Ereignissen zu rechnen sei, erwarte der NABU NRW diesbezüglich
kontinuierliche Anstrengungen von Seiten der Landesregierung.

Der von der Schifffahrt geäußerten Forderung nach einer weiteren
Vertiefung der Fahrrinne des Rheins erteilte der NABU NRW in diesem
Zusammenhang eine klare Absage. "Dies verstärkt nur die Probleme für
die Natur und die flussnahe Landwirtschaft und widerspricht allen
Zielen geltender Europäischer Gesetze und Verordnungen wie der
EU-Wasserrahmen-Richtlinie und der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie",
sagte Tumbrinck.

Der Rhein habe sich in den letzten 100 Jahren ungefähr zwei Meter in
seine Sohle eingeschnitten, da die Flussufer befestigt und damit die
seitliche Entwicklung des Rheins unterbunden wurde. Dies habe zu einer
zunehmenden Entkopplung von Fluss und Flussaue und dem Verlust
potenzieller Auenlebensräume geführt. Zudem würde durch eine weitere
Vertiefung des Rheins der Grundwasserstrom an den Flussufern geändert,
was zu negativen trockenheitsbedingten Auswirkungen auf die
Landwirtschaft führen könne. Weiterhin befürchte der NABU negative
Auswirkungen auf die flussnahen Schutzgebiete.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 75/2018, 18.10.2018

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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RECHT/074: Kahl und illegal - abgeholzter Eschen- und Erlensumpfwald in FFH-Gebiet (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 17. Oktober 2018

Kahl und illegal 

Geschützter Eschenwald hätte trotz Pilz nicht abgeholzt werden dürfen



Weil ein 2 Hektar großer Eschen- und Erlensumpfwald im FFH-Gebiet
"Meerdorfer Holz" bei Peine nach einem Pilzbefall vor zwei Jahren
abgeholzt wurde, hatte der BUND Niedersachsen den Landkreis Peine
wegen Nicht-Einhaltung des Naturschutzrechtes verklagt. Heute hat das
Verwaltungsgericht Braunschweig entschieden, dass der Landkreis die
Rodung des Eschenwaldes nicht hätte genehmigen dürfen. Der Bescheid
war rechtswidrig.

Der BUND kritisiert die Abholzung in einem Lebensraum nach der
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie scharf. Das Landschaftsschutzgebiet
steht aufgrund seiner hohen Artenvielfalt unter europäischem Schutz.
Auch die Landschaftsschutzverordnung verbietet Kahlschläge von über
einem Hektar Größe. "Die Abholzung dieses geschützten Eschenwaldes
wäre vermeidbar gewesen", sagt Karl-Friedrich Weber, Wald-Experte vom
BUND Niedersachsen. "Stand der fachlichen Praxis ist, dass bei einem
Pilzbefall nur komplett abgestorbene Bäume entfernt werden, während
der Rest stehen bleibt." Denn leichter erkrankte Eschen können sich
vom Pilzbefall erholen, rund zehn Prozent der Bäume sind gegen die
Krankheit immun. "Es ist wichtig, resistente Bäume zu erhalten, damit
diese ihre Samen weitergeben können", so der BUND-Experte. "Ein
Kahlschlag ist aus ökologischer Sicht der schlechteste Weg!"

Bei dem Radikaleingriff im Meerdorfer Holz wurde der Boden vielerorts
stark beschädigt. "Das artenreiche Waldgebiet ist von hohem
ökologischen Wert und ein wichtiges Refugium für stark gefährdete
Arten. Diese drastischen Maßnahmen haben den sensiblen
Feuchtlebensraum im Meerdorfer Holz stark gestört und sind absolut
unverhältnismäßig", betont auch Heiner Baumgarten,
BUND-Landesvorsitzender. "Leider sind Kahlschläge dieser Art gegen das
Eschentriebsterben kein Einzelfall. Der BUND fordert daher
Waldbesitzer zu einem anderen Umgang mit diesem Baumschädling auf."

Bestandteil der Klage war zudem, dass die Naturschutzverbände an der
Entscheidung nicht beteiligt wurden. Auch in diesem Punkt gab das
Verwaltungsgericht Braunschweig dem BUND Recht. "Hätte man die
Umweltverbände im Vorfeld eingebunden, so hätte man sicher gemeinsam
eine Alternative zur Abholzung des Eschenwaldes gefunden", so Weber.

Hintergrund: 

Das Landschaftsschutzgebiet "Meerdorfer Holz" umfasst 430 Hektar. Rund
die Hälfte ist Staatsforst, die andere Hälfte wird von
Forstgenossenschaften bewirtschaftet. Das Gebiet ist sehr artenreich:
Neben Erlen-Eschenwäldern finden sich hier Buchen-Eichen-Mischwälder
mit feuchtem Eichen-Hainbuchenwald, Feuchtwiesen und Kleingewässern.
Besonderer Schutzzweck ist die Erhaltung des gleichnamigen
FFH-Gebietes durch den Schutz und die Entwicklung der natürlichen
Standortbedingungen für wertbestimmende FFH-Lebensraumtypen und Arten.
Damit ist auch die Erhaltung seltener Auenwälder mit Erlen und Eschen
gemeint, die nun der Axt zum Opfer gefallen sind. Sie sind Lebensraum
zahlreicher geschützter Tier- und Pflanzenarten wie Pirol, Nachtigall
und Bach-Nelkenwurz.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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AKTIONSTAGE/963: "Stunde der Wintervögel" bundesweit, 4.-6.1.2019 (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 18. Oktober
2018

Terminhinweis und Einladung (4.-6.1.2019)

"Stunde der Wintervögel" 2019

Deutschlands größte Vogelzählung startet wieder



Vom 4. bis 6. Januar 2019 findet zum neunten Mal die bundesweite
"Stunde der Wintervögel" statt: Der Naturschutzbund Deutschland (NABU)
und sein bayerischer Partner Landesbund für Vogelschutz (LBV) rufen
Naturfreunde auf, eine Stunde lang die Vögel am Futterhäuschen, im
Garten, auf dem Balkon oder im Park zu zählen und dem NABU zu melden.
Im Mittelpunkt der Aktion stehen vertraute und oft weit verbreitete
Vogelarten des Siedlungsraums, wie Meisen, Finken, Rotkehlchen und
Spatzen.

Die "Stunde der Wintervögel" ist die größte wissenschaftliche
Mitmachaktion Deutschlands, bei der möglichst viele Menschen gemeinsam
große Datenmengen sammeln und so wichtige Hinweise zur Entwicklung der
heimischen Vogelbestände geben. Die Langzeitstudie liefert
Naturschützern eine Fülle wertvoller Informationen zum Schutz der
Artenvielfalt. 2018 beteiligten sich an der Aktion mehr als 136.000
Vogelfreunde.

Termin: 4. bis 6. Januar 2019

Ort: deutschlandweit

Die NAJU lädt bei der "Schulstunde der Wintervögel" vom 7. bis 11.
Januar 2019 alle kleinen Vogelfreunde ein, im Park, auf dem Schulhof
und im Garten eine Stunde lang Vögel zu zählen und mehr über sie zu
erfahren. Welche Vögel kann ich im Winter beobachten und wie kommen
sie über den Winter? Mit den Mitmachaktionen der NAJU lernen die
Kinder die heimischen Wintervögel und ihre Besonderheiten kennen.

Meldeschluss für die "Stunde der Wintervögel" 2019 ist der 15. Januar.

weitere Informationen zur Aktion:

www.stundederwintervoegel.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 18.10.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84
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BILDUNG/3284: Vortrag "Bienen treffen Blumen - eine elektrisierende Beziehung", Dresden, 6.11.


Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme - 17.10.2018

Wissenschaft im Theater: "Bienen treffen Blumen: Eine
elektrisierende Beziehung"



Am 6.11.2018 hält Prof. Daniel Robert ab 19:00 Uhr im Rahmen der Reihe
"Wissenschaft im Theater" einen Vortrag zum Thema "Bienen treffen
Blumen: Eine elektrisierende Beziehung"

Bienen und Blumen sind seit langem in Symbiose verbunden. Bienen
erhalten Pollen und Nektar von Blumen und im Gegenzug werden Blumen
bestäubt. Aber wie können Bienen wissen, wann eine Blume bereit ist,
Pollen und Nektar abzugeben? Blumen sind schön für Bienen, um sie als
Bestäuber anzuziehen. Durch die Evolution reagieren Bienen auf Farbe,
Geruch, Form, Beschaffenheit, ja sogar Feuchtigkeit und Temperatur
einer Blume sehr empfindlich. Prof. Robert und sein Team haben
herausgefunden, dass Bienen auf das schwache, aber stets vorhandene,
elektrische Feld einer Blume sensibilisiert sind. Sie können sich
sogar bestimmte Felder merken und sich daran erinnern. In dem Vortrag
wird erklärt, wie Blumen zu einem elektrostatischen Feld kommen und
wie und warum die Biene das bemerken kann. Am Ende des Vortrags wird
die Frage stehen, wie weitere Lebewesen, z.B. Insekten und Spinnen,
empfindlich für solche elektrischen Felder sind.

Prof. Robert studierte bis 1985 Experimentelle Biologie an der
Universität Neuenburg in der Schweiz und promovierte 1989 an der
Universität Basel. Nach Stationen an der Cornell University in den
USA, dem Wissenschaftskolleg zu Berlin und der Universität Zürich, ist
Daniel Robert Professor für Bionanowissenschaften an der School of
Biological Science der University of Bristol. Prof. Roberts
Forschungen beinhalten die Entwicklung und Verwendung von analytischen
Methoden für die Messung von Schwingungen im Nanobereich in
biologischen Systemen. Er ist Träger des Royal Society/Wolfson
Research Merit Award.

Der Eintritt ist frei. Veranstaltungsort: Staatsschauspiel Dresden -
Kleines Haus, Glacisstraße 28, 01099 Dresden. Beginn: 19:00 Uhr Die
Vortragsreihe "Wissenschaft im Rathaus/Theater" wird seit 1999 vom 
Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme, der Landeshauptstadt
Dresden und der TU Dresden veranstaltet.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news704138

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2110

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme - 17.10.2018
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BILDUNG/3283: Moose und Farne. Wenig beachtet, oft dominant - Frankurt, 19.10.


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 17.10.2018

Wenig beachtet, oft dominant in der Vegetationsdecke

Eine Führung am 19. Oktober im Wissenschaftsgarten der Goethe
Universität beschäftigt sich mit dem Thema "Moose und Farne".



FRANKFURT. Dort, wo mildes und dauerfeuchtes Klima herrscht, sind
Moose und Farne oft dominante Elemente der Vegetationsdecke. Durch den
verborgenen Lebenszyklus und ihre auf den ersten Blick nicht
auffälligen Merkmale werden sie oft von Pflanzeninteressierten weniger
beachtet. Die Führung "Moose und Farne" im Wissenschaftsgarten der
Goethe-Universität auf dem Campus Riedberg soll den Blick für diese
Pflanzengruppen schärfen. Dr. Ralph Mangelsdorff, wissenschaftlicher
Mitarbeiter im Institut für Ökologie, Diversität und Evolution, wird
aus den Beständen der Gewächshäuser Vertreter dieser Gruppen
vorstellen und ihre Ökologie erläutern.

Treffpunkt ist um 16.00 Uhr am Eingang Wissenschaftsgarten, Altenhöfer
Allee 1f. Die Führung dauert voraussichtlich 90 Minuten.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news704142

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 17.10.2018
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DEMO/257: Anti-Atom-Treck vom Bundesamt für Strahlenschutz zur Bundesgesellschaft für Endlagerung, 20.10. (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 18.
Oktober 2018

Samstag (20.10.2018) Anti-Atom-Treck vom Bundesamt für
Strahlenschutz (BfS) in Salzgitter-Lebenstedt zur Bundesgesellschaft
für Endlagerung (BGE) in Peine / Auch der BBU ruft zur Teilnahme auf




(Bonn, Hannover, 18.10.2018) Neben zahlreichen Initiativen und
Verbänden ruft auch der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU) für den kommenden Samstag (20.10.2018) zur Teilnahme an einem
Anti-Atom-Treck in Niedersachsen auf. Der Treck wird vom Bundesamt für
Strahlenschutz (BfS) in Salzgitter-Lebenstedt zur Bundesgesellschaft
für Endlagerung (BGE) in Peine führen. Veranstalter der Aktion ist ein
Bündnis aus rund 15 Organisationen. Mit vielen Menschen wollen sie
gemeinsam aufbrechen, um die BGE als Betreiber der Anlagen ASSE II und
Schacht KONRAD aufzufordern, ihre Aktivitäten auf den Schachtneubau an
der ASSE zu konzentrieren und das sinnlose Projekt KONRAD endlich
aufzugeben. Der Treck wird ca. 30 km lang werden und aus Treckern,
Fahrrädern, Autos und Motorrädern bestehen. Mit der Aktion soll der
gemeinsamen Forderung "ASSE leerräumen - KONRAD aufgeben" Nachdruck
verliehen werden.

Der BBU betont, dass angesichts der zum Teil noch bis Ende 2022
laufenden Atomkraftwerke und der bisher unbefristeten Laufzeit der
Uranfabriken in Gronau und Lingen weiterhin erheblicher Atommüll
anfallen wird. Udo Buchholz vom BBU-Vorstand fordert daher
grundlegend, "dass alle AKW und Uranfabriken stillgelegt werden
müssen, damit die bereits vorhandenen Atommüll-Mengen nicht noch
weiter vergrößert werden".

Erfreut ist der BBU darüber, dass auch gewerkschaftliche
Organisationen wie die IG Metall Fraktion im VW-Werk Salzgitter den
Anti-Atom-Treck mit organisieren.

Ablauf des Trecks

Der Treck beginnt am Samstag mit einer Auftaktkundgebung in 
Salzgitter-Lebenstedt um 10 Uhr vor dem Bundesamt für Strahlenschutz, 
Willy-Brandt-Str. 5. Die Hauptkundgebung findet um 12.15 Uhr in Vechelde
statt (Platz vor dem Bürgerzentrum, Hildesheimer Str. 5). Mit der
Abschlusskundgebung in Peine vor dem Sitz der Bundesgesellschaft für
Endlagerung (BGE), Eschenstraße 55, von 15.30 Uhr bis 16 Uhr endet die
ganze Veranstaltung. Es ist auch möglich, nur an einzelnen Abschnitten
des Trecks teil zu nehmen und man muss auch nicht an allen
kundgebungen teilnehmen. Sinnvoll ist es aber schon, möglichst an
allen Etappen des Trecks dabei zu sein.

Ausführliche Informationen über den Ablauf des Trecks, über die
Redebeiträge bei den Kundgebungen sowie über Anreisemöglichkeiten
findet man unter https://www.anti-atom-treck.de. Telefonische
Auskünfte gibt es unter 0151-27 16 98 68.

Im Aufruf zur Teilnahme an dem Treck heißt es u. a.:

"Im Frühjahr dieses Jahres gab der Betreiber von Schacht KONRAD - die
Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) - bekannt, dass sich die
Inbetriebnahme des geplanten Endlagers für schwach- und
mittelradioaktiven Atommülls zum wiederholten Male verschieben würde:
Von 2022 auf 2027. Es dauert länger, es wird teurer, die Diskrepanz
zwischen Plan und Realität wird immer größer und bei alldem geraten
Sicherheitsaspekte immer weiter in den Hintergrund. Zusätzlich wird
das Projekt augenfällig immer sinnloser: fehlende Rückholbarkeit,
ungeklärte Transportfragen und für große Mengen schwach- und
mittelradioaktiven Mülls wird ein weiteres Lager notwendig werden.

Gleichzeitig kommt die Rückholung des Atommülls aus der ASSE nicht
voran obwohl die Zeit angesichts des drohenden Absaufens des Bergwerks
davonläuft. Das zentrale Bauwerk für die Rückholung ist der neu zu
errichtende Schacht 5. Dessen Fertigstellung ist erst für 2028 geplant
und muss dringend beschleunigt werden. Aus dem Desaster mit der ASSE
hat die Bundesregierung Konsequenzen für den zukünftigen langfristigen
Umgang mit dem Atommüll gezogen: Für ein Endlager darf kein
vorhandenes Bergwerk genutzt und der Atommüll muss für einen langen
Zeitraum rückholbar gelagert werden. Dies muss auch für Schacht KONRAD
gelten!"

Quelle und vollständiger Text:

https://www.anti-atom-treck.de/aufruf.



Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet
unter http://www.bbu-online.de und telefonisch unter 0228-214032.

Die Facebook-Adresse lautet www.facebook.com/BBU72

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 18.10.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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BEGEGNUNG/1882: Hanau - "Cafe Auszeit" für Angehörige von demenziell Erkrankten am 26. Oktober


Cafe Auszeit" im Mehrgenerationenhaus Fallbach

Nächster Treff für Angehörige von demenziell Erkrankten am 26. Oktober



Zweimal im Monat findet im Mehrgenerationenhaus Fallbach eine
besondere Veranstaltung für Menschen mit demenziell erkrankten
Angehörigen statt. Bei diesem Angebot, dass seit fast 10 Jahren
existiert, können sich Betroffene in lockerer Kaffeehaus-Atmosphäre
über ihren Alltag austauschen. Selbstverständlich sind auch die
Erkrankten eingeladen. Jeweils am zweiten Freitag im Monat gibt es
dieses Angebot in der Zeit von 15.30 bis 17.30 Uhr als
Nachmittagsveranstaltung (mit Kaffee und Kuchen) und immer am letzten
Freitag im Monat, in der Zeit von 10 bis 12 Uhr, wird ein ausgiebiges
Frühstück angeboten. Das nächste Café Auszeit findet am 26. Oktober in
der Zeit von 10 bis 12 Uhr statt. Eine vorherige Anmeldung ist
erforderlich.

In der ersten Stunde wird dabei erst einmal in großer Runde mit allen
gemeinsam gespeist. Für die zweite Stunde wird die Gruppe getrennt:
Zum einen haben hier nun die pflegenden Angehörigen die Möglichkeit,
sich in einem moderierten Gesprächskreis auszutauschen, bestimmte
Themen zu vertiefen oder aktuelle Informationen zum Thema Demenz zu
erhalten. Zum anderen verbringen währenddessen die erkrankten
Angehörigen und die eigens dafür ausgebildeten Betreuungskräfte mit
verschiedenen Aktivitäten, wie gemeinsamem Singen oder Spielen eine
anregende Zeit. Pflegende Angehörige können dieses Angebot
selbstverständlich auch ohne ihre erkrankten Familienmitglieder
nutzen.

Interessierte Angehörige erhalten nähere Informationen und haben die
Möglichkeit sich anzumelden beim Mehrgenerationenhaus Fallbach,
Reichenberger Straße 59, 63452 Hanau, Telefon 06181-6686785,
(Ansprechpartnerin ist Gerta Rebentisch).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1232: Mönchengladbach - "Cajon selber bauen und spielen lernen" am 3.11.2018


Cajon selber bauen und spielen lernen



Ob Drumgrooves für die unplugged Session, authentische Rumba, Flamenco
oder eigene Percussion-Musik, mit dem Cajon ist alles möglich. Die
Teilnehmer bauen in diesem Workshop zunächst ihr eigenes Cajon, um es
danach auszuprobieren.

3.11.2018, 10:00 - 16:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182D5222S

Kosten: 45 Euro, zzgl. 45 Euro für den Bausatz vor Ort zu bezahlen

Weitere Informationen und Anmeldung sind www.vhs-mg.de oder Tel. 02161
/ 25-6400 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7354: Bielefeld - Stadtrundgang "Spurensuche - Bielefeld in der NS-Zeit" am 21.10.


Spurensuche: Bielefeld in der NS-Zeit



Bielefeld (bi). Am Sonntag, 21. Oktober, veranstaltet das Historische
Museum einen historischen Stadtrundgang, der sich mit der NS-Zeit in
Bielefeld befasst. Die Stadt ist zwar von nationalsozialistischen
Großbauten verschont geblieben, dennoch gibt es Gebäude wie Kasernen
und Rüstungsfabriken, die in dieser Periode für staatliche Zwecke
errichtet wurden. Der etwa zwei Stunden dauernde Rundgang beginnt um
11 Uhr an der Museumskasse. Die Teilnahme kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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